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Vorwort

Vorwort

Das Kooperationsmodell Trinkwasserschutz ist seit 1992 

im Niedersächsischen Wassergesetz verankert. Aktuell 

arbeiten die Wasserwirtschaft und die Landwirtschaft in 

373 Trinkwassergewinnungsgebieten gemeinsam an der 

Umsetzung von Maßnahmen zum Grundwasserschutz.

Die erste Aulage des „Anwenderhandbuchs für die 
Zusatzberatung Wasserschutz“ wurde 2001 veröffentlicht. 

Darin wurden fachliche Standards zu den Methoden der 

Wasserschutzzusatzberatung und zur Erfolgskontrolle 

gesetzt. Seitdem hat sich das Anwenderhandbuch vor al-

lem zur Entwicklung von umfassenden Schutzkonzepten 

in den Trinkwassergewinnungsgebieten etabliert.

Die Neuaulage des Anwenderhandbuchs orientiert 
sich an der wachsenden Bedeutung des Gewässerschut-

zes unter den sich ändernden Rahmenbedingungen 

in der Landwirtschaft. Die Methodenbeschreibung der 

Erstaulage wurde entsprechend dem aktuellen Erkennt-
nisstand praxisnah aktualisiert. Erstmals wurde auf das 

Berichts- und Dokumentationswesen als Grundlage für 

eine transparente und efiziente Konzeptgestaltung ein-

gegangen.

Folgende Neuerungen sind besonders hervorzuhe-

ben:

Die Vorgehensweise im Gewässerschutz wird anhand 

von mehrjährigen Schutzkonzepten auf der Basis von 

Grundlagendaten und einer klaren Prioritätensetzung 

erläutert. Dabei werden die Instrumente der Düngebera-

tung als zentrales Element der Wasserschutzzusatzbera-

tung ausführlich dargestellt. 

Mit dem Ziel, langfristige grundwasserschonende 

Produktionssysteme zu etablieren, wird anhand von kon-

kreten Anwendungsbeispielen die nachhaltige Wirkung 

von landwirtschaftlichen, erwerbsgärtnerischen sowie 

forstwirtschaftlichen Maßnahmen  zur Verminderung von 

Nährstoffeinträgen exemplarisch dargestellt. 

Weiterhin werden neue Erkenntnisse zur Erfolgskon-

trolle, die aus der Praxiserfahrung der Wasserschutzzu-

satzberatung und aus den Ergebnissen von Modell- und 

Pilotprojekten abgeleitet wurden, dargestellt. Denn insbe-

sondere mit Blick auf die Qualitätssicherung der Ressour-

ce Trinkwasser hat die Erfolgskontrolle zur Überprüfung 

der Wirksamkeit und der  Efizienz der Schutzkonzepte 
weiter an Bedeutung gewonnen.

Darüber hinaus werden die Konzepte zur Erreichung 

der Qualitätsziele gemäß der EG-Wasserrahmenrichtlinie 

erläutert, die seit 2010 auf der Basis der Erfahrungen mit 

dem kooperativen Trinkwasserschutz umgesetzt werden, 

da die Grundwasserkörper auf über 60% der Landes-

läche Niedersachsens nicht in dem geforderten „guten 
chemischen Zustand“ sind.   

Die Umsetzung der Wasserschutzzusatzberatung, die 

Flächenmaßnahmen und das Wirkungsmonitoring in der 

Zielkulisse zur Nitratreduktion sowie Maßnahmen zum 

Schutz der Oberlächengewässer werden ausführlich 
erläutert. 

Bei der Gestaltung nachhaltiger Maßnahmenprogram-

me sind die Wechselwirkungen zwischen den Umwelt-

medien Wasser, Natur, Boden und Klima von entschei-

dender Bedeutung. Die Darstellung der Bewertung der 

Umweltleistungen verschiedener Flächenmaßnahmen 

rundet den Bereich der fachlichen Neuerungen ab.  

Das vorliegende neue Anwenderhandbuch soll den 

Akteuren im Gewässerschutz wie gewohnt  eine ver-

lässliche Hilfestellung bei der Planung, Umsetzung und 

Überprüfung ihrer Konzepte bieten. Die vielfältigen Aktua-

lisierungen und Ergänzungen sowie die noch stärkere 

fachübergreifende Ausrichtung bietet die Grundlage für 

eine weitere Efizienzverbesserung der Programme. 
Mein besonderer Dank gilt allen Beteiligten, die an der 

Bearbeitung dieser Neuaulage des Anwenderhandbuchs 
mitgewirkt haben und denjenigen, die sich auch zukünftig 

der anspruchsvollen Aufgabe eines lächendeckenden 
Gewässerschutzes in Niedersachsen widmen. 

Stephan-Robert Heinrich

Geschäftsbereichsleiter III – Gewässerbewirtschaftung, 

Flussgebietsmanagement
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Das Niedersächsische Kooperationsmodell

Auf Grundlage des bundesweit geltenden Wasserhaus-

haltsgesetzes und der Novellierung des Niedersäch-

sischen Wassergesetzes (NWG) wurde 1992 mit der 

Einführung der Wasserentnahmegebühr (WEG) der 

Startschuss zum Niedersächsischen Kooperationsmodell 

Trinkwasserschutz zwischen der Land- und der Wasser-

wirtschaft gegeben (Nds. Landtag 1992). Die WEG wird 

seither vornehmlich zur vorbeugenden Minderung land-

wirtschaftlicher Stoffeinträge ins Grundwasser eingesetzt. 

Die Maßnahmenprogramme sollen vor allem die Nitrat-

belastung in den Förderbrunnen und Vorfeldmessstellen 

der Wasserversorgungsunternehmen (WVU) senken 

und eine gute Qualität des Trinkwassers sichern. Um 

dieses Ziel zu erreichen, wurden die Wasserschutzzu-

satzberatung (WZb) etabliert und  es werden Freiwillige 

Vereinbarungen auf den landwirtschaftlichen Flächen in 

den Trinkwassergewinnungsgebieten (TGG) umgesetzt. 

In den ersten Jahren des Niedersächsischen Koopera-

tionsmodells wurden die grundlegenden Organisations-

strukturen aufgebaut und die fachlichen Konzepte für die 

Maßnahmenprogramme mit der Landwirtschaft entwi-

ckelt. Aufgrund der Initiative einzelner niedersächsischer 

Wasserversorgungsunternehmen wurden die ersten 

regionalen Trinkwasserschutzkooperationen bereits vor 

der ofiziellen Einführung in 1992 gegründet. Diese waren 
Vorreiter für die derzeit landesweit 74 bestehenden Ko-

operationen.

Niedersachsen war eines der ersten Bundesländer, 

das die Wasserentnahmegebühr erhoben hat, um damit 

gezielt den Gewässerschutz zu inanzieren.

Die Verwendung der WEG ist gemäß § 28 Absatz 3 

des NWG (Nds. Landtag 2010) geregelt. Folgende Instru-

mente des niedersächsischen Gewässerschutzes werden 

inanziert:

 ■ die zusätzliche Beratung der land-, forstwirtschaftli-

chen oder erwerbsgärtnerischen Nutzer von Grund-

stücken einschließlich der damit im Zusammenhang 

stehenden Boden- und Gewässeruntersuchungen

 ■ der Ausgleich von wirtschaftlichen Nachteilen, die 

aufgrund einer vertraglich vereinbarten, über die Gute 

fachliche Praxis hinausgehenden Einschränkung der 

land-, forstwirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen 

Nutzung von Grundstücken entstehen (z. B. Freiwillige 

Vereinbarungen)

 ■ die Erkundung und Bewertung von Grundwasserbe-

lastungen

 ■ die Erforschung einer besonders auf den Grundwas-

serschutz ausgerichteten Land- und Forstwirtschaft 

sowie eines entsprechend ausgerichteten Erwerbs-

gartenbaus in Wasserschutzgebieten anhand von 

Modell- und Pilotprojekten.

Meilensteine des Niedersächsischen 
Kooperationsmodells
Das Prioritätenprogramm Trinkwasserschutz des Nieder-

sächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Kli-

maschutz (MU 2007; s. Kap. 2.1.3) ist das entscheidende 

Grund- und Trinkwasserschutz in Niedersachsen 

1
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Instrument für das landeseinheitlich nachvollziehbare 

Vorgehen zur Finanzierung von Grundwasserschutzmaß-

nahmen in den Trinkwasserschutzkooperationen. 

Fachliche Standards und Methoden für die Zusatz-

beratung Wasserschutz wurden im Anwenderhandbuch 

(NLÖ 2001) veröffentlicht. Die nun vorgelegte Aktua-

lisierung des Anwenderhandbuchs berücksichtigt die 

veränderten gesetzlichen Grundlagen und Rahmenbedin-

gungen. Neue fachliche Erkenntnisse, Erfahrungen und 

weiterentwickelte Methoden werden beschrieben.

Zusätzlich tragen Modell- und Pilotprojekte zur Erfor-

schung einer gewässerschonenden Landbewirtschaftung 

zum Erfolg des Niedersächsischen Kooperationsmodells 

bei.

Der erstmalig 1996 vom Niedersächsischen Landes-

amt für Ökologie (NLÖ) durchgeführte Grundwasser-

Workshop bietet allen am vorsorgenden Gewässerschutz 

beteiligten Akteuren ein Forum zum fachlichen Aus-

tausch. Dieses Forum ist auch weiterhin eine zentrale 

Veranstaltung der niedersächsischen Wasserwirtschafts-

verwaltung. 

Übertragung der Erfahrungen auf die 
Zielkulisse gemäß EG-WRRL 
Mit Blick auf die Anforderungen der Nitratrichtlinie wurde 

mit der Verabschiedung der Richtlinie 2000/60/EG (EG 

2000) des Europäischen Parlaments und des Rats im 

Oktober 2000 ein Ordnungsrahmen für Maßnahmen der 

Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik geschaffen.

Seit Inkrafttreten der EG-WRRL sind gemäß Arti-

kel 9 alle Mitgliedsstaaten verplichtet, ein integriertes 
Wasserbewirtschaftungsmanagement einzuführen. Bei 

vorliegenden Belastungen sind Bewirtschaftungskon-

zepte und Maßnahmenprogramme zu erstellen und 

umzusetzen, um langfristig die Gewässer in einem guten 

Zustand zu erhalten bzw. diesen wieder herzustellen. Für 

das Grundwasser steht der gute chemische Zustand im 

Vordergrund. Gemäß der aktuellen Bewertung sind ca. 

60 % der Landesläche Niedersachsens aufgrund diffuser 
Belastungen durch die Landwirtschaft (Hauptbelastungs-

faktor Nitrat) in einem schlechten Zustand.

Mit Bezug auf die vorgenannten Anforderungen zur 

Erstellung von Maßnahmenprogrammen und die aktuelle 

Belastungssituation durch diffuse Stoffeinträge in das 

Grundwasser bieten die langjährigen Erfahrungen im 

kooperativen Trinkwasserschutz in Niedersachsen eine 

gute Grundlage bei der Maßnahmenplanung und -umset-

zung in der Zielkulisse zur Nitratreduktion. Analog zum 

Vorgehen in den Trinkwassergewinnungsgebieten erfolgt 

im Rahmen der WZB nach entsprechender Gebietserfas-

sung eine räumliche Prioritätensetzung. Die anschließen-

de Maßnahmenauswahl und -umsetzung wird durch die 

WZB fachlich begleitet (s. Kap. 3.1). Zum Nachweis der 

Maßnahmenwirkung wird ein umfangreiches Wirkungs-

monitoring durchgeführt (s. Kap. 3.2). Zum fachlichen 

Austausch vor Ort haben sich regionale Grundwasser-

kreise gebildet.

Grund- und Trinkwasserschutz in Niedersachsen
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Umsetzung des Niedersächsischen  
Kooperationsmodells zum Trinkwasserschutz

Die Wasserschutzzusatzberater erstellen ein fünfjähriges 

Schutzkonzept (s. Kap. 2.2). Dieses beschreibt die Ziele 

in dem/den TGG der Trinkwasserschutzkooperation. Es 

enthält neben den gebietlichen Grunddaten das an die 

Standortverhältnisse angepasste Beratungs-, Maßnah-

men- und Erfolgskontrollkonzept. Es ist Voraussetzung 

für die Inanspruchnahme von Finanzmitteln für Grund-

wasserschutzmaßnahmen in TGG. Zur Umsetzung der 

im Schutzkonzept beschriebenen Leistungen wird ein 

Finanzhilfevertrag zwischen dem Land Niedersachsen 

und dem WVU abgeschlossen. Die WZB wird in Nieder-

sachsen EU-koinanziert, während die landwirtschaftli-

Das vorrangige Ziel des Niedersächsischen Kooperati-

onsmodells ist die nachhaltige Vermeidung und Redu-

zierung diffuser Stoffeinträge, vor allem von Nitrat, aber 

auch von Planzenschutzmittelrückständen in das Grund-

wasser (GW).

Die Trinkwasserschutzkooperationen setzen sich 

häuig aus mehreren TGG verschiedener Wasserver-
sorgungsunternehmen (WVU) zusammen. Gemäß der 

niedersächsischen Kooperationsverordnung (KoopVO) 

(MU 2007c) sind die Kooperationen eigenverantwortliche 

Gremien der WVU und der Landbewirtschafter, die auf 

freiwilliger Basis mit dem gemeinsamen Interesse am 

Trinkwasserschutz zusammenarbeiten. Bei Beschlüssen 

gemäß KoopVO verfügen sie jeweils über die gleiche 

Stimmenzahl. Die Geschäftsführung der jeweiligen 

Kooperation liegt bei den WVU. Für bestimmte Themen 

werden weitere Institutionen als Gäste hinzugezogen, die 

über kein Stimmrecht verfügen, z. B. die Untere Wasser-

behörde (UWB), der Niedersächsischer Landesbetrieb 

für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN), 

oder die Landwirtschaftskammer (LWK) (s. Abb. 1). Der 

mit der WZB beauftragte Beratungsträger ist das zentrale 

Bindeglied zwischen allen Akteuren der Trinkwasser-

schutzkooperation, die an der Verringerung der Belastun-

gen des Grundwassers in den TGG zusammenarbeiten. 

Die Beauftragung des Beraters für die Wasserschutz-

zusatzberatung erfolgt entsprechend den Vorgaben des 

Vergaberechts durch das geschäftsführende WVU und 

den Beschluss der Kooperation. In Niedersachsen sind 

derzeit überwiegend landwirtschaftlich-wasserwirtschaft-

lich ausgerichtete Ingenieurbüros oder die LWK mit der 

WZB beauftragt.

Wasserversorger 
und 

Landbewirtschafter 
im Trinkwassergewinnungsgebiet 

 

Wasserschutz-
zusatzberatung 

NLWKN 

Untere 
Wasserbehörde 

Landwirtschafts-
kammer 

Interessierte 
weitere  

Behörden + 
Institutionen 

2

Abb. 1: Mitglieder einer Trinkwasserschutzkooperation und 
Beteiligte am Kooperationsmodell (NLWKN)
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chen Flächenmaßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen, 

FV) derzeit ausschließlich landesseitig inanziert werden.
Das Niedersächsische Prioritätenprogramm Trink-

wasserschutz (MU 2007a) gibt anhand nachvollziehbarer 

gebietsspeziischer Kriterien einen fachlich abgestuften 
Handlungsrahmen für die Maßnahmen zum Grundwas-

serschutz vor (s. Tab. 1). Auf dieser Grundlage erfolgt 

eine transparente Zuteilung der Fördermittel für die ein-

zelnen TGG. Der Fördersatz der einzelnen Handlungspri-

oritäten bezieht sich auf den landwirtschaftlich genutzten 

Flächenanteil im TGG. Für die Prioritätensetzung werden 

in erster Linie die Nitratkonzentration des Sicker-, Grund- 

und Rohwassers zugrunde gelegt. Sulfatbelastungen 

oder Belastungen durch Planzenschutzmittelrückstän-

de werden bei Erfordernis ebenfalls berücksichtigt. Die 

Handlungspriorität ist in vier Bereiche unterteilt (s. Tab. 2).

Tab. 1: Intensität der Beratung und Maßnahmen nach Handlungsbereichen (MU 2007a)

Handlungsbereich A Handlungsbereiche B 1 und B 2 Handlungsbereich C

a) WZB (Basispräsenz) a) WZB (Basispräsenz) a) WZB (Basispräsenz)

b) Basismaßnahmen b) Basismaßnahmen b) Basismaßnahmen

c) WZB (Intensivberatung) c) WZB (Intensivberatung)

d) Spezielle Maßnahmen d) Spezielle Maßnahmen

e) Spezielle Maßnahmen mit  
hohem Extensivierungsgrad

Tab. 2: Handlungsbereiche, Fördersätze und deren Qualitätsziele (MU 2007a)

Handlungsbereich [€/ha LF] Hauptkriterium der Einstufung Qualitätsziel

geringe 
Priorität

A 27,38
berechnete Nitratkonzentration im Sicker-
wasser < 25 mg/l

Sicherung der guten Grundwasser-
qualität

mittlere 
Priorität

B 1 51,52 Nitratkonzentration im Rohwasser,
Nitratkonzentration im Grundwasser  
(ausgenommen Festgestein)
weitere Belastungshinweise

Verminderung der bodennutzungs-
abhängigen Belastung (z. B. Nitrat-
belastung)B 2 64,26

hohe  
Priorität

C 82,15
Fördermengengewichtete Nitratkonzentrati-
on im Rohwasser >  25 mg/l
weitere Belastungshinweise

deutliche Verminderung der boden-
nutzungsabhängigen Belastung zur 
langfristigen Sicherung der Trink-
wassergewinnung 

Die WZB (s. Kap. 2.3) sowie landwirtschaftliche, erwerbs-

gärtnerische und forstwirtschaftliche Flächenmaßnahmen 

(FV) (s. Kap. 2.4 bis 2.6) sind die wichtigsten Instrumente 

für die Umsetzung von Trinkwasserschutzmaßnahmen. 

Mit einer an die Maßnahmenumsetzung angepassten 

begleitenden Erfolgskontrolle wird der Effekt der Maß-

nahmen überprüft (s. Kap. 2.7).So ist jederzeit eine Wei-

terentwicklung der Beratungs- und Flächenmaßnahmen 

möglich. Sämtliche durchgeführten Arbeiten werden in 

Berichten zusammengestellt, bewertet und für landeswei-

te Auswertungen verwendet (s. Kap. 2.8). Der Ablauf der 

WZB ist in Abbildung 2 dargestellt.

2 Umsetzung des Niedersächsischen Kooperationsmodells zum Trinkwasserschutz
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Ergänzend zu den Aktivitäten in den TGG werden Modell- 

und Pilotprojekte (MUP) durchgeführt, um gewässer-

schonende Landbewirtschaftungssysteme und innovative 

Maßnahmen sowie Empfehlungen für eine systematische 

Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen zu 

etablieren und weiter zu entwickeln.

Weitere Maßnahmen zur Verringerung der Grundwas-

serbelastung stellen der gezielte Flächenerwerb sen-

sibler Standorte zur Extensivierung landwirtschaftlicher 

Nutzlächen (extensives Grünland), zur Bewirtschaftung 
nach den Kriterien des ökologischen Landbaus oder zur 

Aufforstung dar. Aufgrund der Kosten und der Entwick-

lung auf dem Pachtpreismarkt für Ackerland wird der 

Flächenerwerb jedoch zurzeit nicht gefördert.

Abb. 2:  
Vorgehen bei der Wasser-
schutzzusatzberatung

Fazit

Das Kooperationsmodell ist die Grundlage für einen 

gemeinsamen, zielorientierten Trinkwasserschutz vor 

Ort.

Das niedersächsische Prioritätenprogramm Trink-

wasserschutz regelt anhand einheitlicher, fachlicher 

Kriterien die Fördermittelzuteilung für die Umsetzung 

der Grundwasserschutzmaßnahmen in den Trinkwas-

serschutzkooperationen entsprechend der gebiets-

speziischen Handlungspriorität. Die Erreichung der 
Ziele des Schutzkonzepts erfolgt anhand festgelegter 

Erfolgsparameter im Rahmen des Ergebnisberichts 

der Wasserschutzzusatzberatung.

Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft sowie 

Erwerbsgartenbau arbeiten freiwillig und kooperativ 

bei der Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnah-

men auf der Basis gemeinsam abgestimmter und 

verbindlicher Schutzkonzepte zusammen.
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2.1 Erhebung und Auswertung von 
Grundlagendaten

Vor Beginn der Arbeiten in einer Trinkwasserschutzko-

operation ist es unabdingbar, die Ausgangslage genau 

zu erfassen und Planungsgrundlagen zu erstellen. 

Hierzu gehören eine Gebietserfassung, eine stofliche 
Ist-Zustandsanalyse und die innergebietliche Priori-

tätensetzung. In den folgenden drei Kapiteln werden 

diese Punkte ausführlich erläutert. Nach Erarbeitung der 

Grundlagendaten bestehen die Voraussetzungen für die 

Erstellung eines gebietsspeziischen Schutzkonzepts  
(s. Kap. 2.2).

2.1.1 Gebietserfassung

Die Grundwasserschutzmaßnahmen werden in den TGG 

Niedersachsens zur Vermeidung bzw. Verringerung von 

stoflichen Belastungen des Grundwassers umgesetzt. 
Zur Bewertung der standörtlichen und landwirtschaftli-

chen Belastungsschwerpunkte sowie zur efizienten und 
zielorientierten Planung von Grundwasserschutzmaß-

nahmen werden Grundlagendaten zu den Gebietseigen-

schaften benötigt. Die Tätigkeit der WZB beginnt in der 

Regel mit der Ermittlung folgender Basisdaten:

 ■ Kartograische Erfassung der Gebietskulisse

 ■ Ermittlung der Flächennutzung

 ■ Ermittlung der Daten zur Bodenkunde und  

Hydrogeologie

 ■ Erfassung des stoflichen Zustands

 ■ Erfassung der landwirtschaftlichen Betriebe.

Erfassung der Gebietskulisse
Die Abgrenzung der Gebietskulisse ist die Voraussetzung 

für den gezielten Einsatz der WZB und der Flächenmaß-

nahmen.

TGG werden unterschieden in festgesetzte WSG und 

Wassergewinnungsgebiete ohne Festsetzungsstatus. 

Die Abgrenzung eines TGG erfolgt auf der Grundlage 

eines hydrogeologischen Gutachtens zur Bemessung der 

Lage und Größe des Einzugsgebiets, das im Rahmen 

eines wasserrechtlichen Bewilligungs- oder Erlaubnis-

verfahrens oder eines Ausweisungsverfahrens für ein 

Wasserschutzgebiet (WSG) erstellt wurde. Bei einem 

festgesetzten WSG ist die Abgrenzung gemäß der WSG-

Verordnung verbindlich. Eine Veränderung der Gebiets-

kulisse aufgrund wasserrechtlicher Bedingungen (z. B. 

Änderungen bei der Trinkwasserförderung durch Wegfall 

oder Bau neuer Förderbrunnen) oder neuer hydrogeolo-

gischer Erkenntnisse wird bei der Umsetzung von Grund-

wasserschutzmaßnahmen berücksichtigt.

Ermittlung der Flächennutzung
Durch Verschneidung der Gebietskulisse mit weiteren 

Informationen kann die genaue Flächennutzung (z. B. 

landwirtschaftliche Nutzläche (LN), Forstlächen, Sied-

lungslächen) ermittelt werden. Hierbei werden Kar-
tengrundlagen wie die amtliche Karte 1:5.000 (AK 5) 

verwendet. Die AK 5 stellt die Schnittstelle zwischen der 

automatisierten Liegenschaftskarte und den topograi-

schen Landeskarten dar.

Seit dem Jahr 2005 wird zur Ermittlung der Flächen-

größe das im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und 

Kontrollsystems der Agrarförderung (InVeKoS) einge-

führte Feldblock-System genutzt. Ein Feldblock ist eine 

zusammenhängende landwirtschaftlich nutzbare Fläche, 

die von erkennbaren Außengrenzen (z. B. Wald, Straßen, 

bebautes Gelände, Gewässer, Gräben) umgeben ist 

(Wikipedia 2013). Ein Feldblock kann mehrere landwirt-

schaftlich genutzte Schläge beinhalten, die von einem 

oder mehreren Landwirten bewirtschaftet werden können 

(s. Abb. 3).

Feldblöcke

Schlaginformation

Orthofotos

Flächennutzung

Betriebsdaten

Bodenformen

Nitrataustrag

Hydrogeologie

Grundwasserbeschaffenheit
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Als Bezugsgröße für die Umsetzung von Flächenmaß-

nahmen ist die Ermittlung der Schlagdaten erforderlich. 

Seit 2011 werden Daten aus dem Sammelantrag für 

Agrarförderung und Agrarumweltmaßnahmen (Agrarför-

derung Niedersachsen Digital (ANDI)-Daten) auch für die 

Datenverwaltung, Schlagerfassung und Flächennutzung 

verwendet (s. Tab. 3). Entscheidend ist, dass die Land-

wirte, die diesen Antrag ausfüllen müssen, der digitalen 

Datenweitergabe durch das Servicezentrum Landent-

wicklung Agrarförderung (SLA) zustimmen. Die ANDI-Da-

ten (tabellarische Daten und Schlagskizzen) sind auch für 

den Doppelförderungsabgleich zwischen verschiedenen 

Agrarumweltprogrammen (z. B. MU-Maßnahmenkatalog 

Trinkwasserschutz, NiB-AUM-Programm – ML/MU 2014) 

maßgeblich. Die Anbaufruchtdaten liefern einen guten 

Überblick über die Situation der landwirtschaftlichen 

Flächennutzung. Diese Daten wurden früher, vor der 

zentralen Datenweitergabe durch den Wasserschutzzu-

satzberater, im Rahmen einer Befragung der Landwirte 

bzw. einer Flächenerfassung vor Ort ermittelt. Eine sol-

che Befragung der Landwirte ist heute nur noch für einen 

kleinen Flächenanteil erforderlich. Die digitalen Daten 

werden vom SLA an den NLWKN übergeben und dann 

über das geschäftsführende WVU der WZB zur Bearbei-

tung der FV zur Verfügung gestellt.

Die Informationen zum Bewirtschafter und zu den lä-

chenbezogenen Daten (z. B. Schlaggröße, Bewirtschaf-

Tab. 3: Ausschnitt Antrag auf Agrarförderung (SLA 2014)
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Anlage 1aBremenNiedersachsen
zum Sammelantrag Agrarförderung und Agrarumweltmaßnahmen 2014

Gesamtlächen- und Nutzungsnachweis

BetriebGemeindeLKBLNation

Antragsteller / in 30672

Blattnr. 1
Kennzahl für BundeslandBundesland

Zwischen- bzw. EndsummeFalls zutreffend, bitte ankreuzen; ggf. Kreuz entfernen*3 zu Spalten 7, 14 bis 16:DGL = Dauergrünland, pDGL = potentielles Dauergrünland mit Ansaatjahr, - = kein Grünlandstatus bekannt*1 zu Spalte 5:

Falls zutreffend, laufende Nummer des Verpächters ergänzen (gem. Anlage 4).*4 zu Spalte 17:ggf. Anlage 8 beifügen*2 zu Spalte 7 :

Abb. 3: Feldblöcke (schwarze Umrandung) mit Orthofoto



28

2.1.1 Gebietserfassung

tungsdaten) werden vom Wasserschutzzusatzberater 

über die Zuweisung einer individuellen Schlagnummer in 

einer Datenbank dokumentiert und als Schlagnummern-

karte dargestellt. Die Schlagnummernkarte enthält die 

genauen Schlaggrenzen innerhalb der Gebietskulisse 

des TGG (s. Abb. 4). Eine kontinuierliche Aktualisierung 

ist erforderlich, da Änderungen durch Bewirtschafter-

wechsel oder Flächenänderungen (z. B. Zusammenle-

gung von Schlägen, Teilung von Schlägen) möglich sind. 

Die fortlaufende Datenplege ist eine wichtige Grundlage 
für die Steuerung aller Wasserschutzaktivitäten.

Bodenkundliche Daten
Kenntnisse über die Beschaffenheit der Böden sind eine 

wichtige Grundlage zur Abschätzung von Stoffeinträgen 

in das Grundwasser. Grundsätzlich sollten vorhandene 

bodenkundliche Grundlagen (z. B. Gutachten, Daten der 

Bodenschätzung) genutzt und durch zusätzliche Kartie-

rungen gegebenenfalls ergänzt werden. In Verbindung 

mit Informationen zur Geologie können über eine gezielte 

Kartierung Bodenformenkarten erstellt werden. In der 

Bodenformenkarte werden alle grundlegenden Daten 

(Bodentypen, Bodenarten, Humusgehalte, Daten zum 

Wasserhaushalt) dargestellt. Darauf aufbauend sind 

weitere standortdifferenzierte Auswertungen möglich. Die 

Bodenformenkarte (s. Abb. 5)

 ■ ist Grundlage für die Erstellung einer 

Nitrataustragsgefährdungs(NAG)-Karte

 ■ lässt Rückschlüsse auf das natürliche Ertrags-

potenzial der Standorte zu,

 ■ ermöglicht die Festlegung von standörtlich repräsen-

tativen Probenahmepunkten für die N
min

-Beprobung 

oder das Versuchswesen und

 ■ gibt Aufschluss über die Verbreitung von Böden mit 

natürlicherweise erhöhten N-Vorräten (Niedermoor- 

und Anmoorbereiche), die zu hohen Nitrateinträgen in 

das Grundwasser führen können.

Auf dieser Grundlage ist die Erstellung weiterer Auswer-

tungs- und Planungskarten für den Grundwasserschutz 

möglich. Aus den Bodendaten können in Verbindung mit 

Klimadaten Informationen zum Bodenwasserhaushalt 

(z. B. Feldkapazität, Sickerwasserrate, Austauschhäu-

igkeit und NAG nach DIN (2011)) abgeleitet werden. 
Mithilfe eines geograischen Informationssystems (GIS) 
können die Flächenanteile der vorhandenen Bodenfor-

men durch Verschneidung mit Schlagdaten errechnet 

werden. Diese gehen als Wichtungsfaktoren in die 

Berechnung der schlagbezogenen NAG ein. Es entsteht 

eine Einzelschlag-NAG-Karte, die eine wesentliche 

Grundlage für die innergebietliche Prioritätensetzung für 

die WZB darstellt (s. Abb. 6). 

Legende

Abb. 4: Ausschnitt einer Schlagnummernkarte  
(LWK NiedersachseN 2009a)

Abb. 5: Ausschnitt einer Bodenformenkarte (bathKe 2009)
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Anhand der Sickerwasserrate und der NAG-Daten wer-

den standortabhängig die maximal tolerierbaren Herbst-

Nmin-Werte und Bilanzsalden berechnet, die zur Erfolgs-

bewertung der Nitratkonzentration im Sickerwasser 

herangezogen werden können. Auf der Grundlage einer 

Klasseneinteilung können sie ebenfalls kartograisch 
dargestellt werden.

Hydrogeologische Daten
Hydrogeologische Daten liegen den WVU, den UWB 

und den Landesbehörden vor. Zur Einschätzung der 

hydrogeologischen Situation können Erkenntnisse aus 

hydrogeologischen Gutachten (z. B. zum Brunnen- und 

Grundwassermessstellenbau), Wasserrechtsgutachten 

sowie Gutachten zur WSG-Abgrenzung genutzt werden. 

Folgende Informationen sind für einen grundlegenden 

Überblick im TGG, die Festlegung innergebietlicher Pri-

oritäten (s. Kap. 2.1.3) und die Eignungsbewertung von 

Grundwassermessstellen für die Erfolgskontrolle (s. Kap. 

2.7) interessant:

 ■ der geologische Aufbau (Lage und Tiefe der Deck-

schichten und des Grundwasserleiters)

 ■ die hydrogeologische Situation (Grundwasserneubil-

dung, Strömungsverhalten, Fließrichtung, Fließge-

schwindigkeit, Grundwasserstand)

 ■ der Ausbau der Förderbrunnen und Grundwasser-

messstellen (Ausbaudurchmesser, Filterlage).

Erfassung des stoflichen Zustands
Daten zur Beschaffenheit des Trink-, Roh- und Grund-

wassers liegen bei den WVU, UWB und beim NLWKN 

vor. Gemäß dem Niedersächsischen Wassergesetz 

(Nds. LaNdtaG 2010) sind die WVU verplichtet, die 
Beschaffenheit des zur Trinkwasserversorgung gewon-

nenen Wassers (Rohwasser) untersuchen zu lassen. 

Zur frühzeitigen Erkennung nachteiliger Veränderungen 

der Grundwasserbeschaffenheit werden in Abstimmung 

mit den UWB Vorfeldmessstellen errichtet und unter-

sucht. Der Untersuchungsumfang ist in Niedersachsen 

in besonderen Ausführungsbestimmungen geregelt und 

beinhaltet auch die hier relevanten Parameter wie Nitrat, 

Ammonium und Sulfat. Darüber hinaus sind Kenntnisse 

über das Vorkommen von Verkeimungen im Grundwas-

ser hilfreich, wenn die stofliche Belastungssituation 
erfasst wird.

Aufgrund der vorliegenden Untersuchungsergebnis-

se können Trendaussagen zur stoflichen Belastung für 
einzelne Parameter erfolgen. Optimal für eine weitere Be-

urteilung sind möglichst lange Zeitreihen für die wichtigs-

ten Parameter.

Erfassung landwirtschaftlicher Betriebe
Mithilfe eines Erhebungsbogens (s. Tab. 4) zur Erfassung 

der landwirtschaftlichen Betriebe werden wichtige grund-

wasserschutzrelevante Parameter aufgenommen und für 

die weitere Planung und Prioritätensetzung von Wasser-

schutzmaßnahmen zugrunde gelegt. Erfasst werden z. B.

 ■ der Betriebstyp gemäß den Vorgaben der EU-Min-

destanforderungen an die Betriebssystematik (Acker-

bau-, Gartenbau-, Dauerkultur-, Futterbau-, Verede-

lung-, Verbundbetriebe)

 ■ die Flächennutzung nach Fruchtarten und Flächenan-

teil des Betriebs in der Gebietskulisse

 ■ die Tierhaltung, Anfall an organischem Dünger im 

Betrieb (auch Gärreste)

 ■ die Zufuhr und Abfuhr organischer Wirtschaftsdünger

 ■ die Lagerkapazitäten für Wirtschaftsdünger

 ■ der Zukauf von Mineraldünger

 ■ die maschinentechnische Ausstattung.

Legende
Nitrataustragsgefahr

Abb. 6: Ausschnitt Einzelschlag-NAG-Karte  
(LWK NiedersachseN 2010c)
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Landwirtschaft 

Flächennutzung: 

(*gemäß Prioritätenprogramm 2012) 

Landw. gen. Fläche (LF*):  1542 ha  (58 %)

Wald:   83 ha  (3 %) 

Sonstige:   1019 ha  (39 %)

Gesamt:  2644 ha (100 %)

Landwirtschaftlich genutzte Fläche [LF] 

Kulturarten

(**Einteilung gem. hydrogeol. Gutachten; Lübke, 1985) 

Schutzzone II**: Acker:  0 ha 

 Grünland:  90 ha 

 Gesamt: 90 ha 

Schutzzone III**: Acker: 1201 ha 

 Grünland: 230 ha 

 Gesamt: 1431 ha 

Bedeutende Fruchtarten (2013) 

[Relativer Anteil an der LF] 

Typische Fruchtfolgen: 

Getreide-Zuckerrüben-Fruchtfolge 

z.T. Getreide-Winterraps-Fruchtfolge 

Winterweizen  37 % 

Wintergerste  1 % 

Roggen 1 % 

Sonst. Wintergetreide  2 % 

Sommergetreide  1 % 

Winterraps  10 % 

Z-Rüben 14 % 

Mais 4 % 

Ackergras 2 % 

Stilllegung 2 % 

Grünland 20 % 

Sonstiges 6 % 

Anzahl Schläge 406 Schläge 

Anzahl landwirtschaftliche Betriebe 64 Betriebe insgesamt 

davon 22 Betriebe mit Viehhaltung 

Erwerbstyp der Betriebe 37 Haupterwerb  

27 Nebenerwerb  

Anzahl Bewirtschafter nach Betriebstypen 

(Schwerpunkte) 

Veredelung 1 

Futterbau 9 

Marktfrucht 50 

Gemischt   4 

Betriebsgrößenverteilung 

[Anzahl Betriebe in den Klassen] 

< 25 ha 12 

25-100 ha 29 

100-200 ha 13 

> 200 ha 10 

Einzelbetriebliche Flächenbetroffenheit  

durch das WGG  

[Anzahl Betriebe in den Klassen] 

< 10 % 18 

10-50 % 25 

50-90 % 15 

> 90 %: 6 

Stickstoff-Anfall aus Viehhaltung 10 kg N/ha LF (Mittel incl. Brache)

Stickstoff-Anfall aus Wirtschaftsdüngerimport 15 kg N/ha LF (Mittel incl. Brache)

Anzahl Biogasanlagen mit Gebietsbezug keine (z.T. Vertragsanbau von Mais) 

Tab. 4:  
Beispiel Übersicht der erfassten 
Betriebsstrukturen und Nutzungs-
daten eines TGG 
(LWK NiedersachseN 2013d)

 Für die weitere Ist-Zustandsanalyse (s. Kap. 2.1.2) 

sollten auch Daten zur bisherigen Düngeplanung sowie 

bisherige Nährstoffbilanzergebnisse erfasst werden. 

Neben den fachlichen Daten werden verwaltungstech-

nische Daten (Postanschrift, EU-Registriernummer, 

Bankverbindungen) benötigt, die für die Vermittlung von 

wasserschutzorientierten Flächenmaßnahmen und die 

Versendung von Untersuchungsergebnissen verwendet 

werden.

In der Regel erfolgt mit der Aufnahme der betriebsbe-

zogenen Daten der erste persönliche Kontakt zwischen 

der WZB und den Bewirtschaftern.

Zu Beginn der Beratung ist eine vollständige Gebiets-

erfassung nicht immer möglich. Fehlende Informationen 

und Daten werden nachträglich aufgenommen. Die 

Verwaltung der Daten erfolgt digital in Datenbanken, die 

eine routinemäßige Aktualisierung, Ergänzung und Aus-

wertung für verschiedene Fragestellungen ermöglichen. 

Landwirtschaft
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Durch die Verknüpfung der Datenbanken mit geogra-

ischen Informationssystemen können Auswertungen 
kartograisch dargestellt werden und sind visualisierbar. 
Datenbankanwendungen sind eine wichtige Grundlage 

für den gegenseitigen Datenaustausch aller Akteure im 

Grundwasserschutz. Sie dienen auch der Dokumentati-

on und ermöglichen die Erfüllung von Berichtsvorgaben 

gegenüber Dritten ( s. Kap. 2.8).

2.1.2 Ist-Zustandsanalyse

Für die Ist-Zustandsanalyse wird der stofliche Zustand 
innerhalb einer festgelegten Gebietskulisse anhand be-

stimmter fachlicher Kriterien aus den Bereichen Landnut-

zung, Bodenkunde und Hydrogeologie erfasst. Sie baut 

auf der Gebietsdatenerfassung auf. Als Grundlage dient 

das Zonenmodell, das den Weg des Wassers vertikal von 

der Bodenoberläche bis zum oberen Grundwasserleiter 
beschreibt (s. Kap. 2.7.2, Tab. 54). 

Die Methoden und Bewertungskriterien, die für die 

Untersuchungen zum Ist-Zustand und für die Erfolgskon-

trolle von durchgeführten Grundwasserschutzmaßnah-

men angewendet werden, sind detailliert im Kapitel 2.7 

beschrieben.

Die Analyse und Bewertung der erfassten Daten dient 

folgenden Zwecken:

 ■ als Grundlage für die Einstufung in eine Handlungspri-

orität (s. Kap. 2)

 ■ zur innergebietlichen Prioritätensetzung (s. Kap. 2.1.3)

 ■ als Vergleichsbasis für die Erfolgskontrolle der durchge-

führten Grundwasserschutzmaßnahmen (s. Kap. 2.7).

Bei der Erfassung und Bewertung werden grundsätzlich 

stoflich-analytische von kalkulatorischen Daten unter-
schieden.

Stoflich-analytische Daten
Die Bewertung der erfassten hydrochemischen Da-

ten erfolgt anhand der Richt- und Grenzwerte aus der 

Trinkwasserverordnung (TrinkwV - BMG 2013). Für die 

Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnahmen sind die 

Ergebnisse der Roh- und Grundwasseruntersuchungen 

entscheidend. Die Ergebnisse der Trinkwasseruntersu-

chungen können nicht als Maßstab dienen, da z. B. bei 

Mischwässern mehrerer Brunnen oder durch Aufberei-

tung des Rohwassers zu Trinkwasser kein direkter Bezug 

zu den Grundwasserschutzmaßnahmen besteht.

In den letzten Jahren werden vermehrt Planzen-

schutzmittelwirkstoffe oder deren Abbauprodukte (Me-

tabolite) im Roh- und Grundwasser gefunden. Für die 

Bewertung ist es sinnvoll, zusätzlich zu den Vorgaben 

der TrinkwV auch die Empfehlungen des Umweltbun-

desamtes zur trinkwasserhygienischen Bewertung (Uba 

2008a) und die Informationen des Niedersächsischen 

Landesgesundheitsamtes (NLGA) heranzuziehen. Das 

UBA hat ergänzend zu den Vorgaben der TrinkwV für die 

so genannten nicht relevanten Metabolite (Abbauprodukt 

ohne biologische Wirkung, herbizide Wirkung unter 30 % 

im Vergleich zum Ausgangssubstrat, toxisch unbedenk-

lich) Empfehlungen formuliert, z. B. für Abbauprodukte 

des Chloridazon:

 ■ Gesundheitlicher Orientierungswert: 3 µg/l

 ■ Vorsorgemaßnahmenwert: 10 µg/l.

Fazit

Die Gebietserfassung ist die zentrale Grundlage für 

die Steuerung aller Wasserschutzaktivitäten. Sie 

umfasst die kartograische Darstellung des Trink-

wassergewinnungsgebiets, die Ersterfassung der 

Flächennutzung, die Ermittlung und Auswertung 

bodenkundlicher, hydrogeologischer und hydroche-

mischer Daten sowie eine Ersterfassung der land-

wirtschaftlichen Betriebe.

Mit der umfassenden gebietsbezogenen Daten-

erfassung wird die Grundlage für eine erste Gefähr-

dungsabschätzung geschaffen. Eine kontinuierliche 

Datenplege, vor allem der landwirtschaftlichen 
Daten, ist erforderlich.
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Rohwasseruntersuchung

Die WVU sind nach den Vorgaben des MU verplich-

tet, die Beschaffenheit des zur Trinkwasserversorgung 

gewonnenen Rohwassers und der Vorfeldmessstellen 

jährlich zu untersuchen. Die Nitratbelastung des Roh-

wassers ist hierbei das Hauptkriterium für die Einstufung 

eines TGG nach dem niedersächsischen Prioritätenpro-

gramm (MU 2007a) (s. Kap. 2.1.3). Untersuchungen auf 

Planzenschutzmittelrückstände werden in der Regel alle 
drei Jahre durchgeführt. Die Liste der zu untersuchenden 

Wirkstoffe und Metabolite wird im Auftrag des Nieder-

sächsischen Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 

Gleichstellung (MS), des MU und des Niedersächsischen 

Ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-

cherschutz (ML) in Abstimmung mit dem NLWKN und der 

LWK Niedersachsen erarbeitet.

Aufgrund der vorliegenden Untersuchungsergebnis-

se kann der Entwicklungstrend für einzelne stofliche 
Parameter abgeleitet werden, wenn ausreichend lange 

Zeitreihen vorhanden sind. Zu berücksichtigen ist, dass 

sich positive Effekte der Grundwasserschutzmaßnahmen 

in der Regel erst mittel- bis langfristig im Rohwasser 

widerspiegeln. Durch eine Altersbestimmung mit Isoto-

penmethoden (s. Kap. 2.7.6.3) können gegebenenfalls 

genauere Erkenntnisse zu den Fließzeiten des Grund-

wassers gewonnen werden, sodass abgeschätzt wer-

den kann, wann die Maßnahmenwirkung im Rohwasser 

eintritt. Auch Änderungen bei der Grundwasserförderung 

(z. B. Förderraten, angeschlossene Brunnen) können die 

Rohwasserqualität beeinlussen und sollten bei der Beur-
teilung der zeitlichen Entwicklung der Rohwasserqualität 

beachtet werden.

Grundwasseruntersuchung

Grundwassergüteanalysen von Vorfeldmessstellen sind 

eine wichtige Grundlage für die Bewertung der Belas-

tungssituation, aber auch für die spätere Etablierung 

eines Untersuchungsprogramms zur Erfolgskontrolle von 

Grundwasserschutzmaßnahmen. Sie werden auch für die 

Ermittlung der Priorität eines TGG herangezogen.

Gebietsrepräsentative Messnetze, die der Untersu-

chung von stoflichen Belastungen dienen, sind in den 
TGG meist nicht vorhanden. Für eine räumlich differen-

zierte Ist-Zustandsanalyse sollten die Ergebnisse der 

Grundwasseruntersuchungen immer im Zusammenhang 

mit den hydrogeologischen Erkenntnissen bewertet 

werden. Von Bedeutung sind Informationen zu den 

Grundwasserströmungsverhältnissen, zur Filterlage der 

Grundwassermessstellen sowie zur bisherigen Untersu-

chungshäuigkeit. Messstellen mit geringen Filtertiefen 

(< 5 m unter Grundwasseroberläche) sind besonders 
geeignet für die Ist-Zustandsanalyse, da sie die engste 

räumliche und zeitliche Beziehung zwischen der Land-

nutzung und der Grundwasserqualität gewährleisten. 

Zur Bewertung sollten nur Grundwassermessstellen 

verwendet werden, die im obersten Grundwasserleiter 

bis maximal 20 m unter Gelände veriltert sind. So lassen 
sich Stoffbelastungen im Zulussbereich von Förderbrun-

nen frühzeitig erfassen.

Bei der analytischen Betrachtung von Nitrat muss 

der mögliche Nitratabbau im Untergrund berücksichtigt 

werden. Werden Grundwassermessstellen mit einer 

geringen Filterlage unter Gelände für die Bewertung 

herangezogen, ist meist noch kein Nitratabbau erfolgt 

und die gesamte zum Grundwasser ausgetragene Nitrat-

konzentration kann erfasst werden. Beim biochemischen 

Nitratabbau im Untergrund (Sulidoxidation) entstehendes 
Sulfat steht nach Abzug der geogenen Hintergrundbelas-

tung dem Nitrat im stöchiometrischen Verhältnis gleich 

(MU 2007a). Aufgrund der chemischen Zuordnung kann 

unter diesen Umständen Sulfat auch als Parameter zur 

Bewertung der stoflichen Belastung verwendet werden. 
Liegen Ergebnisse einer N

2
/Ar-Untersuchung des Grund-

wassers (s. Kap. 2.7.9) vor, können diese Ergebnisse 

auch für eine Bewertung der Nitratbelastung im Grund-

wasser verwendet werden.

Sickerwassergüte-Untersuchung

Untersuchungen der Sickerwassergüte in der ungesät-

tigten Zone sind vor Beginn der WZB meist nicht vor-

handen. Aussagen zur Sickerwasserqualität können als 

„potenzielle“ Sickerwassergüte aus Bilanzsalden und der 

Sickerwasserrate abgeleitet werden. Diese Daten werden 

der kommunalen Agrarstatistik (LSKN 2013) entnommen, 

die alle drei bis vier Jahre aktualisiert wird (s. Kap. 2.7.5). 

Es ist zu empfehlen, Analysen der Sickerwassergüte zu 

Beginn der Beratung sowie in den Folgejahren wiederholt 

durchzuführen.

Saugkerzen und Lysimeter liefern Sickerwasserpro-

ben, deren Analyse Aufschluss über die Sickerwasser-

konzentration zu einem bestimmten Zeitpunkt gibt. In der 

Praxis werden sie meist nur beim Versuchswesen oder 

bei lachgründigen Standorten genutzt, bei denen andere 
Methoden der Ist-Zustandserfassung nicht geeignet sind 

(s. Kap. 2.7.5.1).

Herbst-Nmin-Untersuchungen ermöglichen die Be-

wertung der potenziellen N-einträge in das Grundwasser, 

die durch die landwirtschaftliche Flächennutzung eines 

Anbaujahrs verursacht werden. Aus dem Herbst-Nmin-

Wert kann anhand der Sickerwasserrate die potenzielle 
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Nitratbelastung des Sickerwassers errechnet werden (s. 

Kap. 2.7.4).

Die Ergebnisse von bodenkundlichen Tiefenproi-

len stellen die Stoffkonzentration im Tiefenverlauf in der 

ungesättigten Zone dar. Mit dieser Methode kann die 

Nitratkonzentration im Sickerwasser ermittelt werden. 

Durch die tiefenabgestufte Untersuchung wird die Höhe 

der Sickerwasserbildung einschließlich der N-Mineralisa-

tionsvorgänge und des Nitratabbaus in der Wurzelzone 

über die gesamte Vegetationsperiode erfasst. Kann der 

Tiefenverlauf bis zur Grundwasseroberläche untersucht 
werden, ist im Ergebnis die Ableitung der stoflichen Aus-

waschung aus einer mehrjährigen Flächenbewirtschaf-

tung möglich (s. Kap. 2.7.5.2).

Kalkulatorische Daten
Flächennutzung nach Fruchtarten

Die landwirtschaftliche Nutzläche wird differenziert in 
Grünland- und Ackernutzung. Die Ackernutzung wird 

nach Fruchtarten unterschieden. Die Erfassung dieser 

Daten erfolgt weitestgehend digital aus den Anträgen 

auf Agrarförderung (s. Kap. 2.1.1), in denen Angaben 

zur landwirtschaftlichen Flächennutzung eines Betriebs 

schlaggenau erfasst sind. Zusätzliche Informationen 

können durch ergänzende Betriebsbefragungen im Rah-

men der WZB aus den Ergebnissen der Erhebungsbö-

gen bzw. aus Ackerschlagkarteien entnommen werden. 

Je nach Verfügbarkeit sollten diese Daten rückwirkend 

mindestens für den Zeitraum einer Fruchtfolge ermit-

telt werden. Empfehlenswert ist aber die Betrachtung 

eines Zeitraums, der über eine Fruchtfolge hinausgeht. 

Eine rückwirkende Erfassung der Flächennutzung nach 

Fruchtarten kann zusätzlich einen Überblick zum Umfang 

von Nutzungsänderungen, wie dem Umbruch von lang-

jährigen Grünland- oder Brachlächen, geben.

Nährstoffbilanzen

In einer Schlagbilanz werden die Nährstoffzufuhr 

und die Nährstoffabfuhr eines Bewirtschaftungsschlags 

saldiert (s. Kap 2.7.3.3). Durch die Verrechnung der 

Salden mit der Sickerwasserrate kann die potenzielle Ni-

tratkonzentration im Sickerwasser berechnet werden. Die 

Flächenanteile der jeweiligen Nutzungsform (Acker oder 

Grünland) gehen in die Berechnung teil- oder gesamtge-

bietlicher Mittelwerte ein.

Gemäß Düngeverordnung (BMELV 2009a) müssen 

landwirtschaftliche Betriebe mit einer landwirtschaftlichen 

Nutzläche > 10  ha ihre Nährstoffvergleiche auf Basis 
von Feld-Stall-Bilanzen oder aggregierten Schlagbi-

lanzen eine jährliche Flächenbilanz erstellen (s. Kap. 

2.7.3.2). Für diese Bilanz werden neben belegbaren 

Ausgangsdaten (Mineraldünger, Marktprodukte) berech-

nete (symbiotische N-Düngung, Wirtschaftsdünger) und 

zum Teil geschätzte Daten (Futter- und Grünlanderträge) 

zugrunde gelegt. Aufgrund vieler Schätzdaten ist die Aus-

sagekraft dieses Bilanzansatzes besonders in tierhalten-

den Betrieben eingeschränkt.

Bei der Hoftorbilanz (HTB) werden die Nährstofim-

porte und die Nährstoffexporte eines gesamten Betriebs 

gegenübergestellt (s. Kap. 2.7.3.1). Die nach der Dün-

geverordnung anrechenbaren gasförmigen N-Verluste 

bei der Tierhaltung werden gesondert ausgewiesen. Der 

N-Saldo der HTB kann ohne Abzug gasförmiger Verluste 

(Bruttobilanz) oder mit Abzug gasförmiger Verluste (Net-

tobilanz) angegeben werden. Die Erstellung dieser Bilanz 

ist somit objektiv und reproduzierbar. Sie ist buchmäßig 

belegbar und basiert deutlich weniger auf Schätzdaten 

(baUmGärteL et al. 2007); deshalb wird sie favorisiert. Der 

bei der HTB ermittelte N-Saldo wird als Erfolgsindikator 

für die Düngeberatung und als Indikator für die N-Belas-

tung im TGG herangezogen, wenn mehr als 20 % der 

Fläche eines landwirtschaftlichen Betriebs im TGG liegen 

(NLWKN 2012a; (s. Kap. 2.7)).

Für die Bewertung des Ist-Zustands bzw. des Erfolgs 

der Grundwasserschutzmaßnahmen ist es vorteilhaft, 

Feld-Stall-Bilanzen bzw. HTB für zurückliegende Jahre zu 

berücksichtigen. 

Durch Kombination der Ergebnisse der HTB und der 

Schlagbilanz können mögliche Nährstoffüberhänge iden-

tiiziert werden. Aufbauend auf diesen Ergebnissen kann 
der einzelbetriebliche Beratungsbedarf zur Düngung 

zielgerichtet optimiert werden.

Fazit

Entsprechend der Systematik des Zonenmodells 

kann durch die Bewertung der Daten der Gebietser-

fassung für ein Trinkwassergewinnungsgebiet von 

der Bodenoberläche bis zur Grundwasseroberlä-

che eine erste Abschätzung der stoflichen Belas-

tung des Grundwassers abgeleitet werden.

Die Ist-Zustandsanalyse ist die Grundlage für ein 

fachlich fundiertes und problemorientiertes Vorge-

hen bei der Planung und Umsetzung von Grund-

wasserschutzmaßnahmen. Sie dient gleichzeitig als 

Vergleichsbasis für die Erfolgskontrolle der Grund-

wasserschutzmaßnahmen.
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2.1.3 Innergebietliche  
Prioritätensetzung

Für die TGG wird die gesamtgebietliche Handlungspri-

orität für Grundwasserschutzmaßnahmen nach dem 

niedersächsischen Prioritätenprogramm (PP) (MU 2007b) 

bestimmt. Zur Planung, Lenkung und Umsetzung von 

Grundwasserschutzmaßnahmen erfolgt eine weiterge-

hende innergebietliche Differenzierung. Die Verschnei-

dung der verschiedenen Informationen wird durch die 

Verwendung eines geograischen Informationssystems 
(GIS) und entsprechende Datenbanken erheblich ver-

einfacht. Diese Systematik ermöglicht einen Überblick 

über die verschiedenen Daten, die für das TGG in 

unterschiedlicher Datendichte und Qualität vorliegen. 

Durch die Erstellung von Auswertungskarten kann die 

innergebietliche Prioritätensetzung allen Beteiligten in der 

Trinkwasserschutzkooperation fachlich umfassend und 

transparent vorgestellt werden. Diese Vorgehensweise 

erleichtert auch die Entscheidung der Trinkwasserschutz-

kooperation über den Inhalt der Schutzkonzepte (s. Kap. 

2.2) und die Festlegung von Zielgrößen für bestimmte 

Erfolgsparameter, die nach der Kooperationsverordnung 

(MU 2007d) gefordert sind.

Ausgehend von den aufbereiteten Informationen aus 

der Gebietserfassung (s. Kap. 2.1.1), der Ist-Zustands-

analyse (s. Kap. 2.1.2) und gegebenenfalls weiterer Da-

ten aus der Erfolgskontrolle (s. Kap. 2.7) wird durch die 

Verschneidung der Informationen eine lächenhafte Diffe-

renzierung grundwasserschutzrelevanter Risikobereiche 

vorgenommen. Die innergebietliche Prioritätensetzung 

sollte im Zuge der Erfolgs- und Efizienzkontrolle immer 
wieder überprüft und bei Bedarf an veränderte Gebiets- 

und Nutzungsbedingungen angepasst werden. Es wird 

zwischen standort- und betriebsbezogenen Prioritäten 

unterschieden. Bei einer gesamtgebietlichen Bewertung 

sollte eine gemeinsame Betrachtung der standort- und 

betriebsbezogenen Priorität erfolgen.

Standortbezogene Prioritätensetzung
Folgende Informationen sind für die innergebietliche Prio-

ritätensetzung bedeutsam (s. Abb. 7):

 ■ Hydrogeologische Informationen (z. B. Grundwasser-

neubildung, Strömungsverhältnisse, Kenntnisse zum 

Fördermanagement der Brunnen, Schichtenaufbau 

aus Schichtenverzeichnissen der Brunnen und Grund-

wassermessstellen, Daten zur Grundwassergüte)

 ■ Geologische Informationen (z. B. Schutzpotenzial der 

Deckschichten, Mächtigkeit der ungesättigten Zone)

 ■ Informationen zum Schutzstatus des Wasserschutz-

gebiets (z. B. Lage und Aulagen in den Schutzzonen)

 ■ Bodeninformationen (z. B. Nitrataustragsgefährdung, 

Erkenntnisse zu Nährstoffumsetzungs- oder -freiset-

zungspotenzialen (z. B. bei Auen- oder Niedermoor-

standorten), Erosionsgefährdung)

 ■ Flächennutzungsdaten (z. B. Acker, Grünland (An-

gaben zu Grünlandumbrüchen), Brache, ortsübliche 

Fruchtfolgen)

 ■ Bewirtschaftungserkenntnisse (z. B. Düngung, N-Flä-

chenbilanzen, Herbst-Nmin)

 ■ Weitere Umweltinformationen (z. B. mit Bezug zur EG-

WRRL, zum Naturschutz).

Ein vorgegebenes Verfahren zur Festlegung der inner-

gebietlichen Prioritätensetzung gibt es nicht. Es ist aber 

sinnvoll, zunächst die lächenbezogenen Daten im GIS 
zusammenzuführen. Nach der Bewertung der Einzelpara-

meter im Rahmen der Ist-Zustandsanalyse können diese 

zu einer morphologischen Prioritätenkarte verschnitten 

werden. Daraus werden anschließend die schlagbezo-

genen Prioritäten abgeleitet, die für die Beratungsarbeit 

benötigt werden. Im Ergebnis werden somit Flächen 

schlagspeziisch nach ihrer Bedeutung zur Umsetzung 
unterschiedlich speziizierter Grundwasserschutzmaß-

nahmen, z. B. auf Basis eines Punktesystems, sortiert. 

Für die nicht prioritär eingestuften Flächen des TGG wird 

im Sinne des lächendeckenden Grundwasserschutzes 
ein „Basisangebot“ für Beratung und Maßnahmen gemäß 

den Vorgaben im Prioritätenprogramm angeboten, wäh-

rend für höher prioritäre Flächen eine „Intensivberatung“ 

sowie weitergehende Flächenmaßnahmen zum Tragen 

kommen.

Für das weitere Vorgehen, z. B. die Festlegung von 

Ziellächen für standortspeziische Grundwasserschutz-

maßnahmen oder die Entwicklung von Konzepten zur 

Erfolgskontrolle, werden weitere Daten der Gebietser-

fassung bzw. der Ist-Zustandsbewertung einbezogen. 

Gegebenenfalls muss geprüft werden, ob die vorliegen-

den Daten im Umfang, in ihrer Qualität und Häuigkeit 
für die weitere Prioritätensetzung genügen oder ob die 

Erhebung zusätzlicher Daten (z. B. durch den Bau neuer 

Grundwassermessstellen) erforderlich ist.
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Betriebsbezogene Prioritätensetzung
Zur zielgerichteten Lenkung der Beratungsaktivitäten 

innerhalb eines TGG ist eine Prioritätensetzung für die 

Betriebe sinnvoll. Sie ermöglicht die Identiizierung von 
Kernbetrieben für die Beratung.

Wesentliche Kriterien für die betriebsbezogene Priori-

tätensetzung sind:

 ■ die Größe des Betriebs und seiner landwirtschaft-

lichen Nutzläche

 ■ der Flächenanteil des Betriebs im TGG (z. B. Anteil 

prioritärer Flächen, Multiplikatorfunktion)

 ■ Hoftorbilanz für Stickstoff

 ■ der mittlere Viehbesatz

 ■ der N-Anfall pro Hektar aus eigener Viehhaltung 

sowie importierten organischen Düngern (tierischer 

Wirtschaftsdünger und Gärreste) und/oder Sekundär-

rohstoffen.

Schlagkarte mit Katasterdaten 
u. a. 
Flächenschnitt
Besitzstrukturen

Bodenkarte
u. a.
Bodenformen
Stoffpotenziale

Wasserförderung
u. a.
Förderbrunnen,
Schutzzonen,
Hydrologische 
Informationen

Prioritätenkarte

Abb. 7: Digital aufbereitete Informationen aus der Gebietserfassung, der Ist-Zustandsanalyse und der Erfolgskontrolle werden zu 
einer Prioritätenkarte verschnitten (IGLU 2001).

Nitrataustrags-
gefährdung 

Flächennutzung 
u. a.
Fruchtfolge
aktuelle Frucht
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Zur Festlegung der Beratungspriorität landwirtschaftlicher 

Betriebe werden aufgrund der gebietsspeziischen Rah-

menbedingungen betriebliche Prioritätenklassen gebildet. 

Durch eine entsprechende Gewichtung einzelner Kriteri-

en (z. B. hoher Viehbesatz) ergibt sich für jeden Betrieb 

eine bestimmte Gesamtpunktzahl. Abbildung 8 zeigt ein 

Punkteschema (iNGUs 2003), mit dem die Ergebnisse 

der lächenbezogenen Prioritätensetzung und der Anfall 
an organischem Stickstoff (Norg-Anfall) des Betriebs zur 

gesamtbetrieblichen Prioritätenbewertung zusammenge-

führt werden. Dabei werden Flächen mit hoher Priorität 

dreifach im Vergleich zu den übrigen Flächen des Be-

triebs bewertet. Der Norg-Anfall von 160 kg Stickstoff führt 

zu einer Verdopplung der Punktesumme. Entsprechend 

der Gesamtpunktzahl wird eine Prioritätenliste aller Be-

triebe in einem TGG, abgestuft in eine geringe, mittlere 

oder hohe einzelbetriebliche Beratungspriorität, erstellt. 

Eine kontinuierliche Überprüfung und Anpassung der 

Prioritätenliste ist sinnvoll.

Ziel der Einstufung ist die Erkennung des Handlungs-

bedarfs an speziellen gesamtbetrieblichen oder überbe-

trieblichen Maßnahmen in landwirtschaftlichen Betriebs-

zweigen, Nutzungssystemen oder Betrieben und ihre 

Umsetzung im Rahmen der WZB.

Beratungsgebiet: IG Weser
 

1

Betrieb 

Betriebsfläche im 
Gebiet

Betriebsfläche mit hoher 
Priorität (NAG 4-5)

Priorität 
Gebiet Norg-Anfall

Code-Nr.
LF 

gesamt

LF im 
Gebiet

Betriebsfläche
Flächen-
punkte Flächenpunkte

Vieh-
haltung

WiDü / 
SeroDü 
Import

Summe 
Gesamt
betrieb

mittlerer 
Norg-
Anfall Bewertung

Punkte-
Summe des

erreichter 
Flächenanteil 
im Gebiet (%)

(ha) WSG (ha) Punkte (ha) Punkte  gesamt kg N kg N kg N kg/ha Faktor Betriebes
1 330,0 HM C 262,8 263 60 120 66 448 13.200 13.200 40 1,5 672 77
2 361,3 HM C 316,7 317 8 17 79 413 724 724 2 1 413 170
3 330,0 EM B 112,0 112 14 29 0 234 14.688 14.688 45 1,5 351 231
4 142,0 HM C 144,5 145 44 89 36 269 5.040 5.040 35 1,25 337 273
5 365,5 EN C 63,0 63 0 0 16 257 806 806 2 1 257 344
6 130,0 GL C 54,6 55 49 99 14 167 10.471 10.471 81 1,75 292 360
7 308,0 AM B 114,6 115 7 14 0 142 13.800 13.800 45 1,5 213 398
8 48,7 GL C 39,4 39 27 54 10 104 5.715 5.715 117 1,75 181 410
9 68,8 GL C 40,1 40 26 52 10 102 6.059 6.059 88 1,75 179 421

10 99,0 GL C 34,5 35 35 69 9 112 4.590 586 5.176 52 1,5 168 431
11 145,3 HA C 80,2 80 0 0 20 100 7.855 7.855 54 1,5 150 455
12 124,0 EN C 71,5 71 5 10 18 99 5.523 5.523 45 1,5 149 476
13 180,0 AM B 26,8 27 1 2 0 83 7.200 7.200 40 1,5 125 500
14 65,4 GL C 25,5 26 25 51 6 83 6.167 6.167 94 1,75 145 507
15 130,0 HM C 103,2 103 7 14 26 143 0 0 1 143 538

0,25 1,0 2,0 0,25 < 20 1
< 40 1,25
< 80 1,5
< 120 1,75
< 160 2
< 200 2,25

>= 200 2,5

Priorität 
Gebiet

1 2 3 4

Fazit

Die innergebietliche Prioritätensetzung stellt die 

Grundlage für eine efiziente Planung und Umset-
zung von Maßnahmen in Trinkwassergewinnungs-

gebiet dar. Durch die Ermittlung von schlaggenauen 

prioritären Flächen und prioritären landwirtschaftli-

chen Betrieben können der Beratungsbedarf sowie 

gezielte Flächenmaßnahmen und die Maßnahmen 

zur Erfolgskontrolle fachlich begründet hergeleitet 

werden.

Abb. 8:  
Beispiel zur Festlegung 
der Beratungspriorität 
landwirtschaftlicher 
Betriebe in TGG  
(Geries iNGeNieUre 
Gmbh 2009)

Bewertungsgrößen:
1  Betriebsläche in C-Gebiet  (Bewertungsschlüssel 0,25)
2   Betriebsläche im Gebiet  (einfache Wichtung, Bewertungsschlüssel 1)
3  Betriebsläche mit hoher Priorität  (doppelte Wichtung, Bewertungsschlüssel 2)
4 Stickstoff aus organischen Düngern (gestaffelte Wichtung, Bewertungsschlüsel 1 bis 2,5)
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Das Schutzkonzept ist die Grundlage zur Planung und 

Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnahmen in TGG. 

Die Vorlage eines Schutzkonzepts durch das geschäfts-

führende WVU einer Trinkwasserschutzkooperation ist in 

Niedersachsen Voraussetzung für die Inanspruchnahme 

von Finanzmitteln für Grundwasserschutzmaßnahmen in 

TGG (MU 2007d). Finanzmittel werden durch das Land 

Niedersachsen für Vorhaben zum Trinkwasserschutz 

gemäß Prioritätenprogramm (MU 2007b) bereitgestellt. 

Mit der Einstufung eines TGG in einen Handlungsbereich 

gibt das Prioritätenprogramm einen Rahmen vor, auf des-

sen Grundlage die Intensität der Beratung und Maßnah-

menumsetzung in Abhängigkeit von der innergebietlichen 

lächen- oder betriebsspeziischen Grundwasserschutz-

priorität festgelegt wird (s. Kap. 2.1.3).

Inhaltliche Struktur / Aufbau
Schutzkonzepte beschreiben als Planungs- und Umset-

zungsgrundlage die Ziele in dem  / den TGG der Trink-

wasserschutzkooperation. Sie enthalten die gebietlichen 

Grunddaten und das an die Standortverhältnisse ange-

passte Umsetzungskonzept für die Beratung, Flächen-

maßnahmen sowie die begleitende Erfolgskontrolle. 

Außerdem enthält das Schutzkonzept eine Kostenauf-

stellung der geplanten Einzelleistungen. Ein Schutzkon-

zept ist für einen Zeitraum von fünf Jahren angelegt. 

Anpassungen des Schutzkonzepts aufgrund von Verän-

derungen in den TGG sind innerhalb des Umsetzungs-

zeitraumes möglich. Wird ein Schutzkonzept für mehrere 

TGG (i. d. R. für alle TGG einer Kooperation) erstellt, ist 

es sinnvoll, die Daten der einzelnen TGG in Steckbriefen 

übersichtlich zusammenzustellen.

Nachfolgend werden die Inhalte des Schutzkonzepts 

beschrieben:

1. Kurzbeschreibung der Ausgangssituation 

Einleitend erfolgt die Beschreibung des Gebiets. In-

haltliche Aspekte sind im Wesentlichen:

 ■ Gebietsdaten (Größe, Trinkwassergewinnung

 ■ Stoflich-analytische Parameter zur Sickerwasser-, 
Grund- und Rohwasserqualität

 ■ Daten zum Naturraum, zur Flächennutzung und 

zur Bodenkunde

 ■ Agrarstruktur und landwirtschaftliche Flächennut-

zung,

 ■ und der Umsetzungsstand der Wasserschutzakti-

vitäten.

2. Beschreibung der Belastungsschwerpunkte 

Die vorliegenden Kenntnisse zu standörtlichen und 

nutzungsbedingten (i. d. R. durch landwirtschaftliche 

Nutzung) Belastungsschwerpunkten werden beschrie-

ben. Sie werden im Rahmen der Gebietserfassung 

ergänzt und in die Ist-Zustandsanalyse (s. Kap. 2.1) 

einbezogen.

3. Herleitung des Maßnahmenbedarfs 

In diesem Abschnitt werden die Beratungsleistungen 

der WZB, die geplanten Flächenmaßnahmen auf der 

Grundlage der innergebietlichen Prioritätensetzung 

sowie das Monitoring für die gezielte Erfolgskontrolle 

der Maßnahmen beschrieben.

4. Nennung der Ziele 

Die während der fünfjährigen Umsetzung des Schutz-

konzepts angestrebten Ziele der Beratungs- und 

Maßnahmenumsetzung werden beschrieben.

5. Darstellung der zu erwartenden Ergebnisse 

Ausgehend vom Ist-Zustand (s. Kap. 2.1.2) werden für 

die Ziele anhand geeigneter, Erfolgsindikatoren  

(s. Kap. 2.7 ff) konkrete Zielwerte festgelegt.

6. Kostenplan 

Für den Umsetzungszeitraum eines Schutzkonzepts 

wird ein Kostenplan erstellt, der die zu erwartenden 

Kosten, differenziert in Beratungs- und Flächenmaß-

nahmen darstellt.

Fazit

Mit dem Schutzkonzept wird ein fünfjähriger fachli-

cher Rahmen für die Umsetzung von Trinkwasser-

schutzmaßnahmen festgelegt. Auf der Basis der 

gebietlichen Voraussetzungen werden die erforderli-

chen Arbeitsschritte und Maßnahmen im Schutzkon-

zept erläutert. Zur Erfolgsbewertung werden Ziele 

anhand von konkreten Zielgrößen deiniert.
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2.3 Beratung

Der zentrale Baustein für die Umsetzung von Grund-

wasserschutzmaßnahmen ist die grundwasserschutz-

orientierte landwirtschaftliche, erwerbsgärtnerische und 

forstwirtschaftliche Beratung. Die Beratung und Informa-

tion der Kooperationspartner vor Ort, in erster Linie der 

Landwirte, aber auch der Forstwirte und der beteiligten 

WVU ist die Grundlage für eine nachhaltige Sicherung 

der Grundwasserqualität. Die WZB erarbeitet unter Be-

rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse (Boden, Klima, 

Fruchtfolge) gemeinsam mit den Betroffenen zielorientiert 

Lösungen, wie eine grundwasserschonende Bewirtschaf-

tung umgesetzt werden kann. Ziel der WZB ist es auch, 

neue wissenschaftliche Erkenntnisse im Bereich Boden 

- Wasser sowie neue landwirtschaftliche Produktions-

verfahren und -techniken, die dem Grundwasserschutz 

dienen, in die Beratung der Land- und Forstwirte einzu-

beziehen. Außerdem informiert die WZB über die aktuel-

len agrarpolitischen Rahmenbedingungen und geltende 

Rechtsvorschriften und deren praktische Umsetzung in 

den TGG. 

Wesentliche Arbeitsschwerpunkte der WZB sind:

 ■ die Erstellung, Moderation und Diskussion der Inhalte 

des Schutzkonzepts mit den Kooperationsbeteiligten, 

 ■ die Entwicklung von standort- und betriebsspezii-

schen Grundwasserschutzmaßnahmen zur Verminde-

rung des lächenhaften Stoffaustrags,

 ■ die Beratung der Land-, Forstwirte und Erwerbsgärt-

ner und die Vermittlung von Grundwasserschutzmaß-

nahmen, 

 ■ die kontinuierliche Information zwischen den Koope-

rationsbeteiligten über laufende Grundwasserschutz-

maßnahmen sowie die Umsetzung des Konzepts zur 

Erfolgskontrolle.

Leistungen der Beratung

Die Aufgaben der WZB lassen sich in vier Themenblöcke 

gliedern (Anlage 1, MU 2014):

1. die Erhebung, Aktualisierung und Auswertung von 

Grundlagendaten (s. Kap. 2.1)

2. die Einzelbetriebliche Beratung und Gruppenberatung 

(s. Kap. 2.3)

3. begleitende Untersuchungen und Versuche zu Bera-

tungsinhalten (z. B. Düngeversuche) (s. Kap. 2.3.7) 

und zu den Flächenmaßnahmen (s. Kap. 2.4)

4. die Erfolgskontrolle der Wirkungseffekte der Bera-

tungsleistungen und Flächenmaßnahmen (s. Kap. 

2.7).

Die Inhalte, der Umfang und die Ziele der einzelnen Be-

ratungsleistungen werden in dem für fünf Jahre gelten-

den Schutzkonzept detailliert beschrieben.

Instrumente zur Umsetzung der Beratung

Aufbauend auf den standörtlichen Rahmenbedingungen 

stehen je nach erforderlicher Beratungsintensität unter-

schiedliche Instrumente zur Verfügung:

Einzelbetriebliche Beratung

Die einzelbetriebliche Beratung ist die intensivste Form, 

da auf Betriebsebene grundwasserschutzrelevante Fra-

gen direkt mit dem Landwirt thematisiert und abgestimmt 

werden. Dabei stehen planzenbauliche Fragen im Vor-
dergrund, insbesondere die Beratung zur Düngung vor, 

zu Beginn und während der Vegetationsperiode bzw. bei 

schwierigen Standortverhältnissen (z. B. für Standorte mit 

erhöhter N-Nachlieferung). Zunehmend an Bedeutung 

gewinnt die Beratung zum gesamt- und überbetrieblichen 

Nährstoffmanagement. Weitere relevante Beratungsthe-

men sind die Planzenschutzberatung, der ökologische 
Landbau und die Beratung zum Erwerbsgartenbau sowie 

zur Baumschulwirtschaft. 
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Vorrangig wird die einzelbetriebliche Beratung für 

Betriebe angeboten, die aufgrund der Prioritätensetzung 

im TGG einen hohen Beratungsbedarf zur Umsetzung 

von Grundwasserschutzmaßnahmen aufweisen. Zudem 

können auch Betriebe mit geringerer Priorität eine einzel-

betriebliche Beratung erhalten, wenn z. B. der Abschluss 

von Grundwasserschutzmaßnahmen auf einzelnen priori-

tären Flächen im Vordergrund steht (s. Kap. 2.1.3).

Gruppenberatung / Feldbegehung

Neben der einzelbetrieblichen Beratung führt der Was-

serschutzzusatzberater in der Vegetationsphase Feldbe-

gehungen und Versuchsbesichtigungen mit den Land-

wirten in den TGG durch. Dabei werden aktuelle Fragen 

zum Entwicklungsstand der Planzen, zur Düngung 
sowie zum Planzenschutz mit den Landwirten direkt auf 
der Fläche diskutiert. Themenbezogen werden weitere 

Fachberater, z. B. Planzenschutzberater in die Feldbege-

hungen eingebunden. Es besteht die Möglichkeit, anhand 

gebietsspeziischer Frühjahrs-Nmin-Ergebnisse und der 

Nitracheck- oder N-Tester-Ergebnisse sofort Dünge- und 

Planzenschutzempfehlungen für eine optimale Planzen-

entwicklung zu geben. 

Rundbriefe / Infoschreiben

Rundbriefe sind für die kontinuierliche und umfassende 

Information aller Kooperationsbeteiligten und weiterer In-

teressierter ein unverzichtbares Instrument. Zu folgenden 

Themen wird in den Rundbriefen informiert:

 ■ aktuelle Fragen des gebietsspeziischen Planzen-

baus, insbesondere der Düngung und des Planzen-

schutzes 

 ■ Ergebnisse der begleitenden Untersuchungen sowie 

Auswertungen der Erfolgskontrolle

 ■ Informationen zum aktuellen MU-Maßnahmenkatalog 

der Freiwilligen Vereinbarungen

 ■ Informationen zu Terminen und Fristen zur Einhaltung 

von Rechtvorschriften sowie zu Aktivitäten der WZB, 

wie Gruppenberatungen, Feldrundfahrten und Infor-

mationsveranstaltungen.

Kooperationssitzungen, Arbeitskreise, Informations-

veranstaltungen

In den Trinkwasserschutzkooperationen sind die für die 

TGG zuständigen WVU und die dort wirtschaftenden 

Landwirte organisiert. In gleichberechtigter Zusammen-

arbeit beschließen sie z. B. die Grundwasserschutzmaß-

nahmen in den TGG. Dazu werden seitens der Landwirte 

Vertreter gewählt, die die Belange der Bewirtschafter 

der TGG in der Kooperation vertreten und mit dem 

geschäftsführenden WVU gemeinsam in Stimmengleich-

heit entscheiden. Im Rahmen von Arbeitskreisen werden 

regionale Grundwasserschutzmaßnahmen und Konzepte 

gemeinsam mit dem Wasserschutzzusatzberater erarbei-

tet, die dann in einer Kooperationssitzung diskutiert und 

beschlossen werden.

Informationsveranstaltungen inden meist einmal 
jährlich statt. Dort werden den Kooperationsbeteiligten 

und Gästen (z. B. NLWKN, UWB, LWK) die jährlichen 

Ergebnisse der WZB vorgestellt, und es wird die weitere 

Vorgehensweise auf der Grundlage des Schutzkonzepts 

diskutiert. Zu speziellen Fachthemen (z. B. GPS-Einsatz 

Precision Farming, elektronische Ackerschlagkarteien) 

können Gastreferenten eingeladen werden.

Die Landwirte, die als Vertreter der in den TGG wirt-

schaftenden Betriebe an den Arbeitskreisen teilnehmen 

und als Kooperationslandwirte gewählt wurden, treten 

gleichzeitig als Multiplikatoren auf, wenn es darum geht, 

wichtige Informationen und Neuerungen an die Landwirte 

weiterzugeben.

Feldrundfahrten

Bei Feldrundfahrten werden allen Kooperationsmitglie-

dern sowie der interessierten Öffentlichkeit die regionalen 

Grundwasserschutzaspekte und die umgesetzten Trink-

wasserschutzmaßnahmen vorgestellt. Anhand von De-

monstrationsversuchen, Bodenproilen sowie Geräte- und 
Anwendungsvorführungen werden praxisnah wasserwirt-

schaftliche und landwirtschaftliche Ergebnisse präsentiert 

und diskutiert. Auch externe Fachreferenten können 

zur Informationsvermittlung neuer Erkenntnisse zu den 

Feldrundfahrten eingeladen werden. Die WZB erstellt zur 

Veranschaulichung Poster und Informationsunterlagen.

Weitere Instrumente der Beratung zur Präsentation und 

Vermittlung der Grundwasserschutzarbeit in der Trink-

wasserschutzkooperation sind: 

 ■ Internetinformationen über die Homepages der ko-

operationsbeteiligten WVU bzw. Beratungsträger. Auf 

diesen Plattformen können Rundbriefe, Presseartikel 

und Berichte der Öffentlichkeit präsentiert werden. 

Damit ist für alle Interessierten ein Überblick über die 

zurückliegenden und aktuellen Grundwasserschutzak-

tivitäten möglich.

 ■ Informationstransfer zu aktuellen Themen über lokale 

und überregionale (Fach)medien.

 ■ Öffentlichkeitsarbeit durch Präsenz bei Wassertagen, 

Feldtagen une Vorträgen auf Fachveranstaltungen.
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Kurzcharakteristik
Je besser die Düngung an die Standortbedingungen, die 

realistische Ertragsleistung und den unmittelbaren planz-

lichen Nährstoffbedarf der Ackerkulturen bzw. Grünland-

nutzungen angepasst ist, umso geringer sind die Risiken 

für die Gewässer. Insofern deiniert die Düngeverordnung 
(DüV, BMELV 2007) in § 2 den „Düngebedarf“ im Sinne 

des Gewässerschutzes sehr eindeutig, als die „Nähr-

stoffmenge, die den Nährstoffbedarf einer Kultur nach 

Abzug sonstiger verfügbarer Nährstoffmengen und unter 

Berücksichtigung der Nährstoffversorgung des Bodens 

abdeckt“.

Ausgehend hiervon sind die Überdüngung landwirt-

schaftlicher Flächen (z. B. durch Sicherheitszuschläge 

oder durch zu geringe Anrechnung des Stickstoffs aus 

organischen Nährstoffträgern) und Düngegaben zur 

falschen Zeit (z. B. Gülleausbringung im Herbst) die 

Hauptgründe für hohe Nährstoffbelastungen von Gewäs-

sern, insbesondere des Grundwassers. Im Fokus stehen 

Stickstoff (N)- und Phosphor (P)-belastungen, letztere 

insbesondere in Oberlächengewässern. Neben der 
Nährstoffbilanzierung (s. Kap. 2.7.3) und den Flächen-

maßnahmen (s. Kap. 2.4) ist daher die Beratung zur Dün-

gung die zentrale Aufgabe in der WZB, die in den TGG 

und in der EG-WRRL Maßnahmenkulisse Nitratreduktion 

angeboten wird.

Eine gewässerschutzorientierte Düngeberatung ist 

auf eine optimale Ertragsbildung ausgerichtet. Sie legt 

einen hohen Wert auf eine jahres- und schlagbezogene 

Feinsteuerung der mengenmäßigen Düngung, der Ter-

minierung und Verteilung und setzt hierfür verschiedene 

Instrumente ein. Damit lassen sich deutliche Düngerein-

sparungen und eine verbesserte Efizienz gegenüber 
der noch erfahrungsgemäß weit verbreiteten Grobab-

schätzung des Düngebedarfs erzielen. Als weiterer Effekt 

kommt die Minimierung von Düngerabschwemmungen in 

Fließ- und Stillgewässer hinzu.

Begriffsbestimmungen, Bausteine und Ablauf

Der Dachbegriff „Düngeberatung“ umfasst eine Vielzahl 

einzelner Beraterkenntnisse und -aufgaben folgender 

Bereiche:

 ■ Grundlagen und Verplichtungen des Düngerechts 
(Düngegesetz (BMELV 2009a), Düngemittelverord-

nung (DüMV, BMELV 2012b) und Düngeverordnung 

(BMELV 2007)

 ■ Düngebedarfsermittlung“ als zentraler Teil der DüV, 

ergänzt um weitergehende Konkretisierungen und 

Modiizierungen für den Gewässerschutz

 ■ Beratung zu Düngeverfahren und Düngetechniken.

Die folgenden Kapitel 2.3.1.1 bis 2.3.1.8 befassen sich 

mit den Möglichkeiten der nutzungs- und standortspezii-

schen Ermittlung des Düngebedarfs sowie der Feinsteu-

erung der Düngung für den Betrachtungszeitraum eines 

ganzen Düngejahrs, deiniert ab der Ernte der Vorfrucht 
bis zu Ernte der Hauptfrucht.

Die Ansätze zur Ermittlung des Düngebedarfs sowie 

dafür geeignete Planungs- und Empfehlungshilfen wer-

den im Idealfall in einer bestimmten zeitlichen Aufeinan-

derfolge angewendet. Der Düngebedarf wird im Ackerbau 

standort- und fruchtartspeziisch bzw. bei Grünland für 
unterschiedliche Standorte, Nutzungsarten und -intensi-

täten differenziert ermittelt. Wesentliche Bausteine und 

der Ablauf einer gewässerschutzorientierten Düngebera-

tung werden in Abbildung 9 dargestellt und nachfolgend 

beschrieben. Die Umsetzungsintensität kann dabei in 

Abhängigkeit von den Rahmenbedingungen (z. B. Hand-

lungspriorität) variieren.

1. Vorabmaßnahmen zur Ermittlung des Handlungsbe-

darfs für eine gesamtbetriebliche, schlagbezogene 

Düngeplanung:

a) Die jahresechte (Ernteperiode) Hoftorbilanzierung 

für Stickstoff (N), Phosphor (P) und Kalium (K) mit 

Schwachstellenanalyse zur Ermittlung der Ursa-

chen erhöhter Nährstoffüberschüsse erfolgt min-

destens für drei zurückliegende Erntejahre (z. B. 

Bilanzjahre 2009 bis 2011 für die Düngeplanung 

2013).

b) Die vereinfachte, jahresechte Herleitung des 

gesamtbetrieblichen Düngebedarfs (für N, P und 

K) und Gegenüberstellung zur tatsächlich durchge-

führten Düngung erfolgt anhand der Aufzeichnun-

gen zum Nährstoffvergleich § 5 DüV. Die ermittelte 

Differenz zwischen Düngebedarf und tatsächlicher 

Düngung gibt erste Hinweise zur Größenordnung 

möglicher Düngeeinsparpotenziale für N, P und K. 

Die Methode ist in einigen Bundesländern bereits 

Bestandteil von EDV-Programmen zum Nährstoff-

vergleich (s. LWK Niedersachsen: WEB-Module-

Düngung, Teilmodul „N-Düngeoptimierer“ (LWK 

NiedersachseN 2013k) bzw. LWK Nordrhein-West-

falen: Nährstoffvergleich, Teilmodul „N-Dünge-

überhang-Bewertung“ (LWK NordrheiN-WestFaLeN 

2013c)).
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Sofern die Schwachstellenanalyse der Hoftorbilan-

zen Dünger bedingt überhöhte Nährstoffüberschüsse 

ergibt, besteht Handlungsbedarf zur Verbesserung der 

einzelbetrieblichen Düngeefizienz. Hierfür haben sich 
die nachfolgenden Beratungsansätze bewährt.

2. Die jährliche gesamtbetriebliche, schlagbezogene 

Düngeplanung im Sommer/ Herbst (rechtzeitig vor 

Beginn der Herbst- und Frühjahrsdüngung des folgen-

den Erntejahrs) ist für alle Nährstoffe (auch Grund-

nährstoffe und Kalk) und für jeden Einzelschlag eines 

Betriebs aufzustellen (s. Kap. 2.3.1.1). Hierzu werden 

„geeignete“ EDV-Programme möglichst mit integrierter 

Ackerschlagkartei zur Dokumentation der tatsäch-

lichen Düngung eingesetzt. Die Programme sollten 

bestehende fachbehördliche Konkretisierungen zur 

DüV (z. B. Empfehlungen zur Begrenzung der Herbst-

düngung), gebiets- und schlagspeziische Zu- und 
Abschläge (z. B. Vorfrucht- und Zwischenfruchteffek-

te, N-Nachlieferung des Bodens) sowie vorhandene 

Düngeaulagen in WSG enthalten und automatisiert 
berücksichtigen. Eine wesentliche Aufgabe ist zudem 

die optimale (bedarfsrechte) Verteilung organischer 

Dünger möglichst unter Berücksichtigung analysierter 

Nährstoffgehalte und die Beplanung der Grundnähr-

stoffdüngung gemäß vorhandener Bodenanalysen. So 

eingesetzt, ist dieses Instrument deutlich mehr als nur 

eine Dünger einkaufsplanung.

3. Die Düngeempfehlungen zu Vegetationsbeginn im 

Frühjahr (s. Kap. 2.3.1.2) ermöglichen die erste frucht- 

und schlagspeziische Anpassung der zuvor durchge-

führten Düngeplanung an den aktuellen Kulturzustand 

nach Ablauf des zurückliegenden Winters. Die Emp-

fehlungen erfolgen schwerpunktmäßig für Stickstoff 

anhand von Frühjahrs-Nmin-Werten, in begrenztem 

Umfang auch für Schwefel auf Basis von Frühjahrs-

Smin-Werten. Die jährlichen Untersuchungsumfänge 

(Anzahl beprobter Schläge insgesamt, beprobte 

Schläge pro Frucht und Bodenform) in TGG oder 

Beratungsgebieten der EG-WRRL liegen deutlich 

über den Umfängen fachbehördlicher Programme 

zur Ermittlung von Nmin-Richtwerten und sind stärker 

regionalisiert. Die Ergebnisse werden für detaillier-

te Düngeempfehlungen für die beprobten Schläge 

herangezogen sowie in zusammengefassten Ergeb-

nissen und Düngeempfehlungen für jede Hauptkultur 

über Rundschreiben verbreitet. 

Abb. 9: Werkzeuge zur Steigerung der Düngeefizienz und deren Einsatz im Jahresverlauf (aNtoNy et al. 2013)
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4. Die anschließende vegetationsbegleitende Düngebe-

ratung im Frühjahr und Sommer ist ein weiterer Bau-

stein zur Vermeidung unnötiger Düngergaben bzw. 

zur optimalen zeitlichen Platzierung und Mengenbe-

messung von Düngergaben (gezielte Nachdüngung) 

(s. Kap. 2.3.1.3). Insbesondere für Stickstoff stehen 

speziische Methoden zur Verfügung (z. B. Spätfrüh-

jahrs-Nmin (SFN), Nitrachek-Planzensaftanalysen, 
Chlorophyllmessung mit dem Hydro-N-Tester). Die 

vegetationsbegleitende Düngeberatung dient der wit-

terungs- und standortbedingten Anpassung (Feinsteu-

erung) der vorausgegangenen gesamtbetrieblichen 

Düngeplanung und Nmin- basierten Düngeempfeh-

lungen zu Vegetationsbeginn. So können pauschale 

Annahmen in der Düngeplanung, z. B. Düngeab-

schläge für Vor- und Zwischenfruchteffekte sowie die 

N-Nachlieferung humusreicher Böden während der 

Vegetation jahresspeziisch berücksichtigt werden (s. 
Kap. 2.3.1.5). 

5. Häuig wird die Notwendigkeit einer eigenständigen 
Düngeberatung im Herbst (s. Kap. 2.3.1.5) unter-

schätzt. Gerade hier kann jede nicht bedarfsge-

rechte Düngung nach Ernte der Hauptfrucht wegen 

der Düngeterminierung vor Beginn der winterlichen 

Sickerwasserspende zu einer unmittelbaren Grund-

wasserbelastung bzw. bei Abschwemmung auch zu 

einem Eintrag in Oberlächengewässer führen. Die 
Düngung im Herbst hat in den letzten Jahren wegen 

des starken Verbringungsdrucks organischer Dünger 

(insbesondere Gülle und Gärreste) und der generellen 

Intensitätssteigerung im Ackerbau (z. B. Herbstdün-

gung zu Winterraps, verstärkt auch zu Getreide) deut-

lich zugenommen. Während innerhalb WSG hierzu oft 

Begrenzungen bestehen, ist die Herbstdüngung au-

ßerhalb der Schutzgebiete häuig eine Hauptursache 
für Nährstoffeinträge vor allem in das Grundwasser 

und bedarf geeigneter gesetzlicher und beratungssei-

tiger Minderungsstrategien.

6. Bei den Düngemitteln sind organische Dünger wegen 

ihrer N-wirkung von besonderer Bedeutung. Wesent-

lich für eine grundwasserschonende Anwendung von 

Wirtschaftsdüngern tierischer und planzlicher Her-
kunft (Gärreste) und sonstiger organischer Dünger 

sind ausreichende Lagerkapazitäten sowie boden-

schonende und emissionsarme Ausbringtechniken mit 

guter Verteilgenauigkeit sowie eine an den Standort, 

die Bewirtschaftung und den Düngebedarf der Plan-

zen angepasste Ausbringungsmenge (s. Kap. 2.3.1.6). 

Die rechtlichen Vorgaben zu Art, Menge, Mindestanre-

chenbarkeiten und zu den Ausbringungszeiten orga-

nischer Dünger durch die DüMV, die DüV, die Verord-

nung über Schutzbestimmungen in WSG (SchuVO) 

einschließlich fachbehördlicher Umsetzungsemp-

fehlungen sind zu beachten, ebenso Aulagen der 
örtlichen WSG-Verordnungen und gegebenenfalls 

weiterer Aulagen zum Zwecke anderer Schutzziele 
(z. B. Naturschutz). Hinzu kommen Regelungen in 

weiterführenden Nutzungsvereinbarungen wie FV in 

den Kooperationen und Agrarumweltprogramme. Alle 

vorgenannten Bausteine sind Teil eines Nährstoffma-

nagements auf Betriebsebene, das die weitgehende 

Sicherstellung eines an den tatsächlichen Düngebe-

darf der Betriebslächen angepassten Düngemitte-

leinsatzes gewährleistet. Sie werden ergänzt durch 

gesamtbetriebliche Berechnungsverfahren, wie z. B. 

den „Qualiizierten Flächennachweis für organische 
Dünger (QFN)“ zur Sicherstellung eines planzen-

bedarfsgerechten und ordnungsgemäßen Einsatzes 

organischer Nährstoffträger und dem sogenannten 

„N-Dünge-Optimierer“, der einen Abgleich der tatsäch-

lichen Düngung gegenüber dem Düngebedarf nach 

der N-Sollwert-Methode vornimmt. Damit wird eine 

auf den Betrieb bezogene Überdüngung vermieden 

bzw. werden Überschussmengen organischer Dünger 

erfasst, die dann überbetrieblich verwertet werden 

müssen (s. Kap. 2.3.1.7).

7. Die abschließende Erfolgskontrolle der Düngebera-

tung (z. B. für Stickstoff) beinhaltet:

a) den Vergleich der Düngeempfehlung (gemäß 

schlagbezogener Düngeplanung und vegetations-

begleitender Düngeberatung) mit der tatsächlichen 

Düngung (z. B. gemäß Nährstoffvergleich oder 

Ackerschlagkartei). Die Differenz zeigt, wie gut die 

Beratungsempfehlungen umgesetzt und welche 

weiteren Düngereinsparpotenziale bestehen.

b) die Ermittlung der erreichten N-Düngeefizienz 
(Verhältnis N-Abfuhr zu N-Düngezufuhr (netto, 

anrechenbar)) auf Basis von Flächenbilanzen 

(Schlagbilanzen, kumulierte Schlagbilanzen oder 

Feld-Stall-Bilanz).

Generell ist bei der Bewertung von berechneten „Nähr-

stoffefizienzen“ zu beachten, dass wesentliche Einluss-

faktoren wie die Witterung (Niederschläge, Luft- und 

Bodentemperaturen) nicht beeinlussbar sind. Selbst bei 
optimaler Planung und Durchführung von Düngungsmaß-

nahmen können im Einzeljahr ungünstige Witterungsver-

hältnisse geringe N-Ausnutzungsgrade bedingen. Eine 

mehrjährige Betrachtungsweise ist deshalb unabdingbar. 



43

2.3.1 Beratung zur Düngung

Für eine bedarfsgerechte Nährstoffversorgung ist es 

wichtig, dass geplante Düngungsmaßnahmen an die 

tatsächliche Bestandsentwicklung im Vegetationsverlauf 

und gegebenenfalls eintretende Sonderereignisse ange-

passt werden. 

Zudem hängt die N-Wirkung organischer Dünger 

wesentlich von den Nährstoffgehalten sowie deren Bin-

dungsformen ab, die stark variieren können. Eine Aussa-

ge speziell zu N-Anrechenbarkeiten sowie erreichbaren 

„N-Efizienzen“ wird umso ungenauer, je mehr verschie-

dene organische Dünger im Betrieb eingesetzt werden  

(s. Kap. 2.3.1.6).

Grundanforderungen

Folgende rechtliche und fachbehördliche Vorgaben bzw. 

Empfehlungen bilden die Basis der angewandten Bera-

tungsansätze, Methoden und Instrumente (insbesondere 

EDV-Programme):

1. Vorgaben des landwirtschaftlichen Fachrechts (insbe-

sondere die DüV) und erweiterte Konkretisierungen 

(Vorgaben und Empfehlungen) der LWK Niedersach-

sen als zuständige Düngebehörde (z. B. LWK Nieder-

sachseN 2013c):

 ■ die N-Sollwert-Methode auf Basis von Nmin

 ■ N-Mindestanrechenbarkeiten f. organische Dünger

 ■ Düngeempfehlungen zur Höhe von Grundnähr-

stoffgaben (Phosphor, Kalium, Schwefel, Magnesi-

um) und Kalkgaben in Abhängigkeit von Bodenge-

haltsanalysen (Gehaltsklassen A bis E).

2. Weitergehende, die Düngung betreffende Regelungen 

in Verordnungen über Schutzbestimmungen in WSG 

hierzu gehören: 

 ■ die niedersächsische Landesverordnung über 

Schutzbestimmungen in WSG (MU 2009)

 ■ örtliche WSG-Verordnungen.

Die rechtlichen Vorgaben und die Empfehlungen der 

Düngebehörde bilden die Eckpfeiler für eine ordnungsge-

mäße Düngung. In deren Mittelpunkt steht die Erzielung 

betriebswirtschaftlicher Optimalerträge (sogenanntes 

ökonomisches Optimum), wonach die Ertragszuwächse 

(s. Abb. 10) im oberen, meist lachen Teil der Ertragskur-
ve nur durch überproportional hohe Düngergaben vor 

allem bei Stickstoff erzielt werden können. Dies führt zu 

erhöhten ökologischen Risiken für die Gewässer, die mit 

abnehmender Standortgüte und Ertragserwartung noch-

mals zunehmen.

Die Risiken für Gewässer, insbesondere des Grund-

wassers steigen, wenn statt der gut steuerbaren Mine-

raldünger organische Nährstoffträger mit ihrem weniger 

gut steuerbaren N-Anteils eingesetzt werden. Bei der 

Düngung mit organischen Nährstoffträgern werden oft die 

Gesamt-N-Gehalte über die Mindestanrechenbarkeit nur 

anteilig gewertet, sodass die nicht angerechneten Anteile 

die Ökosysteme erheblich belasten können. Die bisher 

für die langjährige organische Düngung eingeführten, 

vergleichsweise geringen N-Düngeabschläge reichen 

als Kompensation zur Verringerung des Düngeaufwands 

kaum aus. Hinzu kommen mögliche Fehler bei der 

Probenentnahme für Wirtschaftsdüngeranalysen. Bei 

nicht ausreichender Durchmischung organischer Flüssig-

dünger kommt es oftmals zu einer Unterschätzung der 

Nährstoffgehalte.

Eine wesentliche Aufgabe der WZB ist es daher, die 

fachbehördlich empfohlenen Mindestanrechenbarkeiten, 

die in Niedersachsen in WSG „vorgeschrieben“ sind, zu 

erreichen bzw. zu übertreffen, um hohe Ausnutzungs-

grade organischer Dünger sicherzustellen (Stichworte: 

Lagerraumausstattung, Wirtschaftsdüngeranalysen, 

maximale Bemessung in der Düngeplanung sowie Ab-

schläge für langjährige organische Düngung, verlustarme 

Ausbringungsverfahren etc.) (s. Kap. 2.3.1.6 und 2.3.1.7).

Wie hoch selbst bei der Einhaltung der Guten fachli-

chen Praxis (GfP) auf durchlässigen Böden (hier Sand-

böden unter 45 Bodenpunkte) die Nitratrisiken für das 

Grundwasser mit zunehmendem Einsatz organischer 

Dünger steigen, zeigt eine Auswertung von Ergebnissen 

des Bundesarbeitskreises Düngung (baUmGärteL et al. 

2003) in Abbildung 11. Demnach liegt die Nitratauswa-

schung bei der Einhaltung der GfP (aktueller Stand DüV, 

BMELV 2007) bereits bei einem Viehbesatz von 0,5 bis 

Abb. 10: Überproportionaler N-Düngeaufwand für die letzten 
10 % Ertrag (hier Bsp. Trockenmasseertrag Silomais – Sandbo-
den) 
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1 GV / ha bei ca. 80 mg Nitrat / l Sickerwasser und steigt 

mit jeder weiteren 0,5 GV / ha um ca. 20 mg Nitrat / l an.

Auch die Ergebnisse von Langzeitversuchen auf 

niedersächsischen Bodendauerbeobachtungslächen be-

legen für Sandböden, dass bereits unter Einhaltung der 

N-Sollwerte die Nitratkonzentrationen im Sickerwasser 

nach Winterrogen und Wintergerste zwischen 70 und 80 

mg / l liegen, nach Mais sogar bei ca. 150 mg / l (schäFer 

et al. 2012). Darüber hinaus nimmt die Sickerwasserbe-

lastung mit jeder Düngung oberhalb der N-Sollwerte zu, 

ganz besonders deutlich bei Mais. Hier wird nahezu je-

des überdüngte kg N/ha zu 100 % mit dem Sickerwasser 

ausgewaschen, so dass bereits bei einer N-Düngung von 

200 kg N / ha (40 kg über der N-Sollwert-Düngung) eine 

Nitratkonzentration im Sickerwasser von über 250 mg / l 

entstanden ist (s. Abb. 12).

Trotz der bereits genannten Risiken, liegt gerade bei 

Stickstoff die tatsächliche Düngepraxis häuig ober-
halb der empfohlenen N-Sollwerte und die N-Gehalte 

organischer Nährstoffträger werden nur unzureichend 

angerechnet. Zudem tragen die landesweit standardi-

sierten Empfehlungen den regionalen Besonderheiten 

(Standortgüte, Klimaraum etc.) und den betrieblichen 

Besonderheiten nur begrenzt Rechnung. Die zentrale 

Stellschraube einer auf den Gewässerschutz ausgerich-

teten Düngeberatung ist die genaue schlagbezogene 

Düngebedarfsermittlung einschließlich der Optimierung 

des Einsatzes organischer Dünger.

Niedersachsen hat unterstützend mit der Novelle der 

für alle festgesetzten WSG geltenden „Verordnung über 

Schutzbestimmungen in WSG“ (MU 2009) festgelegt, 

dass die Düngeempfehlungen der LWK Niedersachsen, 

N-Mindestanrechenbarkeiten für organische Nährstoff-

träger und maximal zulässige Abzüge für N-Ausbrin-

gungsverluste bei der Bemessung des Düngebedarfs 

„verbindlich“ zu beachten sind. Dies bedeutet, dass als 

maximale, schlagbezogene Düngeobergrenze zusätzlich 

zur fruchtspeziisch empfohlenen Düngehöhe nach der 
N-Sollwert-Methode zulässige Toleranzbereiche für einen 

zusätzlichen Düngebedarf (je nach Kultur maximal 20 bis 

40 kg N / ha) zu berücksichtigen sind. 

Alle vorgenannten Aspekte muss die Düngeberatung 

in der WZB als Rahmenbedingungen berücksichtigen. 

Hinzu kommen Regelungen zur Düngung, die z. B. im 

Rahmen düngespeziischer Freiwilliger Vereinbarungen 
im Kooperationsmodell getroffen werden. Hierzu gehören 

beispielsweise die Begrenzung der N-Düngung zu Haupt-

früchten und Zwischenfrüchten.
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Abb. 12: Entwicklung der Nitratkonzentrationen im Sickerwas-
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(gemessen mit Saugsonden) bei steigender N-Düngezufuhr 
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2.3.1.1 Düngeplanung

Kurzcharakteristik 
Der Begriff Düngeplanung umfasst die mengenmäßige 

Vorausbemessung des standort- und fruchtspeziischen 
Düngebedarfs der Acker- und Grünlandschläge eines 

landwirtschaftlichen Betriebs einschließlich der Gaben-

aufteilung für die jeweils folgende Anbauperiode. Der 

Düngebedarf ergibt sich aus dem Nährstoffbedarf zur 

Erzielung eines bestimmten Ertrags bzw. einer bestimm-

ten Qualität abzüglich des Nährstoffangebots aus dem 

Bodenvorrat und aus anderen Nährstoffquellen (z. B. Vor-

fruchteffekte, Leguminosen gebundener Luftstickstoff). Er 

ist so zu bemessen, dass die Düngung vom Planzenbe-

stand weitgehend ausgenutzt und eine Umwelt belasten-

de Überdüngung vermieden wird.

Die Düngeplanung ist der Startpunkt eines Dünge-

jahrs, das nach der Ernte der Vorfrucht beginnt und spä-

testens im kommenden Jahr mit Ernte der Hauptfrucht 

endet. Diese Deinition wird gewählt, da die Düngergaben 
im Sommer und Herbst (z. B. Grundnährstoffe oder Stick-

stoff (N) zu Zwischenfrüchten und Winterraps) bereits der 

Ertragserzielungsabsicht des Folgejahrs zuzurechnen 

sind.

Für den Gewässerschutz werden die größten Dün-

gereinsparungen erreicht, wenn die Düngeplanung für 

jeden Einzelschlag eines Betriebs nach betriebs- und 

schlagspeziischen Informationen (realistische Ertragser-
wartung, Vorfrucht, Zwischenfrucht, Bodenuntersuchun-

gen, Bodenart, exakte Mengenangaben und Analysen 

organischer Dünger, Humusgehalt etc.) jährlich wie-

derkehrend durchgeführt und im Vegetationsverlauf bei 

Bedarf angepasst wird. Ungenauer sind dagegen verein-

fachte Planungsansätze, die den Düngebedarf z. B. im 

Mittel pro Anbaufrucht und ohne ausreichende Standort- 

und Ertragsberücksichtigung herleiten.

Geplant werden die Düngung der Anbaufrüchte 

(Zwischen- und Hauptfrüchte) sowie des Grünlands für 

die Hauptnährstoffe (N, S, P
2
O

5
, K

2
O, MgO) unter Be-

rücksichtigung der Ernterückstände und anderer Nähr-

stoffquellen sowie Kalkungsmaßnahmen. Ein besonderes 

Merkmal der Düngeplanung im Gewässerschutz ist die 

zentrale Stellung des Stickstoffs bzw. bei angestrebter 

Minderung der Eutrophierung von Oberlächengewäs-

sern, auch des Phosphors. Dagegen beschränkt sich die 

Deinition der Düngeplanung in der Ofizialberatung (Be-

ratung landwirtschaftlicher Unternehmen im öffentlichen 

Interesse) häuig auf die Beratung zu Grundnährstoffen, 
zum Kalkbedarf. Die N-Düngung wird erst ab Vegeta-

tionsbeginn im Frühjahr über die N-Sollwert-Methode 

(LWK NiedersachseN 2010a, LWK NordrheiN-WestFaLeN 

2013b) geplant, sodass Vorfruchteffekte oft unberück-

sichtigt bleiben.

Die Durchführung der Düngeplanung erfolgt in den 

TGG und in den Beratungsgebieten der Maßnahmenku-

lisse Nitratreduktion der EG-WRRL in der Regel durch 

die Wasserschutzzusatzberater, die wegen der hohen 

Komplexität hierfür geeignete EDV-Programme einset-

zen. Diese sollten alle rechtlichen und fachlichen Spe-

ziikationen für den Gewässerschutz, insbesondere den 
Grundwasserschutz, beinhalten. Hohe Akzeptanz bei den 

Landwirten haben Programme, bei denen der Düngeplan 

in handlicher Form ausgedruckt werden kann und die 

gleichzeitig eine ergänzende, analoge Ackerschlagkartei-

führung und abschließende Nährstoffschlagbilanzierung 

zulassen. Die Erfolge für den Gewässerschutz verbes-

sern sich, je mehr die tatsächliche Düngung an den mit 

der Düngeplanung ermittelten Düngebedarf herangeführt 

werden kann. Erfahrungsgemäß können bei Betrieben 

mit anfänglich erhöhten N-Düngeüberhängen durch eine 

wiederkehrende Düngeplanung und eine optimale Um-

setzung durch den Landwirt Düngeeinsparungen von 20 

bis 60 kg N / ha und Jahr erreicht werden.

Anwendungsbereich und Anforderungen
Die schlagbezogene Düngeplanung in der Wasserschutz-

zusatzberatung (WZB) ist seit vielen Jahren etabliert. Sie 

wird vorrangig für prioritäre Betriebe (Auswahlverfahren 

s. Kap. 2.1.3) angeboten und ist meist Teil eines jährlich 

wiederkehrenden, betrieblichen Beratungspakets zur 

N-Überschuss-Minderung, das weitere Leistungen z. B. 

zur Frühjahrs- und vegetationsbegleitenden Düngebera-

tung, zur Vermittlung und Betreuung lächenbezogener 
Maßnahmen und zur Nährstoffbilanzierung enthält. Bei 

knapper Finanzausstattung kann die Düngeplanung auf 

ausgewählte Flächen z. B. eines Betriebs, auf Teilgebie-

te eines TGG, engere WSG-Zonen oder humusreiche 

Böden begrenzt werden.

Besonderer Tipp

Bei Erstberatungen kann der einzelbetrieblichen, 

schlagbezogenen Düngeplanung eine vereinfachte 

Abschätzung eventueller gesamtbetrieblicher N-Dün-

geüberhänge vorgeschaltet werden. Hierzu wird der 

aus der gesamtbetrieblichen Nährstoffbilanzierung 

(Hoftorbilanz und / oder Nährstoffvergleich gemäß 

DüV (BMELV 2007)) bekannte Düngereinsatz dem 

fruchtspeziischen Düngebedarf laut fachbehördli-
cher Düngeempfehlungen gegenübergestellt. Die 

LWK Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen bieten 
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Fachbehördliche Düngevorgaben und -empfehlungen 

sind in Deutschland länderspeziisch festgelegt (unter-
schiedliche N-Sollwerte, unterschiedliche Grundnähr-

stoffanalysemethoden und -gehaltsklassen, mit und 

ohne Ertragsabhängigkeit etc.). Bundesweit einsetzbare 

Düngeplanungsprogramme bieten daher zunächst die 

Wahl des jeweiligen Bundeslands als Auswahlfeld an. 

Sofern die Düngefachbehörden der Länder Programme 

anbieten, sind diese von vornherein länderspeziisch. Die 
genannten Programme erfüllen in der Regel die Richt-

linien der Ofizialberatung, sind aber wegen ihres groß-

räumigen Charakters und des Einsatzes überregionaler 

Faustzahlen für einzelne landwirtschaftliche Betriebe 

vergleichsweise ungenau.

Demgegenüber werden in Niedersachsen für den 

Gewässerschutz Düngeplanungsprogramme eingesetzt, 

die von den Beratungsträgern inhaltlich und program-

miertechnisch den speziischen Anforderungen ange-

passt und fortlaufend aktualisiert werden können. Diese 

Programmlösungen enthalten z. B.:

1. alle düngerelevanten rechtlichen Vorgaben (z. B. DüV, 

weitergehende Konkretisierungen der DüV, Regelun-

gen zur Düngung in landesweiten und örtlichen WSG-

Verordnungen) sowie ergänzende fachbehördliche 

Vorgaben und Empfehlungen (z. B. Sollwerte, Min-

destanrechenbarkeiten organischer Dünger, weitere 

Wertekataloge)

2. als besonderes Merkmal zusätzliche Anpassungs-

möglichkeiten anhand gebiets-, betriebs- und 

schlagspeziischer Kenntnisse (z. B. realistische 
Ertragserwartung, Vorfrucht, Zwischenfrucht, Boden-

untersuchungen, Bodenart, exakte Mengenangaben 

und Analysen organischer Dünger, Humusgehalt), die 

in der WZB meist umfassend vorliegen, bis hin zu au-

tomatisierten Warnmeldungen bei Überschreitung von 

Düngeobergrenzen bzw. nicht zulässigen organischen 

Düngern (z. B. Klärschlamm)

3. eine integrierte Ackerschlagkartei zur Eintragung aller 

der Düngeplanung folgenden tatsächlichen Dünger-

gaben und Düngetermine, am Besten mit Eignung für 

hierzu entsprechende Auswertungsmodule in ihren 

EDV-Programmen zum Nährstoffvergleich an.

Bereits anhand dieser Instrumente ergeben sich 

häuig erhebliche Düngeeinsparpotenziale, erfah-

rungsgemäß z. B. für Stickstoff je nach Betriebstyp 

zwischen 20 und 60 kg N/ha (im Einzelfall auch 

mehr). Dies zeigt beispielhaft Abbildung 13. Sie 

stellt die N-Düngeüberhänge dar, die in einem WSG 

für 46 Betriebe im Jahr 2011 mit dem Ansatz des 

Teilmoduls „N-Dünge-Optimierer“ der WEB-Module-

Düngung der LWK Niedersachsen ermittelt wurden 

(LWK NiedersachseN 2013k).
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alle weiteren Aufzeichnungen zum Planzenschutz, 
zur Bodenbearbeitung, zur Beregnung etc.

4. die Möglichkeit zur Erstellung von Einzelschlagbilan-

zen bzw. der aggregierten Flächenbilanz gemäß DüV 

auf Grundlage der in der Ackerschlagkartei erfassten 

tatsächlichen N- und P-Düngergaben (BMELV 2007).

Durchführung
Die Düngeplanung erfolgt im Rahmen eines Betriebsbe-

suchs des Wasserschutzzusatzberaters gemeinsam mit 

dem Betriebsleiter. Vorab können einige Daten bereits im 

Büro eingegeben werden, sofern diese vorher bereitge-

stellt wurden (z. B. Schlagdaten in Form der GFN-Daten 

des Agrarantrags, Bodenuntersuchungsergebnisse und 

Wirtschaftsdüngeranalysen). Die Durchführung ist im ers-

ten Jahr aufwändiger, da ein Betrieb im Düngeplanungs-

programm zunächst „angelegt“, das heißt alle Grundda-

ten erfasst werden müssen, während in den Folgejahren 

in der Regel nur noch Aktualisierungen erforderlich sind. 

Hierzu gehören:

 ■ Schlagname und -größe

 ■ Lage im TGG oder außerhalb; gegebenenfalls Lage 

in weiteren Schutzgebieten mit Düngeaulagen (z. B. 
Naturschutz)

 ■ Bodenart, Bodenpunkte und Humusgehalt

 ■ Grundnährstoffanalysen

 ■ Art und geplante Einsatzmenge organischer Dünger 

sowie Nährstoffgehalte gemäß Analysen

 ■ Vorgekaufte Mineraldünger und Lagerbestände

 ■ Anbauplanung (Vorfrucht, Zwischenfrucht, Haupt-

frucht)

 ■ Ertragserwartung, bei Grünland zusätzlich Nutzungs-

intensität,

 ■ Grundnährstoffsalden des Vorjahrs

 ■ Vorläuige Planwerte für Frühjahrs-Nmin-Werte, die 

später durch eigene Analysen bzw. gebietsspeziische 
Werte speziiziert werden können.

Zunächst wird in enger Abstimmung mit dem Landwirt der 

Düngebedarf (N, S, P
2
O

5
, K

2
O, MgO) und der Kalkdünge-

bedarf (CaO) gemäß Ziel-pH-Wert für alle Einzelschläge 

unter Berücksichtigung der eingegebenen schlagspezi-

ischen Daten (z. B. Ertragserwartung, Bodenanalysen, 
Humusgehalt, Vorfruchteffekte und Erntereste) und 

daraus resultierender Zu- und Abschläge ermittelt. 

Bei der Ermittlung des N-Bedarfs arbeitet die WZB 

bei einer bilanzorientierten Ansatz Regel stärker mit 

Abschlägen als es z. B. die N-Sollwert-Methode vorsieht, 

sofern regionale Erfahrungswerte sowie betriebs- und 

schlagspeziische Daten dies zulassen. Abschläge sind 
möglich:

 ■ für Vorfrucht- und Zwischenfruchteffekte (z. B. 20 kg 

N/ha nach Raps und Zuckerrüben bzw. bis zu 40 kg 

N/ha nach Zwischenfrüchten)

 ■  für eine geringere Ertragserwartung (z. B. Abschlag 

von 1,8 kg N/ha je dt Ertragsdifferenz bei Winterwei-

zen gegenüber einem angenommenen Basisertrag)

 ■ für erhöhte N-Nachlieferung humusreicher Standorte 

(s. Kap. 2.3.1.5).

Nach erfolgter Düngebedarfsermittlung werden im ersten 

Schritt alle vorgesehenen organischen Dünger maximal 

düngewirksam auf die Schläge und Anbaufrüchte (inklusi-

ve Grünland) verteilt. Dabei werden mindestens die Nähr-

stoffanrechenbarkeiten laut Fachbehörde, in Absprache 

mit dem Betriebsleiter, auch höhere Anrechenbarkeiten, 

berücksichtigt. So vorgegangen, liefert die Düngeplanung 

automatisch auch einen Wirtschaftsdüngerverteilplan.

Danach wird der noch verbleibende Düngebedarf über 

die Auswahl geeigneter Mineraldünger schlagspeziisch 
ergänzt und in Gaben aufgeteilt. Der ermittelte Düngebe-

Zusatzinformation

In Düngeplanungsprogrammen sollten alle rechtli-

chen und fachbehördlichen Vorgaben zu Düngebe-

grenzungen, Mindestanrechenbarkeiten organischer 

Dünger, zulässige Düngerarten etc. automatisch 

berücksichtigt werden (z. B. über Warnmeldungen). 

Damit ist eine rechtskonforme Erstellung der Dünge-

planung sichergestellt.

Bsp. Warnung 170 kg N/ha-Grenze für organische 

Dünger gemäß SchuVO (MU 2009)

Bsp. Warnung bei Klärschlamm, der gemäß Schu-

VO nicht eingesetzt werden darf (MU 2009).
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Nährstoffvergleich bzw. eine Hoftorbilanzierung mit er-

gänzender Ermittlung des organischen N-Anfalls voraus. 

Letzteres erfordert eine vollständige Ackerschlagkartei-

Führung.

Tabelle 5 zeigt beispielhaft für drei Jahre den Ver-

gleich der tatsächlichen N-Düngung eines Betriebs 

gemäß N-Zufuhr aus dem Nährstoffvergleich mit dem 

mittleren N-Düngebedarf, der über eine schlagbezogene 

Düngeplanung ermittelt wurde. Im vorliegenden Fall gibt 

es in jedem Jahr und im Mittel der drei Jahre nur einen 

geringen N-Düngeüberhang, so dass der gewünschte 

Beratungserfolg eingetreten ist.

Wie Abbildung 13 (oben) zeigt, gibt es bei einer 

größeren Anzahl von Betrieben erfahrungsgemäß auch 

immer Betriebe, bei denen der N-Düngeüberhang nur 

langsam zurückgeht bzw. Betriebe, die trotz jährlicher 

Düngeplanung durch die WZB wiederkehrend hohe Dün-

geüberhänge erzeugen. Der gewünschte Beratungserfolg 

tritt somit auch nach Jahren nicht ein. Das in der Abbil-

dung 13 dargestellte Beispiel zeigt, dass etwa für zwei 

Drittel (n=30) der prioritären Betriebe eines ausgewählten 

WSG der Beratungserfolg „keine bis geringe Überdün-

darf und die geplante Düngung werden für jeden Schlag 

separat auf einem Blatt detailliert dargestellt, das idea-

lerweise auch eine erweiterte Ackerschlagkarteiführung 

zulässt. Zusätzlich wird der Düngebedarf zur schnellen 

Übersicht nochmals in einer Schlagliste getrennt für die 

einzelnen Schläge aufgeführt (s. Abb. 14).

Anschließend wird der gesamtbetriebliche Mineral-

düngerbedarf ermittelt, auf dessen Basis der Landwirt 

unter Berücksichtigung bereits gekaufter Mengen und 

Lagerbestände seine weitere Düngereinkaufsplanung 

vornehmen kann.

Erfolgsbewertung
Erfahrungsgemäß kann die WZB mit ihrer Düngeplanung 

Flächendeckungsgrade zwischen 30 und 70 % der LF 

erreichen. Hauptziel der beschriebenen Düngeplanung 

ist die Vermeidung unnötiger (nicht ertragswirksamer) 

N-Überschüsse. Um den einzelbetrieblichen Beratungs-

erfolg z. B. für Stickstoff zu überprüfen, wird die geplante 

N-Düngung mit der tatsächlichen N-Düngung verglichen. 

Dies kann auf Betriebs- oder Schlagebene erfolgen. Dies 

setzt die Erfassung der tatsächlichen Düngung über den 

Abb. 14: Beispiel einer EDV gestützten, schlagbezogenen Düngeplanung mit Ackerschlagkartei (iNGUs) 
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zur jährlichen Größenordnung frucht-, gebiets- und stand-

ortspeziischer Frühjahrs-Nmin-Werte, die im Rahmen 

von Düngeempfehlungen in Rundschreiben verbreitet 

werden. Eine Abstimmung mit den Bewirtschaftern zur 

Auswahl der Beprobungsschläge, z. B. im Rahmen der 

schlagspeziischen Düngeplanung, ist sinnvoll.
Demgegenüber zeigen die Erfahrungen außerhalb 

der TGG eine eher unbefriedigende Umsetzung. Nur 

selten veranlassen dort landwirtschaftliche Betriebe die 

Untersuchung eigener Frühjahrs-Nmin-Werte und vielfach 

werden auch die fachbehördlichen Nmin-Richtwerte nicht 

in voller Höhe in Abzug gebracht. Stattdessen wird häuig 
mindestens in Höhe des N-Sollwerts gedüngt, also der 

Nmin-Wert nicht in Abzug gebracht, sondern als erforderli-

cher Sicherheitszuschlag gesehen.

Nur teilweise oder gar nicht in Abzug gebrachte 

Frühjahrs-Nmin-Werte, die Nichtberücksichtigung der 

Abschläge bei langjähriger organischer Düngung und 

eine zu geringe Anrechnung organischer Dünger sind die 

Hauptursachen von N-Düngeüberschüssen sowie daraus 

resultierenden erhöhten Nitratbelastungen in Gewässern.

gung (-20 bis +20 kg N/ha)“ erreicht wurde, weitere zehn 

Betriebe weisen eine „mittlere N-Überdüngung“ (+20 bis 

+40 kg N/ha)“ und fünf Betriebe eine nach wie vor „hohe 

N-Überdüngung“ (+40 bis +80 kg N/ha)“ auf. 

Für die Landwirte bietet die Düngeplanung, neben der 

Optimierung der Düngung, die Sicherheit, die Anforde-

rungen der DüV sowie die Aulagen zur Düngung in den 
WSG einzuhalten. Über die WZB werden auch die Land-

wirte in den noch nicht mit einer Verordnung festgesetz-

ten TGG und Beratungsgebieten der EG-WRRL erreicht, 

um mit einer standortangepassten und nutzungsange-

passten Düngeplanung vor allem grundwasserschutzori-

entiert zu wirtschaften.

Tab. 5: Ermittlung des einzelbetrieblichen N-Düngeüberhangs 
(iNGUs)

2.3.1.2 Düngeberatung zu  
Vegetationsbeginn

Kurzcharakteristik
Ein zentrales Element der Düngeberatung im Grundwas-

serschutz ist die frucht- und schlagspeziische Ermittlung 
des Düngebedarfs (Gesamthöhe und Gabenaufteilung) 

anhand tatsächlich gemessener Frühjahrs-Nmin-Werte zu 

Vegetationsbeginn. Hierzu sollten möglichst umfassende, 

regionale, standortdifferenzierte und betriebsspeziische 
Frühjahrs-Nmin-Programme durchgeführt werden, die 

über die fachbehördlichen Nmin-Richtwertprogramme 

hinausgehen (s. unten stehende Anforderungen an die 

Planung repräsentativer Frühjahrs-Nmin-Programme).

Die Methode ist in TGG mit langjähriger WZB sehr 

gut etabliert. Der hier vorgestellte Einsatz von frucht- und 

schlagspeziischen Empfehlungsblättern, in denen eine 
konkrete Herleitung des N-Düngebedarfs unter erwei-

terter Berücksichtigung aller Zu- und Abschläge und 

der einzelbetrieblich gemessenen Frühjahrs-Nmin-Werte 

erfolgt, hat eine hohe Akzeptanz bei den Landwirten. Da-

rüber hinaus geben die Nmin-Untersuchungsprogramme 

in TGG auch für die nicht beprobten Schläge Hinweise 

Erfolgsparameter

Parameter Bewertung

Düngungs minderung Ja, je nach Betriebstyp und bisherigem Düngeverhalten um 20 bis 60 kg N/ha, bei 
sehr hohem Anteil an organischen Düngern auch darüber

Saldo minderung Ja, in der Höhe der erreichten N-Düngeeinsparung

Herbst-Nmin-Minderung Ja, insbesondere nach Mais, aber auch nach Getreide und Raps

Sickerwasserentlastung Ja, zwischen 30 und 60 mg Nitrat /l

Weitere Effekte Minderung der Phosphor-Eintragsgefahr in Oberlächengewässer durch Verrin-
gerung der Phosphor-Überschüsse und gegebenenfalls überhöhter P-Gehalte im 
Boden insbesondere durch zeitliche Optimierung der Ausbringung

Bilanz-
jahr

tatsächl. Düngung (kg N/ha) 
nach Nährstoffvergleich

Düngebedarf 
nach Dünge-

planung  
(kg N/ha)

Dünge-
Überhang 
(kg N/ha)

mine-
ralisch

orga-
nisch

gesamt

2008 100 86 186 183 3

2009 80 120 200 180 20

2010 80 122 202 193 9

Mittel 87 109 196 185 11
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Kombinationen entsprechend der gebietlichen Boden-

karte (z. B. Mais auf Sandböden im Humusgleichgewicht 

gegenüber Mais auf humusreichen N-Quellenstandorten) 

berücksichtigen. Die genannten Planungsdaten sollten 

schlagspeziisch in der Beratungsdatenbank vorliegen 
und die Planung durch gezielte Datenbankabfragen und 

deren Überführung in GIS-Karten vorgenommen werden.

Festlegung der optimalen Probenahmezeiträume 

(nach Witterung und Anbaufrucht)

 ■ Aufgeteilt in Phasen (ab Mitte Februar erste Phase für 

Wintergetreide und Raps; ab Anfang / Mitte März zwei-

te Phase für Hackfrüchte und Sommergetreide).

 ■ Die Probenahme sollte jeweils möglichst zeitnah vor 

der ersten Düngung erfolgen. Folgende Probleme und 

Erschwernisse können erfahrungsgemäß eintreten: 

kurze Zeitkorridore, Ungeduld der Landwirte, frühe 

Güllegaben wegen mangelndem Lagerraum.

Anforderungen an die Probennahme und Laboranaly-

se (s. Abb. 16)

 ■ Geeignete Bohrtechniken, unbedingt schichtbezogene 

Probenahme etc.

 ■ Art der Probenahme (Einstiche, Beprobungsmuster, 

Tiefe etc.)

 ■ Beprobungsprotokoll und Transport

 ■ Ergebnisbereitstellung durch das Labor und Plausibili-

tätsprüfung (z. B. Angaben zum Wassergehalt)

Anwendungsbereich und Anforderungen
Jährliche Planung von Frühjahrs-Nmin-Programmen

Der gezielte Einsatz der Frühjahrs-Nmin-Methode auf der 

Ebene einzelner TGG oder Beratungsgebiete zur Umset-

zung der EG-WRRL, erfordert eine systematische Vorpla-

nung mit nachfolgend aufgeführten Bestandteilen.

Festlegung der Untersuchungsumfänge und erforder-

liche Planungsgrundlagen

Zunächst ist je nach Größe der Zielkulisse abzuschätzen, 

welcher Stichprobenumfang jährlich gewählt werden 

muss, um für alle wesentlichen Standorte (Böden) und 

Anbaufrüchte repräsentative Frühjahrs-Nmin-Werte zur 

Düngebedarfsermittlung zu erfassen. Wesentliche Pla-

nungsgrundlagen hierfür sind:

 ■ eine gebietspeziische Bodenkarte zur Abgrenzung 
wesentlicher Standorttypen

 ■ die geplanten Anbaufrüchte und deren Flächenanteile 

für das jeweilige Jahr sowie Berücksichtigung der Vor- 

und Zwischenfrüchte (Anbaudaten des Vorjahrs)

 ■ eine darauf aufbauend erstellte Nmin-Parzellenkarte. 

Für jeden Schlag wird eine sogenannte Repräsen-

tativparzelle (Größe ca. 40 bis 60 m x 80 bis 100 m) 

festgelegt, die den Schlag dominanten, möglichst 

homogenen Bodentyp abbildet (s. Abb. 15). Der Vor-

teil dieser Vorgehensweise ist, dass sie den Vergleich 

von Frühjahrs-Nmin-Werten gleicher Standorttypen 

zwischen den Jahren genauso wie den Vergleich zwi-

schen den Standorttypen erleichtert.

Repräsentative Untersuchungsprogramme sollten die 

typischen Anbausituationen (Anbaufrüchte, Frucht-

folgepaare/Vorfruchteffekte, mit und ohne vorherigen 

Zwischenfruchtanbau) und die typischen Anbau-Standort-

Abb. 15: Festlegung und Beprobungsmuster von Repräsenta-
tivparzellen für die Nmin-Beprobung von Einzelschlägen (NL-
WKN 2012d)

Abb. 16: Bodenprobeentnahme (iNGUs)
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Durchführung und Ergebnisverbreitung
Schlag- und fruchtspeziische N-Düngebedarfsermitt-
lung auf Basis von Nmin-Messungen

Zur verbesserten Akzeptanz und aus Servicegründen 

sollten Frühjahrs-Nmin-Ergebnisse an Landwirte nicht 

kommentarlos weitergeleitet werden, sondern als kon-

krete, schlagbezogene Düngebedarfsermittlung. Hierzu 

empfehlen sich geeignete Formulare auf Basis der Nmin-

Sollwert-Methode, die zusätzliche Anpassungen an den 

Grundwasserschutz, z. B. Vorfruchtwirkung berücksichti-

gen. Nachfolgend wird ein solches Formblatt beschrieben 

(s. Abb. 17). Es besteht aus:

 ■ einer schnellen Übersicht (oberer Kasten), mit dem 

Frühjahrs-Nmin-Ergebnis (Einzelschichten und Ge-

samtwert) und der fruchtspeziischen N-Düngeemp-

fehlung sowie

 ■ einer vom N-Sollwert ausgehenden Berechnung der 

frucht- und standortspeziischen Düngeempfehlung 
unter Berücksichtigung aller Ab- und Zuschläge 

(unterer Kasten) durch den Berater, die der Landwirt 

in einer zusätzlichen Spalte bei Bedarf nochmals 

anpassen kann.

Abb. 17:  
Formular Düngebedarfs-
ermittlung (N-Düngeemp-
fehlung) für Einzelschläge 
(iNGUs 2013b)
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Erfolgsbewertung

Hauptziel der Düngeberatung zu Vegetationsbeginn ist 

die weitgehende Anpassung der N-Düngung an den 

tatsächlichen N-Bedarf unter Berücksichtigung der leicht-

verfügbaren Boden-N-Vorräte. Die unter Zugrundelegung 

der N-Sollwert-Methode realisierbaren Düngereinsparun-

gen sind oft hoch. Sie ergeben sich unmittelbar aus der 

Höhe der gemessenen Nmin-Werte, die je nach Haupt-

frucht, Vorfrucht und winterlichem Witterungsverlauf für 

Humusgleichgewichtsstandorte zwischen 20 und 80 kg 

N/ha liegen können, für humusreiche Standorte auch 

darüber (s. Kap. 2.3.1.5).

Die Erfolge können durch die Auswertung gut geführ-

ter und auf Plausibilität geprüfter Ackerschlagkarteien 

nachgewiesen werden. So zeigt Abbildung 20, dass die 

tatsächliche N-Düngung bei mit der Nmin-Methode betreu-

ten Betrieben sehr nahe am N-Sollwert liegt.

Gesamtgebietliche N-Düngeempfehlungen über 

Rundschreiben und Feldbegehung

Aus Kostengründen kann nicht jeder Einzelschlag in 

einer Zielkulisse über öffentliche Förderprogramme eine 

Frühjahrs-Nmin-Beprobung erhalten. In der Regel ergeben 

sich bei einer guten Planung aber jährlich gebietstypische 

Richtwerte, die auf nicht beprobte Schläge übertragbar 

sind. Die Akzeptanz dieser gebietsbezogenen, sehr regi-

onalen mittleren Frühjahrs-Nmin-Werte ist bei den Bewirt-

schaftern sehr hoch (s. Abb. 18).

Abb. 19: Feldbegehung (iNGUs)
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Abb. 18:  
Mittlere Früh-
jahrs-Nmin-Werte, 
gruppiert nach 
Hauptfrüchten 
sowie Vor- und 
Zwischenfrüchten 
(iNGUs 2013b, 
Jahresdaten 2012 
aus einem ausge-
wählten WSG)

Nmin (kg N/ha)

Hauptfrucht 2012 (Anzahl Schläge)

Frühjahrs-Nmin-Ergebnisse werden zusätzlich auf Feld-

begehungen zu Vegetationsbeginn vorgestellt (s. Abb. 

19). Die entsprechenden Düngeempfehlungen werden 

vor dem Hintergrund der aktuellen Bestandsentwicklung 

besprochen. Darüber hinaus wird auf die Möglichkeiten 

einer im Anschluss folgenden, vegetationsbegleitenden 

Düngeberatung (s. Kap. 2.3.1.3) hingewiesen.
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stärksten verbreitet. Weiter kommen die Bestimmung der 

N-Aufnahme zu Raps im Herbst sowie Planzenanalysen 
im Labor zum Einsatz. Nach der Maisernte kann die Be-

stimmung des kritischen Rohproteingehalts durchgeführt 

werden.

Die Methoden erlauben die schlaggenaue Erfassung 

der N-Versorgung bzw. des Düngebedarfs einzelner An-

baufrüchte zu einem bestimmten Zeitpunkt, bei wieder-

holter Durchführung sogar über einen längeren Zeitraum 

(z. B. Nitrachek und Hydro-N-Tester). Sie ermöglichen 

damit eine genauere Berücksichtigung der Nährstoffver-

sorgung des Bodens und sonstiger verfügbarer N-Men-

gen gemäß den Anforderungen der Düngeverordnung bei 

der Deinition des Begriffs Düngebedarf. Im Folgenden 
werden die Methoden und ihre Einsatzbereiche kurz vor-

gestellt und die am häuigsten in der WZB angewandten 
Methoden Nitrachek, Hydro-N-Tester und Spätfrühjahrs-

Nmin detailliert erläutert.

Methoden und Anwendungsbereiche
Spätfrühjahrs-Nmin-Methode

Methode: Die Methode wurde in den 90er Jahren in 

Nordrhein-Westfalen entwickelt und ist ein bewährtes 

„Standardinstrument zur umwelt- und bestandsgerechten 

Düngeplanung“ (LUFA NRW 2013). Sie wird überwiegend 

zu Hackfrüchten (Mais, Zuckerrüben, begrenzt zu Kartof-

feln) zum Zeitpunkt Ende Mai / Anfang Juni eingesetzt, 

spielt aber auch im Gemüseanbau eine zunehmende 

Rolle. Der späte Beprobungstermin erfasst den planzen-

verfügbaren Nmin-Status der genannten Kulturen unmit-

telbar zu Vegetationsbeginn. Dieser Nmin-Wert beschreibt 

die Summe der bis zu diesem Termin durch die N-

2.3.1.3 Vegetationsbegleitende  
Düngeberatung

Kurzcharakteristik
Die vegetationsbegleitende Düngeberatung im Frühjahr 

und Sommer umfasst im Wesentlichen den verstärkten 

Einsatz direkter bzw. indirekter Boden- und Planzen-

analysen im Laufe der Bestandsentwicklung einzelner 

Kulturen (s. Abb. 21). Sie dient der fortlaufenden Nach-

steuerung der durchgeführten Düngeplanung (s. Kap. 

2.3.1.1) und Düngeberatung zu Vegetationsbeginn (s. 

Kap. 2.3.1.2) an den tatsächlichen Düngebedarf in  

einem Anbaujahr.

Insbesondere für Stickstoff stehen mehrere speziische 
Methoden zur Verfügung. In der WZB sind die Spätfrüh-

jahrs-Nmin-Methode, Nitrachek-Planzensaftanalysen, 
Chlorophyllmessungen mit dem Hydro-N-Tester am 

Abb. 20:  
Vergleich der geplanten 
Düngung (gemäß  
N-Sollwert) mit der 
tatsächlichen Düngung 
(n = Anzahl Schläge)  
(iNGUs 2013b, Daten 
aus einem WSG)

Abb. 21: Vegetationsbegleitende Düngeberatung zur Anpas-
sung der Düngeplanung und Düngeempfehlung
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Eine Düngeempfehlung wird erst ausgesprochen, wenn 

der Versorgungszustand einen „Optimalbereich“ unter-

schreitet. Mit der Methode können die witterungsbeding-

ten Jahreseffekte der N-Nachlieferung des Bodens, der 

Vor- bzw. Zwischenfrüchte und auch die N-Nachlieferung 

humusreicher Böden unmittelbar in die Düngeempfeh-

lung einließen. Dadurch lassen sich vielfach deutliche 
Düngereinsparungen erzielen, ohne das Ertrags- und 

Qualitätsziele der Anbaufrüchte leiden. Die Methode setzt 

eine ausreichende Bodenfeuchte voraus. Sie ist unter 

diesen Bedingungen aber sehr exakt.

Anwendungsbereich: Mit der Methode können erhebli-

che Düngeeinsparungen erzielt werden. Bei ausreichen-

dem N-Versorgungszustand der Planzen, z. B. infolge 
einer guten Nachlieferung aus dem Boden oder aus 

organischen Düngern kann eine Folgedüngung verrin-

gert werden oder sogar unterbleiben. Hauptvorteil ist die 

planzenbaulich optimale Terminierung der einzelnen 
N-Düngegaben, aber auch die bedarfsnahe Bemessung 

der Düngungshöhe. Dies führt zu einer besseren Ertrags-

absicherung des Düngeniveaus. Es handelt sich um eine 

Feldmethode, die prinzipiell für alle gängigen Kulturarten 

geeignet ist. Konkrete Anwendungsempfehlungen liegen 

für Getreide, Mais, Kartoffeln, Zuckerrübe, Gräser und 

Kopfkohl (Nitsch 2011) vor. Für jede Fruchtart existieren 

speziische Richtwerte (in ppm im Planzensaft), die eine 
Optimalversorgung kennzeichnen.

Methodische Einschränkungen ergeben sich bei:

 ■ Blattdüngung vor der Probenahme, da diese durch die 

Nitrachek-Messungen nicht vollständig erfasst wird,

 ■ Trockenheit vor der Probenahme, da die N-Aufnahme 

der Planzen durch Wassermangel stark einge-

schränkt wird, so dass geringe Nitratkonzentrationen 

Mineralisation des Bodens und der Vor- bzw. Zwischen-

früchte leicht planzenverfügbar vorliegende N-Menge 
einschließlich der bereits durchgeführten Düngungsmaß-

nahmen.

Zur Bewertung des N-Versorgungszustands und einer 

daraus abgeleiteten N-Düngeempfehlung wird der Mess-

wert einem jeweils fruchtspeziischen „N-Optimalbereich“ 
gegenübergestellt. Liegt der Messwert darüber, ist keine 

Folgedüngung erforderlich. Liegt der Messwert darunter, 

ist eine Nachdüngung durch den Berater abzuwägen. 

In den Fällen, wo der Messwert eines Schlags jährlich 

wiederkehrend deutlich über dem Optimalbereich liegt, 

besteht auf der jeweiligen Fläche für die Zukunft ein 

erhebliches Düngereinsparpotenzial.

Wichtig: Bei Kulturen mit Unterfußdüngung wie z. B. 

Mais, darf die Nmin-Probenahme nur zwischen den Rei-

hen mit ausreichendem Abstand zu den Düngebändern 

erfolgen. Zur Ermittlung des Düngebedarfs wird dann 

zunächst die Unterfußdüngung vom N-Optimalwert abge-

zogen.

Anwendungsbereich: Spätfrühjahrs-Nmin-Untersuchun-

gen werden Ende Mai /Anfang Juni zu Kulturen wie Mais, 

Zuckerrüben und Kartoffeln durchgeführt, die maßgeblich 

von der N-Mine ralisation proitieren können (Zusam-

mentreffen hoher Bodentemperaturen bei ausreichender 

Bodenfeuchte). Das Ergebnis erfasst die mineralische 

N-Versorgung im Boden zu diesem Zeitpunkt und ermög-

licht Rückschlüsse zur weiteren Düngestrategie. Eine 

schichtweise Beprobung in 30 cm-Schritten ist unbedingt 

erforderlich (z. B. mit dem „Göttinger Bohrstock“).

Methodische Einschränkungen ergeben sich bei:

 ■  extremer, lang anhaltender Trockenheit zwischen der 

Andüngung (z. B. im April) und dem Beprobungstermin 

der Spätfrühjahrs-Nmin-Messung (Anfang Juni), da die 

Mineralisationsprozesse im Boden erheblich einge-

schränkt sind

 ■  starker Austrocknung der oberen 5 bis 10 cm und der 

Gefahr des Hereinfallens von trockenem Oberboden 

in das Bohrloch, was zur Verfälschung des Ergebnis-

ses führt.

Nitrachek-Methode

Methode: Die Bestimmung der Nitratkonzentration im 

Planzenpresssaft an der Halm- bzw. Stängelbasis erfolgt 
mit Hilfe eines Indikatorstreifens und einem Relekto-

meter-Messgerät durch den Berater oder den Landwirt. 

Der Schnelltest erlaubt die unmittelbare Bestimmung 

des N-Versorgungszustands eines Planzenbestands 
anhand des Nitratgehalts im Planzensaft (Nitsch 2011). 

Hintergrund

Bei ausreichender Bodenfeuchte wird Stickstoff 

vorwiegend als Nitrat von der Wurzel in den Spross 

transportiert. In den grünen Planzenteilen erfolgt 
dann der Einbau in planzeneigene Stoffe. Die Mes-

sung des N-Versorgungszustands erfolgt daher an 

der Sprossbasis, also dem direkten Übertrittspunkt 

zwischen Wurzel und Spross. Die Gegenüberstel-

lung der Messwerte zu den in Exaktversuchen für 

eine optimale Ertragsbildung ermittelten Nitrat-

konzentrationen, liefert eine gute Datenbasis zur 

Bewertung des Nährstoffversorgungszustands und 

zur Ableitung eines gegebenenfalls bestehenden 

N-Düngebedarfs.
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im Planzensaft nicht auf den tatsächlichen Düngebe-

darf schließen lassen,

 ■ Verwendung von Nitriikationshemmstoffen (z. B. 
DIDIN oder Piadin), da hier die N-Aufnahme und der 

Transport in der Planze zu einem größeren Anteil in 
Form von NH

4
 erfolgt, das durch die Nitrachek-Metho-

de nicht erfasst wird.

Hydro-N-Tester-(Chlorophyll)-Methode

Methode: Bei diesem optischen Verfahren wird der Chlo-

rophyll-Gehalt im Blatt, der in direktem Zusammenhang 

mit dem N-Versorgungszustand des Bestands steht, mit 

einem optischen Verfahren mit einem speziell von der 

Firma Yara entwickelten Gerät, dem Hydro-N-Tester, 

gemessen. Die Methode kann schnell und unkompliziert 

durchgeführt werden. Nach 30 Einzelmessungen wird au-

tomatisch der Mittelwert ausgegeben. Unter Verwendung 

von sortenspeziischen Korrekturwerten (aufgrund von 
Farbunterschieden des Blatts) wird vor Ort die N-Dünge-

empfehlung ermittelt. Diese Empfehlung wird auf Basis 

von Produkt- und Düngemittelpreisen des Vorjahrs er-

rechnet. Somit handelt es sich um eine unternehmerische 

Bewertung, nicht um eine planzenbauliche Empfehlung.
 

Anwendungsbereich: Praxiserfahrungen mit der Chlo-

rophyll-Methode liegen bisher nur aus dem Bereich des 

düngeintensiven Wintergetreideanbaus vor. Auch bei die-

ser Methode sollte der Bestand bei ausreichend feuchten 

Bodenbedingungen getestet werden. Die Aussagekraft 

der Methode ist unter Beratern umstritten: Methodenver-

gleiche in der WZB für gleiche Bestände zeigen, dass 

die Düngeempfehlungen des N-Testers im Mittel häuig 
höher liegen, als die nach der Nitrachek-Methode.

Kritischer Rohproteingehalt

Mit dieser Methode kann im Frischmais oder in der 

Maissilage durch die Bestimmung des Rohproteinge-

halts nachvollzogen werden, ob der Mais optimal mit 

Stickstoff ernährt wurde (herrmaNN & taUbe 2005). Der 

Optimalwert liegt bei maximal sieben Prozent Rohpro-

tein in der Trockenmasse. Höhere Rohproteingehalte 

deuten auf einen N-Luxuskonsum hin, der nicht in Ertrag 

umgesetzt werden kann. Die Auswertung umfangreicher 

Datenbestände aus der WZB zeigt bisher keine eindeu-

tige Beziehung zwischen der Höhe der N-Düngung und 

dem Rohproteingehalt auf Praxisschlägen. Versuche der 

LWK Niedersachsen zeigen, dass der Rohproteingehalt 

mit steigender N-Düngung zwar ansteigt, der jeweilige 

Standort (Bodengüte) und die Bewirtschaftungsvorge-

schichte jedoch ebenso einen Einluss auf die Rohprote-

ingehalte von Mais haben, wie das durch die Maissorten-

wahl bedingte unterschiedliche N-Aneignungsvermögen 

(LWK NiedersachseN 2013j). Die Methode ist daher noch 

nicht praxisreif.

N-Aufnahme von Raps im Herbst

Raps kann im Herbst des Aussaatjahrs große N-Mengen 

(oberirdisch 60 bis 80 kg N/ha, zum Teil bis > 100 kg 

N / ha) aufnehmen. Die Methode dient der jährlichen Er-

fassung der N-Aufnahme von Raps vor dem Winter durch 

die Wiegung der Blattmasse (nach UFOP-Methode). Über 

ein einfaches Umrechnungsverfahren können daraus Zu- 

bzw. Abschläge für die N-Düngung im darauffolgenden 

Frühjahr errechnet werden. Besonders die N-Düngung 

zu Raps kann mit dieser Methode ohne Ertragsverluste 

angepasst werden. Seit 2012 gibt es von der Firma Yara 

eine Smartphone-App zur Ermittlung der N-Aufnahme. 

Erste Vergleichsergebnisse zeigen eine gute Übereinstim-

mung mit der Blattmasse-Wiegung (INGUS 2013a).

Planzenanalyse
Hier erfolgt eine genaue Bestimmung aller Planzennähr-
stoffe im Labor. Wegen des hohen Zeit- und Kostenauf-

wands und der längeren Rücklaufzeit bis zum Erhalt der 

Ergebnisse wird die Methode meist nur für planzenbau-

liche Sonderfragen (z. B. Verdacht auf Spurenelement-

mangel) eingesetzt.

Durchführung
Spätfrühjahrs-Nmin-Methode

Mit der Spätfrühjahrs-Nmin-Methode wird der aktuelle 

Gehalt an mineralischem Stickstoff im Boden ermittelt. 

Dadurch kann die bis zur Probenahme erfolgte N-Minera-

lisation erfasst und die noch anstehende N-Düngung an-

gepasst werden. Insbesondere bei humosen Standorten 

können hohe N-Mineralisationsraten festgestellt werden. 

Erhebliche N-Düngereinsparungen und N-Bilanzver-

besserungen sind dadurch möglich. Bei Mais erfolgt die 

N-Düngung nach erfolgter Unterfußdüngung meist nur in 

einer Anschlussgabe. Hier kann die Spätfrühjahrs-Nmin-

Methode aber zur Sensibilisierung der Bewirtschafter 

dienen, die geplante N-Düngermenge zu überdenken und 

bei nachweislich sehr hohen Spätfrühjahrs-Nmin-Gehalten 

die N-Düngung zukünftig zu reduzieren (s. Abb. 22). 

Die Methode hat sich in Zuckerrüben bewährt und 

wird nun auch im Mais häuiger für eine geteilte N-Dün-

gestrategie eingesetzt. Hier erfolgt im ersten Schritt eine 

zurückhaltende Andüngung und danach die Messung des 

Spätfrühjahrs-Nmin-Werts. Eine Nachdüngung erfolgt nur, 

wenn der N-Optimalbereich unterschritten ist (s. Abb. 22).
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Probenahme und Messung

Die Probenahme sollte möglichst vor dem letztmöglichen 

Düngezeitpunkt erfolgen. Bei den Zuckerrüben ist dies 

kurz vor Reihenschluss, bei Mais im Acht-Blatt-Stadium 

(s. Abb. 23). Der Zeitpunkt der Probennahme ist aller-

dings auch mit den Landwirten abzusprechen, da z. B. in 

Zuckerrüben häuig die zweite N-Gabe bereits deutlich 
vor Reihenschluss erfolgt. 

Auswertung und Beratungsempfehlung

Zur Bewertung von Spätfrühjahrs-Nmin-Werten ist die 

Kenntnis der bis zur Beprobung erfolgten N-Düngung 

(Art, Menge, Zeitpunkt) und des N-Mineralisationspoten-

zials des Bodens dringend erforderlich. Für die Einzel-

früchte sind folgende Optimalbereiche anzustreben, die 

sich an die N-Sollwerte der LWK Niedersachsen (LWK 

NiedersachseN 2010a) anlehnen und ertragsunabhängig 

sind: 

 ■ Zuckerrüben: 150 bis 160 kg N/ha

 ■ Mais: 140 bis 160 kg N/ha

Abb. 22:  
Ablaufschema zur 
Anwendung der Spät-
frühjahrs-Nmin-Methode 
im Düngesystem Mais 
(iNGUs 2013a)

Abb. 23:  
Schema zur Erfassung 
der N-Mineralisation mit-
tels Spätfrühjahrs-Nmin 
(iNGUs 2012b)

Dünge-Splitting in Mais nach Spätfrühjahrs-Nmin (SFN) 2010

1. Gabe

Gesamtdüngung max. 80 kg N / ha
inkl. Unterfuß

Nach Bedarf 2. Gabe

Nachdüngung über Gülle oder 
mineralisch

Messung des  
verfügbaren Stickstoffs
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weitere Düngung notwendig ist. Die Nitrachek-Methode 

gibt somit Hinweise über den Zeitpunkt einer Düngungs-

maßnahme. Die Höhe der anstehenden Düngergabe ist 

von der Beratung in Abhängigkeit von der Nitratkonzent-

ration, der bisherigen Düngung und dem gesamten Dün-

geniveau in Absprache mit dem Landwirt zu bemessen.

Für einwandfreie Messergebnisse und die sachgerechte 

Auswertung sind folgende Punkte zu beachten:

 ■ Beprobung erfolgt unmittelbar vor der geplanten 

Düngungsmaßnahme - bei Trockenheit muss der 

Untersuchungstermin hinausgezögert werden, bis der 

Bodenwassergehalt für die Planzenversorgung aus-

reicht. Wenn der Nitratgehalt im Planzensaft noch im 
Optimalbereich liegt, wird die N-Düngung verschoben 

und je nach Witterung und Entwicklungszustand des 

Bestands nach z. B. sechs Tagen eine erneute Unter-

suchung durchgeführt.

 ■ Kartoffeln: 120 bis 160 kg N/ha je nach Produktions-

richtung 

Spätfrühjahrs-Nmin-Werte oberhalb dieser Optimalberei-

che weisen auf eine hohe N-Versorgung hin. Damit kann 

eine weitere N-Düngung unterlassen und zukünftig die 

erste N-Gabe geringer bemessen werden. Nmin-Werte 

unterhalb dieser Optimalwerte zeigen einen Düngebe-

darf (s. Abb. 24), die Höhe erfolgt in Absprache mit den 

Bewirtschaftern. Da die Unterfußdüngung bei der Be-

probung nicht erfasst wird, ist diese N-Menge noch zum 

aktuellen N-Versorgungszustand hinzu zu rechnen.

Durchführung der Nitrachek-Methode

Probenahme und Messung: An 30 repräsentativen 

Planzen wird die Halm- bzw. Sprossbasis freigelegt und 
ein 1 cm langes Stück herausgeschnitten. Wichtig: Ober-

halb der Halm- oder Sprossbasis entnommene Proben 

ergeben falsche Ergebnisse zum Versorgungszustand, 

da die Nitratkonzentration im Planzensaft nach oben hin 
deutlich abnimmt. Aus den Halm-/Sprosstücken wird mit-

tels einer Presse (Schraubstock) der Planzensaft gewon-

nen. Mit Hilfe eines Teststäbchens und eines Messgeräts 

wird die aktuelle Nitratkonzentration im Planzensaft 
gemessen (s. Abb. 25). Anhand empirisch ermittelter 

Optimalbereiche gibt die gemessene Konzentration Auf-

schluss über den Versorgungszustand des Bestands. Ist 

der Optimalbereich unterschritten, muss nach Rückspra-

che mit dem Landwirt und unter Berücksichtigung der 

bereits erfolgten N-Düngung sowie des Witterungsver-

laufs entschieden werden, ob und in welcher Höhe eine 

Abb. 24: Spätfrühjahrs-Nmin-Werte 2011 (iNGUs 2012b, Daten aus einem WSG)

Abb. 25: Nitrachek-Gerät mit Teststreifen (iNGUs)
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Auswertung und Beratungsempfehlung:

Getreide: Der Optimalbereich der N-Versorgung liegt in 

der ganzen Vegetationsperiode bei 800 bis 1.000 ppm 

(s. Abb. 26). Die Düngungen zum Schossen und die N-

Spätgabe werden jedoch jeweils bis zur Unterschreitung 

eines Grenzwerts von etwa 600 ppm hinausgezögert. Bei 

anhaltend hoher N-Versorgung kann eine N-Düngergabe 

eingespart werden.

Mais: In der Hauptwachstumsphase liegt der Optimalbe-

reich bei 3.000 bis 5.000 ppm. Bei optimaler N-Düngung 

fällt die Konzentration in den letzten Wochen vor der 

Ernte auf 1.000 bis 2.000 ppm ab.

Kartoffeln: Die Untergrenze des Optimalbereichs nimmt 

von 6.500 ppm im Austrieb bis auf etwa 3.500 ppm im 

Entwicklungsstadium 60 ab.

Erfolgsbewertung
Mit den beschriebenen vegetationsbegleitenden Metho-

den ist es möglich, in der Praxis übliche Risikozuschläge 

bei der N-Düngung zu kappen und die N-Nachlieferung 

des Bodens zu berücksichtigen. Dies führt zu einer deutli-

chen Reduzierung der N-Düngung bei gleichzeitig hohen 

Erträgen und Qualitäten und damit zu einer Verringerung 

des N-Bilanzsaldos. Besonders hohe Einspareffekte sind 

auf Standorten mit bodenbedingt hoher N-Nachlieferung 

(z. B. Niedermoore, Anmoore, Auftragsböden) und bei 

langjähriger Wirtschaftsdüngeranwendung zu erzie-

len. Ferner kann während des Vegetationsverlaufs die 

geplante Düngemenge und -verteilung hinterfragt und an 

witterungsbedingte und standortbedingte Veränderungen 

der Ertragserwartung zeitnah angepasst werden.

Erfolgsbeispiel Spätfrühjahrs-Nmin-Methode

Tabelle 6 belegt beispielhaft für das Jahr 2010 und acht 

Pilotlächen in Schleswig-Holstein, dass mit dem Einsatz 
der Spätfrühjahrs-Methode gemäß der in Abbildung 2 be-

schriebenen Vorgehensweise einer „Stickstoff-2 Gaben-

Strategie“ zu Mais (zunächst verhaltene erste N-Gabe 

von im Mittel 81 kg N / ha und Überprüfung des weiteren 

N-Düngebedarfs mittels einer Spätfrühjars-Nmin-Probe für 

sechs Flächen keine und nur für zwei Flächen eine gerin-

ge Nachdüngung (20 bis 30 kg N / ha) erforderlich ge-

wesen ist, um das N-Angebotsoptimum von 160 bis 180 

kg N /ha Anfang Juni zu erreichen (iNGUs 2011). Damit 

wurde gegenüber der vergleichbaren Standarddüngung 

von ca. 130 kg N / ha (auf Sandböden der mittleren Geest 

in Schleswig-Holstein) eine N-Düngereinsparung von 

mindestens 50 kg / ha erreicht. 

Eine umfangreiche Wiederholung auf 21 Maisschlä-

gen in den Jahren 2011 und 2012 zeigte für 85 % der 

Flächen ebenfalls keinen Nachdüngebedarf. Zur Erfolgs-

 ■ Probenahme vormittags, bei bedecktem Himmel auch 

ganztags möglich

 ■ Auswahl eines repräsentativen Teilstücks (z. B. die 

Nmin-Beprobungsparzelle) – diagonal in den Schlag 

hineingehen und durchschnittliche Einzelplanzen 
aussuchen, bei jedem erneuten Beprobungstermin 

den gleichen Bereich beproben;

 ■ Probenmaterial: jeweils 30 Planzen

 ■ Getreide: unteres 1-cm-Teilstück des Haupt-Halms

 ■ Kartoffel: weißes 1-cm-Teilstück des zuvor freigeleg-

ten Hauptstängels

 ■ Mais: unteres 1-cm-Teilstück des Stängels

 ■ Das Probenmaterial muss trocken und sauber sein.

 ■ Presssaftgewinnung (Planzenteile in eine Plastiktüte 
geben und im Schraubstock auspressen) und Mes-

sung erfolgt unmittelbar nach der Probenahme, sonst 

ist das Probenmaterial bis zur Messung zu kühlen.

 ■ Eichung des Messgerätes mit Eichlösung für jede 

neue Packung Messstreifen

 ■ Verdünnen des Presssafts, so dass der Messbereich 

von 500 ppm nicht überschritten wird (nach orientie-

render Messung gegebenenfalls erneut verdünnen 

und messen).

 ■ Erforderliche Zusatzinformationen: Bodenzustand 

(Feuchte), Entwicklungsstadium des Planzenbe-

stands und bisherige Düngergaben (Ausbringungs-

weise, Düngerform, Düngungshöhe, Termine)

Abb. 26: Optimalbereich der NO
3
-Konzentration im Vegetati-

onsverlauf für Winterweizen (verändert nach Nitsch 2011)
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sind. Versuche der LWK Niedersachsen in Winterweizen 

zeigen Einsparpotenziale gegenüber der herkömmlichen 

N-Düngung von bis zu 30 kg N / ha (LehrKe 1999). Es 

wurde auch beobachtet, dass mit gleichem Düngungsni-

veau höhere Erträge erzielt wurden und somit geringere 

Bilanzüberschüsse realisierbar sind. Die Methode ist 

im Vergleich zum Hydro-N-Tester zeitaufwendiger, zeigt 

nach langjährigen Praxiserfahrungen aber genauere 

Ergebnisse. 

Tabelle 7 belegt beispielhaft für das Jahr 2012, dass 

mit dem Einsatz der Nitrachek-Methode für die Mehrheit 

der Schläge eines 569 ha umfassenden Untersuchungs-

programms eine Abschlussdüngung und damit in der 

Summe 12.750 kg N-Dünger eingespart werden konnten.

Zusammenfassend lassen sich beide Methoden als 

bestandsnahe planzenbauliche Beratungswerkzeuge mit 
hoher Erfolgserwartung charakterisieren. Auch durch den 

zunehmenden Einsatz organischer Dünger bei reinen 

Marktfruchtbetrieben sind die Spätfrühjahrs-Nmin-Methode 

und die Nitrachek-Methode ein schnelles und wirksames 

kontrolle wurden alle 21 Schläge in beiden Jahren mit 

einer Herbst-Nmin-Beprobung begleitet. 2011 ergab sich 

ein mittlerer Herbst-Nmin-Wert von 36 kg N / ha und 2012 

von 58 kg N / ha. Durch die Vermeidung einer N-Überdün-

gung wurde im Mittel der beiden Jahre ein mit 47 kg N/ha 

besonders grundwasserschonendes Herbst-Nmin-Niveau 

erreicht. Dies entspricht bei Umrechnung auf 280 mm 

Sickerwasserneubildung einem Nitratwert im Sickerwas-

ser (nach Mais) von ca. 75 mg / l. Gleichzeitig wurden in 

beiden Jahren für diese Standorte typische Frischmasse-

Erträge (2011: 410 dt FM / ha und 2012: 461 dt FM / ha) 

erreicht. Diese Ergebnisse belegen, dass sich Maisanbau 

und gute Sickerwasserqualität verbinden lassen.

Erfolgsbeispiel Nitrachek-Methode

Mit der Nitrachek-Methode wird zwar auch eine Aussage 

über die Höhe einer zu empfehlenden Düngemaßnahme 

getroffen, im Vordergrund stehen aber Einsparpotenzi-

ale aus unterlassenen Düngegaben, wenn die Bestän-

de ohne zusätzliche N-Düngung ausreichend versorgt 

Düngung kg N / ha Optimalwert: 160 bis 180 kg N/ha

Schlag Summe Anteil 
UFD*

SFN-Wert 
(9.6.2010)

N-Angebot Anf. Juni 
(SFN-Wert + UFD)

Empfehlung

1 87 47 103 150 20 kg N/ha nachdüngen

2 63 24 173 197 keine Nachdüngung

3 87 47 143 190 keine Nachdüngung

4 87 47 95 142 30 kg N/ha nachdüngen

5 80 40 171 211 keine Nachdüngung

6 82 32 125 157 keine Nachdüngung

7 80 40 165 205 keine Nachdüngung

8 82 32 165 197 keine Nachdüngung

Ø 81 38,5 142,5 181,1

Tab. 6:  
N-Düngereinsparungen 
pro Jahr gemäß eines 
Spätfrühjahrs-Nmin-
(SFN)Programms in 
einem WRRL-Bera-
tungsgebiet in Schles-
wig-Holstein; UFD* = 
Unterfußdüngung  
(iNGUs 2011).

Tab. 7:  
N-Düngereinsparungen 
pro Jahr gemäß eines 
Nitrachek-Programms 
im TGG Ristedt der 
Harzwasserwerke 
GmbH mit mittlerem 
Einsatz an organischen 
Nährstoffträgern  
(iNGUs 2012a)

Kultur Anzahl 
Flächen

Größe  
in ha

Düngung geplante 
Düngung 
in kg N / ha

eingesparte 
N-Menge 
in kg

Mais 33 127,0 Abschlussdüngung eingespart 36 4.572

Mais 3 31,7 Nachdüngung erforderlich 36

S-Getr. 1 3,1 Abschlussdüngung eingespart 30 93

W-Gerste 12 66,5 Abschlussdüngung eingespart 30 1.995

W-Gerste 3 20,3 Nachdüngung erforderlich 30

Triticale 12 57,5 Abschlussdüngung eingespart 30 1.716

Triticale 5 20,0 Nachdüngung erforderlich 30

Roggen 17 78,8 Abschlussdüngung eingespart 25 1.970

Roggen 4 83,8 Nachdüngung erforderlich 25

Weizen 14 68,7 Abschlussdüngung eingespart 35 2.404

Weizen 3 11,8 Nachdüngung erforderlich 35

gesamt 117 569,4 insgesamt eingesparte Stickstoffmenge 12.750
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zwischen 60 und 100 kg N / ha. Diese Mengen reichen in 

der Regel aus, den Nährstoffbedarf nahezu aller Anbau-

kulturen im Herbst abzudecken, so dass im Umkehr-

schluss im Herbst meist kein N-Düngebedarf besteht. 

Gemäß DüV genügt der leicht verfügbare Boden-N-Vorrat 

zur Abdeckung des Nährstoffbedarfs.

Generell besteht ein hoher Bedarf für wirksame 

gesetzliche und beratungsseitige Minderungsstrategien 

zu N-Düngung im Herbst. Rechtlich betrifft dies vor allem 

weitergehende Konkretisierungen der DüV, wie sie z. B. 

in Nordrhein-Westfalen (MUNLV NordrheiN-WestFaLeN 

2012) und Niedersachsen (ML 2013) zumindest für N-

haltige organische Flüssigdünger eingeführt wurden.

Darüber hinaus gibt es im Rahmen der fachbehörd-

lichen Düngeempfehlungen bisher keine etablierten 

Methoden zur Bestimmung des N-Düngebedarfs im 

Herbst, so dass entsprechende Beratungsansätze noch 

zu entwickeln sind. Einige Bundesländer haben bereits 

erste Systeme für ein jährliches Nmin-Richtwertmonitoring 

für die Monate August bis Oktober aufgebaut, die eine 

Beurteilung des N-Düngebedarfs zulassen (Jacobs 2012). 

Hier kommt man zu dem gleichen Ergebnis wie in der 

WZB in Niedersachsen. Demnach besteht in den meisten 

Jahren im Herbst zu Winterungen kein N-Düngebedarf, 

da der gemessene, leicht verfügbare Boden-N-Vorrat zur 

Deckung des vorwinterlichen Nährstoffbedarfs ausreicht. 

Dies gilt nach Raps, Mais, Kartoffeln, Körnerlegumi-

nosen, Gemüse und Zuckerrüben, vielfach auch nach 

Getreide.

Anwendungsbereich und Durchführung
In Abbildung 27 ist der mittlere N-Bedarf zwischen August 

und Dezember für Winterraps (< 80 kg N / ha), zwischen 

September/Oktober und Dezember für Winterweizen 

(< 20 kg N / ha) sowie für Wintergerste und Winterroggen 

(< 50 kg N / ha) abgebildet (Jacobs 2012).

Im Optimalfall ist, wie in Kapitel 2.3.1.1 dargestellt, 

die im Herbst stattindende Düngeplanung der Startpunkt 
eines Düngejahrs, das nach der Ernte der Vorfrucht be-

ginnt und spätestens im kommenden Jahr mit Ernte der 

Hauptfrucht endet. Diese Deinition wird gewählt, da die 
Düngergaben im Sommer und Herbst (z. B. Grundnähr-

stoffe oder Stickstoff zu Zwischenfrüchten und Winter-

raps) bereits der Ertragserzielungsabsicht des Folgejahrs 

zuzurechnen sind. Zu berücksichtigen sind dabei folgen-

de Aspekte:

 ■ Die Unterlassung der N-Düngung im Herbst trägt 

maßgeblich zum Erfolg des Grundwasserschutzes 

bei, hohe N-Gaben im Herbst führen dagegen meist 

auch zu hohen Nitratausträgen.

Beratungsinstrument. Für viele Landwirte stellt ansonsten 

die Bemessung der N-Nachlieferung eine unkalkulierbare 

Größe dar.

2.3.1.4 Stickstoffdüngeberatung  
im Herbst

Kurzcharakteristik 
Jeder Düngefehler im Herbst wirkt sich besonders nega-

tiv auf die Gewässergüte aus. Deshalb muss zukünftig 

bei der Düngeberatung allgemein, aber besonders bei 

der WZB diesem Thema mehr Aufmerksamkeit ge-

schenkt werden. Während in festgesetzten WSG die 

organische Herbstdüngung oft geregelt ist, hat sich das 

Problem in den nicht festgesetzten TGG und außerhalb 

der WSG in den letzten Jahren deutlich verschärft. Be-

zugnehmend auf die Erfahrungen im Rahmen der WZB in 

den TGG sowie in der WRRL-Beratungskulisse Nitratre-

duktion sind die Hauptgründe hierfür:

 ■ der steigende Verbringungsdruck organischer Dünger, 

wobei deren zunehmende Ausbringung im Herbst 

auf fehlende Lagerraumkapazitäten insbesondere für 

Gülle und Gärreste zurückzuführen ist

 ■ die generelle Intensitätssteigerung im Ackerbau, die 

zu einer wachsenden Stickstoff (N)-Herbstdüngung zu 

Raps und Wintergetreide geführt hat

 ■ immer engere Fruchtfolgen und Bewirtschaftungsfeh-

ler (z. B. Bodenschadverdichtungen, späte und un-

günstige Saattermine / -bedingungen), deren Nachteile 

durch eine „N-Reparaturdüngung“ behoben werden 

sollen.

Eine N-Herbstdüngung in der „ausklingenden“ Vege-

tationsphase widerspricht vielfach dem Grundsatz der 

Düngeverordnung. Der Geltungsbereich der DüV bezieht 

sich nicht nur auf die optimale Nährstoffversorgung für 

ein ökonomisches Ertragsoptimum, sondern auch auf die 

„Verminderung von stoflichen Risiken“ durch die Dün-

gung (BMELV 2007). In Niedersachsen stehen aus der 

WZB langjährige Messergebnisse zum Stand des som-

merlichen Boden-Nmin-Vorrats nach Getreide und Raps 

zur Verfügung. Sogenannte „Ernte-Nmin“-Untersuchungen 

werden direkt nach der Ernte Anfang August sowie im 

Herbst (sogenannte „Herbst-Nmin“) Mitte Oktober bis 

Mitte November von 0 bis 90 cm Tiefe gemacht. Im Mittel 

der Jahre liegt der Ernte-Nmin-Wert in einem Korridor 

zwischen 30 und 50 kg N / ha und der Herbst-Nmin-Wert 

(ohne nachfolgende Grundwasserschutzmaßnahmen) 
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 ■ Für die Beratung zur Herbstdüngung besitzt die WZB 

langjährige Erfahrungen

 ■ in der Beurteilung der Ernte-Nmin-Werte (erhöhtes 

Niveau, Ursachen etc.)

 ■ in der Entwicklung der Nmin-Werte zwischen Ernte 

und Herbst (in Abhängigkeit der Witterung, bei 

langjähriger organischen Düngung etc.)

 ■ Der Schwerpunkt der WZB zur N-Düngung im Herbst 

liegt in der Information der Landwirte zu den rechtli-

chen Vorgaben sowie zur Wirkung einer N-Düngung 

im Herbst. Danach wird ein N-Düngebedarf nur selten 

festgestellt.

 ■ Die gesetzlichen Vorgaben (DüV, Vollzugshinweise 

zur DüV, Landes-SchuVO, WSG-VO, Naturschutzge-

setz etc.) und Empfehlungen der Fachbehörden sind 

mindestens einzuhalten.

 ■ Die Erfahrungen aus der Ernte-Nmin-Beprobung und 

der Nmin-Nachernte-Entwicklung bis zum Herbst 

zeigen, dass für den Anbau von Wintergetreide nur in 

Einzelfällen ein Düngebedarf besteht und meist auch 

kein Düngebedarf zur Strohrotte. Die Ergebnisse des 

jährlichen Nmin-Richtwertmonitorings für August bis 

Oktober aus Nordrhein-Westfalen bestätigen dies 

(Jacobs 2012).

 ■ Zahlreiche Herbst-Nmin-Auswertungen der letzten 

Jahre zeigen allein für die Ackerkrume bis 30 cm Tiefe 

Nmin-Gehalte, die den gesamten N-Bedarf des Winter-

getreides vor Winter übersteigen. Auch vorübergehen-

de Mangelerscheinungen können sich im Laufe der 

Wachstumsphase wieder verwachsen. Die Kosten für 

 ■ Der Einsatz organischer N-Dünger erfolgt häuig im 
Herbst, obwohl der Düngebedarf der Früchte gering 

ist (fehlende Lagerkapazitäten).

 ■ In vielen WSG in Niedersachsen gibt es bereits 

gebietsspeziische Regelungen zur Vermeidung der 
N-Herbstdüngung (örtliche WSG-VO) bzw. es gilt 

über die landesweite Verordnung über Schutzbe-

stimmungen in Wasserschutzgebieten (MU 2009) 

ein weitgehendes Aufbringungsverbot für organische 

Wirtschaftsdünger im Herbst. Darüber hinaus gelten 

seit jüngster Zeit erweiterte Verwaltungsvorschriften 

(Erlasse), die eine weitgehende Einschränkung der N-

Herbstdüngung vorschreiben (z. B. MUNLV NordrheiN-

WestFaLeN 2012, ML 2013).

 ■ In der WZB wird insbesondere nach Getreide bzw. 

nach anderen früh räumenden Früchten, wie Früh-

kartoffeln, Gemüse der sogenannte Ernte-Nmin-Wert 

(Beprobung wenige Tage nach der Ernte) seit vielen 

Jahren als ein Ausgangsparameter für die Bemessung 

der Nährstoffversorgung und die Abschätzung eines 

gegebenenfalls bestehenden Düngebedarfs im Herbst 

herangezogen. Ernte-Nmin-Werte liegen nach Getreide 

im Mittel der Jahre bei 30 bis 50 kg N / ha nach Früh-

kartoffeln und Gemüse deutlich darüber. Im Regelfall 

erhöht sich der Ernte-Nmin-Ausgangswert über den 

Spätsommer nochmals um mehrere 10 kg N / ha. 

Damit kann der N-Bedarf der Folgefrüchte, auch fast 

immer zur Strohrotte ausreichend abgedeckt werden. 

Beispiel: Nach Getreide liegen die Herbst-Nmin-Werte 

meist zwischen 60 und 80 kg N / ha, der N-Bedarf des 

nachfolgenden Wintergetreides liegt aber mit max. 30 

bis 45 kg N / ha immer darunter.

Abb. 27:   
N-Aufnahme (kg N/ha) 
zwischen August und 
Dezember von Winter-
raps und Wintergetreide 
(Jacobs 2012)
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2.3.1.5 Düngeberatung für Standorte 
mit erhöhter Stickstoffnach-
lieferung

Kurzcharakteristik
Im eiszeitlich geprägten norddeutschen Tieland sind 
bei geringen Grundwasserlurabständen humusreiche 
Böden weit verbreitet. Dies gilt auch für große Teile 

Nordwestniedersachsens sowie die in die grundwas-

serfernen Landschaften Mittel- und Ostniedersachsens 

eingebetteten Geestniederungen und Flussauen. Viele 

dieser Böden wurden nach dem Zweiten Weltkrieg durch 

umfangreiche Entwässerung und Melioration in agrari-

sche Nutzung überführt. Seit einigen Jahren werden die 

oft als Grünland genutzten Flächen zunehmend als Acker 

genutzt. Der durch die beschriebenen Maßnahmen aus-

gelöste Humusabbau hat bereits in der Vergangenheit zu 

hohen N-Einträgen in die Gewässer (Grundwasser und 

Oberlächengewässer) geführt.
Durch die veränderten Nutzungsverhältnisse werden 

diese Standorte meist für Jahrzehnte zu starken „N-Quel-

lenstandorten“. Um eine Minderung zukünftiger N-Belas-

tungen in den Gewässern zu erreichen, ist eine speziali-

sierte Düngeberatung erforderlich, die die bodenbedingt 

erhöhten N-Freisetzungen vor allem bei ackerbaulicher 

Nutzung berücksichtigt.

Diese Problematik kann sich in TGG verstärken, in 

denen Entnahmebrunnen in Landschaftsbereichen mit 

geringen Grundwasserlurabständen gebaut wurden und 
ein enger hydraulischer Kontakt zwischen Grundwasser-

entnahme und oberlächennahem Grundwasser besteht. 
Durch die entnahmebedingte Grundwasserabsenkung 

kann es zu einer zusätzlichen Belüftung humusreicher 

Böden kommen, die teilweise überhaupt erst eine Umnut-

zung von Grünland zu Acker ermöglicht.

Grünlandumbrüche sowie der Auftrag von Bodenma-

terial mit hoher N-Freisetzung (z. B. Rüben-Anhangerde) 

auf humusreichen Böden erfordern ebenfalls eine Spezi-

al-Düngeberatung.

Bei humusreichen Böden führt die Düngeplanung 

nach der Nmin-Sollwert-Methode zu überhöhten N-Gaben, 

da Düngeabschläge für die N-Mineralisation des Bodens 

fehlen. Gemäß Düngeverordnung gilt, dass der Nährstoff-

vorrat des Bodens bei der frucht- und schlagspeziischen 
Bemessung des Düngebedarfs berücksichtigt werden 

muss. Das kann die klassische Frühjahrs-Nmin-Methode 

wegen des frühen Beprobungstermins für humusreiche 

Böden nicht leisten. Deshalb sind zusätzliche Hilfsinstru-

mente erforderlich, mit denen der „düngewirksame“ Anteil 

der N-Mineralisation humusreicher Böden abschätzbar 

ist.

den Düngereinsatz und vielmehr noch der Schaden 

für das Grundwasser sind dagegen wesentlich höher 

einzuschätzen.

 ■ Nach derzeitigem Stand besteht z. B. in Niedersach-

sen (ML 2013) nach der Ernte der letzten Hauptfrucht 

bis zum Winter kein N-Düngebedarf:

 ■ nach Mais, Raps, Kartoffeln, Zuckerrüben, Feldge-

müse und Leguminosen,

 ■ zur Förderung der Strohrotte.

 ■ In allen anderen Fällen, z. B. zu Wintergetreide und 

Raps, kann im Zweifelsfall der Düngebedarf für den 

Landwirt über eine Nmin-Bodenanalyse (oder über den 

N-Schnelltest) ermittelt werden. Wird bereits in der 

Ackerkrume ein Nmin-Gehalt über 30 kg N / ha festge-

stellt, besteht für das stehende Wintergetreide meist 

kein Düngebedarf.

Erfolgsbewertung und Ausblick 
Hauptziel der N-Düngeberatung im Herbst ist die Vermei-

dung erhöhter Herbst-Nmin-Werte. Der Nachweis erfolgt 

über jahres-, gebiets- und fruchtspeziische Herbst-
Nmin-Untersuchungsprogramme und deren Auswertung. 

Darüber hinaus ist folgendes zu empfehlen:

 ■ Die Anlage von Düngefenstern (als Null-Parzelle) auf 

mit Stickstoff gedüngten Herbstsaaten ist anzustre-

ben, insbesondere für Getreide und Winterraps. Au-

ßerdem sollte eine Prüfung des erreichbaren Erfolgs 

auf Demonstrationslächen durch Vergleichsvarianten 
„mit“ und „ohne“ Herbstdüngung, ergänzt um Nmin-

Zeitreihen vom Herbst bis ins Frühjahr (z. B. in zwei 

bis drei Wochen-Abständen und die planzenbauliche 
Beurteilung der Bestände im Herbst und nachfolgen-

den Frühjahr) erfolgen (s. Kap. 2.3.7).

 ■ Vergleich der Düngeempfehlungen und der tatsächlich 

durchgeführten Düngung über Ackerschlagkarteiaus-

wertung, bei größerer gesamtbetrieblicher Bedeutung 

auch über Hoftorbilanz-Auswertung (gegebenenfalls 

Einsparung an Mineraldünger im nachfolgenden 

Frühjahr)

 ■ Durchführung von Nitrat-Tiefenproilen zur Beobach-

tung der N-Dynamik, wenn die Bewirtschaftung von 

Einzelschlägen umgestellt und aufgrund der Bera-

tungsempfehlungen auf eine Herbstdüngung verzich-

tet oder deutlich reduziert wurde.
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wasserfernen Ackerböden je nach Humusgehalt und 

-mächtigkeit zweifach (Gleyböden) bis mehr als 20-fach 

(z. B. Niedermoorboden) höhere Gesamt-N-Mengen 

enthalten. Humusreiche Böden sind im ursprünglichen, 

wassergesättigten Zustand nahezu vollständig konser-

viert und besitzen wegen ihrer vollständigen Denitrii-

kationsleistung eine hohe Schutzfunktion gegenüber 

erhöhten Stoffeinträgen in Gewässer. Abbildung 28 zeigt, 

wie aus solchen Standorten durch Grundwasserabsen-

kung (entwässerungs- und/oder entnahmebedingt) starke 

„N-Quellenstandorte“ mit hoher Nitratfreisetzung werden 

können.

Die meisten humusreichen Böden in Niedersachsen 

werden wegen der starken Flächennachfrage heute 

zunehmend ackerbaulich genutzt (Stichwort Energie-

maisanbau). Sie sind stark degradiert (s. Abb. 28, mittle-

res und rechtes Bild) und setzen Jahrzehnte lang große 

N-Mengen frei, bis ein neuer N-Gleichgewichtszustand 

erreicht ist. Entwässerte, humusreiche Böden in Acker-

nutzung sind daher neben dem Einsatz mineralischer und 

organischer Dünger heute eine der größten Belastungs-

ursachen für diffuse Stoffeinträge in Gewässer. Zu den 

besonders humosen N-Quellenstandorten gehören stark 

humose Gleye, Anmoore und Niedermoore.

In der innergebietlichen Prioritätensetzung eines TGG 

(s. Kap. 2.1.3) sind entsprechende Flächen meistens mit 

einem sehr hohen Grundwasserschutzbedarf belegt.

Nachfolgend wird beschrieben, wie humusreiche Bö-

den systematisch erfasst und deren N-Nachlieferung in 

die einzelnen Stufen der Düngeberatung (Düngeplanung, 

Düngeempfehlung im Frühjahr, vegetationsbegleitende 

Düngeberatung und Düngung im Herbst) integriert wer-

den kann. Dies hat neben der Minderung von Umweltbe-

lastungen auch den Vorteil geringerer Düngerkosten

Anwendungsbereich und Durchführung
Relevanz humusreicher Böden

Die Verbreitungsgebiete humusreicher Böden in Nie-

dersachsen sind grundwassernahe Landschaften sowie 

die Nahbereiche von Oberlächengewässern. Es sind 
ursprünglich natürliche N-Senken, die gegenüber grund-

Zusatzinformation

Die erhöhte N-Nachlieferung aus langjähriger or-

ganischer Düngung zählt per Deinition nicht zum 
„Standortfaktor Humus“, sondern ist ein Bewirtschaf-

tungsfaktor, da organische Dünger wie Grünschnitt, 

Biokompost, Stroh, Mist als Nährhumus einzustufen 

sind. Grund: Die organische Düngung unterliegt in 

der Regel keiner Humiizierung und führt daher nicht 
zu einem messbaren Anstieg des Humusgehalts ei-

nes Bodens. Düngeabschläge bei langjährig organi-

scher Düngung werden in Kapitel 2.3.1.6 behandelt.

Abb. 28: Degradation humusreicher Böden und Gefährdung für das Grundwasser

zunehmende GW-Gefährdung
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derprogramme zu Humusuntersuchungen und Aus-

wertungen durchführen zu können

 ■ die bodenkundlich versierte Probenahme der humo-

sen Schichten, Laboranalyse des Gesamtstickstoffs 

und der Parameter Humusgehalt, C/N-Verhältnis 

sowie Berechnung der N-Menge im Bodenvorrat bis 

30 cm Tiefe bzw. bis zur Untergrenze der humosen 

Schichten.

Im WSG Fuhrberger Feld wurde zwischen 2008 und 

2012 für ca. 500 Schläge eine qualiizierte Probenahme 
zur Humusanalyse durchgeführt. Die ermittelten Humus-

gehalte sind in Abbildung 29 dargestellt. Nahezu alle 

Schläge zeigen einen Humusgehalt oberhalb vergleich-

barer grundwasserferner N-Gleichgewichtsstandorte. Da-

von fallen 56 % in die relativ niedrige Humusklasse 2-4 % 

Beispiel zur Berücksichtigung humusreicher Böden 

in der Düngeberatung

Wie bedeutend das Problem ist, und wie es durch eine 

gezielte Berücksichtigung bei der Düngebedarfsermitt-

lung abgemildert werden kann, wird am Beispiel des 

WSG Fuhrberger Feld gezeigt. Es ist eines der größten 

zusammenhängenden WSG in Deutschland und auf-

grund seiner überwiegenden Lage in einer grundwasser-

nahen Geest-Niederung durch einen sehr hohen Anteil 

humusreicher Böden geprägt.

Im WSG Fuhrberger Feld (Gesamtgröße 30.000 

ha, davon heute 14.000 ha landwirtschaftlich genutzt) 

sind zwischen 1950 und 2010 insgesamt ca. 8.000 ha 

Feuchtgrünland in Ackerland umgebrochen worden. Die 

WZB führt dort seit einigen Jahren eine Spezial-Dünge-

beratung für humusreiche Böden durch. Die praktische 

Vorgehensweise ist nachfolgend dargestellt. Sie ist auf 

ähnliche Gebietskulissen mit einem hohen Anteil humus-

reicher Böden (z. B. in WSG, in TGG, in der WRRL-Maß-

nahmenkulisse Nitratreduktion) übertragbar.

1. Schritt: Humusreiche Böden als Sonderlächen 
abgrenzen und Humusgehalte erfassen

Idealerweise erfolgt die Erfassung humusreicher Böden 

zu Beratungsbeginn mit der Gebietserfassung (s. Kap. 

2.1.1). Sie kann aber auch später nachgeholt werden. 

Teilschritte sind:

 ■ die GIS-technische Erfassung der morphologischen 

Verbreitung humusreicher Böden (Gleye, Auenböden, 

Anmoore, Moore, künstliche Auftragsböden etc.) über 

vorhandene bzw. neu erstellte Bodenkarten

 ■ die Verschneidung mit den digital vorliegenden 

Schlaggeometrien

 ■ die Kennzeichnung dieser Schläge in der Datenbank 

der Beratung (Stichwort Schlagverwaltung), um Son-

Abb. 29:  
Ergebnisse Humusanalysen 
im WSG Fuhrberger Feld 
zwischen 2008 und 2012

Exkurs: Anforderungen an die bodenkundliche 
Humusermittlung

1. Schläge mit homogenen Bodenverhältnissen:

- 35 – 40 Einstiche (Tipp: z. B. mit Göttinger Bohr-
stock, um geringe Bodenmenge einzuhalten)

- schichtweise beproben (z. B. erste Probe bis 

Unterkante Ap-Horizont, zweite Probe bis 

Unterkante des nächst folgenden humosen 

Horizonts)

- möglichst in nicht zu feuchtem Zustand bepro-

ben und gut mischen

2. Schläge mit mehreren humosen Bodeneinheiten:

- Kartierung und Abgrenzung der Bodeneinheiten

- getrennte Probenahme für jede Bodeneinheit 

gemäß vorheriger Vorgehensweise

Ergebnisse C/N-Analysen (n=469)Humusgehalt  
in Gew. %

30 %

15 %

8 %

4 %
2 %

Niedermoor

Anmoor

stark humose Gleye
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oder zu Vegetationsbeginn (s. Kap. 2.3.1.2) angenom-

mene, erhöhte N-Düngewirkung mineralisationsstarker 

Böden überprüft werden kann. Hierzu gehören insbe-

sondere die in Kap. 2.3.1.3 aufgeführte sogenannten 

Spätfrühjahrs-Nmin-Methode und Planzenanalysen (z. B. 
Nitrachek).

Erfolgsbewertung
Durch die Spezial-Düngeberatung lassen sich auf Stand-

orten mit erhöhter N-Nachlieferung erhebliche Düngerein-

sparungen erzielen (50 bis 100 kg N/ha und mehr), ohne 

dass es zu einer Ertragsminderung kommt. Entsprechend 

vermindert sich auch der N-Saldo. Über die Auswertung 

der Ackerschlagkarteien lässt sich dies belegen. Diese 

Einsparung rechtfertigt den insgesamt deutlich erhöhten 

Beratungsaufwand für mineralisationsstarke Standorte.

Bei sehr stark humosen Böden (ab > 8 % Humusge-

halt) kann die N-Aufnahme von Ackerbau-Planzenbe-

ständen selbst bei vollständiger N-Abfuhr (z. B. Mais) 

nicht die gesamte bodenbedingte N-Freisetzung eines 

Jahrs aufnehmen. Durch die Empfehlungen der Spezial-

Düngeberatung kann dem erhöhten Nitrateintrag weiter 

gegengesteuert werden. Die Restrisiken können insbe-

sondere in Kombination mit folgenden Maßnahmen über 

Herbst und Winter weiter reduziert werden:

 ■ frühe, intensive Begrünung u./o. absolute Bodenruhe

 ■ falls möglich, winterlicher Grundwassereinstau in die 

Humusdecke zur Förderung der Denitriikation im 
Wurzelraum

Auf besonders Nitrat freisetzenden Standorten sind darü-

ber hinaus Maßnahmen mit Dauerbegrünung und abso-

luter Bodenruhe erforderlich, z. B. mehrjähriger Feldgras-

anbau bis hin zur Rückführung entsprechender Standorte 

in Dauergrünland.

(mittel humos), 30 % in die Klasse 4-8 % „stark humos“ 

und die restlichen 20 % in die Klasse 8 bis > 30 %. 

Demnach sind 44 % bzw. 205 Schläge durch einen 

so hohen Humusgehalt gekennzeichnet, dass gemäß 

nachfolgendem Ansatz Düngeabschläge vorgenommen 

werden können.

2. Schritt: Einbindung in die Düngeberatung

Einteilung der humosen Schläge nach steigendem 

Humus- bzw. N-Gehalt in Humusklassen und Zuweisung 

entsprechender, Humus bedingter N-Düngeabschläge in 

der Düngeplanung (s. Kap. 2.3.1.1), bei der Frühjahrs-

Nmin-basierten Düngeempfehlung (s. Kap. 2.3.1.2) und im 

weiteren Verlauf bei der vegetationsbegleitenden Dünge-

beratung (s. Kap. 2.3.1.3).

Da es in Deutschland bisher kaum Aussagen zu 

möglichen Düngeabschlägen bei Humus bedingt erhöhter 

N-Nachlieferung gibt, sollte man sich zunächst über „vor-

sichtige“ Düngeabschläge in der Beratung herantasten, 

wie die in Tabelle 8 am Beispiel für Mais dargestellt ist.

Humusgehalt in % N-Abschlag vom Nmin-
Sollwert (kg N/ha)

4 bis 8 (stark humos) 20

8 bis 15 (sehr stark humos) 40

15 bis 30 (extrem humos) 60

> 30 (organisch) 80

3. Schritt: Überprüfung der Humus-Düngewirkung 

durch vegetationsbegleitende Untersuchungen

In der Beratungspraxis gibt es eine Reihe von Methoden, 

mit denen die in der Düngeplanung (s. Kap. 2.3.1.1) und/

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs minderung Ja, mindestens in Höhe des N-Düngeabschlags (-20 bis -80 kg N/ha) bzw. auf ext-
rem humosen Anmoorböden und organischen Böden auch darüber.

Saldo minderung Ja, in der Höhe der erreichten N-Düngeeinsparung.

Herbst-Nmin-Minderung Ja, trotzdem verbleibt in der Regel ein hoher Herbst-Nmin-Wert, da durch die Dünge-
einsparung nur ein Teil der N-Freisetzung abgepuffert wird. Ohne Düngereinsparung 
wären die Herbst-Nmin-Werte allerdings noch höher.

Sickerwasserentlastung Ja, trotzdem verbleiben in der Regel standortbedingt noch deutlich erhöhte Sicker-
wasserbelastungen, die durch Förderung des Grundwassereinstaus in die Humus-
decke zur Stärkung der Denitriikation führen.

Weitere Effekte Insbesondere in Kombination mit weiteren Schutzmaßnahmen Reduzierung der 
Nitrateinträge in Oberlächengewässer.

Tab. 8: Beispielhafte Herleitung von N-Düngeabschlägen für 
humusreiche Böden zu Mais (iNGUs 2012b)
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Der Landwirt ist verplichtet, alle erforderlichen 
Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Wirtschaftsdünger-

lagerung, -mengenbemessung und -ausbringung umzu-

setzen. Zur Umsetzung eines vorbeugenden Trinkwas-

serschutzes erhält er die Unterstützung durch die WZB 

bei der Identiizierung und Umsetzung von Optimierungs-

ansätzen bei der Düngeplanung sowie der Modernisie-

rung in verlustarme Ausbringungstechniken und des 

Gülleverteilplans (s. Kap. 2.3.1.7). Es muss das Ziel sein, 

eine bessere Ausnutzung der in den organischen Nähr-

stoffträgern enthaltenen Nährstoffe und eine Reduzierung 

des Mineraldüngereinsatzes zu erreichen.

Anwendungsbereich und Durchführung
Es gibt mehrere Möglichkeiten, bei denen der Landwirt 

in Zusammenarbeit mit der WZB ansetzen kann, um die 

organische Düngung auf Betriebs- als auch Schlagebene 

zu verbessern und zu optimieren.

Nährstoffgehalte der organischen Dünger

Ein bedarfsgerechter Einsatz organischer Düngemittel 

ist nur möglich, wenn die Nährstoffgehalte bekannt sind. 

Grundsätzlich ist eine Orientierung anhand mittlerer 

Durchschnittswerte (Deklaration, Faustzahlen, Richtwer-

te) möglich. Empfehlenswert ist aber eine zeitnahe Labo-

ranalyse der betrieblich anfallenden organischen Dün-

gemittel, da die tatsächlichen Nährstoffgehalte erheblich 

von den Richtwerten abweichen können. Je nach Fütte-

rungssystem (Viehhaltung) sowie Substrat und Anlage 

(Biogas) können die Nährstoffgehalte deutlich schwanken 

(s. Tab. 9). Bei Biogasgärresten liegt der Großteil der 

Nährstoffe infolge des Vergärungsprozesses in planzen-

verfügbarer Form vor. Aufgrund des relativ hohen Gehalts 

an stabiler organischer Substanz wird ihnen eine gewisse 

humusreproduzierende Wirkung nachgesagt (GUtser & 

ebertseder 2006, seNseL et al. 2009).

Um zuverlässige Analysewerte zu erhalten, ist eine 

repräsentative Probenahme bei lüssigen Düngern 
nach ausreichender Homogenisierung unerlässlich, da 

Schwimm- bzw. Sinkschichten unterschiedliche Nähr-

2.3.1.6 Umgang mit organischen  
Nährstoffträgern

Kurzcharakteristik
Unter den Düngemitteln haben die organischen Dünger 

vor allem wegen ihrer Stickstoff (N) - und Phosphor (P)-
Wirkung eine besondere Bedeutung. Hierzu gehören 

tierische Wirtschaftsdünger (Wirtschaftsdünger im Sinne 

der Düngeverordnung (DüV) (BMELV 2007)), Gärreste 

(planzliche Wirtschaftsdünger, oft in Mischungen mit tie-

rischen Wirtschaftsdüngern) und weitere organische Dün-

gemittel, wie beispielsweise Klärschlamm, Komposte und 

Hornspäne. Wesentlich für eine grundwasserschonende 

Anwendung organischer Düngemittel sind ausreichende 

Kenntnisse über deren Nährstoffgehalte und Anrechen-

barkeit, ausreichende betriebliche Lagerkapazitäten und 

möglichst präzise, emissionsarme Ausbringtechniken. Or-

ganische Dünger sind aufgrund ihrer Zusammensetzung 

(variierender Anteil organisch gebundenen Stickstoffs) 

hinsichtlich ihrer Düngewirkung und des Mineralisations-

verlaufs im Boden schwieriger zu kalkulieren als Mineral-

dünger.

Bei der organischen Düngung sind grundsätzlich 

die rechtlichen Vorgaben hinsichtlich Art (Düngegesetz 

(BMELV 2009a), Düngemittel-Verordnung (BMELV 

2012b), Bioabfall-Verordnung (BMU 2013)), Ausbring-

menge und Ausbringzeitpunkt (BMELV 2007) zu beach-

ten. Außerdem ist die niedersächsische Verordnung über 

Meldeplichten in Bezug auf Wirtschaftsdünger (Nds. 

LaNdesreGierUNG 2012) zu beachten. Auf ihrer Grundlage 

werden die Nährstoffströme in Niedersachsen ausge-

wertet. Weitergehende Einschränkungen ergeben sich in 

WSG durch die Vorgaben der landesweiten Verordnung 

über Schutzbestimmungen (SchuVO, MU 2009) und 

Regelungen in den örtlichen Wasserschutzgebietsverord-

nungen, aber auch durch den Abschluss weiterführender 

Nutzungsvereinbarungen (z. B. FV in den Kooperationen 

Trinkwasserschutz, Niedersächsische und Bremer Agra-

rumweltmaßnahmen (NiB-AUM)).

Tab. 9: Nährstoffspannen und Mittelwerte (kg/t Frischmasse) aus mehrjährigen Gärrestanalysen (www.lwk-niedersachsen.de,  
Webcode: 01019712)

Substrat TS (% FM) pH N ges* NH
4
-N* P

2
O

5
* K

2
O* MgO* CaO* S*

Gülle (Min-Max)  
(Mittel)

5,1-10,2 
7,8

7,4 3,2-7,9  
4,8

1,4-4,6 
2,2

1,2-3,7 
1,9

2,0-7,1 
4,8

0,5-1,3 
0,8

1,2-3,5 
2,0

0,3-0,6 
0,4

NaWaRo (Min-Max) 
(Mittel)

5,3-5,9 
5,5

8,3 2,4-7,5   
4,4

1,5-3,5  
2,0

0,8-3,4  
1,7

3,4-6,6  
4,8

0,2-1,1   
0,6

1,3-1,8  
1,6

0,2-0,4  
0,3

Bio-Abfall (Mittel) 6,3 8,2 4,5 2,7 1,8 4,2 0,6 2,0 0,3

Kofermentation (Mittel) 4,6 k. A. 3,8 2,9 1,3 1,8 0,2 5,8 0,3
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Die Planzenverfügbarkeit des Stickstoffs in orga-

nischen Düngern ist schwerer zu kalkulieren als bei 

Mineraldüngern. Stickstoff liegt in organischen Düngern 

in unterschiedlicher Bindungsform vor. Die Anteile an 

organisch gebundenem und mineralischem Stickstoff 

variieren bei den Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft 

in Abhängigkeit von Tier- und Wirtschaftsdüngerart. In 

lüssigen Wirtschaftsdüngern (z. B. Gülle, Gärreste, Jau-

che) liegt Stickstoff überwiegend als Ammonium-N (NH
4
-

N) und in festen Wirtschaftsdüngern (z. B. Rindermist) 

hauptsächlich organisch gebunden (Norg) vor. Ammonium 

wird mikrobiell zu Nitrat umgebaut und ist damit schnell 

planzenverfügbar. Es wirkt unter günstigen Bedingungen 
(Minimierung der gasförmigen Verluste) wie Ammonium-

N aus Mineraldüngern. Der organisch gebundene Stick-

stoff muss zunächst mikrobiell mineralisiert werden und 

ist in Abhängigkeit von der Witterung, vom Standort und 

der Bewirtschaftung langsamer verfügbar. Bei Hähnchen-

mist oder Hühnertrockenkot (HTK) ist zu berücksichtigen, 

dass diese zu einem hohen Anteil leicht verfügbare, 

stoffkonzentrationen aufweisen. Für eine gezielte Dünge-

planung zum Einsatz organischer Dünger sollten jeweils 

vor den verschiedenen Düngeterminen betriebseigene 

Analysen durchgeführt und die ermittelten Nährstoffge-

halte genutzt und maximal angerechnet werden.

Mengen, Anrechenbarkeiten

Organische Dünger sind wie mineralische Mehrnährstoff-

dünger einzusetzen, das heißt, der Nährstoff, dessen 

Düngebedarf zuerst abgedeckt ist, begrenzt die Aufwand-

menge. Über die gesamte Fruchtfolge gesehen sollten 

nicht mehr Nährstoffe ausgebracht werden, als nach dem 

Düngebedarf der Rotation erforderlich. Die Nährstoffe 

Phosphat, Kali und Magnesium sind mittelfristig voll 

planzenverfügbar und werden deshalb in der Düngepla-

nung zu 100 % angerechnet.

Ziel der WZB ist die vollständige Anrechnung des 

Stickstoffs und somit eine optimierte N-Efizienz der 
eingesetzten organischen Dünger bei den beratenen 

Betrieben, die zu einer Reduzierung des Zukaufs von 

Mineraldüngern führen soll.

Tab. 10: Mindestanrechenbarkeit von Stickstoff (% vom Gesamt-N) in organischen Nährstoffträgern unter optimalen Bedingungen 
gem. Empfehlungen der LWK Niedersachsen (www.lwk-niedersachsen.de, Webcode: 01016600)

Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft
bzw. org. Düngemittel

N-Anrechenbarkeiten
gem. Empfehlungen LWK Niedersachsen [%] 1)

  Mindestwerte für SchuVO, Düngepla-
nung und Lagerraumberechnung  
(schlagbezogen)

Mindestwerte für QFN 
und N-Dünge-Optimierer 
(gesamtbetrieblich)

 Getreide, 
Raps,Grünland 2), 
Zwischenfrüchte

Hackfrüchte, 
Mais

alle Kulturen

Gärrück-
stände

lüssig < 15% TS 603) 70 60

fest > 15% TS 30 50 40

Klär-
schlamm

lüssig < 15% TS 30 30 30

>15% TS, >10% NH4-N-Anteil 25 25 25

>15% TS, ≤ 10% NH4-N-Anteil 20 20 20

Kompost 10 10 10

Gülle Rind 60 70 60

Schwein, Gelügel 70 80 70

Jauche 90 90 90

Mist Schwein 30 50 40

Rind, Pferd, Schaf, Ziege, Ente, Gänse 20 40 30

Pute 25 50 40

Hähnchen 30 60 50

HTK 60 80 70

Weidehaltung 25 25 25

1) abgeleitet aus langjährigen Versuchen auf verschiedenen Standorten in Niedersachsen
2) auf Grünland und bei Ackergras können für die Ausbringung ab Juli die Anrechenbarkeiten um 10 % reduziert werden
3) auf Standorten ohne langjährige organische Düngung gilt: 50 %.
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Lagerkapazitäten

Gemäß EU-Nitratrichtlinie (EG 1991) und der Verordnung 

über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen und über Fachbetriebe (MU 1997) gilt für das 

Fassungsvermögen der Behälter zur Lagerung von Gülle 

und Jauche seit dem 01.01.2009 eine Mindestlagerka-

pazität von sechs Monaten. Der erforderliche Lagerraum 

ergibt sich durch den Gülle- bzw. Jaucheanfall aus der 

betrieblichen Tierhaltung (Anzahl aufgestallte und pro-

duzierte Tiere) und der im Betrieb anfallenden Nährstoff-

mengen sowie dem Umfang und der Art der angebauten 

Kulturen. Zudem hängt die notwendige Mindestlager-

dauer von der mengenmäßigen und zeitlichen Bemes-

sung (Sperrfristen) der Gülle- bzw. Jauchegaben ab. 

Der gesetzlich geforderte Mindestlagerraum von sechs 

Monaten ist nicht immer ausreichend. Insbesondere nach 

der Erntesaison im Herbst besteht auf einzelnen Betrie-

ben mit zu knapper Lagerkapazität ein größerer Verbrin-

gungsdruck, um mit der Lagerkapazität sicher bis ins 

Frühjahr zu kommen. Dies kann zur Folge haben, dass 

Kulturen oder Flächen über den Düngebedarf hinaus 

begüllt werden. Unter Grundwasserschutzaspekten sollte 

ein Betrieb eine Lagerkapazität von acht bis zehn Mo-

naten aufweisen (s. Tab. 11). Nur so wird sichergestellt, 

dass ein auf den Düngebedarf der Planzen ausgerichte-

ter mengenmäßiger und zeitgerechter Wirtschaftsdünge-

reinsatz erfolgen kann, wie er durch die DüV vorgegeben 

wird. In diesem Zusammenhang sind folgende Vorgaben 

der DüV zu beachten:

 ■ Verplichtung zur Ermittlung des Düngebedarfs vor der 
Ausbringung

 ■ Ausbringverbot auf überschwemmte, wassergesättig-

te, durchgängig gefrorene und über Tag nicht auf-

tauende sowie höher als fünf Zentimeter mit Schnee 

bedeckte Böden

 ■ Ausbringung im Herbst nur zu im gleichen Jahr ange-

bauten Folgekulturen einschließlich Zwischenfrüchten, 

aber nicht nach Mais, Kartoffeln, Zuckerrüben, Raps, 

Feldgemüse und Körnerleguminosen oder zur Förde-

rung der Strohrotte

 ■ Begrenzung im Herbst auf max. 80 kg Nges / ha oder 

40 kg NH
4
-N / ha unter Berücksichtigung des N-Dün-

gebedarfs

 ■ Ausbringverbot auf Ackerland v. 01.11.– 30.01./ Grün-

land v. 15.11.– 30.01., empfohlene Ausbringzeiten (s. 

Tab. 12).

Im Rahmen der SchuVO ergeben sich in den WSG 

weitergehende Ausbringungsverbote und -beschränkun-

organische N-Verbindungen beinhalten, die bei der N-

Anrechnung zu berücksichtigen sind (s. Tab. 10).

Stickstoff, der nicht im Anwendungsjahr verfügbar wird, 

geht je nach Standortverhältnissen in den leicht minera-

lisierbaren Nährhumusvorrat des Bodens über oder wird 

zum Grundwasser hin ausgewaschen. Eine über Jahre 

wiederholte, regelmäßige organische Düngung führt in 

der Regel zu einer Erhöhung des N-Mineralisationspo-

tenzials des Standorts. Bei einer Düngeplanung müssen 

dann entsprechende Düngeabschläge (kulturspeziisch 
-20 bzw. -40 kg N/ha) vom N-Sollwert berücksichtigt wer-

den (LWK NiedersachseN 2012b; LWK NordrheiN-West-

FaLeN 2012). Auf Ackerstandorten mit höherem Humus-

gehalt (ehemalige Dauergrünlandstandorte, anmoorige 

Flächen oder Moorlächen, insbesondere mit Niedermoor-
anteilen) ist die hohe N-Nachlieferung aus dem Boden-

vorrat bei der Düngeplanung zu berücksichtigen (s. Kap. 

2.3.1.5), z. B. sind auf diesen Standorten bei der Düngung 

von Mais Abzüge vom Sollwert vorzunehmen.

Zur Herleitung der Höhe möglicher N-Düngeabschlä-

ge wurden in den letzten Jahren Versuche auf Praxis-

lächen durchgeführt. Außerdem wurde die N-Wirkung 
organischer Dünger zur besseren Berücksichtigung der 

komplexen N-Umsetzungsprozesse in Feldversuchen der 

LWK Niedersachsen untersucht. Über einen vergleichen-

den Einsatz von organischen Düngern und Handelsdün-

gerstickstoff wurden N-Mineraldüngeräquivalente (N-

Anrechenbarkeit) ermittelt. Diese geben an, zu welchem 

Anteil die Nährstoffe in organischen Düngern im Ver-

gleich zu Mineraldüngern anzurechnen sind. Die N-Anre-

chenbarkeiten variieren in Abhängigkeit vom organischen 

Nährstoffträger, der Dauer/ Langjährigkeit der organi-

schen Düngung auf derselben Fläche, den Standort- und 

Ausbringungsbedingungen sowie der Fruchtart.

Die in Tabelle 10 angegebenen Werte wurden an-

hand von Feldversuchen auf Standorten mit langjähriger 

Anwendung von organischen Düngern ermittelt. Dazu 

wurden die Nährstoffträger im Frühjahr entsprechend den 

Empfehlungen der LWK Niedersachsen mit praxisübli-

cher, verlustarmer Technik ausgebracht. Abweichungen 

und weitergehende Differenzierungen gegenüber den 

Mindestwerten gemäß DüV wurden auf der Grundlage 

von Feldversuchen abgeleitet und sind auf Standort- und 

Bewirtschaftungseinlüsse zurückzuführen.
Die entsprechenden Mindestanrechenbarkeiten sind 

anzuwenden bei der Berechnung auf Einzelschlage-

bene, wie z. B. der Düngeplanung im Geltungsbereich 

der SchuVO, der Lagerraumberechnung sowie für eine 

gesamtbetriebliche Berechnung, wie dem Qualiizierten 
Flächennachweis (QFN) (s. Kap. 2.3.1.7) oder den N-

Dünge-Optimierer (s. Tab. 10).
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Rahmen liegen, als die ordnungsrechtlichen Grenzen der 

DüV dieses zulassen.

Wie Tabelle 12 aufzeigt, ergeben sich unter Berück-

sichtigung der DüV in Abhängigkeit von den jeweiligen 

Bewirtschaftungs- und Anbauverhältnissen eines Be-

triebs erforderliche Güllelagerkapazitäten zwischen fünf 

und zehn Monaten. Nur bei Grünlandbetrieben kann die 

erforderliche Lagerkapazität unter sechs Monaten liegen, 

bei sehr hohem Maisanteil auch über zehn Monate. An 

dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass auch die La-

gerkapazität für Festmist so bemessen sein sollte, dass 

dieser zu einem planzenbaulich geeigneten Zeitpunkt 
bedarfsnah ausgebracht werden kann.

gen. In Tabelle 11 sind diese den Kernsperrfristen gemäß 

DüV gegenübergestellt. Bei einem hohen Flächenanteil 

in WSG können die notwendigen Lagerraumkapazitäten 

deshalb auch höher sein. Die Untere Wasserbehörde 

(nach Landesrecht zuständige Stelle) kann in WSG unter 

Berücksichtigung der regionaltypischen Gegebenhei-

ten sowie der Ziele des Boden- und Gewässerschutzes 

andere Ausbringungszeiten genehmigen (sogenannte 

Ausnahmegenehmigung zur Sperrfrist).

Unter Berücksichtigung des oben genannten Dünge-

bedarfsgrundsatzes ist zu beachten, dass sowohl die be-

darfsgerechten N-Mengen als auch die zeitlichen Span-

nen der N-Düngung oftmals in einem wesentlich engeren 

Tab. 12: Zeitschema für Aufbringungsverbote und -beschränkungen für Gülle, Jauche, Silosickersaft, Gärreste und Gelügelkot (inklu-
sive Hähnchenmist) gemäß SchuVO (hellgrün) bzw. DüV (türkis) (LWK NiedersachseN 2013a). 
Die nach Landesrecht zuständige Stelle kann nur noch andere Zeiten für die zeitliche Begrenzung genehmigen, wenn die Dauer des 
Zeitraums ohne Unterbrechung bei Ackerland zwölf Wochen und bei Grünland zehn Wochen nicht unterschreitet. Festmist ist weiter-
hin ganzjährig ausbringbar.

Jan. Feb. März April Mai Ernte 
Haupt-
frucht

Sep. Okt. Nov. Dez.

WSG 
Zone  

III

Grünland

über Winter unbestellte 
Böden

bestellte Böden

Anbau Zwischenfrüchte 
oder Winterraps mit 
Düngebedarfsnachweis

WSG 
Zone 

II

alle Kulturen

Forstwirtschaftliche 
Böden

Kernsperrfrist der DüngeVO* Sperrfrist der SchuVO 

Tab. 11: Empfehlungen für grundwasserschonende Lagerkapazitäten lüssiger Wirtschaftsdünger

Betriebstyp Flächennutzung Lagerkapazität

Futterbaubetrieb reine Grünlandnutzung bzw. hoher Grünlandanteil 5 – 6 Monate

Futterbau/Veredlungsbetrieb überwiegend Ackernutzung: Gülleausbringung im 
Herbst zu Zwischenfrüchten und Winterraps möglich

6 – 8 Monate

Betriebe mit erhöhtem Silomaisanteil 
/ Biogasanlage

kein Grünland und keine Möglichkeit zur planzenbe-
darfsgerechten Gülledüngung im Herbst

8 – 10 Monate
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Gemäß DüV sind im Betriebsdurchschnitt auf land-

wirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch genutzten Flächen 

nicht mehr als 170 kg N/ha und Jahr an organischem 

Wirtschaftsdünger erlaubt. Eine gesamtbetriebliche 

Düngeplanung (organische Wirtschaftsdünger + minerali-

sche Ergänzungsdüngung) sollte deshalb beispielsweise 

mit Hilfe eines Güllekalenders bzw. Gülleverteilplans 

erfolgen. Bei der Planung können sämtliche betrieblich 

anfallenden Wirtschaftsdünger auf alle angebauten Kultu-

ren planzenbedarfsgerecht über den Vegetationsverlauf 
und mit Schwerpunktausbringung im Frühjahr (s. Kap. 

2.3.1.7) kalkuliert werden.

Ausbringungstechnik

Bei der Ausbringung organischer Dünger geht Stickstoff 

hauptsächlich als Ammoniak (NH
3
) gasförmig verloren. 

Einluss auf diese Emissionen haben Witterung, Boden-

bedeckung, Bodenart und -zustand sowie die Konsistenz 

des Wirtschaftsdüngers. Hohe Temperaturen, geringe 

Luftfeuchtigkeit und hohe Windgeschwindigkeiten fördern 

Ammoniakverluste. Nach Vorgaben der DüV sind lüssi-
ge, organische und organisch-mineralische Düngemittel 

und Gelügelkot auf Ackerland deshalb unverzüglich ein-

zuarbeiten. Bei unmittelbarer Einarbeitung etwa innerhalb 

einer Stunde nach der Ausbringung sind Emissionsmin-

derungen von bis zu 90 % möglich. Die zu erwartenden 

Ammoniakverluste sind umso höher, je dicklüssiger die 
auszubringenden organischen Dünger sind. Rindergülle 

weist aufgrund hoher Trockenmasse- und Schleimstoff-

anteile eine geringere Fließfähigkeit auf, die zu verzö-

gertem Einsickern und damit zu höheren gasförmigen 

N-Verlusten im Vergleich zu Schweinegülle und Jauche 

führt. Eine mangelnde Homogenisierung verschlechtert 

die Fließfähigkeit und somit die Iniltration in den Boden 

Ausbringungsmengen und -zeiträume

Die im Rahmen der ordnungsgemäßen Landbewirtschaf-

tung maximal auszubringenden Mengen an organischen 

Düngemitteln können mit Hilfe der gesamtbetrieblichen 

Nährstoffverwertbarkeit über den sogenannten QFN 

berechnet werden. Grundsätzlich ist die Düngung auf 

ein Gleichgewicht zwischen voraussichtlichem Nährstoff-

bedarf und der Nährstoffversorgung auszurichten. Im 

Geltungsbereich der SchuVO in Niedersachsen ist die 

Überschreitung der bedarfsgerechten Düngung gemäß 

Vorgaben der LWK Niedersachsen (Düngefachbehörde) 

bußgeldbewehrt (s. Tab. 13).

Zusätzlich zur notwendigen Düngebedarfsermittlung 

für die Einzelläche ist es beim Einsatz organischer 
Dünger sinnvoll, einen Düngerverteilungsplan für den 

gesamten Betrieb zu erstellen (s. Kap. 2.3.1.1). Idealziel 

ist die jährliche bedarfsgerechte, das heißt standort- und 

planzenbedarfsgerechte Ausbringung des Wirtschafts-

düngers auf allen dafür nutzbaren Flächen des Betriebs, 

statt zu hoher Wirtschaftsdüngergaben vorrangig auf den 

hofnahen Flächen oder zu Hackfrüchten.

Die bedarfsgerechte Ausbringungsmenge zu allen auf 

dem Betrieb angebauten Kulturen ermöglicht eine geziel-

tere Bestandsführung, die gegebenenfalls um Mineral-

düngergaben ergänzt werden kann. Als Orientierungs-

wert für die Kalkulation der zu düngenden N-Mengen gilt 

für viehstarke Betriebe: Orientierung am P-Bedarf der 

Planzen bzw. maximal zwei Drittel aus organischen Dün-

gern, der Rest aus Mineraldüngern. Betriebe mit geringe-

rem Wirtschaftsdüngeranfall düngen weniger organisch. 

Bei jährlich wiederholter, gleichmäßiger organischer 

Düngung kann die N-Nachlieferung aus Wirtschaftsdün-

gern mittelfristig besser bei den einzelnen Düngergaben 

kalkuliert werden.

Tab. 13: Zeitrahmen für die planzenbedarfsgerechte Ausbringung von Gülle, Jauche, Gelügelkot (inkl. Hähnchenmist) und Gärres-
ten mit besonderer Beachtung des vorbeugenden Trinkwasserschutzes (LWK NiedersachseN 2013a)

Kultur N-Düngebedarf 
im Herbst  
[kg N/ha]

spätester  
Düngetermin  
im Herbst

frühester  
Düngetermin  
im Frühjahr

Grünland, Ackergras (bei Nutzung im Herbst) 40 30.09. 01.02.

Winterraps 0-40 15.09. 01.02.

Wintergetreide - - 01.03.

Zwischenfrüchte zur Futternutzung Gründüngung ohne 
nachfolgende Herbstsaat
Gründüngung mit nachfolgender Herbstsaat

40-60
20-40

0

31.08.
31.08.

-

-
-
-

Sommergetreide - - 01.03.

Kartoffeln, Zuckerrüben - - 01.03.

Leguminosen - - 01.03.

Mais - - 01.04.
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und führt zu höheren Gasverlusten. Jede Art von Boden-

bedeckung / Planzenbewuchs verhindert eine schnelle 
Iniltration in den Boden und führt zu vermehrten gasför-
migen Verlusten.

Die Voraussetzung für eine möglichst efiziente und 
grundwasserschonende Wirtschaftsdüngerausbringung 

auf den landwirtschaftlichen Betrieben ist eine emissions-

vermindernde Ausbringungstechnik vor allem für lüssige 
organische Dünger. Dazu gehören Schleppschlauch- 

bzw. Schleppschuhverfahren und die verschiedenen 

Möglichkeiten der Schlitz- und Injektionstechnik. Diese 

modernen Verfahren ermöglichen eine genaue Dosierung 

und die gleichmäßige bis exakte Verteilung im Bestand. 

Für die Festmistausbringung bieten ergänzend Exakt-

streuer eine sehr gute und feinere Querverteilung als die 

älteren Miststreuer.

Es gibt weitere Innovationen. Gülle kann auch als Un-

terfußdüngung insbesondere zu Mais direkt in den Boden 

injiziert und somit verlustarm appliziert werden (s. Kap. 

2.4.10). Diese Technik ist auch mit bodenschonender 

Bearbeitung wie dem sogenannten Strip-Till-Verfahren 

kombinierbar.

Eine weitere Möglichkeit die Wirtschaftsdüngeraus-

bringung und -ausnutzung insbesondere bei Gülle, aber 

auch bei Gärresten zu optimieren, bieten Güllezusätze. 

Bei Zusatz von Nitriikationshemmstoffen wie Piadin wird 
der Stickstoff langsamer in Nitrat (NO

3
-) umgewandelt 

und liegt länger als Ammonium (NH
4
+) vor. Aus planzen-

baulicher Sicht ist dies positiv, da Ammonium langsamer 

von der Planze aufgenommen wird und mit geringe-

rem Energieverbrauch als Nitrat in die Zellsubstanz 

ein- bzw. umgebaut wird. Durch die leichte Ansäuerung 

des Bodens bei der Aufnahme des Ammoniums ergibt 

sich ein weiterer positiver Effekt: andere Nährstoffe z. B. 

Phosphor werden besser verfügbar. Da Ammonium kaum 

auswaschungsgefährdet ist, wird die Gefahr von Austrä-

gen ins Grundwasser verringert.

Ergebnisbewertung

Folgende Punkte sind entscheidend:

 ■ Betriebliche Wirtschaftsdüngeruntersuchungen: 

mehrmals pro Jahr vor der Düngung Probe zie-

hen, ausreichend homogenisieren, repräsentative 

Probenahme, kühl lagern/transportieren bis zum 

Labor. Alternativ: Schnelltestverfahren (Quantoix) 
direkt auf dem Betrieb möglich.

 ■ Ausreichende betriebsindividuelle Lagerkapazität 

(nicht nur sechs, besser acht bis zehn Monate) 

vorhalten

 ■ Ausbringungsmengen an Standort und Planzen-

bedarf anpassen: Mindestanrechenbarkeit des 

jeweiligen Wirtschaftsdüngers berücksichtigen, 

Höchstmenge für organische Dünger 170 kg N / ha 

und Jahr, reelle Düngeplanung auf Betriebs- und 

Schlagebene, Abzüge (mindestens -20 / -40 kg 

N / ha) gemäß N-Sollwertmethode bei langjährig 

organischer Düngung der Fläche, Beachtung der 

N-Nachlieferung aus dem Bodenvorrat, vor allem 

bei der Maisdüngung. 

 ■ Aufbringungszeiten: Sperrfristen beachten, ideale 

Ausbringung zu Vegetationsbeginn, das heißt zeit-

nah zum fruchtspeziischem Wachstumsbeginn 
(früh im Getreide, zu Mais / Zuckerrüben später) 
(SchuVO beachten).

 ■ Aufbringung: möglichst auf bewachsenem Acker-

land/Grünland, ideal bei feuchtkühler Witterung 

oder in den Abendstunden.

 ■ Aufbringung auf unbewachsenem Ackerland: 

unverzügliche Einarbeitung möglichst innerhalb 

einer Stunde (gemäß DüV spätestens vier Stun-

den nach Beginn der Aufbringung), bei Festmist 

Einarbeitung möglichst am selben Tag.

 ■ Emissionsarme Ausbringungstechnik: 

Schleppschlauch/-schuhtechnik, über Schlitztech-

nik direkte Injektion in den Boden und damit dicht 

an die Planzenwurzel, möglichst exakte Dosie-

rung und (Quer)Verteilung, bei Festmist durch 

Exaktstreuer.

 ■ Nach Möglichkeit Zusätze wie Didin, Piadin (Nitrii-

kationshemmer) verwenden oder Depot-Verfahren 

(z. B. Cultan) anwenden um mögliche Emissionen 

zu verringern.

Erfolgsbewertung
Organische Wirtschaftsdünger können prinzipiell positiv 

für die Bodengüte und Planzenentwicklung angesehen 
werden, vorausgesetzt, sie werden ordnungsgemäß und 

nach guter fachlicher Praxis gesamtbetrieblich auf den Flä-

chen eingesetzt. Sie sind wertvolle Mehrnährstoffdünger. 

Werden sie optimal eingesetzt und ausgebracht, können 

sie dazu beitragen, mineralische Ergänzungsdüngemittel 

und Kosten einzusparen. Überhöhte Ausbringungsmengen 

oder -fehler bei organischen Wirtschaftsdüngern können 

andererseits zur Umweltbelastung der Oberlächengewäs-
ser und des Grundwassers führen (aid iNFodieNst 2005).
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(LWK NiedersachseN 2013f). Auf dieser Grundlage erhält 

man einen ersten Überblick über die Nährstoffströme in 

Niedersachsen. 

Qualiizierter Flächennachweis (QFN): 
Einen möglichen Einstieg in das gesamtbetriebliche 

Nährstoffmanagement bietet der Qualiizierte Flächen-

nachweis. Der QFN wurde zur Überprüfung der Anfor-

derungen des § 41 niedersächsische Bauordnung (Nds. 

miNisterpräsideNt 2012) von der LWK Niedersachsen als 

zuständige Fachbehörde entwickelt. Er ist ein Vergleich 

zwischen zukünftig anfallenden Nährstoffmengen aus 

einer Tierhaltungs- oder Biogasanlage und dem prognos-

tizierten Nährstoffbedarf der verfügbaren landwirtschaft-

lich genutzten Flächen. Er orientiert sich an der plan-

zenbedarfsgerechten Nährstoffmenge. Im QFN erfolgt 

eine Betrachtung aller Anlagen und aller bewirtschafteten 

Flächen des Gesamtunternehmens. Der QFN basiert 

auf den Vorgaben § 3 (4) der Düngeverordnung (DüV) 

sowie fachlichen Vorgaben der Fachbehörde Düngung. 

Die Begrenzung der Düngung durch die DüV (z. B. § 4 

(3) 170 kg N/ha Grenze, § 4 (6) Herbstgrenzen, § 6 (2) 

Bewertung des Nährstoffvergleichs) wird bei der Berech-

nung des QFN berücksichtigt (BMELV 2007). 

Auf der Grundlage des vom QFN-Antragsteller bei der 

LWK Niedersachsen vorgelegten und plausibilisierten 

Erhebungsbogens wird der Nährstoffanfall durch wirt-

schaftseigene und -fremde organische Nährstoffträger 

sowie der Nährstoffbedarf der im landwirtschaftlichen Be-

trieb angebauten Kulturen ermittelt. Durch eine Gegen-

überstellung der beiden Größen wird eine Bilanzierung 

vorgenommen. Damit wird für den landwirtschaftlichen 

Betrieb überprüft, ob die anfallenden Wirtschaftsdünger 

sowie aufgenommene organische Nährstoffträger im 

Rahmen einer Düngung nach guter fachlicher Praxis 

verwertet wurden. Ein ordnungsgemäßer Einsatz ist 

gewährleistet, wenn bei dem Berechnungsverfahren die 

zulässigen Nährstoffüberschüsse in Anlehnung an DüV 

§ 6 (2) (BMELV 2007) eingehalten werden.

Für die Berechnung der verwertbaren Nährstoffmenge 

werden nur die landwirtschaftlichen Nutzlächen herange-

zogen, die im Betrieb für die Aufbringung von Wirtschafts-

düngern zur Verfügung stehen. Generelle Düngungsver-

bote auf Einzellächen sind zu berücksichtigen. Flächen 
mit Bewirtschaftungsaulagen (z. B. Naturschutz, WSG-
Zone II) können für die Ausbringung von Wirtschaftsdün-

gern nicht berücksichtigt werden.

Bei Phosphat und Kali berechnet sich die verwertbare 

Nährstoffmenge aus dem Entzug der angebauten Kultu-

ren basierend auf den Prinzipien einer Erhaltungsdün-

gung. 

2.3.1.7 Gesamt- und überbetrieb-
liches Nährstoffmanagement

Kurzcharakteristik
Beim Management auf Gesamtbetriebsebene soll der 

Betriebsleiter, begleitet von der gezielten WZB, Potenzi-

ale zur ökologischen Optimierung durch Steuerung und 

Reduzierung von Betriebsmitteln im gesamtbetrieblichen 

Kontext analysieren und umsetzen. Die Optimierungsgrö-

ßen sind:

 ■ der Düngemitteleinsatz (auf Grundlage des Be-

darfsansatzes N-Sollwert-Methode, absolute N-Dün-

gemenge, N-Efizienz),

 ■ die Bewertung der Wirksamkeit der eingesetzten 

organischen Wirtschaftsdünger (Mindestanrechenbar-

keit, N-Mineraldüngeräquivalente (MDÄ)),

 ■ die Verringerung von Nährstoffüberschüssen (N-Flä-

chenbilanz, Herbst-Nmin-Werte, Hoftorbilanz, Einspa-

rung von Düngerzukauf).

Gesamtbetriebliche Lösungen sind sinnvoll, weil eine 

Verbesserung und Optimierung des Betriebskonzepts bis 

hin zur ökonomischen Betrachtung und gleichzeitig eine 

positive Umweltwirkung erreicht werden kann. 

Durch einzellächenbezogene Maßnahmen erhält der 
Bewirtschafter einen einfachen Zugang zur grundwas-

serschutzorientierten Bewirtschaftung. Herausgelöst aus 

der Produktionssteuerung des Gesamtbetriebs haben sie 

aber nur einen begrenzten Effekt für den Grundwasser-

schutz. Ziel der Beratung ist deshalb eine schrittweise 

räumliche und zeitliche Integration von der Schlag- zur 

Fruchtfolgeebene bis hin zum grundwasserschutzorien-

tierten Management des gesamten Betriebs.

Anwendungsbereich
Die Möglichkeit eines grundwasserschutzorientierten Be-

triebsmanagements bietet sich vor allem für Betriebe mit 

eigener Tierhaltung und/oder der Aufnahme organischer 

Nährstoffträger an, deren Flächen ganz oder zu einem 

großen Teil in einem TGG liegen. Wichtig ist die Bereit-

schaft des Landwirts zur intensiven Zusammenarbeit mit 

dem Wasserschutzzusatzberater und zur Datenbereitstel-

lung (z. B. Ackerschlagkartei, Buchführungsdaten) an die 

Beratung, damit gemeinsam Optimierungsmöglichkeiten 

sondiert werden können. 

Durchführung
Seit 2012 besteht in Niedersachsen die Verplichtung, die 
überbetriebliche Wirtschaftsdüngerabgabe von jährlich 

mehr als 200 t an die LWK Niedersachsen zu melden 
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des N-Dünge-Optimierers beschrieben: Die Berechnung 

erfolgt in mehreren Berechnungsschritten rückwirkend für 

ein vorausgegangenes Düngejahr (s. Abb. 30).

Mit Hilfe der Daten des Nährstoffvergleichs wird 

die betriebsindividuell verwertbare Nährstoffmenge im 

Durchschnitt der Betriebslächen (Zusammenfassung der 
Schläge zu Bewirtschaftungseinheiten in Abhängigkeit 

von Standortfaktoren und angebauter Kultur) mit der tat-

sächlich applizierten Düngung (Nährstoffzufuhr) vergli-

chen (s. Abb. 31).

Die betriebsindividuell verwertbare Nährstoffmenge ergibt 

sich aus den angebauten Kulturen (Anbauverhältnis) und 

deren Ertragsniveau unter Berücksichtigung 

 ■ des auf den Flächen verbleibenden Nebenernteguts,

 ■ des Haupt- und Nebenerntegutverhältnisses, 

 ■ bei Phosphor und Kalium (K) der jeweiligen Gehalte 

im Haupt- und Nebenerntegut (zur Berechnung der 

P
2
O

5
- und K

2
O-Entzüge),

 ■ beim Stickstoff des überschlägigen N-Düngebedarfs 

der einzelnen Kulturen.

Hinsichtlich des Ertragsniveaus werden die aktuell erwirt-

schaften Erträge des Bezugsjahrs zugrunde gelegt. Zur 

Berechnung des überschlägigen N-Düngebedarfs werden 

folgende Parameter berücksichtigt:

Der N-Düngebedarf berechnet sich aus dem plan-

zenspeziischen N-Sollwert unter Berücksichtigung des 
durchschnittlichen Frühjahrs-Nmin-Gehalts im Boden. 

Weitere kulturspeziische Abschläge vom N-Sollwert 
ergeben sich bei langjähriger organischer Düngung des 

Standorts (in der Regel bei Gehalten > 13 mg P/100 g 

Boden gem. Bodenanalyse nach CAL-Methode (Calcium-

Ammonium-Lactat-Methode) (VDLUFA 1997). Außerdem 

wird bei der Berechnung des N-Düngebedarfs der aus 

verbleibenden Ernterückständen bzw. Zwischenfrüchten 

anrechenbare Stickstoff, je nach Art des Ernterückstands, 

berücksichtigt.

Im Gegensatz zum Nährstoffvergleich gemäß § 5 

der DüV (BMELV 2007) wird beim QFN der Einsatz von 

Mineraldünger (außer Unterfußdüngung zu Mais) nicht 

berücksichtigt, da er ergänzend zum Einsatz von Wirt-

schaftsdüngern bei der Düngung eingesetzt wird.

N-Dünge-Optimierer: Insbesondere in der WZB wird 

der sogenannte N-Dünge-Optimierer (LWK NiedersachseN 

2013b) als Instrument zur Optimierung des Nährstoffma-

nagements und der Efizienz der N-Düngung eingesetzt. 
Als Grundlage der gesamtbetrieblichen Berechnung dient 

gemäß DüV die Flächenbilanz. Im Rahmen der WZB 

wird als optimale Arbeitsgrundlage die Hoftorbilanzie-

rung verwendet, weil sie auf der Grundlage belastbarer 

Daten für den landwirtschaftlichen Betrieb erstellt wird. 

Nachfolgend wird die Vorgehensweise auf der Grundlage 

Erstellung des 
Nährstoffvergleichs gem. DüV

Berechnung der
Nährstoffverwertung

Berechnung d. Stickstoffwirkung 
v. Wirtschaftsdüngern (N-MDÄ)

Bewertung des betrieblichen Nährstoffeinsatzes 
hinsichtlich einer bedarfsgerechten N-Düngung

Berechnung der Flächenbilanz nach den 
Vorgaben der DüV

Plausible Erfassung von Bilanzdaten

Erfassungsbogen 
zum Nährstoffmanagement

Empfehlung von Maßnahmen 
zur Optimierung der N-Düngung 

N-Dünge-Optimierer

Abb. 30: Schema zur Vorgehensweise zur Optimierung des Nährstoffmanagements mit dem N-Dünge-Optimierer  
(LWK NiedersachseN 2013b)
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Zur Berechnung der Nährstoffzufuhr werden folgende 

Parameter berücksichtigt:

 ■ Haltungsform und Fütterung (Produktivität z. B. Ferkel/

Sau, Rationsgestaltung, Futtersystem) und damit 

Berechnung der Nährstoffausscheidungen

 ■ N-Verfügbarkeit (Mindestanrechenbarkeit) aus orga-

nischen Düngern im Anwendungsjahr, unter Vorgabe 

der bestmöglichen Ausbringtechnik zum optimalen 

Düngungstermin

 ■ die Mittel-/langfristige N-Nachlieferung aus organi-

schen Düngern ließt über die Sollwertkorrekturen in 
die Düngebedarfsermittlung ein.

Wirtschaftsdüngerverteilung im Betrieb: 

Organische Dünger müssen mit dem Ziel der höchsten 

N-Ausnutzung eingesetzt werden. Im Kapitel 2.3.1.6 wird 

der ordnungsgemäße und fachlich versierte Umgang 

mit organischen Nährstoffträgern dargestellt. Prinzipi-

ell ist eine Frühjahrsausbringung zu bevorzugen, die 

Herbstausbringung sollte vermieden werden. Organi-

sche Wirtschaftsdünger werden am besten von Mais 

ausgenutzt, da dieser über eine ca. sechs Monate lange 

Vegetationsperiode wächst und die organischen Nähr-

stoffträger besser auszunutzen vermag, als dies z. B. 

beim Getreide der Fall ist, das im Frühjahr nur noch drei 

bis vier Monate davon proitieren kann. Mehrere Studien 

 ■ N-Sollwert der angebauten Kultur (ertragsunabhängig)

 ■ Sollwertkorrekturen:

 ■ für die N-Nachlieferung der Standorte bei langjähri-

ger organischer Düngung

 ■ für den Frühjahrs-Nmin-Wert der Standorte

 ■ bei N-Zufuhr über Leguminosen (N-Fixierung)

 ■ bei N-Rücklieferung aus Ernterückständen und 

Zwischenfrüchten

Da der N-Düngebedarf standörtlichen und jahresbe-

dingten Schwankungen unterliegt, sind diese über die 

entsprechenden Toleranzen bei der Berechnung des 

Restdüngebedarfs bzw. des Nährstoffüberschusses zu 

berücksichtigen. Die tolerablen Schwankungsbreiten 

werden auf der Grundlage von LWK-Feldversuchen 

abgeleitet. 

Je nach Nährstoffversorgung der Böden und den 

Nährstoffgehalten der Wirtschaftsdünger ist insbesondere 

bei den Flächen mit langjährig wiederholter organischer 

Düngung davon auszugehen, dass bei einem plan-

zenbedarfsgerechten Einsatz von wirtschaftseigenen 

Dungstoffen nicht Stickstoff, sondern Phosphat oder Kali-

um zum begrenzenden Faktor werden kann. Besteht ein 

Restdüngebedarf, sollte er mineralisch abgedeckt wer-

den. Die Verteilung des Mineraldüngers erfolgt gemäß 

Düngeplanung einzelschlagbezogen (s. Kap. 2.3.1.2). 

 Nährstoffbedarf

  überschlägiger N-Düngebedarf (nach N-Sollwertschema); P- und K-Entzug 

- anrechenbare Nährstoffe aus verbleibenden Ernterückständen/Zwischenfrüchten

 = betriebsindividuelle verwertbare Nährstoffmenge

+ Nährstoffzufuhr

  Nährstoffanfall aus der Tierhaltung 

   nach Abzug der Stall-, Lagerverluste, Berücksichtigung der Anrechenbarkeit organischer Nährstoffträger 

- Abgabe von Wirtschaftsdüngern 

  Berücksichtigung der Anrechenbarkeit organischen Nährstoffträger

+ Aufnahme von Wirtschaftsdüngern 

  Berücksichtigung der Anrechenbarkeit organischer Nährstoffträger

+ Aufnahme von sonstigen organischen Nährstoffträgern

  Berücksichtigung der. Anrechenbarkeit organischer Nährstoffträger

+ eingesetzte Mineraldünger

= Summe Zufuhr

 - Nährstoffbedarf + Summe Nährstoffzufuhr = Restdüngebedarf (-) bzw. Nährstoffüberschuss (+)

Abb. 31: Berechnungsschema der gesamtbetrieblichen Nährstoffverwertung (LWK NiedersachseN 2013b)
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ergaben, dass beispielsweise Gärreste im Mais ein MDÄ 

von bis zu 75 % erreichen können, Getreide erzielt nur 40 

bis 60 % (peters & GUrGeL 2009; seNseL et al., 2009). Da 

Mais auch den Stickstoff aus der Humusmineralisation 

des Bodens gut ausnutzen kann, ist bei der N-Düngung 

zum Mais die N-Nachlieferung des Standorts besonders 

zu beachten. Je nach Standort und Vorfrucht ist eine 

N-Düngung von 120 bis 140 kg N/ha in der Regel aus-

reichend. Im Wintergetreide kann eine Andüngung mit 

ca. 60 kg N/ha mit Gülle erfolgen, wie z. B. bei Gerste, 

Getreide-GPS oder Weizen. Die letzten beiden können 

ebenso zum Ende des Schossens mit Gülle gedüngt 

werden.

Wenn der „Status Quo“ der betrieblich anfallenden 

Mengen berechnet ist, kann eine planzenbedarfsgerech-

te Verteilung auf der Grundlage eines Verteilplanes für 

organische Dünger auf die angebauten Kulturen erfolgen 

(s. Tab. 14). 

Mit einer sogenannten Verteilungsplanung (Tierbe-

stand, monatlich/ kontinuierlich hinzukommende Gül-

lemengen, Lagerkapazität) kann im Frühjahr die erste 

Gülle-, Sekundärrohstoffdüngung geplant und die weitere 

Verteilung auf die angebauten Früchte anvisiert werden.

Die N-Efizienz (Verhältnis von N-Abfuhr zu N-Zufuhr 
im Bilanzierungszeitraum) dient als ein Indikator zur 

Bewertung der Umweltverträglichkeit. Als ein Kennwert 

für die planzenbauliche N-Wirksamkeit wurden die 
sogenannten MDÄ ausgewählt, um auch für Wirtschafts-

dünger auf Betriebsebene eine N-Düngewirkung zu 

kalkulieren. Die N-MDÄ beschreiben die Ertragswirkung 

der Nährstoffe in organischen Düngern im Vergleich zu 

Mineraldüngern. Sie werden aus langjährigen Versuchs-

ergebnissen der LWK Niedersachsen abgeleitet. Kultur-, 

standort- und witterungsbedingte Schwankungen werden 

berücksichtigt. Mit folgender Formel kann das N-MDÄ 

berechnet werden: 

Gesamtbetriebliche Optimierungsansätze

Eine Erfassung und Bewertung weiterer Daten zum 

aktuellen Nährstoffmanagement des landwirtschaftlichen 

Betriebs gibt weitere Hinweise auf Optimierungsmöglich-

keiten. Die Empfehlung geeigneter Maßnahmen dazu 

erfolgt im Rahmen der Beratung. In Abbildung 32 werden 

schematisch Bereiche dargestellt, bei denen der Landwirt 

durch seine Produktionsweise die gesamtbetriebliche N-

Efizienz verbessern kann.
Besteht ein Überschuss an organischem Dünger ist 

eine überbetriebliche Verwertung, also eine Abgabe an 

Betriebe mit nachgewiesenem Nährstoffbedarf erforder-

lich. Diese Verbringung muss gemäß Verordnung über 

das Inverkehrbringen und Befördern von Wirtschafts-

dünger (BMELV 2010c) dokumentiert werden. Seit dem 

01.07.2012 müssen Wirtschaftsdünger sowie Stoffe, die 

Wirtschaftsdünger enthalten in der von der LWK Nieder-

sachsen bereitgestellten Datenbank gemeldet werden 

(LWK NiedersachseN 2013f).

Tab. 14: Beispiel für die Gülleverteilung auf einem Betrieb mit Milchvieh und Biogasanlage

Beispielbetrieb:      
130 ha LF*, 90 Milchkühe, Biogasanlage 180 KW*, Zukauf von 20 ha Silomais 
Substratanfall 5.500 m3, Lagerraum 3.000 m3 

ha Summe ausgebrachte Mengen (m3 / ha)

Angebaute Kulturart Fläche  m3 Feb. März April Mai Juni Juli Aug Sept Okt

Silomais 50 1500   30       

Wintergerste 10 150 15         

Winterweizen 15 375 10  15       

Getreide-GPS / Grünroggen 15 450 15  15       

Grünland - 4 Schnitte 40 2800 20   20  15  15  

Summe 130 5275 **          

* LF = Landwirtschaftlich genutzte Fläche; KW = Kilowattleistung 
** nach der Ernte (auf Teillächen) Zwischenfruchtanbau – freie Gärrestmengen vorhanden

N-Düngebedarf – Mineraldünger-N  
– Sekundärrohstoffdünger 1)

N-MDÄ (%) = 
Nährstoffanfall der ldw. Nutztiere 2)  
– WD-Abgabe + WD-Aufnahme 3)

1) unter Berücksichtigung der Anrechenbarkeit (z. B. 60 %) der organi-
schen Nährstoffträger

2) nach Abzug der Stall- und Lagerungsverluste
3) gem. Analyse/Richtwerten ohne Abzug von Ausbringungsverlusten; 

(WD = Wirtschaftsdünger)
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Erfolgsbewertung
Ausgangspunkt der betrieblichen Optimierung ist die 

Erhebung der gesamtbetrieblichen Nährstoffverwertung, 

des betriebsindividuellen N-Einsparpotenzials sowie 

der Bewertung der N-Wirkung der eingesetzten organi-

schen Dünger durch den N-Dünge-Optimierer. Es wird 

festgestellt, ob die Düngung gemäß Ordnungsrecht bzw. 

gemäß der Guten fachlichen Praxis (GfP) erfolgte. Dabei 

werden auch alle relevanten Parameter zu Produktions-

mitteln, Flächen- und Stofinventar erfasst. Im ersten 
Optimierungsjahr dient die Erhebung der Ist-Zustands-

analyse. In den Folgejahren steht die Efizienzkontrolle 
im Vordergrund. Nach der Bestimmung des Ist-Zustands 

bzw. des Erfolgs des vergangenen Anbaujahrs, wird 

das betriebsindividuelle N-Einsparpotenzial errechnet. 

Über die aktuell berechneten Betriebsergebnisse und die 

Interpretation der betriebsindividuellen Toleranzbereiche 

wird das mögliche N-Einsparpotenzial sowie die langjäh-

rige Entwicklungsmöglichkeit über Zeitreihen dargestellt. 

Die Umsetzung des Einsparpotenzials sollte durch eine 

intensive Beratung unter Berücksichtigung der Wasser-

schutzaspekte erfolgen. 

Abb. 32: Einzelbetriebliche Maßnahmen zur Verbesserung der N-Efizienz (LWK NiedersachseN 2013b).

Bildung / Beratung

* RAM= Futterkonzept mit deinierten Höchstgehalten für Rohprotein und Phosphor, jeweils für Anfangs- /Endmast

Tierhaltung z. B.

 ■ Wasserversorgung
 ■ Sauberkeit
 ■ Hygiene

Dokumentation z. B.

 ■ Aufnahme und Abgabe von 
Wirtschaftsdüngern

 ■ Mineraldünger
 ■ Ackerschlagkartei

Tierernährung z. B.

 ■ RAM*, Mehrphasenfütterung
 ■ Rationsgestaltung
 ■ Stallbilanz

Düngung z. B.

 ■ Analyse Wirtschaftsdünger 
 ■ Düngeplanung
 ■ Nmin-Untersuchung
 ■ Nitracheck, N-Tester
 ■ Ausbringungszeitpunktesonstige Maßnahmen z. B.

 ■ Optimierung Betriebsabläufe
 ■ Schaffung Güllelagerraum
 ■ Wirtschaftsdüngerabgabe Düngetechnik z. B.

 ■ Schleppschlauch
 ■ Einstellung 
 ■ des Düngerstreuers
 ■ neue Techniken

Planzenschutz z. B.
 ■ optimale N-Ausnutzung durch 
integrierten Planzenschutz

Planzenbau z. B.
 ■ Fruchtfolge
 ■ Zwischenfruchtanbau
 ■ Eng-, Untersaat
 ■ Sortenwahl
 ■ Beregnung
 ■ Weideplege

Maßnahmen  
zur Verbesserung  

der N-Efizienz

Ist-Zustandsanalyse  
und fortlaufende Efizienzkontrolle

Am Anfang steht der Nährstoffvergleich: Die Erfas-

sung sämtlichen Nährstoffanfalls im Betrieb und die 

bestmögliche Verteilung / Verwertbarkeit der Nähr-

stoffmengen auf den vorhandenen Betriebslächen 
und angebauten Kulturen.

Errechnet sich ein Nährstoffüberschuss muss 

konsequent Wirtschaftsdünger aus dem Betrieb ex-

portiert werden.

Bei der folgenden einzelschlagbezogenen Dün-

geplanung gemäß Sollwert-Methode müssen bei 

langjährig organisch gedüngten Flächen konsequent 

(höhere) Abschläge vorgenommen werden. Mittels 

eines Wirtschaftsdünger-Verteilungsplans sollten die 

Dungstoffe unter dem Fokus des Planzenbedarfs 
(vorrangig Frühjahr) eingeplant werden. 

Die N-Anrechenbarkeit der organischen Dungstof-

fe sollte reell bewertet werden. 

Als Erfolgsindikatoren eines optimalen Nährstoff-

managements sind eine gesteigerte N-Efizienz im 
Gesamtbetrieb, ein verringerter Mineraldüngereinkauf 

und verringerte Hoftorbilanzen anzusehen. 
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2.3.1.8 Düngeberatung zu  
Erwerbsgartenbau und 
Baumschulwirtschaft

Kurzcharakteristik
In Niedersachsen beträgt die Gemüseanbauläche ca. 
21.000 ha. Auf weiteren etwa 5.200 ha wird Baumschul-

wirtschaft betrieben und auf ca. 9.250 ha Baumobst (zu 

88 % Äpfel) angebaut. Der Großteil des Sonderkulturan-

baus entfällt in Niedersachsen auf Erdbeeren (ca. 4.900 

ha) und Spargel (ca. 4.100 ha), gefolgt von Eissalat (ca. 

3.000 ha), Möhren und Zwiebeln mit je ca. 1.800 ha (de-

statis 2013). Entsprechend sind auch in den TGG Nie-

dersachsens die Sonderkulturen Spargel und Erdbeeren 

lächenmäßig am meisten vertreten.
Es gibt unterschiedliche regionale Schwerpunkte im 

Anbau: Feldgemüse besonders in der Region Vechta-

Langförden und im Großraum Hannover, Eissalat in der 

Region südlich von Hamburg, Baumschulwirtschaft im 

Landkreis Ammerland.

Die WZB für Erwerbsgartenbau und Baumschulwirt-

schaft unterscheidet sich von der übrigen WZB in we-

sentlichen Rahmenbedingungen:

1. Im Erwerbsgartenbau gibt es eine Vielfalt von Kultu-

ren und Anbausystemen, auf die von der WZB unter-

schiedlich eingegangen werden muss.

2. Die Bewirtschaftungsintensität ist oft höher als in der 

übrigen Landwirtschaft. Dies gilt auch für grundwas-

serschutzrelevante Themen wie Düngung, Planzen-

schutz und Bodenbearbeitung. In manchen Betrieben 

spielt z. B. die Mehrfachnutzung einer Fläche inner-

halb einer Saison (dreimal Spinat) oder die Zweitkultur 

(Anbau von Grünkohl nach frühem Getreide) eine 

Rolle.

3. Die Düngung ist am Ertrag, vorrangig aber an der Er-

zielung vermarktungsfähiger, guter Produktqualitäten 

ausgerichtet. Der Anteil der Düngung an den Produk-

tionskosten ist aber geringer als bei anderen landwirt-

schaftlichen Ackerkulturen. Für Saat- oder Planzgut, 
Plegemaßnahmen und die Beerntung fallen dagegen 
deutlich höhere Produktionskosten an.

4. Das Ernteprodukt Gemüse wird häuig nicht zum 
Abschluss der Vegetationsphase einer Kultur, sondern 

während der Vegetation geerntet. Dies führt bei vielen 

Kulturen (z. B. Eissalat) zu vergleichsweise hohen 

Rest-Nmin-Werten. Je nach Kultur und Erntetermin 

wird danach eventuell eine Folgefrucht angebaut. 

5. Die Bewirtschaftungseinheiten sind bei vielen Be-

trieben kleiner parzelliert und die verschiedenen 

Kulturverfahren (frühe Aussaat/Planzung, späterer 
Erntetermin, Zweitnutzung) erschweren dem Land-

wirt den Abschluss einer FV. Die darin vorgegebenen 

Zeiträume und Termine sind je nach äußeren Ein-

lussfaktoren (z. B. Witterung und Vegetation) oft nicht 
lexibel genug und schränken den Landwirt in seinen 
betrieblichen Produktionsabläufen ein. Außerdem ist 

das gezahlte Entgelt für FV verglichen mit dem Aus-

fallrisiko im Feldgemüsebau gering.

Die meisten Obst- und Gemüsebauern haben Abnahme-

verträge mit dem Handel und der Industrie, die konkrete 

Vorgaben z. B. für Rückstandsmengen von Schadstoffen 

wie Planzenschutzmitteln (PSM) oder Nitrat machen. 
Nicht selten werden dem Landwirt Aulagen innerhalb 
des Produktionsprozesses wie Sortenwahl, Düngermen-

ge oder Erntetermin, letzterer nach zwischenzeitlicher 

Beprobung seitens des Abnehmers, vorgeschrieben. 

Vor bzw. während der Ernte erfolgt oftmals eine weite-

re Probenahme. Aufgrund der Abnehmervorgaben und 

der geforderten Bewirtschaftungslexibilität und hoher 
Produktionskosten ist für den Anbauer ein angepasstes 

Nährstoffmanagement von großer Bedeutung.

Der Fokus der WZB im Obst- und Gemüsebau liegt 

derzeit auf der Vermeidung von Nitratbelastungen des 

Grundwassers. Zunehmend wird aber auch eine Bera-

tung im Hinblick auf PSM-Rückstände integriert. Von den 

gartenbaulichen Kulturen geht ein unterschiedlich hohes 

Nitratbelastungsrisiko aus:

a) Risiko gering: z. B. Hochbaumschulen, Kernobst, 

Reihenkulturen mit Reihen- oder Einzelplanzendün-

gung oder Wasserrückführung, Containerkulturen mit 

Tropfbewässerung

b) Risiko mittel: z. B. Baumschulkulturen, Erdbeeren, 

Spargel, sowie früh geerntete Salate

c) Risiko hoch: spät geerntete Kulturen, z. B. Kohlarten, 

späte Salate, Porree, Möhren; Leguminosen (z. B. 

Bohnen, Erbsen)

Spät zu erntende Kulturen wie Kohlarten und später Salat 

stellen ein besonderes Risiko dar. Sie werden bei un-

günstiger Witterung oder schlechten Vermarktungsbedin-

gungen nicht geerntet. Dadurch verbleiben große Men-

gen an leicht mineralisierbaren planzlichem Aufwuchs 
auf den Flächen ohne dass noch eine Zwischenfrucht 
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angebaut werden kann. Insbesondere in TGG, die durch 

kurze Grundwasserließzeiten zu den Brunnen, eine hohe 
Nitrataustragsgefährdung und/oder fehlende Nitratabbau-

kapazitäten im Grundwasserleiter gekennzeichnet sind, 

kann ein Anbau dieser Kulturen mit einem sehr hohen 

Grundwasserbelastungsrisiko verbunden sein. Je nach 

Kultur- und Anbauverfahren gibt es verschiedene Anbau- 

und Düngestrategien und Erntezeitpunkte, die sich positiv 

(s. Kap. 2.5.5), aber auch negativ auf die Grundwasser-

belastung auswirken.

Anwendungsbereich und Durchführung
Die Ansatzpunkte für die WZB liegen vorrangig in einer 

auf die Sonderkulturen angepassten Düngeberatung und 

in der Entwicklung speziischer Maßnahmen zur Frucht-
folgegestaltung (z. B. Begrünung, Zwischenfruchtanbau, 

Untersaaten) sowie dem Management von Tauschlächen.
Die optimierte N-Düngung spielt eine wichtige Rolle 

im Sonderkulturanbau. Werden vorgegebene Qualitäts-

standards nicht erreicht, bedeutet das oftmals, dass die 

Ware nicht mehr vermarktungsfähig ist. Bei bestimmten 

Kulturverfahren kann das den Anbauer zu „Sicherheitszu-

schlägen“ in der Düngung bewegen, wenn es die Qualität 

der Kultur nicht beeinträchtigt. Zum Beispiel kann bei 

Erdbeeren eine zusätzliche Düngung von 20 bis 40 kg N 

über dem N-Sollwert zur Stroheinstreuung eine mögliche 

N-Fixierung im Stroh abfangen.

Generell ist die Düngeberatung im Feldgemüsebau 

von großer Bedeutung. Anders als im Ackerbau spielt 

neben dem Nmin-Wert auch die N-Mineralisation aus der 

organischen Bodensubstanz eine wesentliche Rolle. In 

den zurückliegenden Jahren sind viele Düngungssteige-

rungsversuche mit verschiedenen Gemüsearten durch-

geführt worden, um die N-Aufnahme im Aufwuchs zu 

ermitteln, die Netto-N-Mineralisation abzuschätzen und 

hieraus N-Sollwerte für die Beratung und die Praktiker 

abzuleiten.

Die Herleitung des N-Sollwerts einer Kultur ist 

im Folgenden kurz skizziert:

N im Aufwuchs (kg N / ha)
+ Nmin-Mindestvorrat im Boden (kg N / ha)
– Netto-N-Mineralisation (kg N / ha)

= N-Sollwert (kg N / ha)

Der Nmin-Mindestvorrat im durchwurzelten Boden ist der 

Vorrat, der bis zum Erntedatum die N-Versorgung der 

jeweiligen Kultur sicherstellt. Kulturen wie Stangensellerie 

oder Bundzwiebeln, die auf N-Mangel hinsichtlich Ertrag 

und Qualität negativ reagieren, benötigen einen N-Vorrat 

von bis zu 50 kg N/ha. Im Gegensatz dazu reagieren 

Kulturen wie Möhren oder die Standfeste von Rosenkohl 

auf ein zu hohes N-Angebot negativ bezüglich Ertrag 

oder Qualität. 

Die Netto-N-Mineralisation errechnet sich aus der 

N-Bilanz. Die N-Bilanz ist die Differenz aus dem N-Gehalt 

am Kulturende (Nmin im Boden + N im Aufwuchs) und 

dem N-Angebot zu Kulturbeginn (Nmin im Boden + N-

Dünger).

Die Berechnung erfolgt mit Computer gestützten Dün-

geberatungsprogrammen wie „N-Expert“ (FiNK & scharpF 

1993) oder „KNS“ (Kulturbegleitendes-N-Sollwert-System 

nach LoreNZ et al. 1989; hortipeNdiUm 2013). Die N-

Sollwerte im Feldgemüsebau werden für einen Aufwuchs 

bzw. Ertrag im oberen Drittel kalkuliert. Zusätzliche 

Faktoren wie Witterung, Niederschlagsmenge werden 

berücksichtigt. Betriebsindividuell kann das Zielprodukt 

(z. B. Erntegewicht je Kopf Eisbergsalat) variieren, des-

halb werden auch Erfahrungswerte des Betriebsleiters 

sowie organische Düngergaben oder Ernterückstande 

berücksichtigt. In der nachfolgenden Tabelle 15 sind 

auszugsweise die N-Sollwerte für einige Kulturarten 

dargestellt.

Zur Kalkulation der zu düngenden N-Menge wird vom 

N-Sollwert der jeweiligen Gemüsekultur der Nmin-Vorrat 

im Boden (Richtwert oder Nmin-Bodenprobe vor Inkultur-

nahme) abgezogen und Ernterückstände aus Vorkultu-

ren (Tabellenwerte) oder Zwischenfrüchten sowie eine 

langjährige organische Düngung in Abzug gebracht. Zu- 

bzw. Abschläge werden in Abhängigkeit vom avisierten 

Ertragspotenzial und den jeweiligen Mineralisationsbedin-

gungen des Standorts betriebsindividuell vorgenommen. 

Werden diese Vorgaben berücksichtigt, kann das Risiko 

zu hoher Herbst-Nmin-Werte und der damit einhergehen-

den N-Auswaschung reduziert werden. Bei mehrjährigen 

Sonderkulturen wird die N-Düngung nach dem Jahr der 

Anplanzung, der Planzenzahl je Hektar sowie der Nut-
zungsdauer differenziert kalkuliert (s. Tab. 16).

Für Baumschulkulturen stehen bisher keine eindeutigen 

Nährstoffentzugswerte zur Verfügung. Hier wird der Dün-

gebedarf in Anlehnung an die Düngeverordnung (DüV) 

festgelegt. Bei Gehaltsklasse C sollten 30 bis 50 kg/ha 

Phosphor (P
2
O

5
) bzw. 80 bis 100 kg Kalium (K

2
O) ge-

düngt werden. Für Stickstoff (N) sind die Richtwerte zum 

N-Bedarf der Baumschulkultur nach deren Wüchsigkeit, 

das heißt nach einem bestimmten Zuwachs bzw. bezüg-

lich einer deinierten Stammstärke eingeordnet (LWK 
Weser-ems 1998):
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a) Bedarf niedrig (60 kg N/ha): schwach wachsende 

Laub- und Nadelgehölze, z. B. Scheinhasel (Corylop-

sis paucilora) und Bergkiefer (Pinus mugo „Mop“)

b) Bedarf mittel (90 kg N/ha): mittelstark wachsende 

Laubgehölze, z. B. die Thunberg-Berberitze (Berberis 

thunbergii „Atropurpurea“) sowie stark wachsende Na-

delgehölze, z. B. Thuja-Arten oder Lawsons Scheinzy-

presse (Chamaecyparis lawsoniana „Columnaris“) 

c) Bedarf hoch (120 kg N/ha und mehr): stark wachsen-

de Laubgehölze, z. B. Forsythien (Forsythia interme-

dia), Linden (Tilia-Arten) bzw. besonders bedürftige 

Kulturen, z. B. Rhododondren

Tab. 15: N-Sollwerte für Feldgemüsearten nach Feldabfuhr (LWK NiedersachseN 2013h; verändert nach FeLLer et al. 2011)

Kulturname Kultur-
dauer
(Tage)

Probenah-
metiefe

(cm)

N  
im Aufwuchs 

(kg N/ha)

Mindestvorrat 
zur Ernte
 (kg N/ha)

Sollwert mit  
Mineralisation  

(kg N/ha gerundet)

Blumenkohl 63 60 251 40 300

Blumenkohl, früh 70 60 251 40 310

Blumenkohl, starker Aufwuchs 63 60 292 40 350

Brokkoli 64 60 260 40 310

Brokkoli, früh 88 30 260 40 310

Brokkoli, starker Aufwuchs 64 60 300 40 360

Chinakohl geplanzt 56 60 195 40 210

Chinakohl geplanzt, früh 63 60 195 20 250

Chinakohl geplanzt, Herbst 77 60 195 20 190

Chinakohl, gesät 70 60 195 20 200

Chinakohl, gesät Herbst 91 60 195 20 180

Grünkohl, Handernte Blatt 134 60 208 20 160

Grünkohl, maschinelle Ernte 120 60 231 20 200

Gurke Einleger, gesät 127 30 205 40 190

Gurke Einleger, geplanzt 119 30 205 40 190

Möhren, Bund 85 60 119 20 90

Möhren, Bund, früh 90 60 102 20 90

Möhren, Bund, Herbst 90 60 119 20 90

Möhren, Industrie 198 60 207 0 80

Porree geplanzt, Herbst u. Winter 110 60 225 40 240

Porree, gesät, Sommer 170 60 200 40 190

Rosenkohl, kurze Entwicklungszeit 195 90 423 0 310

Rosenkohl, lange Entwicklungszeit 140 90 423 0 260

Rotkohl, mittelschnellwachsend 100 60 230 20 220

Rotkohl, schnellwachsend 75 60 193 40 220

Rotkohl, langsamwachsend 125 90 282 20 260

Salate, Eissalat, früh 60 30 78 40 110

Salate, Eissalat, Herbst 55 30 104 40 130

Spinat, Frischmarkt, früh 70 30 126 40 140

Spinat, Frischmarkt, Herbst 55 30 126 40 150

Spinat, Industrie, Herbst 62 30 144 40 170

Weißkohl, Frischmarkt, mittelschnell 90 60 270 20 270

Weißkohl, Industrie, schnellwachsend 105 90 310 20 310

Zwiebeln, Bund 75 30 160 50 190

Zwiebeln, trocken, langsamwachsend 150 60 168 30 100
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Der N-Bedarf von tiefer wurzelnden Dauerkulturen ist 

geringer als bei Kulturen im Acker- und Gemüsebau. 

Aufgrund des im Frühjahr nur langsam ansteigenden 

N-Bedarfs der Kulturen und des insgesamt niedrigen N-

Entzugs können vorhandene N-Überschüsse im Boden 

zu erhöhten Herbst-Nmin-Werten führen. Durch eine 

gezielte Düngeberatung der Betriebe kann die WZB zur 

Reduzierung potentieller Nährstoffausträge beitragen. Im 

Planzjahr und bei einer bedarfsgerechten Düngung ist 
eine deutliche Reduzierung der Nährstoffgaben möglich.

In vielen der genannten Kulturen (einige Feldgemü-

searten, Spargel, Obst, Baumschulkulturen) wird die 

Düngung als Reihendüngung durchgeführt. Der Nährstoff 

wird sehr genau und möglichst dicht an die Planzen he-

ran appliziert, um so die Ausnutzungsrate zu maximieren 

(s. Abb. 33 und Abb. 34).

Häuig werden auch langsam wirkende Depotdünger 
(N-stabilisierte Mineraldünger) eingesetzt. So kann die 

N-Dynamik der Feldgemüse- und Baumschulkulturen 

verbessert und die Auswaschungsgefährdung verringert 

werden. Die stabilisierten Dünger enthalten neben Stick-

stoff (N) oftmals auch Phosphor (P
2
O

5
) und Kalium (K

2
O) 

und eventuell weitere Nährstoffe. 

Bei der Vorbereitung der Fläche für mehrjährige 

Kulturen spielt die Grunddüngung eine wichtige Rolle. 

Vor der Neuanplanzung ist es praxisüblich, größere 
Mengen organischer Düngemittel wie Torf, Pferdemist, 

Champig nonkompost z. B. bei Spargel (ca. acht bis zehn 

Jahre Kulturdauer) auf die gesamte Fläche zu streuen. 

Bei Baumschulen oder mehrere Jahrzehnte wachsenden 

Heidelbeeren wird der Dünger in die Planzreihen oder 
darunter auf den Boden gestreut. So werden dem Acker 

Nährstoffe, aber auch wertvoller Humus und Strukturma-

terial zugeführt. Besonders wichtig ist die Beachtung der 

Nährstoffhöchstmengen von zurzeit 170 kg N-Grenze für 

tierische Wirtschaftsdünger. Die WZB sollte den Anbauer 

darauf hinweisen, dass eine Analyse des organischen 

Düngers sinnvoll ist, damit er optimal eingesetzt werden 

kann.

Weitere Optimierungsansätze im Sonderkulturenanbau

In Dauerkulturen wie Baumschulquartieren, Kern- oder 

Beerenobst haben sich Begrünungen bewährt. Die Be-

triebe in den TGG können FV abschließen.

Die FV „Mehrjährige Grasuntersaat“ wird z. B. mit der 

Aulage angeboten, beim Anbau von winterhartem Gras 
mehrfach jährlich zu mulchen. Ein Umbruch darf erst 

im Frühjahr nach dem 01.03. erfolgen. Im Ansaatjahr 

werden zusätzlich die anfallenden Kosten für Saatgut und 

die Einsaat entgolten. Weitere positive Effekte der Maß-

nahme sind eine gute Befahrbarkeit, saubere Beerntung, 

Bodenschutz gegen Verdunstung sowie gegen Unkräuter 

(s. Abb. 35).

Im Spargelanbau ist nach abgeschlossener Ernte die 

„Zwischenreihenbegrünung“ möglich. Ideal ist die Begrü-

nung mit dem tiefwurzelnden, abfrierenden Ölrettich. Die 

Aussaat erfolgt meist ohne größere Bodenbearbeitung im 

Streuverfahren. Gemäß den Aulagen der FV darf z. B. ab 
15.12. geschlegelt, ab 01.02. das Material eingearbeitet 

werden. Je nach Aussaattermin können die wirtschaftli-

Tab. 16: Düngeempfehlung gemäß N-Sollwertmethode für Spargel nach Feldabfuhr (LWK NiedersachseN 2012a; verändert nach 
FeLLer & FiNK 2007), für Erdbeeren und einige ausgewählte Obstkulturen (LWK NiedersachseN 2007).

Kulturname Probenahmetiefe (cm) N-Sollwert (kg N / ha)

Spargel, 15.000 Planzen/ha, 1. Standjahr 60 110

Spargel, “                 2. Standjahr 90 130

Spargel, “                 3. Standjahr 90 140

Spargel,  “                 4. Standjahr 90 80

Spargel, 20.000 Planzen/ha    1. Standjahr 60 140

Spargel, “                 2. Standjahr 90 140

Spargel, “                 3. Standjahr          90 160

Spargel, “                 4. Standjahr 90 80

Erdbeeren 30 60

Brombeeren 30 60 –70
Heidelbeeren, Himbeeren, Johannesbeeren, Stachelbeeren 30 80

Äpfel und Birnen 30 40 – 50
Sauer- und Süßkirschen 30 80

Plaumen und Zwetschgen 30 60 –70
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chen Nachteile unterschiedlich und die Ausgleichszahlun-

gen dementsprechend gestaffelt sein.

Eine weitere FV der aktiven Begrünung ist der „Zwi-

schenfruchtanbau“. Nach der Quartierräumung einer 

Baumschule bzw. nach der Erdbeer- oder Gemüseernte 

sind angebaute Zwischenfrüchte (s. Abb. 36) besonders 

effektiv, wenn die Kultur oder das Feldgemüse zum 

Zeitpunkt vollen Wachstums und Stoffwechsels geerntet 

wird. Die nährstoffreichen Erntereste können im nach-

folgenden Zwischenfruchtaufwuchs konserviert werden. 

Der Zwischenfruchtbau wird nur dann von den Anbauern 

abgeschlossen, wenn es die betriebsüblichen Arbeits-

abläufe (Erntedatum, Fruchtfolgeplanung, Aussaat bzw. 

Planzung im Folgefrühjahr etc.) ermöglichen.
Im Erdbeeranbau bietet sich der Zwischenfruchtanbau 

mit „Tagetes“ an, um zusätzlich phytosanitäre Proble-

me abzumildern. Nach Abschluss der Ernte werden die 

Erdbeerplanzen untergefräst, großlächig wird Tagetes 
angesät (s. Abb. 36). Um die Nematodengefahr effektiv 

zu reduzieren, muss die Tagetes etwa zweieinhalb bis 

drei Monate auf der Fläche wachsen und zur vollen Blüte 

kommen. Weil Frost die Tagetesplanzen absterben lässt, 
ist der Anbauer bestrebt, möglichst früh auszusäen, was 

auch dem Grundwasserschutz dient. Seit einigen Jahren 

wird in Niedersachsen und Schleswig-Holstein versuchs-

weise beim Anbau von Erdbeeren bzw. von Rosenge-

wächsen (Rosaceen) die Getreideart „Sandhafer“ als 

Zwischenfrucht verwendet.

In Tabelle 17 sind Beispiele für FV und deren Umset-

zung im Sonderkulturenanbau aufgelistet.

Abb. 33: Einlegegurken in Folie geplanzt mit Stroheinstreu 
zwischen den Reihen. (Klatka, LWK Niedersachsen)

Abb. 35: Zwischenreihenbegrünung in Brombeeren im TGG 
Vechta-Langförden, April 2009. (Klatka, LWK Niedersachsen)

Abb. 36: Zwischenfrucht Tagetes nach abgeschlossener 
Erdbeer ernte 2011 TGG Vechta-Langförden.  
(Klatka, LWK Niedersachsen)

Abb. 34: Reihendüngung in Spargel, WSG Varel.  
(Schröder, LWK Niedersachsen)
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Beim Flächentausch mit nachfolgendem Anbau landwirt-

schaftlicher Kulturen ist der Berater gefordert, die Bewirt-

schafter „abgehender“, oft stark nachmineralisierender 

Tauschlächen gezielt zur Düngung, Fruchtfolge- und 
Anbauplanung (vegetationsbegleitende Düngeberatung 

mit Nmin-Untersuchungen, zur Bodenbearbeitung, Kultur-

wahl, zum Zwischenfruchtanbau etc.) zu beraten.

Fruchtfolgemaßnahmen mit dem Ziel, risikoreiche 

Kulturen aus Sicht des Grundwasserschutzes zu verdrän-

gen, spielen bisher kaum eine Rolle. Solche Strategien 

können kostenintensiv sein und sind nur in TGG umsetz-

bar, in denen der Gemüse- und Sonderkulturanbau einen 

geringen Flächenanteil umfasst.

Erfolgsbewertung
Im Sonderkulturanbau weichen die Rahmenbedingungen 

in vielen Punkten vom herkömmlichen landwirtschaft-

lichen Ackerbau ab. Im Vordergrund steht das große 

Interesse des Anbauers, die vorgegebenen Qualitätsan-

forderungen an die angebauten Produkte zu erreichen. 

Vor diesem Hintergrund werden die Dünge- und Plan-

zenschutzmittel zielführend eingesetzt. Die Beratungs-

spielräume der WZB im Rahmen der Dünge- und An-

bauplanung sind wegen der vom Abnehmer weitgehend 

festgelegten Produktionsabläufe vergleichsweise gering.

Bei der Erfolgskontrolle müssen die Faktoren und Ur-

sachen, die die Herbst-Nmin-Werte im Sonderkulturanbau 

beeinlussen können (z. B. Mehrfachnutzung, Ernteter-
min, Bewirtschaftungsintensität), umfassend berücksich-

tigt und interpretiert werden. Da die Produktionsverfahren 

einiger Kulturen für den Wasserschutz hoch risikoreich 

sind, ist die Anbau- und Düngeberatung im Sonderkul-

turanbau besonders gefordert. 

Die FV „Aktive Begrünung“ sowie „Gewässerscho-

nende Fruchtfolgegestaltung“ werden von den Anbauern 

vorrangig genutzt.

Sofern keine Vereinbarkeit der Produktionsverfahren 

mit dem Wasserschutz möglich ist, sollte zumindest auf 

hoch sensiblen, prioritären Flächen im TGG der Anbau 

solcher Kulturen durch Flächentausch eingeschränkt wer-

den.

Tab. 17: Freiwillige Vereinbarungen im Sonderkulturenanbau (gem. MU 2007a)

Freiwillige Vereinbarung Code Baum-
schule

Strauch-
obst

Erd-
beeren

Spargel Feld-
gemüse

Zwischenfrucht nach der 
Quartierräumung

Aktive Begrünung ( I.E) x x

Zwischenfruchtbau nach der Ernte I.E x x

Zwischenreihenbegrünung I.E x

Mehrjährige Grasuntersaat Gewässerschonende 
Frucht folgegestaltung (I.F)

x x
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Kurzcharakteristik
Die Bundesrepublik Deutschland fördert im Rahmen ihrer 

Nachhaltigkeitsstrategie die Umstellung von Betrieben 

auf den ökologischen Landbau, unter anderem durch 

Maßnahmen im Rahmen von Agrar- und Umweltpro-

grammen auf Ebene der Bundesländer. In Niedersachen 

ist ein stetiger Anstieg der ökologisch wirtschaftenden 

Betriebe zu verzeichnen. Im Vergleich zum konventionel-

len Anbau kommt dem ökologischen Anbau mit 3 % der 

Betriebe bzw. 3 % der landwirtschaftlichen Nutzläche 
(76.000 ha) im Jahr 2010 aber derzeit eine untergeordne-

te Bedeutung zu (LWK NiedersachseN 2011b).

Durch eine Flächenbewirtschaftung nach den Regeln 

des ökologischen Anbaus können Stoffausträge in das 

Grundwasser verringert und damit positive Effekte für 

den Grundwasserschutz erzielt werden (schmidt et al. 

2009).

Grundsätzlich korrespondieren die betriebswirtschaft-

lich bedingten Notwendigkeiten im Ökolandbau hinsicht-

lich des Nährstoffmanagements eng mit den Anforderun-

gen des Grundwasserschutzes. So bedingen geringere 

Stoffumsätze in der Regel auch ein quantitativ geringeres 

Austragspotenzial. Im Ökolandbau ist mit folgenden Vor-

teilen für den Grundwasserschutz zu rechnen:

 ■ weitgehend geschlossener Nährstoffkreislauf

 ■ Beschränkung des Düngerzukaufs pro Hektar

 ■ Vermeidung von Nährstoffverlusten als zentrales Ziel 

der Bewirtschaftung

 ■ Anbau typischerweise in weiten Fruchtfolgen

 ■ Verbot einer lächenunabhängigen Tierhaltung  
(Koppelung der Tierzahlen an die Fläche)

 ■ Verbot synthetischer Planzenschutzmittel.

Aber auch bei der ökologischen Bewirtschaftung ist eine 

gezielte Wasserschutzberatung vorzusehen, da auch hier 

Auswaschungsrisiken vorhanden sind. Risiken bestehen 

besonders durch den Wirtschaftsdüngereinsatz, den 

Leguminosenanbau sowie bei Bewirtschaftungsfehlern 

bezüglich des Nacherntemanagements und des Legumi-

nosenanbaus. Geeignete Förder- und Maßnahmenpro-

gramme sind in Kapitel 2.4.7 beschrieben.

Anwendungsbereich und Durchführung
Rechtliche Grundlagen

Grundsätzlich können in allen Betrieben ökologische 

Bewirtschaftungsmaßnahmen durchgeführt werden. 

Sollen die Produkte auch als Ökoprodukte anerkannt, 

vermarktet oder gefördert werden, ist es notwendig, sich 

einer Kontrollstelle anzuschließen und sich zertiizieren 
zu lassen.

Der ökologische Landbau in Deutschland wurde seit 

1992 durch die Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 geregelt. 

Diese wurde zum 1. Januar 2009 aufgehoben. Seitdem 

gilt die Verordnung (EG) Nr. 834/2007 über die ökolo-

gische/biologische Produktion und Kennzeichnung von 

ökologischen/ biologischen Erzeugnissen sowie ver-

schiedene Durchführungsverordnungen (u. a. EG Nr. 

889/2008). Die Bestimmungen der einzelnen nationalen 

Anbauverbände (z. B. Bioland e.V., Demeter, Naturland) 

gehen zum Teil noch deutlich über die Verordnung (EG) 

Nr. 834/2007 hinaus.

Grundsätze des ökologischen Landbaus
Düngung

Der ökologische Landbau stellt die Nährstoffversorgung 

der Planzen weitestgehend über den natürlichen Nähr-
stoffkreislauf im Boden sicher. So basieren die Nährstoff-

versorgung und Bodenfruchtbarkeit in erster Linie auf 

einer mehrjährigen Fruchtfolge mit gezieltem Anbau von 

Zwischenfrüchten, Gründüngungsplanzen mit Legu-

minosen, Untersaaten sowie Wirtschaftsdüngern und 

Komposten ökologischer Herkunft. Synthetische Dün-

gemittel sind verboten. Organische Düngemittel dürfen 

nur zugekauft werden, wenn der Nährstoffbedarf durch 

die oben genannten Maßnahmen nicht gedeckt werden 

kann. Die Art der Düngemittel ist auf die Positivliste im 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 beschränkt. 

Dazu gehören Mist, Haarmehlpellets und bei den weniger 

strengen EU-Bioverbänden auch Gülle. Der Bedarf wei-

terer Düngemittel sollte anhand von Bodenuntersuchun-

gen (P und K) bzw. Planzenanalysen (Spurenelemente) 
ermittelt werden.

Begrenzung tierisch-organischer Dünger

Nach deutschen Verbandsrichtlinien dürfen im Ökologi-

schen Landbau sowohl auf Acker als auch auf Grünland 

maximal 1,4 Düngeeinheiten (~2 GV entspricht 112 kg 

N/ha Stickstoff tierischer Herkunft) ausgebracht werden 

(EG 2008, Artikel 15, 16 und Anhang IV). Um die Be-

lastung von Boden, Grund- und Oberlächenwasser zu 
vermeiden, ist über die Anforderungen der DüV hinaus 

eine lächenunabhängige Tierhaltung verboten. Überbe-

triebliche Vereinbarungen zur Einhaltung der Dungober-
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grenzen sind jedoch möglich. Der organische N-Zukauf 

pro Hektar ist bei den deutschen Anbauverbänden mit 

maximal 40 kg N/ha stark reglementiert.

Wird nach den EU-Bio-Richtlinien produziert, werden 

170 kg N/ha aus organischem Dünger auf Grünland und 

Acker zugelassen, wobei auch ein 100 % iger Zukauf 

aus konventionellen Quellen und der Einsatz von Gülle 

zulässig sind.

Zusätzlich einschränkend auf den Zukauf von exter-

nen N-Düngemitteln wirkt sich der ca. vierfach höhere 

Preis für im Ökolandbau zugelassene organische N-

Dünger aus. 

Planzenschutz
Ziel des ökologischen Landbaus ist es, Planzen so anzu-

bauen, dass ein Befall durch Schädlinge und Krankheiten 

keine oder nur geringe wirtschaftliche Bedeutung erlangt. 

Im Regelfall sollen die planzeneigenen Abwehrkräfte 
und das Bodenleben durch Anbautechniken, die Sorten-

wahl und eine ausgewogene Fruchtfolge so weit gestärkt 

werden, dass es nicht zu krankheitsbedingten Ertragsein-

bußen kommt.

Als Maßnahmen sind die Wahl widerstandsfähi-

ger Sorten, mechanische Bekämpfungsmethoden wie 

Striegeln und Hacken, Nützlingsschutz sowie thermische 

Maßnahmen, z. B. Ablammen, zu empfehlen.
Synthetische PSM sind verboten, so dass deren 

Eintrag in Grund- und Oberlächengewässer auszuschlie-

ßen ist. Der Einsatz von zugelassenen PSM wird in einer 

Positivliste geregelt und ist stark reguliert (EU-VO Ökolo-

gischer Landbau 2011).

Im Getreideanbau werden in der Regel keine PSM 

eingesetzt. Bei Kartoffeln ist dagegen der Einsatz von 

Kupferpräparaten zur Bekämpfung der Krautfäule ver-

breitet. Dieser darf nur nach vorheriger Genehmigung 

und nach speziellen Vorschriften erfolgen (wie im Obst- 

und Weinbau).

Beratung zur Umstellung auf Ökolandbau

Die Umstellung auf Ökolandbau erfolgt bei Acker über 

einen Zeitraum von zwei bis drei Jahren und bei Grün-

land über einen Zeitraum von zwei Jahren. Hilfreich und 

empfehlenswert ist hierbei die Begleitung durch eine 

Umstellungsberatung. Während dieser Zeit gilt der Be-

trieb als Umstellungsbetrieb, der seine Produkte nur als 

Umstellungsware (U-Ware) verkaufen darf. Weitergehen-

de Informationen enthält die Broschüre „EU-Verordnung 

Ökologischer Landbau (2011)“.

Der Ablauf der Umstellung ist nachfolgend skizziert:

 ■ Abschluss eines Kontrollvertrages mit einer Kontroll-

stelle

 ■ Einhalten der Vorgaben und Umstellungszeiten

 ■ Aushändigung eines Bio-Zertiikats

 ■ Lieferung von Ökoprodukten (A-Ware) möglich.

Da der ökologische Landbau prinzipiell mit den Anfor-

derungen an ein grundwasserschonendes Wirtschaften 

konform ist, darf eine Umstellungsberatung auch im 

Rahmen der WZB erfolgen, setzt allerdings spezielle 

Fachkenntnisse des Beraters voraus.

Beratung zur Fruchtfolgegestaltung im Ökolandbau

Die Vermarktung von Umstellungs- und später auch 

ökologisch produzierter Ware erfordert in der Regel einen 

höheren Aufwand als im konventionellen Anbau, da der 

klassische Weg über den Landhandel entfällt und höhere 

Preise generiert werden müssen. Nicht selten stehen 

Selbstvermarktungskonzepte im Vordergrund. So sind 

auch die Hauptkulturen vorrangig an den Vermarktungs-

zielen auszurichten. Weiterhin sollten die Standortvor-

aussetzungen Berücksichtigung bei der Gestaltung der 

Fruchtfolgeplanung inden. Da die Möglichkeiten einer 
externen N-Zufuhr beschränkt sind und auch dem stabi-

len Humusgleichgewicht große Bedeutung bei der Erhal-

tung der Bodenfruchtbarkeit zukommt, nimmt der Anbau 

von Zwischenfrüchten, Untersaaten und Leguminosen 

bei der Fruchtfolgegestaltung eine zentrale Rolle ein. 

Die folgenden drei Beispiele zeigen typische Bio-

Fruchtfolgen sowie deren N- und Humussalden.

Die Einhaltung der Umstellungsvorgaben um-
fasst fast alle Bereiche des Betriebs:

 ■ Saat- und Planzgut

 ■ Dünger und Bodenhilfsstoffe/Kalk

 ■ Planzenschutzmaßnahmen

 ■ Fruchtfolgen

 ■ Futter (Grund- und Zukauffuttermittel)

 ■ Tierhaltung (Zukauf, Platzangebot, Licht, Auslauf)

 ■ Tiergesundheit (z. B. Behandlungsprotokolle, 

Bestandslisten)

 ■ Wareneingangsprotokolle

 ■ Belege, Warenstromkontrolle

 ■ Auslobung / Vermarktung
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Die Fruchtfolge in Tabelle 18 wird von der Kartoffel 

als vermarktungsstarker Kultur dominiert. Ergänzende 

Verkaufsfrüchte sind Weizen und Dinkel. Zum Erhalt der 

Humusbilanz wird zwei Jahre lang Kleegras angebaut. 

Weiterhin verbleibt das Stroh auf der Fläche, und es 

wird eine Zwischenfrucht angebaut. Die Fruchtfolge ist 

hinsichtlich der Humusbilanz und des N-Flächenbilanz-

saldos ausgeglichen. Aus Sicht des Gewässerschut-

zes können erhöhte Herbst Nmin-Werte nach Kartoffeln 

problematisch werden, was ein Nacherntemanagement 

erforderlich macht.

Die Fruchtfolge in Tabelle 19 wird vom Getreideanbau 

(Weizen und Dinkel) dominiert. Da keine innerbetriebliche 

Verwertung erfolgt, verbleibt das Stroh auf der Fläche. 

Zusätzlich wird einjährig Kleegras angebaut. Die Frucht-

folge ist durch die ausgeglichene N-Bilanz wasserscho-

nend ausgelegt und zeigt eine gute Humusversorgung. 

Um die N-Versorgung zu verbessern (z. B. um höhere 

Rohproteingehalte zu erreichen), könnte der Betrieb eine 

Verwertungskooperation (Futter gegen Mist) eingehen 

und z. B. Mist zu Dinkel düngen (ca. 20 t Mist/ha entspre-

chen 100 kg N/ha, bei 5 kg N/t FM Rind).

Im viehhaltenden Betrieb in Tabelle 20 steht der 

Futterbau im Vordergrund. Ergänzend zum zweijährigen 

Kleegras wird Getreide als Marktfrucht angebaut. Humus 

und Stickstoff werden zusätzlich durch Mistzufuhr ins 

System gebracht. Der zweijährige Kleegrasanbau wirkt 

unterdrückend auf Wurzelunkräuter wie Disteln und Amp-

fer und zeichnet sich durch einen günstigen Vorfrucht-

effekt aus. Die Humusreproduktion ist durch den Mist 

abgesichert. Hinsichtlich der N-Bilanz muss auf einen 

maßvollen Umgang mit dem Mist geachtet werden. Hier 

können bei N-Überhängen überbetriebliche Lösungen 

sinnvoll sein.

Tab. 18: Ackerbaufruchtfolge mit Futteranbau und Kartoffeln (Erträge: negative Vorzeichen = Abfuhr; positive Vorzeichen = Zufuhr 
bzw. Verbleib auf dem Feld), (iGLU)

Guter Standort Ertrag / Menge N-Zu / Abfuhr C-Zu / Abfuhr

Jahr Kultur (dt / ha) (kg / ha) (kg C / ha)

1 Kleegras (Frühjahrsansaat) 150 78 600

2 Kleegras 200 104 600

3 Winterweizen-Korn -45 -81 -280

 Stroh verbleibt auf dem Feld 36 18 360

4 Dinkel-Korn -40 -72 -280

 Stroh verbleibt auf dem Feld 32 16 320

 Zwischenfrucht: Ackerbohne + Erbsen + Roggen 15 53 120

5 Kartoffel -200 -70 -760

 Saldo  9 136

Tab. 19: Fruchtfolge Ackerbaubetrieb ohne innerbetriebliche Verwertung (Erträge: negative Vorzeichen = Abfuhr; positive Vorzei-
chen = Zufuhr bzw. Verbleib auf dem Feld), (iGLU)

Guter Standort Ertrag / Menge N-Zu / Abfuhr C-Zu / Abfuhr

Jahr Kultur (dt / ha) (kg / ha) (kg C / ha)

1 Kleegras 200 104 600

2 Winterweizen -40 -72 -280

 Stroh verbleibt auf dem Feld 32 16 320

 Zwischenfrucht: Ackerbohnen + Erbsen + Roggen 15 53 120

3 Dinkel -40 -72 -280

 Stroh verbleibt auf dem Feld 32 16 320

4 Ackerbohnen -30 -123 160

 symbiotische N-Fixierung  162  

5 Winterweizen -35 -63 -260

Stroh verbleibt auf dem Feld 28 14 280

Saldo 7 196
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Empfehlungen zur grundwasserschonenden Anbau-

optimierung

Wird im TGG Ökolandbau betrieben, stellen der Legumi-

nosen- und Hackfruchtanbau sowie das Wirtschaftsdün-

germanagement potenzielle Risikobereiche und somit 

Schwerpunktthemen für die WZB dar. Durch die nachfol-

gend beschriebenen Maßnahmen kann der Stickstoff im 

System gehalten und so das stofliche Verlagerungsrisiko 
reduziert werden.

Leguminosen

 ■ Nacherntemanagement Kleegras und Körnerlegumi-

nosen 

 ■ Umbruch ins Frühjahr verlegen und 

 ■ als „heilen“ Umbruch durchführen (nur wenig mul-

chen, kein Grubbern, direkt unterplügen)

 ■ Einbringung von Unter- und Stoppelsaaten in Legumi-

nosen

 ■ Anbau von Leguminosen und Nicht-Leguminosen im 

Gemenge

 ■ bei Kleegras mindestens eine Nutzung als Schnittnut-

zung.

Wirtschaftsdünger

Bedarfsorientiertes Wirtschaftsdüngermanagement, bei 

dem alle im konventionellen Anbau eingesetzten Techni-

ken genutzt werden können (z. B. Düngeplanung, Kennt-

nis der Inhaltsstoffe, Zeitpunkt und Einsatz von Exakt-

streuer, Anrechnung).

Fruchtfolge/Zwischenfrüchte

 ■ Einbau von intensiven Kulturen wie Hackfrüchten in 

eine weite Fruchtfolge mit ansonsten geringen N-Aus-

trägen, z. B. durch Ansaat einer Grünroggenzwischen-

frucht nach Kartoffeln

 ■ Vor Sommerungen immer Zwischenfruchtanbau

 ■ Nach Raps und Körnerleguminosen auf schwachen 

Böden immer Zwischenfruchtanbau

Bodenbearbeitung

 ■ Genaue Planung der Bodenbearbeitungszeitpunkte 

zur Vermeidung der herbstlichen Mineralisation und 

wenn möglich Verschiebung ins Frühjahr

 ■ Keine intensive Wurzelunkrautbekämpfung nach Raps 

und Körnerleguminosen, stattdessen reduzierte, hin-

ausgezögerte Bodenbearbeitung

Beratungsprogramme

 ■ Beratung zum Abschluss geeigneter Freiwilliger Ver-

einbarungen für den Ökolandbau

 ■ Beratung zur Umstellungsförderung

Erfolgsbewertung
Grundwasserschutzeffekt des ökologischen  

Landbaus

Der ökologische Landbau weist eine Reihe positiver 

Grundwasserschutzeffekte auf:

 ■ Die beim Ökolandbau hinsichtlich der Landbewirt-

schaftung und des Tierbesatzes bestehenden Auf-

lagen führen im Allgemeinen zu deutlich geringeren 

Emissionen gegenüber dem konventionellen Landbau 

(berG et al. 1999, heGe et al. 2006, schmidt & oster-

bUrG 2009, haas 2010).

Tab. 20: Fruchtfolge viehhaltender Betrieb (Milchvieh) (Erträge: negative Vorzeichen = Abfuhr; positive Vorzeichen = Zufuhr bzw. 
Verbleib auf dem Feld), (iGLU)

Mittlerer Standort Ertrag / Menge N-Zu / Abfuhr C-Zu / Abfuhr

Jahr Kultur (dt / ha) (kg / ha) (kg C / ha)

1 Kleegras 50 / 50 -150 -78 600

 symbiotische N-Fixierung  41  

2 Kleegras 50 / 50 -200 -104 600

 symbiotische N-Fixierung  54  

3 Winterweizen -45 -81 -260

4 Triticale -45 -74 -260

 Mist zu Triticale (30 % TS) 200 600 800

 Saldo  71 370
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 ■ Im ökologischen Landbau werden niedrigere N-Über-

schüsse bzw. Nitratgehalte im Sickerwasser nachge-

wiesen. Diese Effekte sind in der Regel schon ab dem 

ersten Umstellungsjahr nachzuweisen und pendeln 

sich nach drei bis vier Jahren auf einem stabilen Ni-

veau ein (iGLU 2008).

 ■ Sickerwasserwerte werden gegenüber dem konven-

tionellen Anbau ungefähr halbiert und der Nitratgrenz-

wert wird in der Regel deutlich unterschritten (s. Abb. 37).

 ■ Die Hoftorbilanzen können um ca. 50 – 70 % reduziert 

werden (s. Abb. 38) (z. B. heGe et al. 2006 u. 2005, 

WaGrico 2006, haas 2010).

 ■ Extreme Nitratspitzen werden gekappt.

 ■ Keine PSM-Einträge in Grund- und Oberlächenwasser 
durch das Verbot des Einsatzes synthetischer PSM.

Dennoch zeigt die Streuung der Nitratausträge zwischen 

den Betrieben, dass auch bei ökologischer Bewirtschaf-

tung zum Teil Optimierungspotenziale und Beratungsbe-

darf bestehen (s. Tab. 21). Um den Grundwasserschutz-

erfolg im ökologischen Landbau zu sichern, müssen in 

TGG zusätzliche Maßnahmen zur Konservierung der N-

Mengen im Boden und zur Minderung der N-Verlagerung 

ergriffen werden. Entscheidend sind: 

 ■ Maßnahmen zur Reduzierung der N-Austräge beim 

Leguminosenanbau durch angepasste Terminwahl, 

Untersaaten, Gemengeanbau und reduzierte Boden-

bearbeitung,

 ■ maßvoller Umgang mit Wirtschaftsdüngern,

 ■ Zwischenfrüchte nach Kulturen mit hoher N-Dynamik 

wie Kartoffeln sowie

 ■ ausgeglichene N- und Humusbilanzen der Fruchtfol-

gen.

Tab. 21: Nitrat im Sickerwasser bei unterschiedlicher Landnutzung (heGe 2005)

Betriebsform Mittelwert Spannweite (n)

Acker NO
3
 (mg/l)

Konventionell    

kaum Vieh (< 0,2 GV / ha) 48 5-132 56

mit Vieh (1,7 GV / ha) 75 8-376 103

Ökologisch (0,8 GV / ha)    

Alt-Umstellung (> 6 a) 29 8-46 16

Neu-Umstellung (< 6 a) 34 16-50 9

Grünland 25 2-65 10
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zen (iGLU 2008)
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Ergebnis / Zusammenfassung
Ökolandbau besitzt eine hohe Zielkonformität mit dem 

Wasserschutz und leistet in der Regel einen erheblichen 

Beitrag zur Reduzierung von Nährstoffüberschüssen und 

Stoffemissionen in die Umwelt.

Die Grundwasserschutzeffekte sind in erster Linie:

 ■ Verminderung des Stoff-Inputs → geringere Emissionen

 ■ Verminderter Düngemitteleinsatz → Hohe N-Efizienz

 ■ Strikte Koppelung der Viehzahlen an die Fläche → 
Vermeidung von Wirtschaftsdüngerüberschüssen

 ■ Weite Fruchtfolgen, Untersaat- und Zwischenfruchtan-

bau, höherer Beikrautbesatz → N- Bindung über Win-

ter, Verminderung von Bodenabtrag, Humusmehrung

 ■ Kein Einsatz synthetischer PSM
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Abb. 39: Änderung der Hoftorbilanzen eines Umstellungsbe-
triebs über vier Jahre (iGLU 2008)

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, Verzicht auf Mineraldünger, Flächenbindung bei Wirtschaftsdünger

Saldo minderung - Ja, Flächensalden überschreiten < 50 kg N / ha in der Regel nicht
- Ja, Hoftorsalden zeigen Minderungspotenzial von 50 bis 70 %

Herbst-Nmin-Minderung -  Ja, Senkung auf das Niveau von 10 –30 kg N / ha möglich (WaGrico2 2011)

Sickerwasserentlastung - Ja, Vermeidung von PSM-Austrägen
- Ja, Verminderung von P-Austrägen
- Ja, Verminderung von N-Austrägen um rund 55 %; in der Regel sichere Grenz-

wertunterschreitung (heGe et al. 2006)

Weitere Effekte -  Low-Input-System, geringe speziische Wasserschutzkosten
- Positive Auswirkung auf Artenvielfalt, Humushaushalt und Erosionsschutz
- Bessere CO

2
-Bilanz durch den Anbau von Leguminosen (Einsparung von 1 kg 

Erdöl / kg N)



89

2.3.3  Beratung zum Planzenschutz

2.3.3 Beratung zum Planzenschutz

Kurzcharakteristik
Neben N-Einträgen gefährden Wirkstoffe von PSM die 

Qualität des GW. PSM-Wirkstoffe oder deren Abbaupro-

dukte, relevante und nicht relevante Metabolite), werden 

im oberlächennahen GW, im Rohwasser der Förderbrun-

nen oder sogar im Trinkwasser nachgewiesen.

Deinition und Einordnung:
Die Differenzierung ob ein Metabolit relevant oder nicht 

relevant ist, wird nach den Kriterien der biologischen, 

pestiziden Aktivität im Vergleich zur „Muttersubstanz“, der 

Gentoxizität und dem toxischen Potenzial bemessen. 

Relevante Metabolite verfügen über vergleichbare 

Eigenschaften wie der Wirkstoff selbst und/oder besitzen 

durch ihre toxischen oder ökotoxischen Eigenschaften 

ein Gefährdungspotenzial. Für PSM-Wirkstoffe und 

deren relevante Metabolite gelten nach der Trinkwasser-

verordnung (TrinkwV, BMG 2013) für das Trinkwasser 

und als Zielwert der EG-Wasserrahmenrichtlinie für das 

GW folgende Grenzwerte: 0,1 µg/l (0,0001 mg/l) für den 

Einzelstoff und 0,5 µg/l (0,0005 mg/l) für mehrere Stoffe 

zusammen. 

Nicht relevante Metabolite (nrM) haben die biologi-

sche Wirkung der Muttersubstanz (z. B. die herbizide 

Wirkung) verloren und sind toxikologisch unbedenklich. 

Sie werden derzeit nur unzureichend im Planzen-

schutz-, Wasser- und Trinkwasserrecht berücksichtigt. 

Im Rahmen der PSM-Zulassung gilt derzeit für nrM ein 

Grenzwert im Trinkwasser von 10 µg/l, während den 

WVU vom Umweltbundesamt (UBA) ein gesundheitlicher 

Orientierungswert von 1,0 bzw. 3,0 µg/l (je nach Untersu-

chungserkenntnissen zur Toxikologie des Stoffs) für das 

Trinkwasser als „Vorsorgewert“ vorgegeben wird (UBA & 

BFR 2012). 

Bei der Ausweisung von Trinkwasserschutzgebieten 

wird bezüglich der Anwendung von PSM in Niedersach-

sen für Wirkstoffe und Metabolite ein Verbot bei einer 

nachweislichen Konzentration von mehr als 0,1 µg/l je 

Einzelsubstanz im Rohwasser einer Wassergewinnungs-

anlage empfohlen (NLWKN 2013d).

Abbau von PSM:

Der Abbau von PSM indet auf chemischem (Photolyse/ 
Hydrolyse), photochemischem (Licht) und insbesondere 

biologischem Weg statt. Vorrangig erfolgt der Abbau in 

der obersten, belebten Bodenschicht durch Mikroorga-

nismen in Abhängigkeit vom Bodenwasserhaushalt. Der 

mikrobielle Abbau im GW-Leiter ist nur noch minimal. Die 

Konzentration kann sich unter diesen Bedingungen nur 

noch durch Verdünnung verringern. Ein weiteres Kriteri-

um ist die GW-Überdeckung. 

Werden GW-Belastungen durch PSM festgestellt, 

bleiben sie meist über längere Zeiträume bestehen. Oft 

werden Wirkstoffe oder Metabolite infolge ihrer Persis-

tenz und durch eine verbesserte und gezieltere Analytik 

erst nach Jahren im GW erfasst.

PSM-Monitoring in Niedersachsen:

Seit dem 01.10.1989 wird das Trinkwasser auf Plan-

zenschutzmittel untersucht. Aktuell werden noch immer 

Wirkstoffe nachgewiesen, deren Anwendung bereits seit 

Jahren verboten ist (z. B. Atrazin, Simazin, Hexazinon, 

Bromacil) (LaWa 2008). Es werden aber auch Wirkstoffe 

und/ oder ihre Metabolite im Grundwasser nachgewie-

sen, die aktuell zugelassen sind, z. B. Bentazon, Meta-

zachlor und Metolachlor. Das Niedersächsische Landes-

gesundheitsamt (NLGA 2012) hat in Zusammenarbeit mit 

dem NLWKN und der LWK in einer aktuell gehaltenen 

niedersächsischen Landesliste die am häuigsten gefun-

denen Stoffe als Arbeitshilfe für die Trinkwasserüberwa-

chung der niedersächsischen WVU zusammengefasst. 

In der aktuellen NLGA-Liste aus 2012 sind 33 Wirkstoffe 

aufgeführt, bei denen Befunde im Trinkwasser aufgetre-

ten sind.

Die WVU sind nach den Vorgaben des Nds. MU gehalten 

mindestens alle 3 Jahre das Rohwasser und die Vor-

feldmessstellen auf PSM-Belastungen zu untersuchen. 

In vielen TGG führen die WVU zusätzlich ein PSM-Mo-

nitoring durch, um gegebenenfalls im Rahmen der WZB 

gemeinsam mit den Landwirten erforderliche Maßnah-

men umzusetzen. 

Bei PSM-Funden im Trinkwasser schreibt die TrinkwV 

ein bestimmtes Ablaufschema zur Ursachenerforschung 

Zusatzinformation:  
PSM-Monitoring im NLWKN

Der NLWKN führt seit 1993 PSM-Untersuchungen 

durch, seit 1998 an 106 PSM-Messstellen. Ein um-

fangreiches Monitoring wurde 2008/2009 an 1051 

Grundwassermessstellen (GWM) (den Überblicks-

messstellen zur Umsetzung der EG-WRRL) für 

104 Parameter durchgeführt. In 2010/2011 wurden 

die GWM mit Qualitätsnormüberschreitung erneut 

für 129 Parameter untersucht. Seit 2011 werden 

zusätzlich 19 nrM berücksichtigt. Regelmäßige 

PSM-Untersuchungen sollen zukünftig weitergeführt 

werden (derzeit 108 Wirkstoffe und 21 nrM).



90

2.3.3  Beratung zum Planzenschutz

(Grenzwert, Gesundheitsgefahr, Maßnahmen zur Eli-

minierung, Prüfvorgang, Verursacher etc.) vor. Dieses 

wird im Abschnitt „Vorgehensweise bei Funden von 

PSM-Wirkstoffen oder deren Metaboliten im Grund- und 

Trinkwasser“ erläutert.

Anwendung von PSM in der Praxis
Mindeststandards für einen umweltgerechten PSM-

Einsatz werden im Planzenschutzgesetz und der Plan-

zenschutz-Anwendungsverordnung vorgegeben. Ihre 

Umsetzung ist als Gute fachliche Praxis (GfP) im Plan-

zenschutz festgeschrieben (BMELV 2010b). Die Erfüllung 

dieser Umweltstandards ist für die Landwirte verplich-

tend um Ausgleichs- bzw. Prämienzahlungen der EU zu 

erhalten. Im Rahmen von Betriebs- und Cross-Compli-

ance-Kontrollen der LWK wird dies geprüft. Grundsätzlich 

müssen die allgemeinen Grundsätze des integrierten 

Planzenschutzes eingehalten werden, wie sie in der 
Richtlinie der EG (2009/128) über einen Aktionsrahmen 

der Gemeinschaft für die nachhaltige Nutzung von Pesti-

ziden vorgegeben sind. Hierzu zählen die Einbeziehung 

vorbeugender Maßnahmen z. B. Anbausystem, Fruchtfol-

ge, standortgerechte Bodenbearbeitung, Wahl gesunder 

Sorten, angepasste Saat- und Planztermine, bedarfs-

gerechte Nährstoffversorgung, Förderung natürlicher 

Regelmechanismen (Nützlinge). Auch der Einsatz von 

nichtchemischen Abwehr- und Bekämpfungsverfahren 

(z. B. Unkrautbekämpfung mit Hacke oder Striegel,  

s. Kap. 2.4.5) sollte in Erwägung gezogen werden.

Die LWK Niedersachsen hat eine Checkliste für den 

ordnungsgemäßen Planzenschutz nach guter fachlicher 
Praxis erstellt (LWK NiedersachseN 2013c):

 ■ Sachkundiger Umgang mit PSM

 ■ Sachkunde, Beratung und Fortbildung des Anwen-

ders (Nachweise)

 ■ Einkauf, Lagerung, Transport und Entsorgung von 

PSM

 ■ Geprüftes Planzenschutzgerät

 ■ Kontrolle (Spritzen-TÜV), Abtrift-reduzierende 

Technik

 ■ Vorgaben zu max. 5 m / s Wind sowie nicht über 
8 km / h Fahrtempo 

 ■ Ordnungsgemäßer Einsatz von PSM

 ■ Indikationszulassung, Aufwandmenge, Termin, 

Wartezeit, Rückstand-Höchstmengenverordnung 

(RHmV, BMG 1999)

 ■ Anwendungsbestimmungen und Aulagen zum 
Umweltschutz

 ■ zu Gewässern

 ■ zu Saumbiotopen

 ■ zu sensiblen Bereichen

 ■ Bienenschutzverordnung (BMELF 1992a) beachten

 ■ kein Einsatz von PSM auf Nicht-Kulturlächen/
Nicht-Ziellächen

 ■ Einsatz von PSM auf das notwendige Maß begrenzen 

- integrierter Planzenschutz

 ■ Dokumentation der PSM-Anwendung (Schlagkartei)

Eintragspfade und -ursachen von PSM  
in die Gewässer
PSM werden größtenteils im Ackerbau verwendet, aber 

auch auf Verkehrs, Siedlungs- und Freizeitlächen sowie 
in Kleingärten. Der Eintrag erfolgt über Punktquellen oder 

diffus über die folgenden Haupteintragspfade: 

 ■ Abdrift

 ■ Abschwemmung

 ■ Versickerung

 ■ Ablauf in die Kanalisation

 ■ Verdunstung

Zusatzinformation: Planzenschutzmittel

Planzenschutzmittel schützen Planzen oder 
Planzenerzeugnisse vor Schadorganismen oder 
Krankheiten. Sie können auch eingesetzt werden, 

um das Planzenwachstum zu regulieren. Planzen-

schutzmittel werden je nach Wirkung in verschiede-

ne Gruppen eingeteilt:

 ■ Herbizide gegen Unkräuter

 ■ Insektizide gegen Schadinsekten

 ■ Fungizide gegen pilzliche Krankheitserreger

 ■ Nematizide gegen Nematoden (Fadenwürmer)
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In Tabelle 22 sind die Eintragspfade in die Gewässer und 

ihre Ursachen dargestellt.

Die Aulistung zeigt, dass es über die gesamte PSM-An-

wenderlogistik vom Einkauf eines PSM, über die gezielte 

Anwendung bis hin zur Entsorgung der Restbehälter und 

zur Dokumentationsplicht einen Beratungsbedarf zum 
Umgang mit PSM gibt. Für bestimmte PSM-Wirkstoffe 

werden weitergehende Regelungen getroffen. So gilt 

z. B. ein Anwendungsverbot der Herbizide Bentazon und 

Chloridazon auf Böden der Bodenarten Sand, schwach 

schlufiger Sand und schwach toniger Sand (NG 407). 

Die betroffenen Flächen in Niedersachsen können auf 

dem Kartenserver des LBEG (Nibis 2013) eingesehen 

werden. Weitergehende Regelungen können in TGG in 

Abhängigkeit von den bodenkundlichen Standortverhält-

nissen und der GW-Situation festgelegt werden. Neben 

Parametern des Wasserhaushalts wie Feldkapazität und 

GW-Flurabstand, die auch einen wesentlichen Einluss 
auf das nährstoffbezogene Verlagerungspotenzial haben, 

stehen bei einer PSM-Tiefenverlagerung Parameter des 

Abbau- und Sorptionsmilieus des Bodens im Vordergrund 

(s. Tab. 23).  

Tab. 22: Eintragspfade und -ursachen von PSM in die Gewässer (verändert nach Fischer 1996; Frede & dabbert 1999).

Verunreinigung aus Punktquellen Eintragspfad bzw. -ursache 

Transport, Lagerung, Befüllen der PSM-Spritze Leckagen, Ablauf in Kanalisation

Spritzen und Reinigen Unsachgemäße Befüllung / Reinigung der PSM-Spritze auf dem 
Hof sowie

Einträge von Hoflächen Anwendung von Totalherbiziden auf befestigten Hoflächen, Ablauf 
direkt in Wasserläufe und in die Kanalisation

Reste und Abfall Unsachgemäße Entsorgung von Resten in die Kanalisation

Verunreinigung aus diffusen Quellen

Abtrift beim Spritzen des Sprühnebels durch Wind und / oder danach vom Boden, von 
Blattoberläche

Bodenerosion und Oberlächenabluss,  
Uferiltration

tendenziell häuigere Funde im Frühjahr und Herbst (Vorsaat-, 
Voraulauf-, früher Nachaulauf-Herbizide)
Eintrag von belastetem Fluss-, Bachwasser ins Grundwasser

Dränagen Dränwasserabluss
Versickerung in leichten Böden, Böden mit hohem Grobporenanteil

Kommunale Einträge durch (grundsätzlich verbotene) Anwendung von Totalherbiziden 
auf Nichtkulturlächen wie Sportplätzen, Wegen, Friedhof, Gleisan-
lagen etc., Ablauf in die Kanalisation

Industrielle Einträge infolge Abwassereinleitung, Unfall etc.

Tab. 23: Einlussgrößen auf die Verlagerung von PSM im Untergrund (verändert nach HLFU 1999)

Faktoren, die eine PSM-Verlagerung im Boden verstärken:

Klima - hohe Niederschläge
- geringe Verdunstung
- hohe Grundwasserneubildungsrate

Boden - geringe Wasserspeicherfähigkeit
- geringe Mächtigkeit von Deckschichten oberhalb des Grundwasserstandes
- Vorbelastung des Bodens durch PSM
- geringe mikrobielle Aktivität im Boden und der Sickerwasser-Dränzone

Planzenbestand -  spät schließende Planzendecke (PSM- Voraulauf, Vorsaat-Anwendung)
-  längere Zeit Brachliegen von Ackerlächen

Bewirtschaftungsintensität - nicht standortangepasste Beregnung auf leichten Böden
- langjährige Anwendung eines Mittels (Monokultur, überhöhte Dosierung)
-  häuigeres und/oder tiefes Plügen

stofliche Eigenschaften - hohe Persistenz eines PSM und seiner Metabolite, chemische/ physikalische  
Eigenschaften, Sorptionsvermögen (Humus-, Tonpartikel)

-  Wasserlöslichkeit, Dampfdruck (Tendenz zur Verlüchtigung)
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Da zusätzlich auch stoffspeziische Parameter zu be-

rücksichtigen sind, ist die Abschätzung der Verlagerungs-

gefahr sehr komplex. In der Praxis wird bei Böden mit 

einer hohen Nitrataustragsgefährdung (NAG) oft auch 

ein geringes Rückhalte- und Abbaupotenzial für PSM 

festgestellt. Grundsätzlich gilt aber, dass für die vom Bun-

desamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

(BVL) auf der Grundlage von EU-Richtlinien zugelasse-

nen PSM bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter 

Anwendung keine Beeinträchtigungen für Mensch und 

Tier sowie das GW und keine unvertretbaren Auswirkun-

gen auf den Naturhaushalt bestehen (BMEL 2013).

Aulagen zum Schutz des Grundwassers 
und der Wasserorganismen
Bei der Zulassung von PSM werden vom BVL für die 

einzelnen PSM Aulagen festgelegt oder sie ergeben 
sich aus der Planzenschutz-Anwendungsverordnung 
(BMELF 1992b). Für PSM mit dem gleichen Wirkstoff, 

aber unterschiedlichen Indikationsmöglichkeiten kön-

nen verschiedene Aulagen gelten. Für einzelne PSM 
bestehen Aulagen mit Bezug zur Saatgutbehandlung, 
Flächenauswahl, Aulagen zum Naturhaushalt Wasser-

organismen, Aulagen bezüglich Nicht-Zielorganismen 
sowie Aulagen zum Gewässerschutz. Bei den Aulagen 
zum Gewässerschutz (sogenannte NG-Aulagen) besteht 
eine zusätzliche Kodierung W1 für das Anwendungs-

verbot in Zulussbereichen/ Einzugsgebieten von Trink-

wassergewinnungsanlagen, Heilquellen und Trinkwas-

sertalsperren. Die zusätzliche Kodierung W2 gilt für das 

Anwendungsverbot auf Flächen in Zulussbereichen, bei 
denen die Fließzeit des Wassers bis zur Fassungsanlage 

mehr als 50 Tage beträgt. Darüber hinaus gibt es zum 

Gewässerschutz weitere Aulagen: Schutz von Was-

serorganismen (NW-Aulagen), zum Schutz der Bienen 
(NB-Aulagen) bzw. zum Schutz von Saumbiotopen 
und Nichtzielorganismen (NT-Aulagen). Eine Auswahl 
einiger Aulagen ist in gekürzter Fassung in Tabelle 24 
dargestellt. Werden für ein PSM keine gesonderten 

Abstandsaulagen (s. NG-Aulagen) angegeben, gilt für 
alle Gewässertypen (permanent/periodisch/gelegentlich 

wasserführend) der für Niedersachsen länderspeziisch 
gültige ein-Meter-Mindestabstand. Demnach muss ein 

ein Meter breiter Streifen der ebenen Gewässerböschung 

unbehandelt bleiben.

Einige Anwendungsbestimmungen sind bußgeldbewehrt, 

z. B. die o.a. standortbezogene Einschränkung „NG 407“.

Tab. 24: Auswahl einiger Umweltaulagen von PSM zum Schutz des Grundwassers (NG) sowie zum Schutz von Wasserorganismen 
(NW) in gekürzter Form

Aulagen zum Schutz des Grundwassers (NG)
NG 237 Keine Anwendung in Zulussbereichen/Einzugsgebieten von Grund- und Quellwassergewinnungsanlagen, 

Heilquellen und Trinkwassertalsperren (..) alte W 1 - Aulage
NG 315 Keine Anwendung vor dem 15.04. eines Kalenderjahrs

NG 329 Maximale Aufwandmenge von 1.000 g Wirkstoff/ha und Jahr auf derselben Fläche – gilt auch in Kombina-
tion mit anderen diesen Wirkstoff enthaltenden PSM

NG 346 Innerhalb von drei Jahren darf die maximale Aufwandmenge von 1.000 g Metazachlor/ha auf derselben 
Fläche - auch in Kombination mit anderen diesen Wirkstoff enthaltenen PSM – nicht überschritten werden.

NG 402 Keine Anwendung auf Flächen mit > 2 % Hangneigung. Ausnahme: min. 10 m bewachsener Randstreifen 
oder Anwendung im Mulch- oder Direktsaatverfahren

NG 405 Keine Anwendung auf dränierten Flächen

NG 407 Keine Anwendung auf Sandboden (für Chloridazon und Bentazon)

NG 408 Keine Anwendung auf gedränten Flächen im Zeitraum 01.06 – 01.03.

NG 410 Keine Anwendung auf Böden mit mittleren Tongehalt ≥ 30 %
Aulagen zum Schutz von Wasserorganismen (NW)
NW 201 Anwendung nur in der jeweiligen Kultur und max. Aufwandmenge/ha und -häuigkeit gemäß der Ge-

brauchsanleitung

NW 468 Spritzbrühe und deren Reste, Mittelreste, entleerte Behälter/ Packungen und Reinigungs-, Spüllüssigkei-
ten nicht in Gewässer gelangen lassen. Dies gilt auch für indirekte Einträge in Kanalisation, Hof-, Stra-
ßenablauf, Regen- und Abwasserkanälen

NW 607 Die Anwendung des PSM auf Flächen in Nachbarschaft von Oberlächengewässern muss mit einem „ver-
lustminderndem Gerät“ erfolgen.
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Vorgehensweise bei Funden von  
PSM-Wirkstoffen oder deren Metaboliten  
im Grund- und Trinkwasser
Jedes WVU ist gemäß TrinkwV verplichtet, dem Ge-

sundheitsamt eine Grenzwertüberschreitung von PSM-

Wirkstoffen oder deren Metabolite im Trinkwasser un-

verzüglich zu melden. Außerdem muss die UWB gemäß 

den Ausführungsbestimmungen für das Rohwasser (MU 

2012) informiert werden.

Das Planzenschutzamt, die örtlichen Ansprechpart-
ner der LWK-Bezirksstellen und die Prüfdienste der LWK 

bieten den WVU ebenfalls Unterstützung bei der Ursa-

chenforschung zu folgenden Fragen an:

 ■ Informationen zum Planzenschutzmittel

 ■ welcher Handelsname?

 ■ welcher Wirkstoff oder (nicht) relevante Metabolit?

 ■ Zulassungssituation des PSM

 ■ ist das PSM aktuell (noch) zugelassen oder ein 

verbotenes PSM? 

 ■ wann ist/ war das Zulassungsende? 

 ■ wie sind/ waren die Aufbrauchfristen?

 ■ Indikation des PSM: zugelassene Anwendungsge-

biete, welche Kulturen dürfen behandelt werden? 

 ■ welche Aulagen zum Gewässerschutz hat das 
PSM? 

 ■ wie häuig wird/ wurde der Wirkstoff in der Praxis 
eingesetzt?

 ■ wie sind die Fundhäuigkeiten zu bewerten?

Das WVU führt nach Abstimmung mit dem Gesundheits-

amt und der UWB in Abhängigkeit von der Belastung 

eine Bewertung und Klärung der Fundsituation durch und 

verabredet die weitere Vorgehensweise, z. B. das beglei-

tende Monitoring. Diese Informationen ermöglichen dem 

WVU, der WZB und der Trinkwasserschutzkooperation 

eine erste Einschätzung zu den Funden. 

Gegebenenfalls erfolgt auch eine direkte Fundaufklä-

rung mit dem Zulassungsinhaber durch das WVU oder 

die Untere Wasserbehörde. Auch das UBA sollte bei 

Grenzwertüberschreitungen informiert werden.

Der Zulassungsinhaber ist bei einer Grenzwertüber-

schreitung verplichtet zur Fundaufklärung beizutragen. 
Bei der Fundaufklärung sind folgende Aspekte zu klären:

 ■ Ist der (Einzel)Fund durch weitere Analysen bestätigt? 

 ■ Handelt es sich um eine „Altlast“ oder einen aktuell 

zugelassenen Stoff?

 ■ Ist der Eintrag einer Punktquelle oder einer lächen-

haften Anwendung zuzurechnen?

 ■ Ist eine Anwendung auch außerhalb der Landwirt-

schaft wahrscheinlich?

 ■ Ist eine Meldung an die Zulassungsbehörde zur weite-

ren Fundaufklärung erfolgt?

 ■ Wurde ein aktueller Eintrag erkannt, gibt es Möglich-

keiten der Reduzierung?

 ■ eine Befragung des Handels

 ■ eine Befragung der im betroffenen Gebiet wirtschaf-

tenden Landwirte.

Nach einer abgeschlossenen Fundaufklärung, bei der 

im Idealfall der Verursacher der Belastung ausindig 
gemacht wird, sollten die Trinkwasserschutzkooperation 

und der Wasserschutzzusatzberater in Zusammenarbeit 

mit der Planzenschutzberatung eine fachlich fundierte 
Strategie zur zukünftigen Vermeidung oder Reduzierung 

des PSM-Eintrags ins Grund- oder Oberlächenwasser 
festlegen. Die WZB und die Planzenschutzberatung 
nehmen eine wichtige vermittelnde Position ein, wenn es 

darum geht, auf die Minimierung von PSM hinzuwirken, 

Alternativpräparate einzusetzen oder gegebenenfalls ein 

Handlungskonzept umzusetzen.

Beratung und Maßnahmen zum 
Planzenschutz mit Fokus auf dem 
Gewässerschutz
Das Thema „PSM-Anwendung mit Fokus auf dem Ge-

wässerschutz“ sollte intensiv in die Beratung vor Ort, in 

den Rundschreiben der WZB, bei Feldbegehungen oder 

auch bei den Planzenschutz-Wintertagungen berück-

sichtigt werden. 

Die Anwender sind verplichtet, sämtliche Vorgaben 
und Aulagen im Umgang mit PSM einzuhalten. Dennoch 
besteht ein Beratungsbedarf.

Die wichtigsten Eintragspfade sind in Tabelle 23 

dargestellt. Oberlächen- und Dränagenabluss sowie die 
unsachgemäße Spritzenreinigung, aber auch die Abtrift 

sind die vorrangigen Eintragspfade und -ursachen. Für 

die Beratung ergeben sich daraus wichtige Ansatzpunkte: 

Reinigung des Spritzgeräts und Restmengen-

management

In der landwirtschaftlichen Praxis sollten die Reste der 

Spritzlüssigkeit und die Reinigungslüssigkeit nicht über 
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den Hof in die Kanalisation abgeleitet werden, sondern 

verdünnt auf den Ackerlächen ausgebracht werden. 
Nach Untersuchungsergebnissen können 60 bis 80 % 

der Gewässerverunreinigungen durch das Reinigen der 

Planzenschutzspritze auf dem Feld verhindert werden 
(BASF 2013). Eine sorgfältige Vorabkalkulation der 

(betrieblich und lächenmäßig) anzuwendenden Men-

gen trägt dazu bei, größere Restmengen zu vermeiden. 

Tendenziell sollte deshalb ca. 10 % weniger Spritzbrühe 

angesetzt werden. Auf das sogenannte Restmengenma-

nagement sollte auch die WZB hinweisen.

Schadschwellenprinzip, Kontrollparzellen und Plan-

zenschutz-Terrassen

Die Erfahrungen der Planzenschutzberatung zeigen, 
dass sich bei der PSM-Anwendung Probleme durch 

häuige PSM-Behandlungen und eine zu hohe PSM-Be-

handlungsmenge der Fläche ergeben können. Die reale 

Einschätzung und Bewertung eines potentiellen Scha-

dens der angebauten Kultur durch Beikräuter, Schädlinge 

oder Krankheiten erfordert eine gute Beobachtung der 

Planzenbestände. Praxisetabliert ist z. B. das Aufstellen 
von Gelbschalen im Raps, um den aktuellen Insekten-

befall (beispielsweise Rüsselkäfer oder Rapsglanzkäfer) 

zu erfassen und die Bekämpfungswürdigkeit, also den 

Spritzzeitpunkt zu terminieren. Die sogenannte wirt-

schaftliche Schadenschwelle ist erreicht, wenn der Auf-

wand der Planzenschutzbehandlung geringer ist als der 
zu erwartende ökonomische Schaden bei Unterlassung. 

Das Prinzip der wirtschaftlichen Schadenschwelle 

sollte bei der Planung von Herbizidanwendungen stärker 

berücksichtigt werden. Gegebenenfalls sollte der aktuelle 

Unkrautbesatz gemeinsam mit dem Berater bewertet und 

die geplante Spritzstrategie dementsprechend festgelegt 

werden. Da ein Großteil der PSM-Funde den Voraulauf-/
Vorsaatherbiziden zuzurechnen ist, die auf den noch 

unbewachsenen Boden appliziert und leichter abge-

schwemmt werden können, muss dieser Zustand bei der 

Spritzstrategie berücksichtigt werden. 

Zur Überprüfung des Behandlungserfolgs vor allem 

von Herbizid- und Fungizidanwendungen sollten unbe-

handelte Kontrollparzellen angelegt werden. Sie ver-

deutlichen, ob die Maßnahme notwendig war und dienen 

als unterstützende Entscheidungshilfe für die nächste 

Saison. Außerdem sollte im Rahmen der WZB die Mög-

lichkeit genutzt werden, die auf Praxisschlägen angeleg-

ten Planzenschutz-Terrassenversuche im Rahmen von 
Feldrundfahrten zu besichtigen.

Abtriftvermeidung und Teillächenbehandlung
Durch abtriftmindernde Technik, wie die gezielte Düsen-

wahl, kann die Abtrift verringert werden. Die Verteilgenau-

igkeit von Luftinjektordüsen ist im Vergleich zu kon-

ventionellen Flachstrahldüsen deutlich besser. Je nach 

Kulturart und -wuchshöhe, Wasseraufwand (l/ha), Be-

triebsdruck der Spritze, Art des PSM (z. B. Herbizid oder 

Fungizid) kann die bevorzugt geeignete Düse variieren. 

Auch Injektordüsen eignen sich für einen Bekämpfungs-

erfolg (Zielläche/ Benetzung) mit möglichst sparsamen 
Mittelaufwand zur Umweltschonung bzw. Abtriftvermei-

dung (LWK NiedersachseN 2013c). Durch Teillächen-, 
Rand- oder Einzelplanzenbehandlung können oftmals 
großlächige Spritzmaßnahmen vermieden werden.

Mechanische Unkrautbekämpfungsmaßnahmen

Beim integrierten Planzenschutz werden ackerbauliche 
und planzenbauliche Maßnahmen mit mechanisch-
physikalischen, biologischen, biotechnischen oder 

chemischen Maßnahmen kombiniert. Für den Einsatz der 

Mittel sollte immer gelten „so viel wie nötig, so wenig wie 

möglich“. Mechanische Unkrautbekämpfungsmaßnah-

men sind meist effektiv, insbesondere bei größeren Flä-

chen aber auch sehr aufwändig. Zu den mechanischen 

Maßnahmen gehören z. B. das Absammeln von Schäd-

lingen sowie das Entfernen krankhafter Planzenteile. Zur 
Unkrautbekämpfung werden z. B. Hacke oder Striegel 

eingesetzt (s. Kap. 2.4.5).

Wirkstoff- und Resistenzmanagement

Bei einem vorbeugenden Resistenzmanagement soll-

ten Strategien wie ein Wechsel von Wirkstoffen und 

-kombinationen oder auch die Reduzierung der Behand-

lungshäuigkeit beraten werden. Deshalb sollte z. B. der 
Einsatz von Glyphosat (Roundup) auf ein nachhaltig 

vertretbares Maß reduziert werden (BVL 2010, smoLKa 

2003), damit hoch wirksame, gut umweltverträgliche PSM 

möglichst lange angewendet werden können und dürfen 

(Zulassungsdauer und -verlängerung). Da auch PSM-

Neuentwicklungen keine Grundwasserverträglichkeit 

garantieren, ist weiterhin eine Beratung zu einem sach-

gerechten und aus Grundwasserschutzsicht minimieren-

dem Wirkstoffmanagement erforderlich. 

Die Verwendung von Wirkstoffgruppen, die bereits im 

GW nachgewiesen werden und deren Verlagerbarkeit 

erwiesen ist, sollte aus Vorsorgegründen und aus trink-

wasserhygienischen Belangen in TGG unterbleiben. 

Werden PSM-Wirkstoffe oder Metabolite in den TGG 

im GW gefunden, sollte unter Berücksichtigung der Be-

fundlage und der standörtlichen und landwirtschaftlichen 
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Gegebenheiten in der Trinkwasserschutzkooperation 

gemeinsam mit der WZB ein Konzept zur Eingrenzung, 

Vermeidung und/ oder der Ersatz durch andere Wirkstof-

fe entwickelt werden. Eine intensive einzelbetriebliche 

Beratung des Landwirts zur Auswahl eines geeigneten 

Ersatzmittels oder alternativer Verfahren ist sinnvoll.

Als Grundwasserschutzmaßnahme bei PSM-Befun-

den in TGG sollte gegebenenfalls ein freiwilliger Verzicht 

der Landwirte auf bestimmte PSM (z. B. der Verzicht 

auf Mecoprop im Getreide, Verzicht auf Metolachlor im 

Maisanbau) bzw. die Verwendung eines Alternativ-PSM 

oder durch mechanische Planzenschutzverfahren in 
Erwägung gezogen werden. Auch der Abschluss von FV 

ist möglich. In einigen Trinkwasserschutzkooperationen 

in Niedersachsen werden bereits Freiwillige Vereinbarun-

gen angeboten, die zu einer Substitution der Wirkstoffe 

Metolachlor im Mais oder Mecoprop im Getreide oder 

auch Chloridazon in Rüben führen. 

Bei andauernden PSM-Belastungen in WSG kann die 

UWB ein Anwendungsverbot von bestimmten Wirkstoffen 

prüfen. 

Schaffung von Pufferzonen

Von großer Bedeutung zur Verhinderung bzw. Verminde-

rung von PSM-Einträgen in das Oberlächen- und Grund-

wasser ist die Schaffung von Pufferzonen und Gewässer-

randstreifen. Belastungen, die durch Abtrift oder infolge 

von Erosion entstehen können, werden verringert (DBU 

2007). Gewässerrandstreifen werden bisher nur verein-

zelt, aber erfolgreich, im Rahmen von Agrarumweltpro-

grammen, im Rahmen von agrarstrukturellen Program-

men (z. B. Flurbereinigungen) oder in Verbindung mit 

Naturschutzmaßnahmen (s. Kap. 4.1) umgesetzt. In ei-

nigen TGG werden Gewässerrandstreifen als Freiwillige 

Vereinbarungen angelegt. Hierbei wird ein beispielsweise 

mindestens drei Meter (bis zu 30 m) breiter Streifen z. B. 

mit Gras oder mit der Kultur des übrigen Schlags bestellt. 

Als weitere Aulagen der Maßnahme können der Verzicht 
auf Düngung und/oder Planzenschutzbehandlung, eine 
Beerntung oder Mahd des Schutzstreifens festgelegt wer-

den.

2.3.4 Beratung zur Bodenbearbeitung

Kurzcharakteristik
Unter dem Aspekt des Grundwasserschutzes zielt die 

Beratung zur Bodenbearbeitung in erster Linie auf eine 

Minderung der Mineralisation im Herbst ab. Auf humus-

reichen Böden und ehemaligem Grünland kann eine 

ganzjährige Minimierung der Mineralisation das Ziel 

sein, da die N-Freisetzungsraten häuig das Aufnahme-

vermögen der Ackerfrüchte übersteigen. Auf anderen 

Standorten trägt ein geeignetes Bearbeitungskonzept zur 

bedarfsangepassten Steuerung der Nährstoffverfügbar-

keit bei.

Generell ist auch der Bodenschutz ein Anliegen der 

WZB. Dabei geht es primär um den Erhalt des natür-

lichen Ertragspotenzials der Böden, das auch für den 

Grundwasserschutz von Bedeutung ist. Ein weiterer 

Aspekt ist der Schutz der Oberlächengewässer vor 
Bodeneinträgen durch Erosion, die die Gewässerqualität 

auch wegen der damit verbundenen Phosphateinträge 

beeinträchtigen. Aus Sicht des Klimaschutzes hat auch 

der Erhalt der organischen Substanz in den Böden eine 

über das Schutzgut Boden hinausgehende Bedeutung.

Die aktive Beratung strebt eine Optimierung der 

Bodenbearbeitung an, die über die Einhaltung rechtlicher 

Vorgaben hinausgehen kann. Sie erfolgt standortspezi-

isch unter Berücksichtigung von Bodentyp, Bodenart und 
Bodenzustand sowie der betrieblichen Gegebenheiten. 

Die wesentlichen Beratungsinhalte sind:

 ■ Optimierung der Bodenbearbeitung hinsichtlich des 

Bearbeitungszeitpunkts und der eingesetzten Geräte-

technik in enger Wechselwirkung mit der

 ■ Gestaltung von Fruchtfolgen sowie 

 ■ Beratung zum möglichen Einsatz von Techniken der 

reduzierten Bodenbearbeitung.

Bei der Festlegung der Beratungsziele müssen neben 

den gewünschten Effekten auch die Nebenwirkungen der 

möglichen Bewirtschaftungsänderungen, z. B. auf den 

Einsatz von PSM und auf die Schutzfunktion des Bodens 

vor Stoffeinträgen, berücksichtigt werden.

Anwendungsbereich und Durchführung
Rechtliche Vorgaben

Bei der Durchführung von Bodenbearbeitungsmaßnah-

men sind unter anderem die folgenden Regelungen zu 

beachten: 

 ■ Das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenver-

änderungen und zur Sanierung von Altlasten (BMU 
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1998) gilt lächendeckend bzw. für alle Flächenbe-

wirtschafter. In § 17 wird die „nachhaltige Sicherung 

der Bodenfruchtbarkeit und Leistungsfähigkeit des 

Bodens als natürliche Ressource“ zur „Guten fachli-

chen Praxis“ (GfP) der landwirtschaftlichen Bodennut-

zung erklärt. Hierzu werden die folgenden Grundsätze 

genannt:

 ■ standort- und witterungsangepasste Durchführung 

der Bodenbearbeitung

 ■ Erhaltung der Bodenstruktur

 ■ Vermeidung von Verdichtungen

 ■ Vermeidung von Erosion

 ■ Erhaltung von Strukturelementen der Feldlur, die 
zum Schutz des Bodens notwendig sind

 ■ Erhalt bzw. Förderung der biologischen Aktivität 

durch die Fruchtfolgegestaltung

 ■ Erhaltung des standorttypischen Humusgehalts 

durch Zufuhr organischer Substanz oder durch 

Verminderung der Bearbeitungsintensität

 ■ Die zuständigen landwirtschaftlichen Beratungs-

stellen sollen bei ihrer Beratungsarbeit die Grund-

sätze der GfP vermitteln.

 ■ Das Direktzahlungen-Verplichtungengesetz (BMELV 
2010a) bindet die Gewährung von EU-Agrarbeihilfen 

an die Einhaltung sogenannter Cross Compliance-

Aulagen. Dazu gehören die „Erhaltung landwirtschaft-
licher Flächen in gutem landwirtschaftlichem und 

ökologischem Zustand“ und speziell Maßnahmen zum 

 ■ Schutz des Bodens vor Erosion

 ■ Erhalt der organischen Substanz im Boden

 ■ Erhalt der Bodenstruktur

 ■ Die Verordnung über die Grundsätze der Erhaltung 

landwirtschaftlicher Flächen in einem guten landwirt-

schaftlichen und ökologischen Zustand (DirektZahl-

VerplV) (BMVEL 2004) enthält eine Konkretisierung 
der Anforderungen insbesondere zum Erosionsschutz. 

Zum Erhalt der organischen Substanz sowie der 

Bodenstruktur enthält die DirektZahlVerplV keine 
Vorgaben zur Bodenbearbeitung.

Spezielle Vorgaben auf Bundes- und Landesebene 

zum Erosionsschutz

Die Länder werden durch die DirektZahlVerplV verplich-

tet, in Anlehnung an DIN 19708:2005-02 (DIN 2005) bzw. 

DIN 19706:2013-02 (DIN 2013) eine Klassiizierung der 
landwirtschaftlichen Flächen nach ihrer Erosionsgefähr-

dung durch Wasser (drei CC-Klassen) und durch Wind 

(zwei CC-Klassen) vorzunehmen. Gleichzeitig werden 

Bewirtschaftungsaulagen für die Erosionsgefährdungs-

klassen CC
Wasser1

, CC
Wasser2

 oder CC
Wind

 formuliert. Die 

Länder werden jedoch ermächtigt, diese Aulagen durch 
eine Landesverordnung abzuwandeln.

In der niedersächsischen Verordnung über erosions-

gefährdete landwirtschaftliche Flächen (ML 2011b) wird 

das Verfahren zur CC-Klassiizierung der Feldblöcke für 
Niedersachsen konkretisiert und für die Erosionsschutz-

Aulagen der Bundesverordnung werden Ausnahmen 
formuliert.

Die vorgenommene Einstufung der Erosionsgefähr-

dung ist für Niedersachsen auf der Internetseite der Lan-

desanstalt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 

(www.lbeg.niedersachsen.de) einsehbar. Für die Flächen 

der Betriebe wird sie außerdem in den Grundlagendaten 

der Agraranträge angegeben.

Für die Wassererosionsgefährdung erfolgte die Ein-

stufung in Anlehnung an DIN 19708:2005-02 (DIN 2005) 

feldblockbezogen nach den Faktoren Erodierbarkeit des 

Bodens (K), Hangneigung (S) und Erosivität des Nieder-

schlags (S). Die Ergebnisse für Niedersachsen sind in 

Tabelle 25 dargestellt. 

Für Flächen in den Erosionsgefährdungsklassen 

CC
Wasser1

 oder CC
Wasser2

, die nicht mit einer speziellen 

Fördermaßnahme zum Erosionsschutz belegt sind, legt 

die DirektZahlVerplV die folgenden, durch Landesverord-

nung anpassbaren Aulagen fest:

CC
Wasser1

: Plugverbot vom 01.12. bis zum 15.02. sowie 
nach Ernte der Vorfrucht, wenn keine Aussaat 

bis zum 30.11. erfolgt – es sei denn, die Bewirt-

schaftung erfolgt quer zum Hang.

CC
Wasser2

: Plugverbot vom 01.12. bis zum 15.02.; vom 
16.02. bis zum 30.11. ist das Plügen nur bei 
einer unmittelbar folgenden Aussaat zulässig. 

Vor der Aussaat von Kulturen mit einem Rei-

henabstand von 45 cm und mehr (Reihenkultur) 

ist das Plügen generell verboten.

Für genau deinierte Bewirtschaftungsbedingungen 
enthält die niedersächsiche Verordnung über erosionsge-

fährdete landwirtschaftliche Flächen (ML 2011b) Ausnah-

men von den genannten Plugverboten.
Die Einstufung der Winderosionsgefährdung wurde in 

Anlehnung an DIN 19706:2013-02 (DIN 2013) vorgenom-

men. In die Berechnung gehen Bodenart, Windgeschwin-

digkeiten und die Schutzwirkung von Hecken und ande-
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ren Hindernissen ein. Das Ergebnis für Niedersachsen ist 

in Tabelle 26 dargestellt.

Die Aulagen für Flächen in der Klasse CC
Wind 

zielen 

auf einen besonderen Schutz im Frühjahr hin, wenn die 

Böden bei oberlächlicher Austrocknung besonders wind-

gefährdet sind. Die DirektZahlVerplV enthält die folgen-

den Vorgaben:

CC
Wind

:  Plugverbot bei Aussaat-Termin ab 01.03., wenn 
nicht unmittelbar nach dem Plügen eine Aus-

saat erfolgt; bei Reihenkulturen ist das Plügen 
ab dem 01.03. nur in Kombination mit Grün-

streifen (max. 100 m Abstand, min. 2,5 m breit), 

Anbau-Dämmen quer zur Hauptwindrichtung 

sowie bei Planzkulturen zulässig.

Die niedersächsiche Verordnung über erosionsgefährde-

te landwirtschaftliche Flächen (ML 2011b) enthält auch 

hierzu genau deinerte Ausnahmen.
In der Summe hat das Direktzahlungen-Verplich-

tungengesetz mit den nachgeordneten Regelungen im 

Bereich des Erosionsschutzes für die landwirtschaftlichen 

Betriebe, die einen Agrarantrag stellen, eine Verschär-

fung der gesetzlichen Vorgaben gegenüber dem Bundes-

Bodenschutzgesetz gebracht. 

Die relativ hohen Schwellenwerte der Direktzahlun-

gen-Verplichtung für die Einstufung von Flächen als 
„erosionsgefährdet“ sowie die feldblockbezogene Mitte-

lung und die Beschränkung der Aulagen auf gut prüfbare 
Maßnahmen machen eine Beratung zum freiwilligen, 

weiter gehenden Erosionsschutz sinnvoll.

Die für den Grundwasserschutz besonders wichti-

ge Konservierung geogener N-Vorräte sowie die Ver-

meidung von Bodenverdichtungen werden durch das 

Direktzahlungen-Verplichtungengesetz nicht wesentlich 
verbessert. 

Weiter gehende Beratungsinhalte:

Vermeidung von Nährstoffausträgen: Neben einer 

reduzierten Bodenbearbeitung (s. detaillierte Maßnah-

menbeschreibungen in Kap. 2.4.2) kann bei der Boden-

bearbeitung die Wahl des Zeitpunkts und der Tiefe der 

Bearbeitung helfen, die Höhe der N-Austräge zu vermin-

dern. Folgende Maßnahmen bzw. Schwerpunktsetzungen 

in der Beratung sind empfehlenswert (s. Abb. 40): 

 ■ Zu Winterungen sollte die Bodenbearbeitung mög-

lichst spät im Herbst, direkt vor der Aussaat der Win-

terung, erfolgen.

Tab. 25: Niedersächsische CC-Klassiizierung der Feldblöcke nach Erosionsgefährdung durch Wasser – Kriterien und Ergebnisse 
(nach Daten LBEG 2010).

Stufe nach  
DIN 19708 

Erosionsgefährdung 
durch Wasser

Potenzieller Bodenabtrag  
[t/ha/a]

Wassererosions-
gefährdungsklasse

Anteil an LN

Enat0 keine bis sehr gering < 1 CC 0 94 %

Enat1 sehr gering 1 - < 5

Enat2 gering 5 - < 10

Enat3 mittel 10 - < 15

Enat4 hoch 15 - < 30

Enat5.1 sehr hoch 30 - < 55 CC
Wasser1

3,6 %

Enat5.2 sehr hoch ≥ 55 CC
Wasser2

2,4 %

Tab. 26: CC-Klassiizierung der Feldblöcke nach Erosionsgefährdung durch Wind (nach LBEG 2010).

Stufe nach  
DIN 19706 

Erosionsgefährdung 
durch Wind

Winderosions-
gefährdungsklasse

Anteil an LN

Enat0 keine bis sehr gering

CC 0 90,5 %

Enat1 sehr gering 

Enat2 gering

Enat3 mittel

Enat4 hoch

Enat5 sehr hoch CC
Wind

9,5 %
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Abb. 40:  
Beispiele für eine Optimierung 
der Bearbeitungszeitpunkte  
(iGLU).

Abb. 41:  
Beispiel aus der Beratung: 
Nmin-Verläufe nach der Ernte 
bei unterschiedlicher Boden-
bearbeitung  
und Zwischenfruchtanbau  
(iGLU)

 ■ Zu Sommerungen ist eine Verschiebung der Boden-

bearbeitung ins Frühjahr sinnvoll. Ein Verzicht auf die 

Bodenbearbeitung nach der Ernte bringt eine sehr 

deutliche Minderung der auswaschungsgefährdeten 

Nmin-Menge im Herbst (s. Abb. 41). Auch Zwischen-

früchte sollten im Frühjahr eingearbeitet werden. 

 ■ Die Bodenbearbeitung sollte möglichst lach erfolgen.

 ■ Vor einer Stilllegung sollte eine intensive Bearbeitung 

vermieden werden.

 ■ Die Einführung einer konservierenden Bodenbear-

beitung, gegebenenfalls im Wechsel mit wendender 

Bearbeitung, ist aus Sicht des Grundwasserschutzes 

besonders auf Standorten mit hohem N-Nachlie-

ferungspotenzial (humusreiche Böden, ehemalige 

Grünlandlächen) anzustreben. Wegen der hohen N-
Freisetzung nach einem Grünlandumbruch wurde der 

Umbruch von Grünland durch die niedersächsische 

Verordnung über Schutzbestimmungen in Wasser-

schutzgebieten (MU 2009) geregelt.
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 ■ Für die Grünlanderneuerung stehen umbruchlose Ver-

fahren zur Verfügung, für die zum Teil FV abgeschlos-

sen werden können.

Verminderung der Bodenerosion

Eine Folge der Bodenerosion ist die Abnahme der 

Bodenfruchtbarkeit. Tendenziell ist damit eine Abnahme 

der Feldkapazität und somit eine Zunahme der Nitrataus-

tragsgefährdung verbunden. Der erodierte Bodenabtrag 

sammelt sich (bei Wassererosion, s. Abb. 42) in Form 

von Kolluvien an Hangfüßen und in Auenbereichen an, 

wo es zu Nährstoffakkumulationen mit schwer steuerba-

ren Mineralisationsprozessen kommt. Der Eintrag des 

Bodenmaterials in die Oberlächengewässer trägt zu 
deren Eutrophierung bei (aUerbacher et al. 2012). 

Aus Sicht des Boden- und Grundwasserschutzes 

muss Erosion am Entstehungsort vermieden werden. Bei 

der Bodenbearbeitung stehen hierzu folgende erosions-

mindernde Maßnahmen zur Verfügung: 

 ■ Bearbeitung quer zum Hang

 ■ Anlage von Stotterfahrgassen

 ■ Schlitzdränung der Fahrspuren bei mäßiger Hang-

neigung

 ■ Vermeidung von Verschlämmung durch grobkrümelige 

Saatbettbereitung nach Plugfurche

 ■ Aufbau einer hohen Iniltrationskapazität durch redu-

zierte Bodenbearbeitung und Mulchsaatverfahren

 ■ bei winderosionsgefährdeten Flächen Bodenbearbei-

tung nur bei unmittelbar folgender Einsaat

Weitere Maßnahmen sind:

 ■ Erosionsschutzstreifen (z. B. Gewässerrandstreifen 

mit Gräseranteil, Wintergerste gegen Winderosion)

 ■ Zwischenfrüchte und Untersaaten

 ■ Flurgestaltung (Flächenzuschnitt, Ablusswege, Wind-

schutz) 

 ■ Anbauplanung

 ■ Kalkung als Maßnahme zur Stabilisierung des Boden-

gefüges.

Bei der Anbauplanung ist für den Schutz vor Windero-

sion die Bodenüberdeckung im Frühjahr entscheidend 

(s. Tab. 27). Bodenerosion durch Wasser erfolgt durch 

Starkregenereignisse und wird durch wassergesättigten 

Boden begünstigt. Für die Schutzwirkung der Kulturen 

ist die Vermeidung gerader Ablusswege in Verbindung 
mit dem Bodenbedeckungsgrad und der fruchttypischen 

Bodenbearbeitungsintensität entscheidend (mosimaNN et 

al. 2009). Hier gilt die Regel Grünland > Feldfrüchte > 

Getreide und Raps > Hackfrüchte und Mais.

Tab. 27: Winderosionsschutzwirkung verschiedener Kulturen 
(thiermaNN 2001, zitiert nach NLÖ 2003, ergänzt).

Klasse Kulturen (exemplarisch)

1 sehr gering Mais, Hackfrüchte, Hülsenfrüchte, 
Gartenbau, Sorghumarten

2 gering Sommergetreide, Ölfrüchte, Sonnen-
blumen

3 mittel Winterweizen, Wintergetreidegemen-
ge, Winterroggen (Saat nach 01.10.), 
Grün roggen, Maisengsaat (37,5 cm)

4 gut Wintergerste, Winterroggen (Saat 
vor 01.10.), Grünbrache, Winterraps, 
Roggen-GPS

5 sehr gut Dauerbegrünung, Futterplanzen, 
Ackergras

Abb. 42: Erosionsschäden reduzieren die Bodenfruchtbarkeit - 
Wassererosion (iGLU).
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Verminderung von Bodenschadverdichtungen

Bodenverdichtungen haben negative Auswirkungen 

auf die Bodenfunktionen und sind ein von Standort, 

Bodenfeuchte und -bearbeitung abhängiges Problem 

der Planzenproduktion. Die Bodenverdichtung führt zu 
Mindererträgen und begünstigt durch eingeschränktes 

Iniltrationsvermögen die Wassererosion. Durch das 
eingeschränkte Wurzelwachstum nimmt die planzliche 
Aufnahme von Nährstoffen ab und der Bestand wird 

trockenstressanfällig. In der Praxis wird versucht, durch 

höhere N-Düngegaben gegenzusteuern, die sich aber 

negativ auf die N-Bilanz auswirken.

Bodenverdichtung kann durch die Anpassung von 

Arbeitsverfahren und die Begrenzung der mechanischen 

Belastung vermieden werden. Die Anfälligkeit für Bo-

denverdichtungen wird durch eine optimale Kalkversor-

gung vermindert. Folgende Beratungsinhalte sind hierzu 

geeignet:

 ■ Befahren nur bei entsprechendem Bodenzustand, 

Nicht-Auslastung hoher Bunkerkapazitäten bei hoher 

Bodenfeuchte, Absenken des Reifeninnendrucks,

 ■ bodenschonende Gestaltung der Arbeitsverfahren, 

z. B. durch Kombination von Geräten und Arbeitsgän-

gen zur Senkung der Überrollhäuigkeit,

 ■ Anwendung konservierender Bodenbearbeitung mit 

reduzierter, nicht wendender Grundbodenbearbeitung 

nach Hackfrüchten, Raps, Körnerleguminosen und 

Zwischenfrüchten,

 ■ standort- und bedarfsgerechter Maschinenenbesatz, 

z. B. Einsatz von Breitreifen, Gitterrädern, Zwillingsrä-

dern oder Gummiraupenlaufwerken zur Reduzierung 

des Kontaktlächendrucks,

 ■ bodenschonende Kraftübertragung, z. B. durch Allrad-

antrieb, Plügen mit wechselnder Plugtiefe und mit 
guter Furchenräumung; außerdem Verringerung von 

Radlast und Schlupf durch den Einsatz von Aufsattel- 

statt Aufbaugeräten; Wahl von angepassten Reifen-

stollen (Grünlandreifen),

 ■ Kalkbedarfsermittlung, gegebenenfalls Kalkung.

Optimierung des Humushaushalts  

und des Boden lebens

Maßnahmen zur reduzierten Bodenbearbeitung und 

die Vermeidung von Schadverdichtungen sind ebenso 

wie Maßnahmen zur Förderung der biologischen Aktivi-

tät und Maßnahmen der Fruchtfolgegestaltung für den 

Humuserhalt förderlich. Der Humusgehalt fördert die 

Nährstoffspeicherung und Umsetzung im Boden, erhöht 

die Wasserhaltefähigkeit und die biologische Aktivität und 

trägt zu einer günstigen Bodenstruktur bei. Auch durch 

die Rückführung organischer Dünger wird dem Boden 

wieder organische Substanz zugeführt. Zu hohe Humus-

gehalte führen jedoch zu einer erhöhten Freisetzung von 

Stickstoff aus der Mineralisation der organischen Subs-

tanz und erhöhen damit das Risiko von unerwünschten 

N-Austrägen in die Gewässer. Sie sind zu vermeiden 

(beisecKer et al. 2010).

Schutzmaßnahmen zur Schonung und Förderung der 

Bodenorganismen beinhalten die Reduzierung der Bo-

denbearbeitungsintensität (Art, Häuigkeit und Zeitpunkt). 
Eine Schlüsselstellung nimmt die konservierende Boden-

bearbeitung oder Direktsaat ein. Folgende Maßnahmen 

stehen zur Verfügung:

 ■ Plugarbeit in Zeiten geringer Bodenaktivität (Frühjahr, 
Herbst)

 ■ Reduzierung der mechanischen Schädigung der Bo-

denlebewesen, z. B. durch schonende, nicht wenden-

de Bodenbearbeitung

 ■ Sicherstellung der Ernährung der Bodenorganismen, 

z. B. durch laches Einarbeiten planzlicher Reststoffe 
oder Zwischenfruchtanbau mit nachfolgender Mulch-

saat

 ■ Schutz von Nützlingen (Laufkäfer, Regenwürmer etc.) 

durch Mulchmaterial auf dem Acker

 ■ Kalkung bei Bedarf (in kleinen Gaben).

Abb. 43: Erosionsschäden reduzieren die Bodenfruchtbarkeit 
– Winderosion (Thiermann).
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2.3.5 Beratung in der Forstwirtschaft

Kurzcharakteristik
Die Bewirtschaftung einer Waldgeneration erfolgt über 

Jahrzehnte, wenn nicht gar Jahrhunderte. Bewirtschaf-

tungsmaßnahmen inden regelmäßig in mehrjährigen 
Abständen statt. Für eine gerichtete Steuerung ist daher 

eine langfristige Zieldeinition wichtig (z. B. Umbau von 
Nadelwald in Laubwald zur gezielten Erhöhung der 

Grundwasserneubildung), die in einem Schutzkonzept 

festgeschrieben werden sollte. Auf dieser Grundlage 

können über einen mittelfristigen bis langfristigen Zeitho-

rizont mit den Waldbesitzern zielgerichtet Maßnahmen 

für den Grund- und Trinkwasserschutz vereinbart werden.

Anwendungsbereich und Durchführung
Die vorhandenen Daten für die forstliche Bewirtschaftung 

sollten bereits zu Maßnahmenbeginn zusammengetragen 

werden. Dazu zählen Forstinventuren und -einrichtungs-

daten, Standortkartierungen, Bodenkarten sowie Grund-

wasserdaten.

Forstinventuren und Forsteinrichtungsdaten sind ver-

gleichbar mit den Schlagdaten in der Landwirtschaft. Aus 

der Forstinventur gehen beispielsweise das Alter der Be-

stände, die Baumartenverhältnisse, der Durchforstungs-

grad sowie weitere notwendige forstliche Eingriffe hervor. 

Die Forstinventuren werden üblicherweise alle zehn 

Jahre aktualisiert. Sofern diese Daten vorliegen, können 

Daten übernommen werden. In den Landesforsten- und 

im Kommunalwald werden sie regelmäßig erhoben. Ob 

Forstinventuren und -einrichtungsdaten im Privatwald 

durchgeführt bzw. erhoben wurden, ist zu prüfen. Eventu-

elle Nutzungsentgelte können gegebenenfalls als Schlag-

erfassung über die WZB abgerechnet werden.

Forstliche Bodenkarten (Standortkarten) wurden in 

Niedersachsen von den Forstverwaltungen für einen 

großen Teil der Waldlächen erstellt. Die Waldlächen der 
Niedersächsischen Landesforsten (NLF), der Bundes-

forsten und der größeren Kommunalforsten sind nahe-

zu vollständig standortkartiert, wenn auch mit zum Teil 

älteren Datenständen. Im Bereich des Privatwalds und 

der kleineren Kommunalwälder sind die vorhandenen 

Standortdaten zum Teil lückig. Dies gilt insbesondere für 

das westliche Tieland und das Bergland. Deren Verfüg-

barkeit kann, je nach Waldeigentümer, über die NLF, die 

LWK Niedersachsen, die Bundesforsten (Bundesanstalt 

für Immobilienaufgaben) oder die betroffenen Kommunen 

abgefragt werden (ggf. beim LBEG).

Grundwasserdaten, Grundwasserlurabstände und 
Qualitätsdaten aus den vorhandenen Messstellen sind 

eine weitere wertvolle Erkenntnisquelle für die Beratung.

Erfolgsbewertung

Grundwasserschutzeffekte der Beratung zur Boden-

bearbeitung sind in erster Linie:

 ■ Verminderung des Herbst N
min

-Werts durch ange-

passte Wahl von Bodenbearbeitungszeitpunkten 

und –tiefen bzw. Bodenruhe

 ■ Verminderung unproduktiver Nährstofffreisetzun-

gen durch Steuerung des Mineralisationsverlaufs

 ■ Verbesserung der Nährstoffefizienz und damit 
Abbau von Nährstoffüberhängen durch verminder-

te Bodenverdichtung und verbesserte Nährstoff-

verfügbarkeit

 ■ Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und der Auswa-

schungsschutzfunktion des Bodens durch Minde-

rung der Erosion

Wichtige Umwelteffekte der Beratung zu Bodenbe-

arbeitung sind außerdem (neben dem Bodenschutz 

selbst):

 ■ Schutz der Oberlächengewässer vor Eutrophie-

rung (insbesondere durch Phosphat), Schwer-

metall-, PSM- und Schwebstoffeinträgen durch 

Erosion

 ■ Klimaschutz durch Erhalt der organischen Subs-

tanz im Boden

Die Berücksichtigung des Bodenschutzes ist für die 

Glaubwürdigkeit und Akzeptanz der Wasserschutzzu-

satzberatung wichtig, da der Bodenschutz auch in der 

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU zunehmend 

Beachtung indet.
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Belastungssituation prüfen

Wald ist für den Grundwasserschutz eine günstige Be-

wirtschaftungsform, die aus sich heraus kein generelles 

Gefahrenpotenzial enthält. Dennoch kann der günstige 

Einluss des Walds auf die Gesamtsituation eines Trink-

wassereinzugsgebiets (TGG) verbessert werden. Je nach 

örtlicher Gegebenheit und in besonderen Situationen 

können auch hier Problemfelder entstehen. Viele poten-

tielle, wasserwirtschaftliche Be- und Entlastungsfaktoren 

sind im Entwurf des Arbeitsblatts DWA-A 906 aufgeführt 

(braches et al. 2013).

Problemeinträge aus dem Wald in Oberlächenge-

wässer und ins Grundwasser sollten deiniert werden. In 
Oberlächengewässern und Talsperren kommt es durch 
Starkregenereignisse, natürliche Erosionsvorgänge und 

forstwirtschaftliche Nutzung immer wieder zu Erosions-

vorgängen mit erheblicher Trübstoffbelastung (harZWas-

serWerKe 2012).

In das Grundwasser können folgende Stoffe über den 

Waldboden eingetragen werden:

 ■ N-Eintrag durch Auskämmeffekte von Immissionsla-

gen (Kammlagen und in Gebieten mit hoher Viehdich-

te (baLaZ et al. 2011))

 ■ Säureeintrag durch Auskämmeffekte, der auf Böden 

mit geringer Pufferkapazität zu Schwermetall, Eisen- 

und Aluminiummobilisierung führt 

 ■ Sulfat über den atmosphärischen Eintrag oder aus 

Nitratabbauprozessen im Boden.

Stellschrauben ermitteln

Grundlageninformationen zu Wald und Wasser bieten Zim-

mermaNN (2008) und beisecKer et al. (2012). In Verbindung 

mit den Erkenntnissen aus Langzeitversuchen in Ebers-

walde (pleistozänes Flachland) beispielsweise zu den 

Baumarten Kiefer-Buche-Douglasie (müLLer 1996, 2006, 

müLLer & aNders 1996) und im Solling (Bergland) zu den 

Baumarten Fichte und Buche (beNecKe 1984, höper et al. 

2012) sind die örtlichen Möglichkeiten auszuloten.

So können durch waldbauliche, technische und 

ingenieurbiologische Maßnahmen die vorgenannten 

Belastungssituationen entschärft werden oder der an 

sich günstige Einluss des Walds auf die Gesamtsituation 
eines TGG kann noch weiter verbessert werden. Hier-

bei ist zwischen kurz- und langfristigen Maßnahmen zu 

unterscheiden.

Kurzfristig kann eine Umstellung in der regelmäßigen 

Bewirtschaftung erfolgen, so beispielsweise in der Durch-

forstungsart, und -stärke (zur Steuerung der Humusum-

setzung und Verjüngung) oder durch eine Waldkalkung 

(zum Abpuffern der Säureeinträge).

Eine langfristige Maßnahme ist die Änderung der 

Baumartenzusammensetzung hin zu hohen Laubbau-

manteilen. Dabei muss der passende Zeitpunkt zur 

Einleitung des Baumartenwechsels erreicht sein. Diese 

Maßnahme erhöht die Grundwasserneubildung (verrin-

gerte Interzeption und Wasserverbrauch) und verbessert 

die Grundwasserqualität (geringere Auskämmwirkung) (s. 

Kap. 2.6.2).

Ein wichtiger Baustein in der Beratung ist der Um-

gang mit Kahllächen. Hierzu sollten Konzepte erstellt 
werden, da Kahllächen heute hauptsächlich auf Grund 
von Schadereignissen wie Feuer, Sturm oder biotischer 

Schadorganismen entstehen. Um die mineralisationsstar-

ke Freilage der Fläche zeitlich möglichst kurz zu halten, 

ist kurzfristiges Handeln erforderlich. 

Kahlschläge sind gemäß § 12 des niedersächsischen 

Gesetzes über den Wald und die Landschaftsordnung 

bei der Waldbehörde anzuzeigen (Nds. LaNdtaG 2002), 

sofern sie nicht aus Forstschutzgründen oder zur Bestan-

desverjüngung erforderlich sind. Seit den 90er Jahren 

des vorigen Jahrhunderts sind geplante Kahlschläge 

allerdings kaum noch relevant in der Forstwirtschaft, da 

man sich zunehmend der Vorausverjüngung unter Schirm 

(Verjüngung im Bestand) bedient.

Im Rahmen der WZB sollte die Erstaufforstung von 

Ackerlächen geprüft werden, um eine starke Verringe-

rung der Nitratauswaschung zu erzielen (spriNGob et al. 

2006).

Kooperationsarbeit 

Je nach örtlicher Situation kann es ausreichend sein, nur 

die Bewirtschafter für den allgemeinen Wasserschutz zu 

sensibilisieren oder einzelne Maßnahmen zu vereinbaren 

(s. Kap. 2.6 ff). In TGG, in denen relevante Flächenan-

teile sowohl forstlich wie auch landwirtschaftlich bewirt-

schaftet werden, ist die Erstellung eines gemeinsamen 

Handlungskonzepts (Ziele, Maßnahmen, Kosten der 

Maßnahmen) und die Umsetzung in einer gemeinsamen 

Kooperation mit Land- und Forstwirtschaft anzustreben. 

In Abhängigkeit von der Größe der Kooperation kann es 

sinnvoll sein, rein land- bzw. forstwirtschaftliche Aus-

schüsse bzw. Teilkooperationen zu bilden, um agrar- und 

forstfachliche Fragen z. B. zur Ausgestaltung der FV zu 

beraten.

Forstliche Kooperationspartner der WVU sind per De-

inition die Waldbesitzer als Bewirtschafter (s. Abb. 44). 
Für den Bundes-, Landes- und Großprivatwald sind die 

Forstämter Ansprechpartner. Im Mittel- und Kleinprivat-

wald sind die Forstlichen Zusammenschlüsse (Forstbe-

triebsgemeinschaften) eine gute Möglichkeit, eine große 

Anzahl der Waldbesitzer zu erreichen.
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Inhalte der Kooperationsarbeit sind beispielsweise der 

Austausch und das Angleichen des Kenntnisstands zu 

Wasserwirtschaft und Waldbau.

Beispiel Trinkwasserschutzkooperation Westharz - 

Forstwirtschaft

Aufgrund der natürlichen Prozesse – der morphologi-

schen, bodenspeziischen und klimatischen Gegeben-

heiten – ergeben sich im Bereich des Harzes durch 

Starkregenereignisse bedingte Erosionsvorgänge und 

damit verbundene Trübstoffverfrachtungen. Diese können 

durch die forstliche Bewirtschaftung deutlich verstärkt 

werden. Die Folge dieser Trübstoffbelastungen in Tal-

sperren und Hochbehältern ist eine aufwendige Trinkwas-

seraufbereitung (harZWasserWerKe 2012).

Für die Erstellung des Schutzkonzepts hat die WZB 

im Auftrag des WVU umfangreiche Vorerhebungen im 

Bereich der Waldlächen vorgenommen. Bei Geländebe-

gehungen mit den zuständigen Forstdienststellen wurden 

die jeweiligen Ursachen für eine Erosionsgefährdung dis-

kutiert und Belastungsschwerpunkte identiiziert. Stand-

ortgegebenheiten wie Hangneigung, Bestockung, Boden-

belichtung, Bodenbewuchs und Substrateigenschaften 

sowie die Art der Waldbewirtschaftung sind ausschlagge-

bend für konkrete Erosionsvorgänge (GFP 2008)

Auf Basis der festgestellten Erosions- bzw. Trübungs-

ursachen erfolgt von der WZB in enger fachlicher Abstim-

mung mit den Flächenbewirtschaftern eine Erarbeitung 

und Kalkulation von Maßnahmen, die geeignet erschei-

nen, den Ursachenfaktoren entgegenzuwirken (s. Abb. 

45). Die so erarbeiteten Maßnahmenkataloge bilden die 

Grundlage für die Kooperationsarbeit und den Abschluss 

von FV mit den Waldbewirtschaftern.

Erfolgskontrolle
Die Erfolgskontrolle hinsichtlich des Einlusses von Bera-

tung und Maßnahmen auf das Grundwasser ist im Wald 

besonders aufwendig. Auf Grund der unterschiedlichen 

Wirkung der Waldbestände in verschiedenen Alterspha-

sen auf Qualität und Menge der Grundwasserneubildung 

sind Bewertungen einer Baumart nur über unechte Zeit-

reihen (parallele Untersuchungen in Beständen unter-

schiedlichen Alters) zu erzielen. Im Einzelbestand sind 

Abb. 44: Kooperation im Wald (Zander, enercity)

Abb. 45: Beispiel für eine Holzernte-Sammelmaßnahme  
(Naeder, GFP)

Abb. 46: Untersuchungsbestand Fuhrberger Feld, Messtrans-
sekt (Zander, enercity)
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zudem viele Probepunkte nötig, da die Lage im Bestand 

(Krone / Kronenrand / Lücke / Stammfuß) und die Hete-

rogenität im Oberboden deutliche Unterschiede sowohl 

bei Stoffgehalten als auch bei der Sickerwassermenge 

aufweisen. Dies bedeutet, dass 20 bis 50 Probepunkte je 

Fläche nötig sind (s. Abb. 46). Eine annähernde Bewer-

tung kann über den Vergleich eines relevanten örtlichen 

Bestands mit einem der oben genannten Langzeitversu-

che erreicht werden.

2.3.6 Beratung zu ausgleichs-
plichtigen Maßnahmen

Kurzcharakteristik 
Maßnahmen zum Vertragsgrundwasserschutz FV sind 

ein zentrales Element der WZB zur Minimierung diffuser 

Stoffausträge (z. B. Nitrat, PSM-Rückstände) auf der 

Fläche. Vertragspartner sind die Bodenbewirtschafter 

und die Wasserversorgungsunternehmen (WVU). Die 

Verträge enthalten detaillierte Bewirtschaftungsbedingun-

gen, wobei die resultierenden Mehraufwendungen und/

oder Ertragsrisiken den Landwirten geldlich ausgeglichen 

werden. Darüber hinaus wird der Abschluss einzelner 

Maßnahmen aus den Agrar-Umwelt-Programmen der 

Länder (z. B. NiB-AUM) empfohlen, sofern sie Wasser-

schutzeffekte erzielen.

In Niedersachsen hat das für die Verwendung der 

Wasserentnahmegebühr zuständige MU einen landes-

weiten Maßnahmenkatalog mit übergeordneten Maß-

nahmenkategorien (z. B. Aktive Begrünung, Reduzierte 

Bodenbearbeitung) vorgegeben (mU 2007a). Der MU-

Maßnahmenkatalog ist einschließlich der Berechnungs-

wege zur Ermittlung der Maßnahmenkosten von der Eu-

ropäischen Kommission notiiziert. Auf dieser Grundlage 
werden in den Trinkwasserschutzkooperationen jährlich 

gebietsspeziisch angepasste Maßnahmenkataloge ent-
wickelt, abgestimmt und von der WZB bei den Landwirten 

beworben.

Über Demonstrationsversuche, Feldbegehungen, 

Boden- und Sickerwasseranalysen sowie den engen Aus-

tausch mit der Kooperation wird jährlich überprüft, ob die 

gewünschten Maßnahmenerfolge (z. B. Reduzierung der 

Herbst-Nmin-Werte) eintreten. Weniger wirksame Maß-

nahmen werden gestrichen oder zukünftig nicht mehr 

angeboten. Die fortlaufende Qualiizierung der Maßnah-

men zur Erreichung einer hohen Wirkungssicherheit und 

einer möglichst hohen Emissionsminderung gehört zu 

den wichtigsten Aufgaben der WZB.

Zur weiteren Efizienzsteigerung bei der Verwendung 
des für Maßnahmen zur Verfügung stehenden Budgets 

wird auf Grundlage einer fachlich hergeleiteten, inner-

gebietlich-räumlichen Prioritätensetzung (s. Kap. 2.1.3) 

jeder Maßnahme eine deinierte Flächenkulisse zugewie-

sen. So können die besonders wirksamen, meist auch 

teureren FV auf hoch prioritären Teilgebieten gebündelt 

werden. 

Neben einer guten und sicheren Wirkung jeder Einzel-

maßnahme eines Maßnahmenkatalogs ist die Erreichung 

hoher Flächendeckungsgrade ein wesentliches Erfolgs-

kriterium.

Da die Maßnahmen aus öffentlichen Mitteln inanziert 
werden, sind Verwaltungsabläufe erforderlich, die eine 

gute Dokumentation vom Vertragsabschluss bis zu den 

jährlichen, stichprobenartigen Vor-Ort-Kontrollen zur 

Überprüfung der Einhaltung der Bewirtschaftungsaula-

gen ermöglichen. Dazu gehört auch ein sachgerechter 

und ordnungsgemäßer Mittelnachweis für die FV bis zur 

Einzelschlagebene für den Zeitraum der Maßnahmen-

dauer. Hierzu wurden geeignete Routinen entwickelt.

Anwendungsbereich und Durchführung
Finanzmittel für Freiwillige Vereinbarungen (FV)

Die Finanzmittel für die Kooperationen werden in Nie-

dersachsen über das sogenannte „Prioritätenprogramm 

Trinkwasserschutz“ vergeben, nachdem zuvor die Ein-

teilung der TGG nach vier Handlungsbereichen erfolgt 

ist und zwar mit geringer (A-Gebiete), mittlere (B1 und 

B2-Gebiete) und hoher Priorität (C-Gebiete) (mU 2007b). 

Für jede Priorität gibt es einen festen Fördersatz pro 

Hektar landwirtschaftlicher Fläche. Die daraus resultie-

renden Budgets werden nach Abschluss eines Finanzhil-

fevertrags für fünf Jahre verbindlich zugewiesen, so dass 

eine hohe Planungssicherheit besteht. Voraussetzung für 

den Abschluss des Finanzhilfevertrags ist ein vom Nds. 

MU vom WVU gefordertes fünfjähriges Schutzkonzept 

(s. Kap. 2.2), in dem die beabsichtigten Ziele und die zur 

Zielerreichung vorgesehenen Beratungs- und Flächen-

maßnahmen verbindlich beschrieben sind. Im Schutz-

konzept werden die vorhandenen Teilbudgets für die 

Beratung und die Flächenmaßnahmen festgelegt, deren 

Verausgabung dann gezielt beplant werden kann.

Entwicklung und fortlaufende Verbesserung von 

Grundwasserschutzmaßnahmen

Grundsätzlich gilt: Zunächst müssen geeignete (wirksa-

me) Maßnahmen entwickelt, die Bewirtschaftungsbe-

dingungen genau beschrieben und Maßnahmenkosten 

berechnet werden. In dem für Niedersachsen EU-notii-

zierten MU-Maßnahmenkatalog sind alle Mindestanfor-
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derungen und Berechnungswege der Ausgleichsbeträge 

einschließlich der maximalen Höhe der Ausgleichsbeträ-

ge festgelegt. Die Daten für die jährlich neu zu berech-

nenden Ausgleichszahlungen werden jedes Jahres in 

einem „Blaubuch“ der Landwirtschaftskammer Nieder-

sachsen auf Grundlage aktueller Richtwertdeckungsbei-

träge veröffentlicht (LWK NiedersachseN 2014a).

Der MU-Maßnahmenkatalog wird in der Trinkwas-

serkooperation von der WZB jährlich inhaltlich weiter 

qualiiziert und kostenseitig überarbeitet. Dafür werden 
neue Erkenntnisse aus der Erfolgskontrolle herangezo-

gen, so dass hierüber z. B. weniger wirksame Maßnah-

men aus dem Katalog gestrichen oder entsprechend 

verbessert werden können. Bei den Bewirtschaftungs-

bedingungen wird stets geprüft, ob es weitere Optimie-

rungsmöglichkeiten zur Erhöhung oder Absicherung 

der Wirkungseffekte gibt. Zur Bewertung der einzelnen 

Maßnahmen ist es sinnvoll, jeder Maßnahme ein oder 

mehrere wasserwirtschaftlich messbare (monitoringfähi-

ge) Maßnahmeneffekte zu zuweisen, z. B. Bilanzminde-

rung, Herbst-Nmin-Minderung, N-Frachtminderung oder 

Sickerwassergüte-Verbesserung (osterbUrG et al. 2007). 

Die Maßnahmeneffekte können dann zur Höhe der 

Ausgleichszahlungen in Bezug gesetzt werden, um eine 

Kosten-Nutzen-Rangfolge zwischen den Maßnahmen 

vorzunehmen (s. Kap. 2.7, Tab. 55).

Eine möglichst efiziente Umsetzung der Maßnahmen 
ist auch wegen begrenzter Finanzmittel wichtig. Sie kann 

durch eine Zuordnung der Maßnahmen gemäß einer 

innergebietlichen Prioritätensetzung weiter optimiert wer-

den. In der Regel werden bewährte Standardmaßnah-

men mit mittleren Maßnahmeneffekten und Kosten-Nut-

zen-Verhältnissen lächendeckend, besonders wirksame, 
aber teure Maßnahmen dagegen auf hoch prioritären Flä-

chen fokussiert. Es ist auch möglich, eine Maßnahme in 

der Erprobungsphase zunächst nur für einen begrenzten 

Flächenumfang anzubieten.

Abstimmung und Vermittlung von Grundwasser-

schutzmaßnahmen

Der von der Beratung entworfene Maßnahmenkatalog 

wird rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn mit den Ko-

operationslandwirten (z. B. in Arbeitskreisen) und den 

WVU abgestimmt und erst danach allen Bewirtschaftern 

bekanntgegeben. 

Grundsätzlich werden alle Bewirtschafter einer 

Kooperation über Rundschreiben über den aktuellen MU-

Maßnahmenkatalog und die Abgabefristen der Verträge 

bzw. Anträge informiert. Die Intensität der Bewerbung 

der Maßnahmen und die Unterstützung der Bewirt-

schafter durch die WZB beim Vertragsabschluss sind 

in den Kooperationen je nach Finanzmittelausstattung 

unterschiedlich. Die WZB muss darauf achten, dass die 

Vertragslächen die in den FV festgelegten Voraussetzun-

gen erfüllen, wie z. B. hohe Grundwasserschutzpriorität. 

Die für den Grundwasserschutz eines TGG besonders 

maßgeblichen Bewirtschafter werden meist intensiver 

betreut, z. B. lächenstarke Betriebe mit hohem Einsatz 
organischer Dünger oder einem hohen Anteil brunnen-

naher bzw. hoch prioritärer Flächen.

Abschluss von Grundwasserschutzmaßnahmen

Seit 2011 müssen in Niedersachsen zwischen den WVU 

und den Bewirtschaftern fünfjährige Verträge (FV) ab-

geschlossen und jährliche Auszahlungsanträge von den 

Bewirtschaftern beim WVU gestellt werden. Die Fünf-

Jahres-Verträge müssen jeweils für eine Maßnahmen-

kategorie (lt. MU-Maßnahmenkatalog des MU), für die 

nachfolgend Auszahlungsanträge gestellt werden sollen, 

vorliegen. Die Maßnahmenkategorien umfassen meist 

mehrere Einzelmaßnahmen. Im jährlichen Auszahlungs-

antrag sind die jeweiligen Bewirtschaftungsaulagen im 
Detail beschrieben. Auch bei den mehrjährigen Maßnah-

men (z. B. mehrjähriges Feldgras) ist jährlich ein Auszah-

lungsantrag zu stellen. 

Wichtig ist, dass die Fünf-Jahres-Verträge und die 

Auszahlungsanträge für mehrjährige Maßnahmen vor 

Maßnahmenbeginn abgeschlossen werden. Dagegen 

können die Auszahlungsanträge für die einjährigen (ro-

tierenden) Maßnahmen auch nach Maßnahmenbeginn 

gestellt werden. Die Verwaltung der Maßnahmen erfolgt 

erfahrungsgemäß meistens über Programme der WZB. 

Das vom Land Niedersachsen bereitgestellte EDV-

Programm „Digitales Informationssystem Wasserschutz 

(DIWA)“ kann ebenfalls genutzt werden. Im sogenannten 

„DIWA-FV-Shuttle“ werden die landesweit anfallenden 

Daten für die FV mit den aktuellen Daten der Anträge 

zur Agrarförderung zusammengeführt. Dieser Datenpool 

stellt eine wichtige Voraussetzung für das weitere Be-

richtswesen auch gegenüber der EU sowie für die vorge-

schriebene Überprüfung auf Doppelförderung dar. 

Zusätzlich ist unter bestimmten Bedingungen auch der 

Abschluss von Maßnahmen des Niedersächsischen und 

Bremer Agrarumweltprogramms möglich. Manche dieser 

Maßnahmen sind mit FV kombinierbar, andere schließen 

sich aus Gründen der Doppelförderung aus. Ein gro-

ßer Vorteil der MU-Maßnahmenkataloge für FV ist die 

Möglichkeit der Modiizierung je nach gebietsspeziischen 
Erfordernissen, was für die landesweiten Agrar-Umwelt-

Programme trotz der Möglichkeit der Zielkulissenbildung 

nicht möglich ist.
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Fachliche Betreuung der Grundwasserschutzmaß-

nahmen

Insbesondere neue Grundwasserschutzmaßnahmen soll-

ten von der WZB intensiv fachlich betreut werden (s. Abb. 

47). Dies erfordert eine enge Beratung der Bewirtschafter 

bei der Maßnahmenausführung, z. B. die Unterstützung 

in planzenbaulichen Fragen, wie Sortenwahl und Be-

arbeitungstechnik. Die Wirkungshöhe (z. B. erreichbare 

Senkung des Herbst-Nmin-Werts) sollte über Demonstra-

tionsversuche und geeignete Untersuchungsprogramme 

überprüft werden. Die Kontrolle, ob die Maßnahmen vor 

Ort ordnungsgemäß umgesetzt werden, unterliegt dem 

WVU.

Erfolgsbewertung

Übersicht

Verfahrensablauf der jährlichen Maßnahmenent-

wicklung und -umsetzung in einem TGG

1. Entwurf des jährlichen Maßnahmenkatalogs und 

der berechneten Maßnahmenkosten durch die 

WZB

2. Abstimmung und Beschluss des gebietsspezii-

schen Maßnahmenkatalogs in einem Landwirte-/

WVU-Arbeitskreis

3. Bekanntgabe des MU-Maßnahmenkatalogs der 

Trinkwasserschutzkooperation über ein Rund-

schreiben an alle Landwirte

4. Versand betriebsindividueller Flächenverzeich-

nisse zur Abfrage der beabsichtigten Maßnah-

menabschlüsse durch die WZB

5. Vorbereitung der Einzelverträge für jede Maß-

nahme durch die WZB und Abschluss „vor Maß-

nahmenbeginn“ über Briefverkehr oder Betriebs-

besuche

6. Verwaltungskontrolle zur Überprüfung der Rich-

tigkeit aller Vertragsangaben durch das WVU

7. Vor-Ort-Kontrolle zur Überprüfung der vertrag-

lich vereinbarten Leistungen durch den NLWKN 

(Technischer Prüfdienst)

8. Erstellung von Auszahlungslisten und Auszah-

lung durch das WVU 

Die Erfolge der Beratung zum Abschluss von FV las-

sen sich z. B. an folgenden Parametern festmachen:

 ■ Jährlich erreichter Flächendeckungsgrad jeder 

Maßnahme (FV) im Verhältnis zur potentiell für 

jede Maßnahme verfügbaren Fläche

 ■ Summenwirkung aller vermittelten Maßnahmen für 

geeignete Erfolgsparameter, z. B. in der Summe 

erreichte Minderung der N-Auswaschung durch 

Addition aller durch die Einzelmaßnahmen er-

reichten Herbst-Nmin-Reduzierungen.

Insgesamt erfolgt die Bewertung der erreichten 

Maßnahmenerfolge gemäß den Zielsetzungen des 

fünfjährigen Schutzkonzepts (s. Kap. 2.2) in Form 

von „Vorher-Nachher-Vergleichen“ (s. Kap. 2.7).

Abb. 47: Beratungsgespräche zu Freiwilligen Vereinbarungen 
vor Ort (iNGUs)
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Kurzcharakteristik
Demonstrationsversuche sind in TGG ein wichtiges Ins-

trument der WZB. Sie werden zu regionalen Fragestel-

lungen durchgeführt, um 

 ■ die Landwirte vor Ort für den Grundwasserschutz zu 

sensibilisieren

 ■ eine grundwasserschutzorientierte Bewirtschaftung 

unter den gebietsspeziischen Rahmenbedingungen 
zu etablieren

 ■ die Akzeptanz von Grundwasserschutzmaßnahmen, 

insbesondere der FV, zu erhöhen und deren ökonomi-

sche Auswirkungen zu prüfen.

Die Versuche sind fester Bestandteil der WZB bei jähr-

lichen Feldbegehungen und Feldrundfahrten in den 

TGG (s. Abb. 48). Gemeinsam mit den Landwirten und 

gegebenenfalls weiteren Beteiligten der Trinkwasser-

schutzkooperation wird die grundwasserschutzorien-

tierte Bewirtschaftung anhand der Versuche diskutiert 

und weiterentwickelt. Am Feldrand können zusätzliche 

Informationstafeln das Versuchsziel verdeutlichen und die 

interessierte Öffentlichkeit informieren.

Anwendungsbereich und Durchführung
Demonstrationsversuche können grundsätzlich zu allen 

lächenbezogenen Grundwasserschutzmaßnahmen an-

gelegt werden, z. B.

 ■ Düngeberatung

 ■ Bodenbearbeitung

 ■ FV wie Zwischenfruchtanbau oder Untersaaten

 ■ PSM-Anwendung.

In Abhängigkeit von der Versuchsfragestellung und den 

regionalen Bedingungen werden verschiedene Versuchs-

typen unterschieden.

Düngefenster

Begleitend zur betriebsüblichen Bewirtschaftung des 

Schlags wird eine kleine Teilläche von der Düngung 
ausgespart, um einen Wirkungsvergleich, z. B. mit / ohne 

Maßnahme direkt vor Ort visuell beurteilen zu können. 

Düngefenster werden beim Düngungs- und Planzen-

schutzmitteleinsatz verwendet und dienen zur Optimie-

rung der jährlichen Bestandesführung.

Parzellenversuch

Für Parzellenversuche wird ein Bearbeitungsstreifen 

in Teilstücke (Parzellen) geteilt. Parzellenversuche 

werden vor allem bei Sortenversuchen, zu Planzen-

schutzmaßnahmen aber auch zur Demonstration von 

Düngungsmaßnahmen meist einjährig angelegt. Um 

die Heterogenität des Planzenbestands innerhalb einer 
Parzelle zu erfassen, ist die Unterteilung der Parzellen in 

Teilparzellen möglich, die getrennt beerntet werden. Die 

Ertragsermittlung erfolgt durch Auslitern oder Wiegen des 

Ernteguts auf dem Feld. 

Terrassenversuch

Ein Terrassenversuch wird vorwiegend zu Fragen des 

Planzenschutzes (eventuell in Kombination mit Dün-

gung) angelegt. Dabei wird die Anzahl der PSM-Applika-

tionen innerhalb eines Fahrstreifens variiert, indem die 

Spritze bei jeder Anwendung in unterschiedlichen Teilbe-

reichen an- oder abgeschaltet wird.

Streifenversuch

Der Streifenversuch wird in verschiedenen Varianten, 

die in Bearbeitungsrichtung als Streifen über den Schlag 

verteilt sind, nebeneinander angelegt. Streifenversuche 

werden häuig in eine bewirtschaftete Fläche integriert 
und eignen sich besonders bei Fragestellungen zur Bo-

denbearbeitung, zur Düngung und zum Planzenschutz in 
Ackerkulturen. Im Vergleich zur betriebsüblich angebau-

ten Kultur oder Sorte wird eine alternativ bewirtschaftete 

Versuchsvariante angelegt. Streifenversuche können 

als einfacher Versuch, Demonstrationsversuch oder als 

Versuch mit wissenschaftlichem Anspruch (Exaktversuch) 

angelegt werden (richter 2011).

Versuchsdurchführung

1. Lage und Beschaffenheit der Versuchsläche 

Die Auswahl der Versuchsläche hat eine große 
Bedeutung für die spätere Repräsentativität des 

Abb. 48: Demonstrationsversuch zum Nacherntemanagement 
nach Raps (Kopf, LWK Niedersachsen).
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Versuchsergebnisses. Der Versuchsstandort sollte re-

gional typisch und repräsentativ ausgewählt werden. 

Folgende Faktoren sind zu berücksichtigen (WaGNer & 

prediGer 1989):

 ■ Die natürliche N-Dynamik des Standorts sollte be-

achtet werden. Hiermit ist die N-Nachlieferung aus 

dem Boden (Quellenstandort) oder die N-Bindung 

(Senkenstandort) gemeint. Nmin–Untersuchungen 

auf den Variantenlächen vor Versuchsbeginn sind 
sinnvoll, um die Variabilität des Schlags zu erfas-

sen. 

 ■ Es sollte eine gleichmäßige (homogene) Fläche 

mit etwa gleichen Bodeneigenschaften gewählt 

werden. Kenntnisse zum Bodenzustand (Nährstoff-

gehalte, Humus- und C/ N-Gehalt, pH-Wert) sollten 
einbezogen werden.

 ■ Informationen über die Standortbedingungen der 

Fläche (Bewirtschaftungshistorie) sollten genutzt 

werden. Außerdem ist die Zuverlässigkeit des 

Landwirts hinsichtlich der exakten Einhaltung der 

Versuchsvorgaben von großer Bedeutung.

2. Laufzeit des Versuchs 

Je nach Fragestellung werden einjährige Versuche 

(Düngefenster, Demonstrationsversuche), Versuche 

über eine Fruchtfolge oder auch Langzeitversuche 

(z. B. zur Ermittlung von Ertragseinbußen aufgrund 

Freiwilliger Vereinbarungen zur N-Reduzierung) ange-

legt. In einigen TGG werden von der WZB seit mehr 

als 20 Jahren Langzeit-Stickstoff-Reduzierungsver-

suche durchgeführt. Langjährige Versuche sind von 

Vorteil, da jahreszeitliche Effekte oder extreme Witte-

rungserscheinungen das Ergebnis kaum beeinlussen.

3. Versuchsanlage  

Bei Streifenversuchen orientiert sich die Streifenbreite 

in der Regel an der Arbeitsbreite des Düngegeräts. 

Die Fläche des Streifens sollte nicht zu klein sein, um 

die Auswirkung von Randeffekten (z. B. Plugfurchen, 
Überlappungen und Beschattung durch Bäume) zu 

minimieren. Die Düngestufen werden in Abhängigkeit 

von den Standorteigenschaften, der Ertragserwar-

tung und den gebietsspeziischen Gegebenheiten 
festgelegt. Wird ein Versuch zur N-Reduzierung z. B. 

als Langzeitversuch geplant, wird z. B. das folgende 

Aufbaumuster genutzt.

Streifen 1 Betriebsübliche Düngung

Streifen 2 Bilanzorientierte Düngung

Streifen 3 Freiwillige Vereinbarung

Streifen 4 Null-Stickstoffdüngung

 

Wiederholungen werden je nach standörtlicher Gege-

benheit in den Versuchsaufbau integriert. Kommt es 

bei den Wiederholungen aufgrund von Standortun-

terschieden zu unterschiedlichen Ergebnissen, kann 

gegebenenfalls ein lageabhängiger Korrekturfaktor für 

die anderen Versuchsvarianten berechnet werden. 

4. Begleitende Beobachtungen 

Bei einjährigen Demonstrationsversuchen wird 

insbesondere die Frühjahrs-Nmin–Untersuchung der 

Gesamtläche für die Düngeplanung bestimmt. Bei 
mehrjährigen Versuchen werden oft vegetationsbe-

gleitend weitere Untersuchungen durchgeführt, z. B. 

Spätfrühjahrs-Nmin- oder Nitrachek-Untersuchungen. 

Während des Planzenwachstums können Unter-
schiede in den Varianten bonitiert und gegebenenfalls 

fotograisch dokumentiert werden. 

5. Beerntung und Analysen 

Die Beerntung der Demonstrationsversuche erfolgt 

mit der Technik des Bewirtschafters oder einem Par-

zellenmähdrescher.  

Quantitative und qualitative Parameter werden auf 

dem Feld aufgenommen oder im Labor untersucht. 

Bei mehrjährigen Versuchen zur N-Reduzierung wird 

eine Ernte-Nmin- und/oder Herbst-Nmin-Beprobung 

durchgeführt. Nach der Ernte sind neben der Ertrags-

ermittlung (Frisch- und Trockenmasse) Planzenana-

lysen und Untersuchungen des Ernteguts zur Bestim-

mung der Qualitätseigenschaften sinnvoll. Ergänzend 

können für mehrjährige Bewertungen Untersuchungen 

zur Erfolgskontrolle (s. Kap. 2.7), z. B. Nitrat-Tiefen-

proile, durchgeführt werden.

6. Auswertung 

Neben den einjährigen Demonstrationsversuchen 

werden im Rahmen der WZB mehrjährige Versuche 

zu bestimmten regionalen Fragestellungen, z. B. der 

Stickstoffreduzierung in der Fruchtfolge auf Ziellä-

chen durchgeführt. Die Auswertung von Versuchen 

zur Stickstoffdüngung umfasst in der Regel folgende 

Parameter:

 ■ Herbst-Nmin-Wert

 ■ Ertrag / Ertragsqualität 
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 ■ Deckungsbeitrag 

 ■ gegebenenfalls Sickerwasserqualität

 ■ N-Bilanz

Mehrjährige Versuche werden auch zur Ermittlung 

von standörtlichen Ertragseinbußen durch die grund-

wasserschutzorientierte Bewirtschaftung in einzelnen 

TGG genutzt. So werden z. B. im WSG Hameln-Süd 

seit mehr als 20 Jahren Langzeit-Stickstoff-Reduzie-

rungsversuche durchgeführt. Die Versuche werden 

auch zur Ermittlung der jährlichen Ertragsschwankun-

gen durch grundwasserschutzorientierte Maßnahmen 

auf den Ziellächen des TGG genutzt. Damit sind 
sie eine wichtige Grundlage für die Beschlüsse der 

jeweiligen Trinkwasserschutzkooperation zum MU-

Maßnahmenkatalog der Freiwilligen Vereinbarungen. 

In der Abbildung 49 sowie der Tabelle 28 werden 

Auswertungsergebnisse der mehrjährigen Versuche 

im WSG Hameln-Süd dargestellt.

Legende
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Abb. 49:  
Fruchtartenspeziische Be-
trachtung der Relativerträge 
eines Langzeitversuchs im 
WSG Hameln-Süd (1990–
2012) (nach Geries iNGeNieU-
re Gmbh 2013a).

Für die Beurteilung des Maßnahmenerfolgs wird 

das Versuchsergebnis den ökonomischen Kriterien 

gegenübergestellt, was die Akzeptanz für Grund-

wasserschutzmaßnahmen erheblich verbessert. Die 

Versuche ermöglichen

 ■ eine Überprüfung der praxisüblichen N-Düngung 

und eine Abschätzung der möglichen N-Reduzie-

rung

 ■ die Bemessung der Höhe der Ausgleichszahlungen 

bzw. des standörtlichen Korrekturbedarfs in den 

Berechnungen (Deckungsbeitragsdifferenzen) für 

FV

 ■ Hinweise für zukünftige Versuchsplanungen

 ■ die Darstellung der Kosten pro kg N-Saldo-Minde-

rung, Herbst-Nmin-Minderung oder Minderung der 

Nitratkonzentration im Sickerwasser.

Mit den im Rahmen der WZB in den TGG angeleg-

ten Demonstrationsversuchen können Effekte der 

Grundwasserschutzmaßnahmen nur dann zuverläs-

sig bewertet werden, wenn die Versuche langjährig 

durchgeführt werden. Ein Abgleich mit Ergebnissen 

vergleichbarer Versuche bzw. den Angaben aus dem 

Blaubuch der LWK Niedersachsen (LWK Niedersach-

seN 2014a) ist sinnvoll. Grundlage der im Blaubuch 

dargestellten Ergebnisse sind die statistisch abgesi-

cherten Exaktversuche der LWK Niedersachsen zu 

Fragestellungen der grundwasserschutzorientierten 

Landbewirtschaftung.
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Eignung und Fazit

Demonstrationsversuche eignen sich:

 ■ zur Verbesserung der Maßnahmenakzeptanz bei 

den Landwirten

 ■ zur Ableitung von Empfehlungen der Wasser-

schutzzusatzberatung für eine gebietsspeziische 
grundwasserschonende Bewirtschaftungsweise

 ■ zur Weiterentwicklung von Grundwasserschutz-

maßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen)

 ■ zur gebietsspeziischen Ermittlung der Maßnah-

menwirkung (Erfolgskontrolle).

Vorbemerkung:

Durch eine reduzierte Stickstoffdüngung wird es neben dem Ertragsrückgang auch zu Veränderungen in der Qualität kommen, die z. B. über geringere
Eiweißgehalte bei Getreide mit proteinabhängiger Bezahlung zu verringerten Auszahlungspreisen führen kann. Bei Zuckerrüben könnte das verringerte
Stickstoffangebot zu sinkenden Masseerträgen mit steigenden Gehalten an ausbeutbarem Zucker, also steigendem Auszahlungspreis führen.
Darüber hinaus kann es durch die resultierenden Ertragsreduktionen auch zu Reduzierungen bei sonstigen Aufwandspositionen (z. B. Grunddüngung,
Pflanzenschutz, Maschinenkosten) kommen, die in der Berechnung mit zu erfassen sind.

Kostenermittlung für eine um ca. 30 Prozent reduzierte Stickstoffdüngung in der Fruchtfolge (Hameln):

Saldo Anteil Anteil- 
(Ausgleichs- (WSG) Ausgleichs-

normal reduziert normal reduziert kosten * kosten ** betrag) betrag
... kg/ha % dt/ha dt/ha EUR/dt EUR/dt EUR/ha EUR/ha EUR/ha EUR/ha % EUR/ha

50 -25,0% 85 71 19,55 19,05 301,58 41,50 14,06 246,02 45% 110,71
Sommerweizen 50 -25,0% 65 55 19,55 19,05 230,62 41,50 10,75 178,37

40 -30,0% 85 75 17,87 17,62 200,97 33,20 10,55 157,23 17% 26,73
Sommergerste 40 -30,0% 55 48 17,87 17,62 130,04 33,20 6,82 90,02

40 -25,0% 80 70 16,08 15,58 189,57 33,20 9,93 146,44 14% 20,50
30 -15,8% 85 75 17,89 17,39 219,88 24,90 10,55 184,43
40 -22,0% 40 30 36,06 36,06 360,60 33,20 20,92 306,48 12% 36,78
40 -17,0% 450 383 2,80 2,80 189,00 33,20 31,31 124,49 6% 7,47
40 -30,0% 600 540 3,70 3,70 222,00 33,20 14,79 174,01 6% 10,44

100%
Ø Erlösverlust : 212,63 €/ha

anteilige Kosten der aktiven Begrünung "Zwischenfrucht": 102 €/ha 12,25 €/ha

anteilige Kosten der aktiven Begrünung "Ausfallraps" : 56 €/ha 6,71 €/ha

zierung um  
Kultur Stickstoffredu- Ertrag Kultur eingesparte

Winterraps
Mais
Zuckerrüben

Winterweizen

Wintergerste

Winterroggen
Triticale

Tab. 28: Beispiel für die Ermittlung des Ausgleichsbetrags der Freiwilligen Vereinbarung „Stickstoffreduzierung in der Fruchtfolge“ 
(Geries iNGeNieUre Gmbh 2011).
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2.4 Landwirtschaftliche und  
erwerbsgärtnerische  
Flächenmaßnahmen

In diesem Themenblock werden grundwasserschonende 

Flächenmaßnahmen vorgestellt, die in den Trinkwasser-

gewinnungsgebieten des Niedersächsischen Kooperati-

onsmodells zum Einsatz kommen können. In der Regel 

erfolgt die Umsetzung im Rahmen von sogenannten 

Freiwilligen Vereinbarungen, die vertragsrechtlich zwi-

schen dem Flächennutzer und dem WVU abgeschlossen 

werden und die Zahlung eines inanziellen Ausgleichs für 
Mehraufwendungen bzw. Minderleistungen beinhalten. 

Die Maßnahmenumsetzung wird durch die Wasser-

schutzzusatzberatung begleitet (s. Kap. 2 und 2.3.6).

Folgende Maßnahmenblöcke werden nachfolgend be-

handelt:

 ■ Begrünungsmaßnahmen

 ■ Reduzierte Bodenbearbeitung

 ■ Maßnahmen zur N-Düngung

 ■ Maßnahmen zur Wirtschaftsdüngung

 ■ Maßnahmen zur Vermeidung von Planzenschutzmit-
teleinträgen

 ■ Maßnahmen zur gewässerschonenden Fruchtfolgege-

staltung

 ■ Ökologischer Landbau

 ■ Grünlandmaßnahmen

 ■ weitere: Unterfußdüngung, Maisengsaat, schlagspe-

ziische Aufzeichnung, Präzisionslandwirtschaft und 
Kurzumtriebsplantagen.

Die Umsetzung grundwasserschonender Maßnahmen 

im Rahmen von FV nimmt im Niedersächsischen Ko-

operationsmodell einen hohen Stellenwert ein. Dies wird 

auch anhand der Aufteilung der Gesamtausgaben für 

die Umsetzung des Kooperationsmodells deutlich. Diese 

umfasst zu rund 70 % Ausgaben für FV und zu 30 % Aus-

gaben für die WZB (NLWKN 2011c). 

Die größte Flächenausdehnung erzielen die Freiwil-

ligen Maßnahmen „Wirtschaftsdünger Aufbringzeiten“, 

(45.452 ha) gefolgt von „Begrünung mit Zwischenfrüch-

ten, Untersaaten oder ähnliches“ (40.218 ha) und „Wirt-

schaftsdüngerverteiltechnik“ (20.373 ha).

Den größten Anteil an den Gesamtausgaben für FV 

nimmt die Maßnahme „Begrünung mit Zwischenfrüch-

ten“ gefolgt von „Optimierter Fruchtfolgegestaltung“ und 

„Reduzierter N- Düngung“ ein. Alle drei Maßnahmen zu-

sammen haben einen Anteil von 60 % an den Ausgaben 

(Stand 2011, NLWKN 2011b).

Maßnahmen mit besonders hohem N-Minderungs-

potenzial, wie z. B. „Brachebegrünung“, „Umwandlung 

von Acker in Grünland“ oder der „Ökolandbau“ gehen 

dagegen mit großen betrieblichen Umstellungen bzw. 

Einschränkungen einher, sind kostenintensiv und zum 

Teil an Gebietskulissen gebunden. Sie sind daher in der 

Fläche weniger verbreitet.

Entscheidend ist die Bereitstellung einer Auswahl von 

Maßnahmen für die Praxis, die den regionalen und be-

trieblichen Bedürfnissen gerecht werden und individuell 

kombinierbar ein Maximum an Trinkwasserschutzeffekten 

ermöglichen. Eine Weiterentwicklung der Maßnahmen 

und regelmäßige Anpassung an die Rahmenbedingun-

gen gehen damit einher.
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2.4.1 Begrünungsmaßnahmen

Gegenüber Wald und Grünland tragen Ackerlächen 
wegen ihrer im Jahresdurchschnitt geringeren Verduns-

tung überproportional zur Sickerwasser- bzw. Grundwas-

serneubildung bei. In der Hauptvegetationszeit von Mitte 

März bis Mitte Oktober liegt in den Böden im Regelfall 

eine aufsteigende Wasserbewegung vor (Verdunstung > 

Niederschlag), sodass kaum Stoffverluste durch Auswa-

schung entstehen. Je nach Kulturart kehrt sich die Situ-

ation des Bodenwasserhaushalts ab Herbst um (Nieder-

schlag > Verdunstung), da nach erreichter Aufsättigung 

der Böden die Sicker-/Grundwasserneubildung einsetzt 

(z. B. nach Getreide früher, nach Mais und Zuckerrüben 

später) und je nach Folgefrucht zum Teil bis ins Spätfrüh-

jahr des Folgejahrs anhält. 

Abbildung 50 zeigt am Beispiel von Mais, dass aus-

gehend von der Jugendentwicklung die Massebildung 

bis zur „Planzenernte“ nur etwa fünf Monate dauert. 
Wenn im Folgejahr wieder Mais angebaut wird, beträgt 

die Dauer der „Wasserernte“ (Grundwasserneubildung) 

über Winter sieben Monate. Sofern in dieser Zeit keine 

stark wüchsige Winterbegrünung vorhanden ist, wird der 

im Herbst vorhandene Nitrat-N (Herbst-Nmin-Wert) auf 

Sandböden zu 100 % bzw. auf bindigeren Böden zu 30 

bis 70 % mit dem abwärts gerichteten Sickerwasser ins 

Grundwasser ausgewaschen. von der Jugendentwick-

lung die Massebildung bis zur „Planzenernte“ nur etwa 
fünf Monate dauert. Wenn im Folgejahr wieder Mais an-

gebaut wird, beträgt die Dauer der „Wasserernte“ (Grund-

wasserneubildung) über Winter sieben Monate. Sofern 

in dieser Zeit keine stark wüchsige Winterbegrünung 

vorhanden ist, wird der im Herbst vorhandene Nitrat-N 

(Herbst-Nmin-Wert) auf Sandböden zu 100 % bzw. auf 

bindigeren Böden zu 30 bis 70 % mit dem abwärts gerich-

teten Sickerwasser ins Grundwasser ausgewaschen. 

Die Getreideernte ist in der Regel Ende Juli bis Mitte 

Au gust abgeschlossen. Danach steigen die Wasserge-

halte und die Nitratwerte im Boden bis Oktober deutlich 

an. Wenn im Folgejahr eine Sommerung folgt, z. B. Mais 

oder Zuckerrüben, beträgt die Dauer der „Wasserernte“ 

acht Monate, wenn Wintergetreide folgt sind es noch fünf 

bis sechs Monate. Auch in diesen beiden Fällen werden 

ho he Herbst-Nmin-Werte ohne nachfolgende Zwischenbe-

grünung überwiegend ausgewaschen. Ähnliche Zusam-

menhänge lassen sich für die meisten Anbaufrüchte in 

Deutschland belegen, z. B. nach Raps (s. Kap. 2.5.3), 

nach Kartoffeln (s. Kap. 2.5.4) und nach Gemüse (s. Kap. 

2.5.5).

Die beschriebenen langen Phasen ohne Begrünung 

sind im Ackerbau die entscheidenden Auswaschungs-

Lecks für Nitrat, die geschlossen werden müssen. 

Hierfür ist die frühzeitige Aussaat (möglichst noch Au-

gust oder früher) einer leistungsfähigen, das heißt stark 

massewüchsigen Winterbegrünung für die gesamte 

Dauer der winterlichen Sickerwasserneubildung die mit 

Abstand wichtigste Grundwasserschutzmaßnahme im 

Ackerbau. Eine zentrale Rolle spielen dabei die soge-

nannten Zwischenfrüchte (Deinition: Früchte zwischen 
den Hauptfrüchten), die ausgehend von Untersaaten in 

stehendem Mais oder Getreide bereits im Spätfrühjahr 

oder wie es überwiegend der Fall ist, als Aussaat direkt 

nach der Ernte der Hauptfrucht, z. B. nach der Getreide-

ernte etabliert werden können. Auch besondere Varianten 

Abb. 50:   
Prinzip der Nitrataus-
waschung – Hohe 
Herbst-Nmin-Werte ohne 
leistungsfähige Herbst-/
Winter-Begrünung sind 
Haupt ursache hoher 
Nitrat-Belastungen im 
Sicker-/Grundwasser  
unter Acker  
(iNGUs)

„                      “
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von Zweitfrüchten, die einen starken Herbstaufwuchs 

sicherstellen sind gut geeignet. Als Alternative zu den 

von Sommer / Herbst bis zum Folgefrühjahr stehenden 

Winterzwischenfrüchten oder Zweitfrüchten können 

insbesondere in Getreide betonten Fruchtfolgen auch 

Sommerzwischenfrüchte (z. B. Rübsen) bei zugleich 

später Wintergetreide-Aussaat angebaut werden und den 

Herbst-Nmin-Wert reduzieren.

Noch wirksamer für den Grundwasserschutz sind 

Begrünungsmaßnahmen, die eine ganzjährig bzw. 

mehrjährig durchgängige Begrünung sicherstellen, wie 

z. B. Ackerfeldgras, bis hin zu begrünten Brachen ohne 

Düngung. Wegen gestiegener Marktpreise für Agrarpro-

dukte und des generell gewachsenen Flächendrucks 

sind die Kosten für ganz- bis mehrjährige Begrünungen 

pro Hektar und Jahr stark gestiegen, dadurch ist die 

Wettbewerbsfähigkeit dieser Maßnahmen stark zurück-

gegangen. Diese Begrünungsvarianten werden daher 

meist nur noch auf höher prioritären Flächen eines TGG 

angeboten.

2.4.1.1 Zwischenfruchtanbau

Kurzcharakteristik
In Ackerfruchtfolgen ist der Anbau von Zwischenfrüchten 

eine langjährig bewährte und besonders effektive Grund-

wasserschutzmaßnahme. Nach der Ernte der Haupt-

früchte verbleiben häuig erhöhte Mengen an Stickstoff 
im Boden. Es handelt sich um Stickstoff aus Ernterück-

ständen, nicht verbrauchten Restdüngerstickstoff und 

bodenbürtigen Stickstoff, der bis zum Herbst weiter mine-

ralisiert und sich bis zu Beginn der Sickerwasserperiode 

im Boden anreichert. Zwischenfrüchte können diesen 

Stickstoff (z. B. nach der Getreideernte) durch Einbau 

in die Planzenmasse über Winter konservieren und im 
Frühjahr für die nachfolgende Sommerfrucht (z. B. Mais) 

nutzbar machen. Damit wird gleichzeitig eine starke Re-

duzierung der Nitratauswaschung mit dem winterlichen 

Sickerwasser erreicht.

Neben Stickstoff, werden auch Phosphor, Kalium, 

Sulfat und weitere Nährstoffe durch Zwischenfrüchte 

„über den Winter gerettet“ (s. Abb. 51 und 52). Zudem 

haben Zwischenfrüchte eine wichtige Funktion, z. B. zum 

Erosionsschutz, zum Humuserhalt, zur Vermeidung bzw. 

Aufhebung von Bodenschadverdichtungen und zur Ne-

mathodenbekämpfung. Zwischenfrüchte können auch zur 

Schnittnutzung für Rauhfutterfresser und Biogasanlagen 

genutzt werden. 

Die Maßnahme hat eine sehr hohe Akzeptanz bei den 

Landwirten, ist sehr gut prüffähig und der Verwaltungs-

aufwand ist gering. Neben den klassischen Winter-

Zwischenfrüchten (Standzeit möglichst Frühherbst bis 

Frühjahr) können bei bestimmten Fruchtfolgen auch 

Sommerzwischenfrüchte (Standzeit Sommer bis Spät-

herbst) eine starke Nitratentleerung des Bodens erreichen.

Anwendungsbereich
Zwischenfrüchte überbrücken im Ackerbau Zeiträume, in 

denen ansonsten keine Begrünung vorhanden ist. Dies 

betrifft vor allem Fruchtfolgen, deren Hauptfrüchte vor 

Mitte August geerntet sind und denen als nächste Haupt-

frucht eine Sommerung im Folgejahr folgt. In diesen Fäl-

len sollte eine Winterzwischenfrucht etabliert werden, die 

möglichst über den gesamten Zeitraum der winterlichen 

Sickerwasserneubildung auf der Fläche erhalten bleibt 

(s. Abb. 53). In vielen Regionen gilt dies für das Frucht-

folgepaar Getreide mit nachfolgendem Hackfruchtanbau 

Abb. 52: Feldgras als Winterzwischenfrucht (iNGUs)

Abb. 51: Senf als Winterzwischenfrucht (iNGUs)
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sicherer wirken winterharte Zwischenfrüchte (z. B. Grün-

roggen, Weidelgräser). Diese frieren über Winter nicht 

ab und können auch in Phasen mit Temperaturen leicht 

über 0°C fortlaufend Nitrat aufnehmen. Mit zunehmender 

Durchlässigkeit der Böden, z. B. auf Sandböden oder 

lachgründigen Böden, sind winterharte Zwischenfrüchte 
nicht-winterharten vorzuziehen. Stehen gelassenes Aus-

fallgetreide hat eine deutlich geringere N-Aufnahme als 

aktiv gedrillte Zwischenfrüchte. Je nach Erntetermin der 

Hauptfrucht stehen verschiedene Zwischenfruchtarten 

zur Auswahl (s. Tab. 29).

Durchführung
Zur Erreichung eines sicheren und möglichst hohen 

Maßnahmeneffekts der Zwischenfrüchte haben sich 

bestimmte Bewirtschaftungsaulagen bewährt, die in den 
Freiwilligen Vereinbarungen (FV) vorgegeben sind:

 ■ Die Aussaat der Zwischenfrüchte erfolgt nach der 

Ernte der Hauptfrucht möglichst in Drillsaat oder mit 

einem Pneumatikstreuer. Die Drillsaat bringt aufgrund 

günstigerer Aulaufbedingungen eine schnellere Be-

standesentwicklung und eine höhere Wirkungssicher-

heit. Der Zeitpunkt der Aussaat trägt maßgeblich zum 

Erfolg der Zwischenfrucht bei. In vielen Grundwasser-

schutzmaßnahmen ist die Zwischenfruchtart freige-

stellt, aber der Aussaatzeitpunkt bis spätestens zum 

5. September festgelegt (frühere Termine erhöhen die 

Maßnahmensicherheit und -wirkung). 

 ■ Meist wird auch die Höhe der Andüngung der Zwi-

schenfrüchte begrenzt (z. B. auf max. 40 kg N/ha bzw. 

bei Schnittnutzung bis 80 kg N/ha). Bei Sommer-

Zwischenfrüchten sollte auf die Andüngung vollständig 

verzichtet werden. Auch bei Winter-Zwischenfrüchten 

gibt es Maßnahmenvarianten, die gänzlich auf eine 

N-Düngung verzichten. In diesen Fällen dient die 

Zwischenfrucht allein als „Fangfrucht“ zur Nitratentlee-

rung des Bodens.

(Zuckerrübe, Kartoffel, Mais). Es gibt aber auch eine Rei-

he anderer Fruchtabfolgen, in denen bei hohem Somme-

rungsanteil Winterzwischenfrüchte gut passen, z. B. nach 

früh gerodeten Kartoffeln bei nachfolgender Zuckerrübe, 

oder bei ausreichend früh geerntetem Feldgemüse mit 

nachfolgendem Maisanbau.

Geringe Herbst-Nmin-Werte können aber auch mit soge-

nannten Sommerzwischenfrüchten erzielt werden. Gerin-

ge Herbst-Nmin-Werte können aber auch mit sogenannten 

Sommer-Zwischenfrüchten erzielt werden. Diese passen 

insbesondere in das Fruchtfolgepaar Wintergetreide nach 

Getreide, z. B. mit Aussaat von Winterrübsen nach Win-

tergerste Ende Juli und einer Standzeit von acht bis zwölf 

Wochen mit Umbruch im Oktober, um nachfolgendes 

Wintergetreide zu drillen. 

Über den Agrarhandel wird eine Vielzahl von Zwi-

schenfruchtarten als Reinsaaten oder als Gemenge 

angeboten. Für den Grundwasserschutz ist die hohe 

N-Aufnahme der Zwischenfrüchte vor Winter besonders 

wichtig. Die Erfahrung hat gezeigt, dass eine frühe Aus-

saat (möglichst vor der 1. Septemberwoche) die Nitrat-

entleerung am sichersten gewährleistet, da nur dann 

noch genug Langtage (> 12 Stunden Sonne) für ein aus-

reichendes Massenwachstum genutzt werden können. 

Sehr gute Leistungen erbringen Reinsaaten von Ölrettich 

oder Gelbsenf, die über eine schnelle Jugendentwicklung 

verfügen. Auch gut aufgelaufener Ausfallraps kann eine 

ähnlich hohe N-Aufnahme erreichen.

Dagegen sind Leguminosen als Zwischenfrüchte im 

Wasserschutz unerwünscht, da es zu unkontrollierbaren 

N-Freisetzungen kommen kann. Nur bei ökologischer 

Bewirtschaftung werden Leguminosen bis zu einem 

gewissen Anteil in den Grundwasserschutzmaßnahmen 

zum Zwischenfruchtanbau akzeptiert. Noch besser und 

Abb. 53: Reduzierung der Nitratauswaschung durch Winter-
zwischenfrüchte (IGLU)

Tab. 29: Übersicht ausgewählter Zwischenfrüchte

Planzenart Einsaat  
spätestens bis …

Saatstärke 
(kg/ha)

Ölrettich Ende August 18-20

Gelbsenf Anfang September 15-20

Phacelia Ende August 8-10

Einjähriges  
Weidelgras 

Mitte August 40

Grünroggen Mitte Oktober 160
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Erfolgsbewertung
Der Zwischenfruchtanbau ist eine der wirksamsten 

Grundwasserschutzmaßnahme zur Senkung der Herbst-

Nmin-Werte (s. Abb. 54). 

Der jährliche Vergleich der Herbst-Nmin-Werte „mit“ 

und „ohne“ nachfolgende Zwischenfrucht zeigt deutlich 

den Erfolg der Maßnahmen (s. Abb. 55). Nach Getreide 

vor Sommerungen wird erfahrungsgemäß eine jährliche 

Herbst-Nmin-Senkung zwischen 30 bis 60 kg N/ha, nach 

Kartoffeln bei frühen bis mittleren Ernteterminen zwi-

schen 50 und 80 kg N/ha und nach Feldgemüse (z. B. 

Eissalat) sogar bis weit über 100 kg N/ha erreicht.

Die Minderung der Nitratbelastung durch Zwischen-

früchte ist auch in der Sickerwasser-Dränzone nachweis-

bar. Das ausgewählte Beispiel in Abbildung 56 zeigt eine 

Verbesserung der einjährigen Sickerwassergüte durch 

Zwischenfrüchte von 58 mg Nitrat/l.

Bei der Auswertung von Ackerschlagkarteien ergibt 

die Flächenbilanzierung für Schläge mit Zwischen-

fruchtanbau häuig höhere N-Überschüsse, da die N-
Herbstdüngung der Zwischenfrüchte meist nicht vollstän-

dig vom N-Düngebedarf im Frühjahr abgezogen wird.

 ■ Die N-Düngung zur Zwischenfrucht sollte zu 100 % in 

der Düngung der Folgefrucht berücksichtigt werden, 

da nur dann die Zwischenfrucht den N-Überschuss 

der Nährstoff-Bilanz nicht erhöht.

 ■ Der Umbruch der Zwischenfrucht sollte möglichst 

zeitnah zur Aussaat der Folgefrucht erfolgen, um die 

durch den Umbruch ausgelöste N-Mineralisation/ 

-Freisetzung möglichst nah an die N-Aufnahme der 

Folgefrucht heranzuführen. In den Maßnahmenverträ-

gen ist daher der frühestmögliche Umbruchtermin der 

Zwischenfrüchte je nach Folgefrucht differenziert,  

z. B. zu Sommergetreide frühestens ab dem 15.02. 

und zu Mais oder Zuckerrüben frühestens ab dem 

15.03. Zum Erosionsschutz ist die nachfolgende 

Mulchsaat der Folgefrucht förderlich, alternativ auch 

Strip-Till-Verfahren.

Zwischenfrüchte sind auch ein wesentlicher Baustein 

„Gewässerschonender Fruchtfolgen“ (s. Kap. 2.4.6).

Abb. 54: Starke Verringerung der N-Auswaschung durch Zwischenfrüchte (iNGUs 2012b, Daten aus einem WSG)
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Abb. 56:  
Vergleich der Nitratkon-
zentration im einjährigen 
Sickerwasser „mit“ und 
„ohne“ Zwischenfrüchte  
(iNGUs 2012b, Daten aus 
einem WSG)
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Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs - und  
Saldominderung

- Nur, wenn die N-Düngung im Herbst voll und zusätzlich noch ein weiterer Anteil 
der in der Zwischenfrucht aufgenommenen N-Menge von der N-Düngung der Fol-
gefrucht abgezogen wird oder im Falle einer N-Abfuhr durch Schnittnutzung. In der 
Praxis ist dies aber selten der Fall.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja und zwar deutlich zwischen 30 und > 100 kg N/ha je nach Höhe des potentiel-
len Herbst-Nmin-Werts der jeweiligen Vorfrucht, wenn keine Maßnahme durchge-
führt wird.

Sickerwasserentlastung - Ja und zwar deutlich zwischen 30 und > 80 mg Nitrat/l je nach Höhe des potenti-
ellen Herbst-Nmin-Werts der jeweiligen Vorfrucht, wenn keine Maßnahme durchge-
führt wird.

Abb. 55:  
Herbst-Nmin-Werte „mit“ und 
„ohne“ Zwischenfrüchte  
(iNGUs 2012b, Daten aus 
einem WSG)
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die Bestände im Folgefrühjahr nochmals gedüngt und 

als Grünmasseertrag für Futterzwecke oder für Biogas-

anlagen genutzt werden sollen. Grasuntersaaten werden 

vor allem im Mais aber auch in Getreide etabliert, z. B. 

mit dem Produktionsziel Feldgrasvermehrung oder zur 

Futternutzung oder für Biogasanlagen.

Gut gelungene Untersaaten (s. Abb. 57) sorgen selbst 

bei Mais-Monokulturen für eine nahezu ganzjährige 

Bodenbedeckung, in dem sie vom Frühjahr des Aussaat-

jahrs bis zum Umbruch im Folgejahr für eine Begrünung 

sorgen. Jegliche Bodenbearbeitung nach der Ernte der 

2.4.1.2 Untersaaten

Kurzcharakteristik
Untersaaten werden frühzeitig in bereits stehende 

Hauptfrüchte (Deckfrucht) als zweite Frucht zugesät, in 

der Landwirtschaft meist zu Mais und Getreide, zum Teil 

auch in Körnerleguminosen. Ein gleichzeitiger Anbau von 

Untersaaten mit der Deckfrucht ist möglich. Untersaaten 

entwickeln sich unter ihrer Deckfrucht wegen des gerin-

gen Lichtangebots zunächst nur schwach, haben aber 

direkt nach der Ernte der Deckfrucht einen erheblichen 

Entwicklungsvorsprung gegenüber Begrünungsvarianten, 

die erst nach der Ernte gesät werden können.

Untersaaten spielen im Wasserschutz vor allem dort 

eine Rolle, wo Hauptfrüchte eine vergleichsweise lange 

Standzeit haben (z. B. Mais) und nachfolgende Winter-

Zwischenfrüchte nicht mehr ausreichend gut (früh) 

etabliert werden können. Untersaaten sollten, um nicht 

zusätzlichen Stickstoff ins System zu bringen, legumino-

senfrei sein.

Wie die Zwischenfrüchte senken Untersaaten den 

Herbst-Nmin-Wert und konservieren den aufgenomme-

nen Stickstoff über Winter. Dabei wirkt nicht nur der 

Begrünungseffekt Herbst-Nmin-mindernd, sondern auch 

die Bodenruhe, die automatisch mit der Zwischenfrucht 

einhergeht (s. Kap. 2.4.2 ff). Untersaaten schützen 

zudem vor Wind- und Wassererosion. Im ökologischen 

Landbau werden auch leguminosenhaltige Untersaaten 

zur N-Bindung genutzt, wobei der Leguminosenanteil 

beim Gewässerschutz nach den wasserwirtschaftlichen 

Erfordernissen zu begrenzen ist.

Anwendungsbereich und Durchführung
Untersaaten sind eine Spezialform des winterharten Zwi-

schenfruchtanbaus bzw. des Zweitfruchtanbaus, wenn 
Abb. 57: Praxisbeispiele für gelungene Untersaaten im Mais – 
oben: nach der Saat, unten: im Herbst (iNGUs)

Tab. 30: Übersicht ausgewählter Untersaatverfahren mit Weidelgras

Verfahrenstechnik Einsaat  Saatstärke  
(kg/ha)

Anmerkungen

Breitsaat (Pneumatik-
düngerstreuer)

Ab 4-6-Blatt-Stadium 
bis Reihenschluss

15 - 20 Einfaches Verfahren, geringe technische Anforde-
rung

Breitsaat (Hacke und 
Pneumatikdüngerstreuer)

Ab 4-6-Blatt-Stadium 
bis Reihenschluss

15 - 20 Hackbearbeitung erfordert genaues Fahren, gerin-
ge technische Anforderung

Drillsaat 3- bis 6-Blatt- 
Stadium

5 Gute Grasbestandsentwicklung, gezielte Saat zwi-
schen den Reihen, Verschluss und Hochhängen 
der Säschare über Mais, geringe Saatgutkosten

Aussaat in Kombination 
mit Gülleausbringung über 
Schleppschlauchverteiler

Ab 4-6-Blatt-Stadium 
bis Reihenschluss

18 - 20 Einsparung eines zusätzlichen Arbeitsgangs, auf 
gute Vermischung ist zu achten
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Sofern die Untersaat als Drillsaat erfolgen soll, stellt 

dies hohe technische Anforderungen an die Aussaat (ge-

naues Fahren erforderlich (s. Abb. 58)). Darüber hinaus 

gibt es einige besondere Verfahren, die einzelne Betriebe 

erfolgreich praktizieren. Für den Planzenschutz gelten je 
nach Verfahrensart besondere Anwendungsbestimmun-

gen, die für den Erfolg der Untersaat unbedingt zu beach-

ten sind (z. B. Zeitpunkt des Einsatzes von boden- bzw. 

blattwirksamen Planzenschutzmitteln).
Eine erfolgreiche Entwicklung der Grasuntersaat 

hängt neben dem Aussaatverfahren stark von der Wit-

terung ab. Mangelnde Niederschläge in der Jugendent-

wicklung des Maises können auch die Grasuntersaat 

stark schädigen, ebenso wie nasse Bedingungen bei der 

Maisernte (Zerfahren der Untersaat) oder lange Trocken-

perioden nach der Maisernte. Die Wahl der Grasunter-

saat kann ebenfalls maßgeblich über die Bestandsent-

wicklung entscheiden. Rotschwingel verfügt über eine 

deutlich höhere Toleranz gegenüber Trockenheit als 

Weidelgras, dagegen regeneriert sich nach der Maisernte 

das Weidelgras in der Regel besser als der Rotschwingel.

Hauptfrucht unterbleibt, so dass die herbstliche N-Mine-

ralisation auf einem niedrigeren Niveau verläuft, als dies 

mit Bodenbearbeitung der Fall wäre. Aus phytosanitären 

Gründen ist eine mechanische Zünslerbekämpfung mit 

einem Schlegelmulcher, Walzen oder Stabwalzen er-

laubt. Bei richtiger und sofortiger Durchführung nach der 

Maisernte wird die Untersaat dadurch nicht beschädigt.

Es gibt verschiedene Verfahren der Untersaat-Aus-

saat. Die wichtigsten sind in der folgenden Tabelle 30 am 

Beispiel Mais dargestellt.

Grundsätzlich ist zu unterscheiden, ob die Untersaat 

unmittelbar vor bzw. nach der Maisaussaat oder während 

der Jugendentwicklung ausgesät wird. Dabei ist zu be-

achten, dass bei fortgeschrittener Entwicklung des Mai-

ses eine Konkurrenz um Nährstoffe und Wasser durch 

das Gras verhindert werden muss. Sobald der Mais die 

Reihen schließt, wird dem Gras das Licht entzogen und 

das Wachstum gestoppt. Erst zur Abreife des Maises 

setzt dann das Gräserwachstum wieder stärker ein. Je 

früher der Mais geerntet wird und je milder der Witte-

rungsverlauf im Herbst ist, umso besser entwickelt sich 

der vorwinterliche Masseaufwuchs zur Nitratentleerung 

des Bodens.

Abb. 58: Beispiel einer durch Drillsaat gut gelungenen Untersaat im Mais (iNGUs)

Ende Mai:  September:  Oktober:  Februar Folgejahr:  
Aussaat vor der Maisernte nach der Maisernte dichter Grasbestand bei Frost

Abb. 59:  
Herbst-Nmin-Werte „mit“ 
und „ohne“ Untersaaten  
(iNGUs 2012b, Daten aus 
einem WSG)
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Erfolgsbewertung
Für den Grundwasserschutz ist entscheidend, ob sich die 

Untersaaten vor Winter ausreichend gut entwickeln und 

Nährstoffe binden können. Trotz des zusätzlichen Effekts 

der Bodenruhe ist die Minderung des Herbst-Nmin-Werts 

durch Untersaaten gegenüber Winter-Zwischenfrüchten 

(s. Kap. 2.4.1.1) geringer und weniger sicher. Abbildung 

59 zeigt beispielhaft die Herbst-Nmin-Werte für Untersaat-

lächen in einem WSG im nördlichen Niedersachsen. 
Die Herbst-Nmin-Minderung der Untersaaten konnte in 

den meisten Jahren nachgewiesen werden, liegt aber 

mit ca.10 kg N/ha deutlich geringer als bei Zwischen-

früchten. In Einzeljahren (hier 2011) haben Untersaa-

ten sogar höhere Herbst-Nmin-Werte als Flächen ohne 

Untersaaten. Kein Maßnahmeneffekt tritt ein, wenn es bei 

Trockenheit, durch zu starke Lichtkonkurrenz oder durch 

einen falschen Herbizideinsatz zu einem Totalausfall der 

Untersaat kommt. Es gibt aber auch Jahre, in denen eine 

Herbst-Nmin-Minderung um bis zu 40 kg N/ha erreicht 

wird.

Der Erfolg von Untersaaten hängt stark von der Witte-

rung, der Verfahrenstechnik und den Erfahrungen der Be-

wirtschafter ab. In manchen Regionen ist die Untersaat 

seit vielen Jahren im Fruchtfolgepaar Mais nach Mais fest 

etabliert. Andererseits ist die Grundwasserschutzwirkung 

häuig als zu gering und unsicher beschrieben worden. 
Die Maßnahme erfordert daher eine hohe planzenbauli-
che und langjährige Betreuung durch die WZB, bevor für 

die einzelnen Regionen entschieden werden kann, wie 

effektiv sie ist.

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs - und  
Saldominderung

- Neutral bis mindernd. Letzteres nur, wenn ein Teil der in der Untersaat aufgenom-
menen N-Menge von der N-Düngung der Folgefrucht abgezogen wird oder im 
Falle einer N-Abfuhr durch Schnittnutzung.  
In der Praxis ist dies aber selten der Fall.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, aber mit 10 bis max. 40 kg N/ha geringer als bei Winter-Zwischenfrüchten.  
Bei Totalausfall der Untersaat keine Wirkung.

Sickerwasserentlastung - Ja, aber mit 15 bis 40 mg Nitrat/l geringer als bei Winter-Zwischenfrüchten.  
Bei Totalausfall der Untersaat keine Wirkung.

2.4.1.3 Brachebegrünung

Kurzcharakteristik
Die Brachlegung eines Schlags für den Grundwas-

serschutz umfasst eine leguminosenfreie Begrünung 

(Gräser) sowie den vollständigen Verzicht auf jegliche 

Bodenbearbeitungs-, Düngungs- und Planzenschutz-

maßnahmen. Je länger die Brachedauer, desto günstiger 

ist ihre Wirkung für den Grundwasserschutz. Im ersten 

Brachejahr kann es in Abhängigkeit zur Vorfrucht und 

zum Anteil leicht abbaubarer organischer Substanz zu 

einem Überhang beim Nährstoffangebot kommen, der 

nicht vollständig von der Brachebegrünung genutzt 

werden kann. Bei langjährigen Grünbrachen stellt sich 

der leicht verfügbare N-Vorrat des Bodens wegen der 

gehemmten Umsetzung des Bodenstickstoffs (Stich-

wort Bodenruhe) und des Dauerbewuchses bei zugleich 

fehlender Düngung dagegen auf einem sehr niedrigen 

Niveau ein.

FV zur Brachebegrünung müssen neben den Kosten 

der aktiven Graseinsaat auch den entgangenen De-

ckungsbeitrag einer ackerbaulichen Nutzung entschädi-

gen. Dies macht die Maßnahme sehr teuer, sie erreicht 

aber einen sehr hohen und sehr sicheren Maßnahmen-

effekt. Langjährige Grünbrachen erzeugen nachweislich 

niedrige Herbst-Nmin-Werte (< 20 kg N/ha) und sehr ge-

ringe Nitratkonzentrationen im Sickerwasser (< 30 mg/l). 

Sie gelten daher als besonders leistungsfähige Verdün-

nungslächen zur Senkung der Grundwasserbelastung 
bei gleichzeitig gegenüber Grünland noch höheren 

Grundwasserneubildungsraten.

Die obligatorische Flächenstilllegung als Marktinstru-

ment zur Reduzierung von Produktionsüberschüssen 

wurde zur Ernte 2008 EU-weit abgeschafft. Seither sind 

große Flächenanteile an Brachen verloren gegangen.

In den letzten Jahren ist die Akzeptanz für die mehr-

jährige Brachebegrünung bei den Landwirten stark ge-

sunken, da es viele Diskussionen zum rechtlichen Erhalt 

des Ackerstatus gab. Zusätzlich sind die Marktpreise für 

landwirtschaftliche Produkte deutlich gestiegen. Darüber 

hinaus können wegen begrenzter Maßnahmengelder 

die hohen Kosten von den Kooperationen vielfach nicht 
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mehr getragen werden, so dass die Landwirte eine 

ackerbauliche Nutzung vorziehen. In den FV wird der 

Begriff „Brache“ kaum noch verwendet, stattdessen die 

Namen „Feldgrasanbau“ mit oder ohne Nutzung. Die 

Bewirtschafter werden über die erforderlichen jährlichen 

Codierungen in ihrem Gesamtlächennutzungsnachweis 
des Agrarantrags hingewiesen, damit der Ackerstatus 

nicht verloren geht. Verkürzte Brachezeiträume (ein- bis 

zweijährige Grünbrachen) können auch für grundwas-

serschonende Fruchtfolgen eingesetzt werden (s. Kap. 

2.4.6).

Anwendungsbereich
Langjährige Grünbrachen stellen die höchste Eingriffs-

intensität, zugleich aber die sichersten und wirksamsten 

Grundwasserschutzmaßnahmen dar. Sie werden wegen 

ihrer hohen Kosten stark nach den Kriterien der innerge-

bietlichen Prioritätensetzung platziert, also bevorzugt auf 

Flächen mit höchster räumlicher Priorität (s. Kap. 2.1.3).

Besonders in Sanierungsgebieten mit bereits hohen 

Nitratbelastungen im Förderrohwasser sind langjährige 

Grünbrachen die höchste Stufe des Grundwasserschut-

zes. Abbildung 60 zeigt ein solches Beispiel, wo es 

gelungen ist, innerhalb von fünf Jahren (2002 bis 2006) 

mehr als 400 ha Grünbrachen auf hoch prioritären, das 

heißt in diesem Fall, brunnennahen Flächen gezielt zu 

etablieren. Dadurch konnte eine enorme Reduzierung 

der Nitratauswaschung erreicht werden (eine jährliche 

Herbst-Nmin-Reduzierung um 50 kg N/ha entspricht bei 

400 ha einer potentiellen Auswaschungsminderung von 

20.000 kg N pro Jahr im jeweiligen Gesamtgebiet).

Durch den Wegfall der obligatorischen Flächenstillle-

gung ist die Brache heute eine eigenständige Grundwas-

serschutzmaßnahme. Die Vertragslaufzeiten reichen von 

eineinhalbjährigen Brachen (Herbstaussaat und mindes-

tens zwei vollständigen winterlichen Begrünungsphasen) 

bis zu viereinhalbjährigen Brachen (s. Abb. 61). Auch 

nach gezieltem Flächenzukauf sensibler Flächen durch 

Wasserversorgungsunternehmen ist die anschließende 

Brachlegung die effektivste Nutzung für den Grundwas-

serschutz.

Abb. 60: Starke Verringerung der N-Auswaschung durch Grünbrachen in hoch prioritären Teilgebieten eines TGG (iNGUs 2012b, 
Daten aus einem WSG)
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Durchführung
Der Zeitpunkt der Einsaat der Brachebegrünung ist in 

Abhängigkeit von der vorangegangenen Nutzung durch-

zuführen. Hierbei sind Spätsommereinsaaten (bis spätes-

tens Anfang September) und die Frühjahrseinsaat zu un-

terscheiden (April, Mai). Die Brachebegrünung erfolgt mit 

einer legumionsenfreien, winterharten Gräsermischung, 

um eine N-Anreicherung über Leguminosen (z. B. Klee) 

im Boden auszuschließen. Eine Andüngung der Gra-

seinsaat ist nicht zulässig. Die Plege der Brache umfasst 
meist nur einen jährlichen Schlegelgang. Bei langjährigen 

Brachen kann eine umbruchlose Nachsaat zur Verbesse-

rung der Grasnarbe erforderlich werden. Bei Flächen mit 

sehr hohem N-Nachlieferungspotenzial des Bodens ist 

die Vorschaltung einer mehrjährigen Aushagerungsphase 

(N-Abfuhr durch Schnittnutzung) sinnvoll.

Der Übergang von Grünbrachen zu extensiven Feld-

graslächen (s. Kap. 2.4.9) ist in der WZB häuig ließend. 
Auf ehemaligen klassischen Brachlächen sind heute 
vielfach eine begrenzte Nutzung (Schnittnutzung, Bewei-

dung) und Düngung zugelassen.

Der Umbruch der Brache sollte möglichst erst im 

Frühjahr und zeitnah vor der Folgefrucht-Bestellung 

(Sommerung) erfolgen, um eine hohe N-Freisetzung aus 

der Grasnarbe vor Winter zu vermeiden. Eine Ausnahme 

bildet ein nachfolgender Winterrapsanbau, da Raps vor 

Winter eine hohe N-Aufnahme sicherstellt. Hinsichtlich 

des Umbruchs sind entsprechende Vorgaben der gebiet-

lichen und landesweiten Schutzgebietsverordnung zu be-

achten. Nach dem Umbruch mit Überführung in Ackerbau 

ist eine enge Betreuung durch die WZB erforderlich, um 

die umbruchbedingte N-Freisetzung möglichst optimal 

über die Folgefrüchte düngewirksam zu verwerten (z. B. 

mit Hilfe der Spätfrühjahrs-Nmin-Beprobung und Nitra-

chek-Planzensaftanalysen). 

Erfolgsbewertung
Auf leguminosenfreien Grünbrachen entstehen aufgrund 

der unterlassenen N-Düngung keine N-Bilanzüber-

schüsse. Bei Voranstellung von Aushagerungsphasen 

oder bei Überführung in extensive Feldgrasbestände mit 

Schnittnutzung können sogar negative N-Salden erreicht 

werden. 

Grünbrachen erreichen bei frühzeitiger Graseinsaat 

bereits im Aussaatjahr niedrige Herbst-Nmin-Werte von < 

25 kg N/ha. Langjährige Brachen erreichen dann in den 

Folgejahren Herbst-Nmin-Werte < 20 kg N/ha (s. Abb. 62) 

und Nitratkonzentrationen im Sickerwasser von < 30 mg/l 

(s. Abb. 63). Neben extensivem Grünland mit Schnittnut-

zung sind Grünbrachen demnach die wirksamste aller 

Begrünungsmaßnahmen im Grundwasserschutz.

Abb. 61: Mehrjährige Brachebegrünung (iNGUs)
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Abb. 63:  
Sehr niedrige Nitratwerte 
im Sickerwasser (unter 
TrinkwV-Grenzwert 50 mg 
Nitrat/l) unter langjährigen 
Brachen (iNGUs 2013b,  
Daten aus einem WSG)

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, da keine Düngung.

Saldominderung - Ja, da keine Düngung. Es entstehen keine bewirtschaftungsbedingten N-Über-
schüsse.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, je nach Ausgangssituation der zurückliegenden Ackerfruchtfolgen Verminde-

rung um 40 bis > 80 kg N/ha auf ein absolutes Niveau von < 20 kg N/ha.

Sickerwasserentlastung - Ja. Herstellung einer Sickerwassergüte von < 30 mg Nitrat/l, das heißt unterhalb 

des TrinkwV-Grenzwerts von 50 mg Nitrat/l.

2.4.2 Reduzierte Bodenbearbeitung

Kurzcharakteristik
Bei der reduzierten oder konservierenden Bodenbear-

beitung wird gegenüber der konventionellen Bodenbe-

arbeitung auf den Einsatz des Plugs zur regelmäßigen, 
krumentiefen Lockerung und Wendung des Bodens 

vollständig verzichtet. Dazu werden nicht wendende, 

mischende Bodenbearbeitungsgeräte wie Grubber 

oder Scheibenegge eingesetzt oder es wird auf die 

Bodenbearbeitung verzichtet. Die Ernterückstände der 

Vor- oder Zwischenfrüchte verbleiben als Mulchdecke 

auf der Ackeroberläche oder werden nur oberlächen-

nah eingearbeitet. Dies fördert die Strohrotte sowie die 

Tab. 31:  
Typische Eigenschaften 
von Bearbeitungssystemen 
(VerbaNd der LaNdWirt-
schaFtsKammerN 2010)

wendende Boden-
bearbeitung

Mulchsaat Direktsaat

Tiefe des Eingriffs 15 – 35 cm 5 – 25 cm 2 – 5 cm (Saattiefe)

Häuigkeit des Eingriffs hoch gering-hoch gering

Organische Masse an 
der Oberläche keine gering-hoch hoch

Technische Lockerung hoch gering-hoch keine

Biologische Aktivität gering mittel-hoch hoch

Mischungsintensität gering-mittel gering-hoch keine

mittlere Nitratkonz.: 25 mg/l

mg/l Nitrat
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Keimung von Ausfallgetreide und Unkräutern. Ziel ist 

eine möglichst ganzjährige Bodenbedeckung zum Schutz 

des Bodens vor Wasser- und Winderosion sowie vor 

Verschlämmung und Verkrustung. In Tabelle 31 sind die 

typischen Eigenschaften von Bodenbearbeitungssys-

temen dargestellt. Tabelle 32 beinhaltet die typischen 

Wirkungen von Bearbeitungssystemen. Die bereits nach 

einmaliger Anwendung festzustellenden Wirkungen sind 

„fett“ gekennzeichnet. Oft können die Wirkungen aber 

erst nach mehrjähriger Reduzierung der Bearbeitungsin-

tensität beobachtet werden

Wendende  
Boden bearbeitung

Mulchsaat Direktsaat

Aggregatsstabilität gering mittel-hoch hoch

Nährstoffeinmischung hoch mittel gering

Tragfähigkeit gering-mittel mittel-hoch hoch

Erosionsrisiko hoch mittel gering

phytosanitäre Wirkung hoch mittel gering

Arbeitszeitbedarf hoch mittel-hoch gering

Energiebedarf hoch mittel-hoch gering

Maschinenneuwert hoch mittel gering

Arbeitserledigungskosten hoch mittel gering

Wasserefizienz gering mittel hoch

bearbeitungsbedingte  
Nährstoffmineralisation

mittel-hoch gering gering

Tab. 32:  
Typische Wirkungen von 
Bearbeitungssystemen 
(VerbaNd der LaNdWirt-
schaFtsKammerN 2010)

Eine Reduzierung der Bearbeitungsintensität hinsicht-

lich Art, Tiefe und Häuigkeit der mechanischen Einwir-
kung auf den Boden fördert ein stabiles und tragfähiges 

Bodengefüge. Dieser Effekt dient als vorbeugende 

Bodenschutzmaßnahme gegen Verdichtungen und ihre 

negativen Folgeerscheinungen. Da die Saat in die boden-

nahe oder oberlächliche Mulchaulage erfolgt, wird die 
Aussaat als Mulchsaat deiniert. Erfolgt keine Boden-

bearbeitung (auch keine Stoppelbearbeitung), wird die 

Aussaat als Direktsaat deiniert. Lediglich zum Anlegen 
des Säschlitzes wird der Boden ein wenig bearbeitet 

(LeibNiZ-ZeNtrUm Für aGrarLaNdschaFtsForschUNG (ZaLF 

2013) e.V.). Durch die reduzierte Bodenbearbeitung 

wird insbesondere nach der Ernte der Hauptfrucht eine 

unerwünschte Mineralisation vermindert, was zur Redu-

zierung der Nitratauswaschung im Herbst beiträgt. Die 

erwartete Wirkung ist ein um zehn bis 20 kg/ha geringe-

rer Herbst-Nmin-Wert gegenüber der wendenden Boden-

bearbeitung (osterbUrG & rUNGe 2007).

Anwendungsbereich 
Reduzierte Bodenbearbeitungsverfahren haben grund-

sätzlich eine erosionsmindernde Wirkung. Bei be-

stimmten Standort- und Nutzungsverhältnissen (z. B. 

Hanglagen, Lage am Oberlächengewässer/ Iniltrati-
onsbereiche) sind sie auch für den Gewässerschutz von 

Bedeutung. Durch die Reduzierung bzw. den Verzicht auf 

eine Bodenbearbeitung kann im Herbst bei Kulturen, die 

große Mengen leicht mineralisierbaren Stickstoffs nach 

der Ernte auf der Fläche zurücklassen, die Mineralisation 

vor der nachfolgenden Hauptfrucht verringert werden. 

Der Herbst-Nmin-Wert kann somit gezielt gesenkt werden.

Im Rahmen der WZB wird die reduzierte Bodenbear-

beitung derzeit über FV hauptsächlich zu Reihenfrüchten 

wie Mais oder Zuckerrüben angeboten. Dies liegt an der 

speziellen Problematik dieser Kulturen:

 ■ Durch lange Zeitspannen zwischen der Aussaat der 

Reihenfrüchte und dem Schließen der Bestände kön-

nen Bodenverschlämmung und -verkrustung sowie 

Bodenerosion auftreten.

 ■ Bei konventioneller Bearbeitung besteht die Gefahr 

der Überlockerung der Krume und dadurch eine er-

höhte Anfälligkeit zur Verdichtung.

 ■ Das Fehlen der Bodenbedeckung während der nie-

derschlagsreichen Wintermonate erhöht die Gefahr 

von Nährstoffauswaschungen.

Der Verzicht auf eine wendende Bodenbearbeitung kann 

auf den Herbst beschränkt bleiben oder auf ganze Pro-

duktionsverfahren ausgedehnt werden. Auch die Intensi-

tät und die Tiefe der Bodenbearbeitung sind unterschied-

lich gestaltbar und können von einer lach mischenden 
Bodenbearbeitung (Fräse, Flachgrubber) bis zur Festbo-
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denwirtschaft (Schlitzsaat) reichen. Aus Gewässerschutz-

gründen sollte dies von den jeweiligen Standort- und 

Nutzungsverhältnissen abhängig gemacht werden. Zur 

Sicherung des Maßnahmenerfolgs sollte eine Boden-

bearbeitung frühestens im Frühjahr erfolgen, um einen 

Mineralisationsschub im Herbst zu verhindern und die N-

Auswaschung zu reduzieren. Der Verzicht auf Bodenbe-

arbeitung z. B. nach Mais oder bei nachfolgendem Anbau 

einer Sommerung wird in zahlreichen Trinkwasserschutz-

kooperationen als FV angeboten. Um die Wirksamkeit 

der Mulchsaat für den Grundwasserschutz zu erhöhen, 

wird die Maßnahme in der Regel an den vorherigen 

Anbau von Zwischenfrüchten gebunden. Die Kombina-

tion dieser Grundwasserschutzmaßnahmen kann den 

Nitrateintrag in das Grundwasser deutlich reduzieren. 

Zum einen kann der nach der Ernte der Vorfrucht im Bo-

den zurückgebliebene mineralische Stickstoff durch die 

Zwischenfrucht über den Winter konserviert werden. Zum 

anderen mindert und verzögert die folgende Mulchsaat 

die bei der Einarbeitung der Zwischenfrüchte einsetzen-

de Mineralisation. Die verspätete Nährstoffnachlieferung 

des Bodens muss bei der Düngeplanung berücksichtigt 

werden. Zudem wird der Oberlächenabluss durch die 
über Winter vorhandene Bodenbedeckung vermindert. In 

Rapsfruchtfolgen, bei denen im Anschluss eine Somme-

rung folgt, nutzt man die Bodenruhe nach der Rapsernte 

für Aulaufraps als Zwischenfrucht. Die Sommerung kann 
dann als Mulchsaat ausgesät werden. Ein Beispiel für 

diese Fruchtfolge ist in Tabelle 33 dargestellt:

Durchführung
Technik

Die bei der reduzierten Bodenbearbeitung zum Einsatz 

kommende Technik kann nach ihrer Eingriffsintensität 

gegliedert werden. Der Einsatz von Schwergrubber oder 

Flügelschargrubber zur lockernden Grundbodenbear-

beitung ermöglicht gegenüber dem Plug eine geringere 
Eingriffsintensität. Eine weitere Eingriffsreduktion erfolgt 

mit der Frässaat. Mit der Direktsaat wird die unmittel-

barste Form der Feldbestellung erreicht, da hier auf 

die Bearbeitung des Bodens ganz verzichtet wird. Die 

Aussaat erfolgt mit speziellen Direktsaatmaschinen oder 

mit robusten herkömmlichen Sämaschinen, die mit ihren 

Säaggregaten die Mulchschicht durchdringen können (s. 

Abb. 64). Mulchsaatverfahren mit lacher und daher scho-

nender Lockerung liegen in der Intensität zwischen dem 

Plug und der Direktsaat (s. Abb. 65). 

Bei Bedarf kann bei der Mulchsaat noch eine Saatbett-

bereitung erfolgen. Die Notwendigkeit hängt im We-

sentlichen vom Bodentyp, von den Klimaverhältnissen 

und vom Zustand der Fläche ab. Generell kann man die 

Mulchsaat in zwei Verfahrensvarianten unterscheiden:

1. Mulchsaat mit Saatbettbereitung: Es erfolgt immer 

eine oberlächliche, meist bis maximal 10 cm tiefe Ein-

arbeitung der Planzenreste in den Boden. Dies kann 
als gesonderter Arbeitsgang oder auch zeitgleich mit 

der Aussaat erfolgen (s. Abb. 65). Das Verfahren eig-

net sich besonders bei Böden, die schwer bearbeitbar 

Abb. 64: Direktsaat von Wintergetreide nach Zwischen-
fruchtanbau (Kurlemann, LWK Niedersachsen)

Abb. 65: Mulchsaat mit Saatbettbereitung von Mais (Dijkstra, 
LWK Niedersachsen)

Tab. 33: Reduzierte Bodenbearbeitung in einer Rapsfruchtfolge

Jahr Monat Kultur Bearbeitung

1. Juli Winterraps Ernte

1. August Zwischenfrucht 
(Aulaufraps)

keine Bearbeitung

2. März Sommergetreide Mulchsaat

2. Oktober Wintergetreide Plug
3. Oktober Wintergerste ggf. Stoppel-

Mulchsaat
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sind und sich nur langsam erwärmen (z. B. schlufige 
Lehmböden), aber auch bei dichtlagernden oder durch 

das Befahren verdichteten Böden (z. B. Lehm- und 

Sandböden). Außerdem sollte eine Saatbettbereitung 

bei einem sehr massigen Zwischenfruchtaufwuchs 

bzw. bei sehr verunkrauteten Flächen durchgeführt 

werden, da so gleichzeitig eine mechanische Unkraut-

bekämpfung erfolgt.

2. Mulchsaat ohne Saatbettbereitung: Hierbei verbleiben 

die Reststoffe der Vor- oder Zwischenfrüchte auf der 

Bodenoberläche. Dieses Verfahren bietet sich beson-

ders für erosionsgefährdete Flächen an. Auf die Saat-

bettbereitung sollte auch bei einem günstigen Zustand 

des Bodens im Saathorizont (leichte, humose oder 

durch Frosteinwirkung physikalisch gelockerte Böden) 

oder möglichst auch bei schwer bearbeitbaren Böden 

verzichtet werden. Die Anwendung dieses Verfahrens 

kann auch bei brüchigem und gut abgetrocknetem 

Planzenmulch oder einer spuren- und verdichtungs-

freien Bodenoberläche sinnvoll sein (KtbL 1998).

Boden- und Standortvoraussetzungen

Die reduzierte Bodenbearbeitung bewirkt, vor allem nach 

mehrjähriger Anwendung, ein stabiles tragfähiges Boden-

gefüge und eine Steigerung der biologischen Aktivität des 

Bodens. Durch die geringe Intensität der Bodenbearbei-

tung werden Planzenreste auf der Bodenoberläche und 

in der obersten Bodenschicht angereichert (Mulch), was 

zu einer Förderung der Bodenorganismen, des Boden-

klimas und des Bodengefüges führt. Vorteile für den 

Gewässerschutz aufgrund dieser Bodenwirkungen sind:

 ■ Verbesserte Humus- und Nährstoffverteilung im Boden

 ■ Verzögerter Stoffaustrag über Makroporen

 ■  Reduzierung der winterlichen N-Auswaschung.

Die reduzierte Bodenbearbeitung ist eine sinnvolle 

Maßnahme bei fast allen Böden. Ton- und lössreiche 

Böden eignen sich aufgrund des weitgehend ungestörten 

Bodengefüges mit einer hohen Anzahl von Makroporen, 

da sie das Wasser relativ schnell in tiefere Bodenschich-

ten verlagern, ohne dass dabei die gesamte Bodenmatrix 

durchspült wird. Weniger gut geeignet sind Standorte mit 

strukturinstabilen Böden (sandige und kiesige Böden). 

Sie weisen ungünstige bodenphysikalische und boden-

chemische Eigenschaften auf (ein geringes Wasser- 

und Nährstoffspeichervermögen aufgrund ihres hohen 

Grobporenanteils, Strukturlabilität und eine Verdich-

tungsneigung (eLLmer & KöhN 1999)). Ein zusätzlicher 

Makroporenluss (schrader 2004) entsteht durch Mulch- 

oder Direktsaatverfahren nicht. Pluglos bewirtschaftete 
Sandböden sollten in regelmäßigem Wechsel krumentief 

gelockert werden, um eine oberlächennahe Bodenver-
dichtung und eine damit im Zusammenhang stehende 

schlechtere Nährstoffaufnahme und Wurzelwachstum zu 

vermeiden. 

Stark kiesige Böden mit geringem Humusgehalt sowie 

staunasse Böden sind für eine reduzierte Bodenbearbei-

tung weniger geeignet. Ungünstig sind auch Flächen in 

einem schlechten Strukturzustand z. B. durch Erntefahr-

zeuge verdichtete Böden oder das Vorhandensein von 

tiefen Fahrspuren.

Planzenschutz
Mit der Umstellung auf reduzierte Bodenbearbeitungs-

verfahren ist auch eine Anpassung beim Planzenschutz 
erforderlich. Tendenziell sind die Auswirkungen auf 

Unkräuter, Krankheiten und Schädlinge bei einer länger-

fristigen Umstellung des Anbauverfahrens höher als bei 

einem unregelmäßigen Wegfall der Plugfurche. Kurzfris-

tige Auswirkungen sind möglich (LaNG 1993). Folgende 

Schwerpunkte sind zu nennen:

 ■ Unkräuter: Mit abnehmender Eingriffsintensität 

können vor allem Gräser und Wurzelunkräuter wie 

Quecke oder Diestel zum Problem werden, da die 

Unkrautsamen nicht mehr durch den Plug vergraben 
werden bzw. die Wurzeln und Rhizome nicht zerstört 

Kostenvergleich reduzierte und konventionelle 

Bodenbearbeitung

Gemäß Berechnungsgrundlagen der LWK Nieder-

sachseN (2014a) ist bei reduzierter Bodenbearbei-

tung für zusätzlichen Dünger und Saatgut mit einem 

Mehraufwand von rund 50 €/ha gegenüber der 

konventionellen Bearbeitung zu rechnen. Durch den 

Plugverzicht ergeben sich ein geringerer Personal-
aufwand, geringere Maschinenkosten und ein gerin-

gerer Treibstoffverbrauch. Nach schmidt & NitZsche 

(2001) hat eine Umfrage unter Landwirten ergeben, 

dass der Dieselverbrauch um bis zu 30 l/ha reduziert 

wurde. Dieses Einsparungspotenzial kann aber nur 

erreicht werden, wenn die Zahl und die Intensität der 

Bearbeitungsgänge auf das Nötigste beschränkt wird. 

Gleichzeitig reduziert sich der Arbeitszeitbedarf von 

ca. zwei Stunden pro Hektar auf etwa eine Stunde 

pro Hektar. Bei den Maschinenkosten können nach 

Auskunft der Landwirte fruchtartenabhängige Kosten 

von ca. 50 €/ha bei Getreidearten und bis zu 125 €/

ha bei Zuckerrüben eingespart werden.
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werden. Ein verstärkter Herbizideinsatz kann die 

Folge sein, der bei der Direktsaat am höchsten ist. 

Alternativ kann der unkrautunterdrückende Effekt des 

Zwischenfruchtanbaus genutzt werden. Auch durch 

Mulchen oder Plügen der Ackerränder kann eine 
Einwanderung vom Feldrand in die Fläche unterdrückt 

werden (KtbL 1998).

 ■ Schädlinge: Die höhere Menge an Ernterückständen 

und Hohlräumen im Boden bietet gute Lebensbe-

dingungen für tierische Schädlinge. Insbesondere 

Mäuse, Schnecken und der Maiszünsler werden 

begünstigt. Bei Fraßschäden durch Mäuse kann die 

Förderung der natürlichen Fressfeinde (z. B.Greifvö-

gel) oder das gezielte Auslegen von Giftködern helfen. 

Während des Aulaufens der Kulturen stellen Schne-

cken ein größeres Problem dar. Durch gezielte Besei-

tigung der Hohlräume, durch Rückverfestigung des 

Saatbetts oder durch Entzug der Nahrungsquellen, 

durch Abtöten von Ausfallgetreide oder Unkräutern 

im Herbst kann die Schneckenproblematik gut unter-

drückt werden. Im Mais fressen sich die Larven des 

Maiszünslers im Maisstängel nach unten und schädi-

gen die Maisplanze. Sie überwintern in den auf der 
Fläche zurückgebliebenen Stoppeln und verpuppen 

sich im folgenden Frühjahr. Um ihnen diese Überwin-

terungsmöglichkeit zu nehmen, sollten die Stoppel-

reste im Herbst gehäckselt werden. Dies kann separat 

vor der Aussaat erfolgen oder in Kombination mit der 

Aussaat in einem Arbeitsgang. Diese Maßnahme wird 

bereits in einigen Trinkwasserschutzkooperationen in 

den FV zur reduzierten Bodenbearbeitung integriert 

(KtbL 1998).

 ■ Planzenkrankheiten: Hier ist vor allem die Fusa-

riumproblematik zu nennen (s. Tab. 34). Die Infekti-

on geht von den Planzenresten der Vorfrucht aus, 
wobei Maisstroh die Infektion am stärksten fördert. 

Hier bilden sich insbesondere bei feuchtwarmer 

Witterung die Sporen, die die Ähren des Getreides 

inizieren können. Besonders Winterweizen ist hierfür 
anfällig. Eine wirksame Reduktion des Fusariumin-

fektionsrisikos kann durch den Verzicht des Anbaus 

von Winterweizen nach Körner- oder Silomais erzielt 

werden. Generell sollte der Maisanteil in der Fruchtfol-

ge möglichst gering gehalten werden und die Mais-

stoppel sowie das Stroh gehäckselt werden, um den 

Rotteprozess zu beschleunigen. Nach dem Mais sollte 

möglichst Sommergetreide oder eine Blattfrucht ange-

baut werden. Beim Anbau von Wintergetreide sollten 

weniger fusariumanfällige Sorten gewählt werden 

(KtbL 1998).

Erfolgskontrolle
Die Herbst-Nmin-Methode kann zur Erfolgskontrolle 

herangezogen werden. Effekte der Bearbeitungsinten-

sität sind möglicherweise erst bei mehrjähriger Anwen-

dung zu erkennen (KesseNs 2001, schrader 2004, Fier 

et al. 2011). Eine Kontrolle der Maßnahmenumsetzung 

ist durch die direkte Überprüfung auf dem Feld, durch 

Einsicht der Betriebsaufzeichnungen oder durch Belege 

des Lohnunternehmers möglich. Die Maßnahmeneffekte 

der reduzierten Bodenbearbeitung nach Mais werden im 

folgenden Kapitel 2.4.2.1 und für die reduzierte Bodenbe-

arbeitung nach Raps im Kapitel 2.4.2.2 dargestellt.

Folgekosten für den Planzenschutz
Aufgrund des erhöhten Anpassungsbedarfs beim 

Planzenschutz durch die reduzierte Bearbeitungsin-

tensität wird oft von erhöhten Kosten ausgegangen. 

Laut schmidt & NitZsche (2001) ist beim Fungizid-

aufwand kein erhöhter Aufwand zu erwarten, wenn 

Einlussfaktoren wie Fruchtfolge und Sortenwahl 
ausreichend beachtet werden. Bei den Herbizidan-

wendungen ist dagegen gem. Berechnungsgrund-

lagen der LWK NiedersachseN (2014a) mit einem 

Mehraufwand von ca. 35 € / ha zu rechnen, der vor 

allem durch den verstärkten Einsatz von Gräserher-

biziden und / oder Totalherbiziden zu begründen ist. 
Wird eine Bekämpfung von Mäusen und Schnecken 

nötig, kann sich ein Mehraufwand von zusätzlich 

zehn bis 20 € / ha ergeben. Für alle Faktoren gilt, dass 
die Kosten durch Beachtung der acker- und plan-

zenbaulichen Wechselwirkungen deutlich reduziert 

werden können.

Tab. 34: Einluss der Vorfrucht auf das Fusariumbefallsrisiko

stark
befallsfördernd

mittel 
befallsfördernd

wenig 
befallsfördernd

Körnermais Feldgras Zuckerrüben

Silomais Winterweizen übriges Getreide

Triticale Kartoffeln

Raps
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2.4.2.1 Reduzierte Boden-
bearbeitung nach Mais

Kurzcharakteristik
Aus Sicht des Gewässerschutzes kann die Reduzierung 

oder der Verzicht auf die Bodenbearbeitung nach der 

Maisernte zur Aussaat des folgenden Wintergetreides 

positiv wirken. Durch die reduzierte Bodenbearbeitung 

nach der Ernte der Hauptfrucht wird die unerwünschte 

N-Mineralisation vermindert und die Nitratauswaschung 

im Herbst reduziert.

Anwendungsbereich und Durchführung
Im Rahmen der WZB wird eine Reduzierung der Bo-

denbearbeitung nach Mais derzeit in verschiedenen FV 

angeboten. Dabei geht es vorwiegend um eine lächen-

bezogene Reduzierung oder Unterlassung beispielsweise 

nach der Maisernte. Eine Systemumstellung der Boden-

bearbeitung erfolgt meist nicht. 

Folgende FV werden zur „Reduzierten Bodenbearbei-

tung nach Mais“ angeboten:

1. Mulchsaat zu Wintergetreide nach Mais

2. Direktsaat von Wintergetreide nach Mais

Beide Mulchsaatverfahren sind ausführlich im Kapitel 

2.4.2 im Abschnitt „Durchführung“ beschrieben.

Ein Schlegeln der Maisstoppeln sollte aus feldhygieni-

schen Gründen im Rahmen der Maßnahmenumsetzung 

eingeplant werden.

Die Aussaat kann mit speziellen Direktsaatmaschinen 

(s. Abb. 66) oder auch mit universellen Sämaschinen (s. 

Abb. 67) erfolgen. Mit diesen ist eine Aussaat sowohl als 

Direktsaat als auch Mulchsaat möglich.

Bodenruhe nach der Maisernte bis zum Frühjahr 

ohne Aussaat im Herbst

Folgt nach dem Mais erneut eine Sommerung, so kann 

durch einen „Verzicht auf Bodenbearbeitung“ bis zum 

Frühjahr des Folgejahrs ein Mineralisationsschub im 

Herbst zur Sickerwasserspende verhindert werden. Das 

Schlegeln der Maisstoppeln im Herbst sollte auch hier 

aus feldhygienischen Gründen durchgeführt werden. 

Mit der Umstellung auf reduzierte Bodenbearbeitung ist 

unabhängig von der Kultur (Mais oder Raps) je nach Ver-

fahrensweise auch eine Anpassung beim Planzenschutz 
erforderlich. Die Auswirkungen auf Unkräuter, Planzen-

krankheiten und Schädlinge sind bei einer längerfristigen 

Umstellung höher. Die Auswirkungen sind im Kapitel 

2.4.2 beschrieben. Im sogenannten Blaubuch sind 

entsprechende Berechnungen für Ausgleichszahlungen 

aufgeführt (LWK NiedersachseN 2013a). 

Erfolgskontrolle
Die Herbst-Nmin-Methode kann zur Erfolgskontrolle der 

Maßnahmenwirkung herangezogen werden. Effekte zur 

Bearbeitungsintensität sind meist erst bei mehrjähriger 

Anwendung zu erkennen (schrader 2004; KesseNs 2001; 

Fier et al. 2011). Der Herbst-Nmin-Wert wird gegenüber 

der wendenden Bodenbearbeitung um zehn bis 20 kg 

N/ha (osterbUrG & rUNGe 2007) verringert. Mehrjährige 

Herbst-Nmin-Untersuchungen der WZB der LWK Nieder-

sachsen aus der Trinkwasserschutzkooperation Meppen 

für die Jahre 2007– 2012 sind in Abbildung 68 dargestellt. 
Im Schnitt dieser Untersuchungsjahre ielen die Nmin-

Ergebnisse auf den Maislächen mit anschließender Di-
rektsaat von Wintergetreide um 22 kg N / ha niedriger aus.Abb. 66: Direktsaat von Winterroggen in die stehenden Mais-

stoppeln mit Direktsaatmaschine; TGG Haselünne-Stadtwald, 
Emsland (Kurlemann, LWK Niedersachsen)

Abb. 67: Direktsaat von Winterroggen mit universeller Säma-
schine; TGG Geeste-Varloh, Emsland (Schrader, LWK Nieder-
sachsen)
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2.4.2.2 Reduzierte Boden-
bearbeitung nach Raps

Kurzcharakteristik
In den Rapsanbaugebieten folgt auf die Blattfrucht meist 

Winterweizen, da Raps als Vorfrucht eine gute Boden-

gare und zugleich hohe Restnährstoffwerte im Boden 

hinterlässt. Ein nachgebauter Winterweizen kann bis zum 

Beginn der Vegetationsruhe aber nur rund 15 kg N/ha 

aufzunehmen. Die restlichen N-Mengen werden je nach 

Bodentyp und Witterungsverlauf während der Wintermo-

nate in Form von Nitrat in tiefere Schichten verlagert bzw. 

ausgewaschen.

Einem N-Bedarf von etwa 200 bis 230 kg N/ha steht 

bei einer Rapsernte von 40 dt/ha ein Entzug von nur rund 

130 kg N/ha gegenüber. Damit verbleibt ein N-Überhang 

von bis zu 100 kg N/ha in Form von leicht mineralisier-

baren Planzen- und Ernterückständen auf dem Feld (s. 
Abb. 69). Die Mineralisation im Herbst wird durch eine 

Belüftung des Bodens infolge einer Stoppelbearbeitung in 

Gang gesetzt. Wird die Bodenbearbeitung im Herbst spä-

ter durchgeführt, reduziert oder unterlassen, wird weniger 

Stickstoff im Boden mineralisiert. Im Idealfall sollte aus 

Sicht des Grundwasserschutzes keine Bodenbearbei-

tung nach der Rapsernte erfolgen und statt Winterweizen 

(Standard) eine Sommerkultur angebaut werden. Dabei 

fungiert der Ausfallraps als Zwischenfrucht über Winter. 

Ergebnisse dazu lieferte das mehrjährige sogenannte 

INTEX-Projekt der Universität Göttingen (steiNmaNN & 

GeroWitt 2000). Auch Feldversuche in den TGG wie z. B. 

von mehreren Standorten in Südniedersachsen bestäti-

gen die positive Wirkung einer Bodenruhe auf die N-

Dynamik der Nmin-Werte (s. Abb. 70).

Abb. 68:  
Mittlere Nmin-Ergebnisse 
der Jahre 2007– 2012 bei 
unterschiedlicher Bear-
beitungsintensität  
(LWK NiedersachseN 2012c)

Abb. 69: N-Flächenbilanzsaldo und Herbst-Nmin-Werte nach 
Winterraps. Ergebnisse des INTEX-Projektes der Universität 
Göttingen (verändert nach steiNmaNN & GeroWitt 2000). Die drei 
unterschiedlichen Formen bilden die Versuchsergebnisse von 
drei Standorten in Süd- und Ostniedersachsen ab.

Realistischer  
Saldenbereich  
bei N-Düngungen  
gem. aktueller  
Empfehlungen

Bilanzsaldo bei Rapsanbau (kg N/ha)
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Besonders auf lachgründigen Standorten des südhan-

noverschen Hügellands und den leichten Sandböden der 

Geest ist der Anbau von Raps in TGG aufgrund tenden-

ziell höherer Rest-Nmin-Werte nach der Ernte kritisch zu 

bewerten. Durch ein gezieltes Nacherntemanagement 

nach Raps kann der Reststickstoff für die Nachfrucht 

konserviert und mögliche Nitratauswaschungen minimiert 

werden (LicKFett et al. 1994; möLLers 2000). Von beson-

derer Bedeutung ist dabei die Bodenruhe nach Raps (s. 

Abb. 70).

Abb. 70:  
Wirkung einer Bodenbear-
beitung nach der Rapsernte 
(19 Flächen, oben) im 
Vergleich zur Bodenruhe bis 
zum Frühjahr (26 Flächen, 
unten) auf die Dynamik der 
Nmin-Vorräte im Boden. 
Ergebnisse von Versuchs-
lächen der Bezirksstelle 
Northeim, Jahre 2008-
2012. (LWK NiedersachseN 
2013e). Die farbigen Linien 
zeigen die Einzelwerte von 
Demonstrationsversuchen, 
die schwarze fettgedruckte 
Linie und die Werte den 
Verlauf des Median-Nmin-
Werts.
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Anwendung und Durchführung
In der Praxis gibt es verschiedene Ansätze der reduzier-

ten Bodenbearbeitung nach Raps. Hervorzuheben ist die 

damit erreichbare, deutliche Reduktion der Herbst-Nmin-

Werte. Für die landwirtschaftliche Praxis ergeben sich 

aber auch Nachteile. Die Umsetzung im Rahmen von FV 

erfolgt derzeit nach folgenden Ansätzen:

Reduzierte, späte Bodenbearbeitung nach der Ernte, 

z. B. erst ab 01.09. oder 20.09.

Hierbei wird die oberirdische Beseitigung der Raps-

stängel, beispielsweise durch Abschlegeln, sowie der 

Einsatz eines Totalherbizids nach einer bestimmten Zeit 

des Aulaufens des Ausfallrapses erlaubt. In der Praxis 
hat sich eine nicht-wendende Bodenbearbeitung (z. B. 

Grubbern) und die anschließende Mulch- bzw. Direktsaat 

des Getreides insbesondere bei Weizen etabliert. Früher 

gedrillte Kulturen, wie z. B. ein Ende September gedrill-

ter Winterroggen, nehmen mit etwa 20 kg N/ha bis zum 

Beginn der Vegetationsruhe auch nicht deutlich mehr 

Stickstoff aus dem Boden auf als Winterweizen. Die erste 

Bodenbearbeitung sollte frühestens ab 01.09., besser 

erst ab 20.09.erfolgen, denn je später Sauerstoff im Zuge 

der Bodenbearbeitung in den Boden kommt, desto später 

beginnt der Mineralisationsprozess.

Durch eine so terminierte, hinausgezögerte Boden-

bearbeitung wird der Nmin-Wert zur Sickerwasserspende 

jedoch nur geringfügig reduziert. Diese Maßnahme wird 

von den Landwirten gut akzeptiert. Nur ein kleiner Teil 

der Betriebe nutzt die Möglichkeit des Schlegelns der 

Rapsstoppeln ab einer Woche nach der Ernte. Hierdurch 

werden Ernterückstände zusätzlich zerkleinert und breit 

verteilt und die Ausfallrapskörner bodennah angedrückt 

bzw. unter/in die Spreuschicht gebracht. Die vorhandene 

Restbodenfeuchte und der Bodenkontakt helfen dem 

Ausfallraps, oberlächlich zu keimen. Im Gegensatz hier-
zu werden die Rapskörner bei einer unmittelbaren Bo-

denbearbeitung (etwa 5 cm tief) vergraben und können 

kontinuierlich auch noch in den Folgekulturen aulaufen, 
dies ist unerwünscht.

Das Nacherntemanagement ist zunehmend Bestand-

teil eines genehmigungsplichtigen Rapsanbaus in neu 
ausgewiesenen Wasserschutzgebieten (WSG), z.B. im 

Landkreis Northeim.

Der Landwirt erhält für die Umsetzung der FV „Redu-

zierte Bodenbearbeitung“ je nach Festlegung des Be-

arbeitungstermins in der Trinkwasserschutzkooperation 

aktuell 30 €/ha bzw. 60 €/ha gemäß Berechnungsgrund-

lagen (Blaubuch, LWK NiedersachseN 2013a). Hiermit 

sind die zusätzlichen Kosten für Saatgut, zusätzlichen 

Stickstoff sowie den PSM-Bedarf abgedeckt, aber auch 

ein möglicher Minderertrag. Als Vorteile sind die Einspa-

rungen beim Plügen und Bestellen berücksichtigt (MU 
2007a). 

Verzicht auf die herbstliche Bodenbearbeitung bis 

zum Frühjahr und Anbau einer Sommerkultur 

Durch diese Anbau- und Fruchtfolgestrategie wird der 

Rest-Nmin-Wert nach Raps deutlich gesenkt. Die frühest-

mögliche Bodenbearbeitung erfolgt je nach der folgenden 

Sommerkultur z. B. bei Sommergetreide und Legumino-

sen ab 01.02., zu Zuckerrüben ab 01.03..bzw. zum Mais 

erst ab dem 01.04..

Diese Variante wird seit vielen Jahren in den TGG 

südlich von Hannover von Landwirten praktiziert, obwohl 

dieses Verfahren auch mehrere Nachteile hat. Hierzu 

gehören eine schlechtere Bearbeitbarkeit der schweren, 

kalten (Ton-)Böden im Frühjahr und ein höheres Ertrags-

ausfallrisiko auf lachgründigen, im Sommer knapper 
wasserversorgten Standorten. Soll ein Kulturwechsel 

vom üblicherweise dem Raps folgenden Blattfruchtwei-

zen zu Sommerungen wie Hafer, Sommerweizen oder 

Mais erfolgen, sozusagen eine Fruchtfolgeumgestaltung, 

ergeben sich hohe Ertrags- und Vermarktungseinbußen. 

Verglichen mit dem Referenzsystem Raps – Weizen 

errechnet sich derzeit je nach Marktlage ein Betrag von 

bis zu 300 €/ha und mehr. Der Effekt (s. Abb. 71) dieser 

modiizierten Anbauvariante auf die Rest-Nmin-Werte 

nach Raps berechtigt den höheren Ausgleichsbeitrag.

Unter Weizen nach Raps fanden sich in den Jahren 

2001 bis 2005 Herbst-Nmin-Werte im jährlichen Mittel von 

bis zu 90 kg N/ha, die Maxima lagen bei etwa 175 kg N/

ha. Eine spätere Bearbeitung nach der Ernte (in den 

Jahren 2001 bis 2005 ab dem 15.09.) verbesserte den 

mittleren Nmin-Wert im Schnitt um etwa 20 kg N/ha. Bei 

unterlassener Bodenbearbeitung konserviert Ausfallraps 

als Zwischenfrucht den Bodenstickstoff nahezu vollstän-

dig und trägt zu einer Reduktion des Herbst-Nmin-Werts 

um 65 kg N/ha auf etwa 25 kg N/ha bei.

Probleme bei dieser Maßnahme, wie die Vermehrung 

von Ackerschnecken oder pilzlicher Erreger der Weiß-

stängeligkeit (Sclerotinia), der sich in die Rapsstängel 

zurückzieht bzw. darin vermehrt, können durch Abschle-

geln reduziert werden (topaGrar online 2010). Eine 

weitere Pilzkrankheit – die Kohlhernie (Plasmodiopho-

ra) – hat allerdings in den letzten Jahren im Zuge eines 

gesteigerten Rapsumfangs generell und innerhalb der 

Fruchtfolge (Raps steht oftmals jedes dritte Jahr auf der-

selben Fläche) regional stark zugenommen (soNtheimer 

2013). Der Erreger bildet beim Vorhandensein des Wirts 

im Boden verbleibende Dauersporen. Je länger der Raps 

und nachfolgend aulaufender Ausfallraps stehen bleiben 
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(s. Abb. 72), umso mehr wird ein derzeit noch nicht che-

misch bekämpfbares Erregerpotenzial im Boden gebildet 

(schäFer, 2008; soNtheimer, 2013; döLGer 2006).

Deshalb wird eine reduzierte, späte Bodenbearbeitung 

nach der Rapsernte bei den Praktikern in Frage gestellt. 

Vor diesem Hintergrund gilt es, das „Nacherntemanage-

ment Raps“ weiter zu modiizieren und Ausfallraps als 
sogenannte „grüne Brücke“ der Krankheitsvermehrung 

möglichst nicht zuzulassen.

Eine mögliche Alternative zum Referenzsystem 

„Rapsernte – mehrmalige Bodenbearbeitung – nachfol-

gende pluglose Winterweizenaussaat“ könnte der un-

mittelbare Anbau (schnellstmöglich nach der Rapsernte) 

einer wüchsigen, gut deckenden und den freien Boden-

stickstoff weitgehend aufnehmenden Zwischenfrucht bie-

ten. Die LWK Niedersachsen hat im Einzugsgebiet ihrer 

Betriebsstelle Northeim seit 2008 mehrere Streifenversu-

che, zunächst mit Phacelia als einer sicher abfrierenden 

Planze, ab 2012 auch mit weiteren Zwischenfruchtvari-
anten durchgeführt. 

Nach der Rapsernte frühe Ansaat einer Zwischen-

frucht (Nicht-Kruzifere)

Möglichst früh (bis 15.08.) sollte eine Zwischenfrucht 

(z. B. Phacelia) ausgesät werden, damit sich ein wüchsi-

ger, gut unterdrückender Zwischenfruchtbestand etab-

liert. Zunächst muss aber eine Bodenbearbeitung und 

Saatbettbereitung erfolgen. Die Zwischenfrucht entleert 

den im Boden vorhandenen frei werdenden Reststick-

stoff nahezu vollständig. Einige Streifen-Feldversuche 

zeigten, dass ein Phaceliabestand kontinuierlich Stick-

stoff aufnimmt. In der Summe werden bis zu 80 kg N/ha 

akkumuliert (s. Abb. 73). Je sorgfältiger bzw. tiefer die 

Bodenbearbeitung zu Phacelia erfolgt, desto besser sind 

das Wachstum und das N-Aufnahmevermögen der Zwi-

schenfrucht. Mit zunehmender Bearbeitungstiefe steigt 

allerdings auch die Gefahr des Vergrabens dormanter 

Rapssamen (topaGrar oNLiNe 2010).

Insbesondere im Hinblick auf die aktuelle Kohlhernie-Pro-

blematik ist es wichtig, dass nicht dauerhaft Altrapsplan-

zen in dem Zwischenfruchtbestand wachsen. Dies lässt 

sich jedoch in Phacelia nicht verhindern, da später auf-

laufender Ausfallraps („2. Welle“) chemisch nicht selektiv 
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Abb. 71: Mittlere Herbst-Nmin-Werte nach Raps bei variiertem 
Nacherntemanagement: Bearbeitung jeweils praxisüblich nach 
der Rapsernte (rot), Bearbeitung ab 15.09. (gelb), Bodenruhe 
bis zum Frühjahr (grün), Jahre 2001– 2006, Südniedersachsen, 
BST Northeim. (LWK NiedersachseN 2006)

Abb. 72: Ackerläche mit Rapsstoppeln und aufgelaufenem 
Ausfallraps. (Bouws, LWK Niedersachsen)

Abb. 73: N-Aufnahme eines Phacelia-Zwischenfruchtbestands 
und einhergehender Nmin-Gehalt von Ackerlächen mit Vorfrucht 
Raps, südniedersächsische Standorte Einbeck bzw. Northeim, 
2008 (LWK NiedersachseN 2013e).
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bekämpft werden kann. Andere Zwischenfrüchte, wie 

Grasmischungen haben den Nachteil, dass sie zu wenig 

Reststickstoff vor Winter akkumulieren und auch hier 

eventuell aulaufender Raps chemisch beseitigt werden 
muss. Eine Bearbeitung mit Planzenschutzschutzmitteln 
(sogenannte M-Mittel) ist möglich und erlaubt.

Erfolgsbewertung
Der Effekt einer reduzierten Bodenbearbeitung nach der 

Rapsernte auf die Verringerung der Herbst-N
min

-Werte 

ist eindeutig erkennbar. Er ist umso höher, je länger die 

Bodenruhe andauert, möglichst bis zum Frühjahr mit 

nachfolgendem Anbau einer Sommerung (s. Abb. 70).

Insbesondere aufgrund der Kohlhernieproblematik 

wird die beschriebene und zwischenzeitlich gut etab-

lierte Maßnahme mittlerweile sehr kritisch gesehen. Da 

aber bei konventioneller Bodenbearbeitung das Problem 

zu hoher Rest-Nmin-Werte besteht, ist es sinnvoll, das 

Nacherntemanagement nach Raps insbesondere in den 

TGG weiter zu entwickeln. Auch der nach der Rapsernte 

folgende Zwischenfruchtanbau bietet mit Fokus auf die 

phytosanitären Probleme keine optimale Lösung, da in 

Feldversuchen auch eine gut deckende Zwischenfrucht 

wie z. B. die Phacelia nicht in allen Jahren und generell 

nicht sicher genug den Ausfallraps unterdrücken konnte. 

Andere Zwischenfrüchte wie Buchweizen oder Begrü-

nungsmischungen erreichten meist keine gute Bodenbe-

deckung.

Abschließend können mit jetzigem Wissensstand 

folgende Empfehlungen für die Praxis gegeben werden 

(parisot & eicKermaNN 2012): 

1. Bisher keine Kohlhernie auf der Fläche:

 ■ Weitere Rapsfruchtfolge (nur alle vier bis fünf Jahre 

Raps)

 ■ Boden-pH auf den jeweiligen Zielwert einstellen, ideal 

mit Kalkstickstoff vor/ zur Rapssaat (die sogenannte 

„Cyanid-Phase“ hemmt die Keimung der Dauersporen 

des Erregers, ohnehin deutlich verringerte Neuinfekti-

onen bei einem pH-Wert > 7,0).

 ■ Bodenverdichtungen und Staunässe möglichst besei-

tigen oder vermeiden.

 ■ Vom Einsatz organischer Dünger im Raps wird abge-

raten.

 ■ Nach der Rapsernte zunächst Schlegeln u. Bodenruhe

 ■ Je nach Witterungsverlauf, der Erreger braucht zwin-

gend feuchtwarme Bodenbedingungen, nach 14 bis 

20 Tagen den aufgelaufenen Ausfallraps beseitigen. 

Dies ist nur mit einem Totalherbizid möglich, damit die 

gesamte Planze einschließlich der Wurzel abgetötet 
wird und nicht mehr Wirtsplanze ist. Bei einer maschi-
nellen Bodenbearbeitung hingegen bleiben ca. 20 % 

der Planzen (Wurzeln) vital.

 ■ Feldhygiene: konsequente Beseitigung von Ausfall- 

und Wildrapsplanzen und andere Kruzifere (kein Senf 
in der Fruchtfolge) aber auch Wirtsunkräuter (wie 

Hirtentäschel)

 ■ Saatbettbereitung (Mulch/ Direktsaat von Winterwei-

zen).

Viele der aufgeführten Maßnahmen sollten generell beim 

integrierten Rapsanbau beachtet werden.

2. Es besteht ein Kohlhernieproblem auf der Fläche:

 ■ Rapsfruchtfolge auf mindestens sieben Jahre strecken

 ■ Wenn Raps auf der Fläche angebaut werden soll, 

dann resistente Sorte (Mendel, Mendelson, SY Al-

lister, Andromeda) wählen und erneut Anbaupausen 

einhalten.

 ■ Vorsicht vor Verschleppung (Lohnunternehmer) von 

befallenen Flächen, auch in den Folgejahren (parisot 

& eicKermaNN 2012, soNtheimer 2013).

Das Nacherntemanagement nach Raps muss weiterent-

wickelt werden. Nicht nur mit Fokus auf den Grundwas-

serschutz sollten zukünftig die Fruchtfolgen vielseitiger 

gestaltet, die Bearbeitungsintensitäten reduziert und der 

Zwischenfruchtanbau erweitert werden.

2.4.3 Maßnahmen zur  
Stickstoffdüngung

N-Einträge in Gewässer resultieren aus N-Überschüssen, 

die entstehen, wenn Ertragserwartungen nicht realisiert 

werden bzw. die N-Düngung den tatsächlichen Erträgen 

nicht angepasst wird. Belastungen resultieren aber auch 

aus der nicht ausreichenden Erfassung und Anrechnung 

erhöhter Boden-N-Vorräte sowie durch unpassende zeitli-

che und mengenmäßige Düngungsmaßnahmen.

Auf vielen Standorten ist Wasser bzw. die Nieder-

schlagsverteilung während der Vegetationsperiode der 

entscheidende Wachstumsfaktor. In Jahren mit geringen 

Niederschlägen führt dies, insbesondere auf Standorten 

mit geringem Wasserspeichervermögen, zu niedrigen 
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Erträgen und somit zu hohen N-Überschüssen. Auf 

Standorten mit geringem Wasserspeichervermögen kann 

es darüber hinaus bei sehr hohen Niederschlägen bereits 

im Frühjahr zu N-Austrägen (Nitrat) mit anfallendem 

Sickerwasser kommen. Betroffen hiervon sind insbeson-

dere Früchte mit langsamer Jugendentwicklung und spät 

einsetzendem Wasserverbrauch (z. B. Mais). 

Tab. 35: N-Düngung, Ertrag, N-Saldo und Herbst-Nmin-Werte von Silomais beim Einsatz von N-Stabilisatoren (Piadin®) im Vergleich 
zu einer konventionellen N-Düngung. (reimer 2010)

Einsatz Stickstoff- 
stabilisator

Stickstoffdüngung 
(kg N/ha)

Ertrag 
(dt TM/ha)

Stickstoffsaldo 
(kg N/ha)

Herbst-Nmin-Wert 
(kg N/ha)

Ohne Piadin 171 133 34 47

Mit Piadin 171 150 17 17

Differenz 17 17 30

Exkurs

Nitriikationshemmstoffe (Piadin®) können lüssigen 
Wirtschaftsdüngern (Gülle, Gärreste) beigemischt 

oder aber vor deren Ausbringung direkt ausgebracht 

werden (Ausbringung mit der Feldspritze). Die Wir-

kungsweise unterscheidet sich prinzipiell nicht von 

der Wirkungsweise bei stabilisierten Mineraldüngern. 

Durch die verzögerte Nitriikation des Ammonium-

stickstoffs der lüssigen Wirtschaftsdünger werden 
mögliche Nitratauswaschungen vermieden; die Aus-

nutzung des Stickstoffs der organischen Nährstoffträ-

ger wird verbessert.

2.4.3.1 Stabilisierte Stickstoffdünger

Stickstoffdünger mit 
Nitriikationshemmstoffen

Kurzcharakteristik

Im Gegensatz zu Nitrat unterliegt Ammonium im Boden 

nicht der unmittelbaren Verlagerung bzw. Auswaschung 

mit dem Sickerwasser. Bei stabilisierten N-Düngern 

sorgen sogenannte Nitriikationshemmer für eine zeitliche 
Verzögerung der mikrobiellen Umwandlung von Ammoni-

umstickstoff in Nitrat-Stickstoff für eine Dauer von vier bis 

zehn Wochen. Mögliche N-Verluste durch Nitratverlage-

rungen können dadurch verringert werden.

Anwendungsbereich

Der Einsatz stabilisierter N-Dünger wird von den Her-

stellern für alle landwirtschaftlichen Kulturen empfohlen 

(ENTEC®, Alzon®). Ihre Anwendung ist in Sommerungen 

(Kartoffeln, Mais, Zuckerrüben und Sommergetreide) am 

weitesten verbreitet. Auch im Gemüseanbau, insbeson-

dere in Verbindung mit Beregnung, werden bzw. sollten 

stabilisierte N-Dünger eingesetzt werden (Novatec®). Auf 

Böden mit geringem Wasserspeichervermögen lassen 

sich in der Regel größere Effekte als auf Böden mit ho-

hem Wasserspeichervermögen erzielen.

Durchführung

Die Ausbringung stabilisierter N-Dünger erfolgt mit der 

auf dem Betrieb vorhandenen Technik. Je nach Standort-

Durch FV zur N-Düngung sollen Nitratausträge im 

Frühjahr durch den Einsatz von Nitriikationshemmstof-
fen verhindert werden. Ein generell verringertes N-Dün-

gungsniveau soll eine Verringerung der auswaschungs-

gefährdeten N-Überschüsse bewirken.

verhältnissen und angebauten Kulturen können ein bis 

zwei Arbeitsgänge gegenüber der sonst betriebsüblichen 

Vorgehensweise eingespart werden. Beim Anbau von 

Hackfrüchten und Raps ist in der Regel nur eine Gabe 

notwendig. Optimal ist die Einarbeitung nach der Ausbrin-

gung.

Erfolgsbewertung

Bereits 1981 konnte anhand von Untersuchungen des 

ehemaligen Bodentechnologischen Instituts in Bremen 

nachgewiesen werden, dass sich Nitratausträge beim 

Einsatz von Nitriikationshemmstoffen deutlich reduzie-

ren lassen (KUNtZe & scheFFer 1981). Ergebnisse aus 

den Versuchen, die im Rahmen der WZB angelegt und 

ausgewertet wurden, zeigen aber uneinheitliche Effekte 

(s. Tab. 35).
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CULTAN-Verfahren

Kurzcharakteristik

CULTAN ist die Abkürzung von „Controlled Uptake Long 

Term Ammonium Nutrition“. Eine „mögliche“ Übersetzung 

könnte heißen: Kontrollierte Aufnahme von Stickstoff über 

einen längeren Zeitraum durch Ammonium basierte Dün-

gung. Beim CULTAN-Verfahren erfolgt die N-Ernährung 

der Planzen nicht wie üblich über Nitrat, sondern über 
Ammonium. Dabei werden Ammoniumdünger im Boden 

platziert (Ammoniumdepot) und die Planze muss den 
Stickstoff durch Ausbildung des Wurzelwerks erschlie-

ßen. Die Nitriikation wird durch die hohe Ammoniumkon-

zentration im Depot verhindert bzw. verzögert. Der Effekt 

ist somit ähnlich wie bei den stabilisierten N-Düngern.

Anwendungsbereich

Entwickelt wurde das CULTAN-Verfahren maßgeblich am 

Agrikulturchemischen Institut der Universität Bonn. Der 

ursprüngliche Anwendungsbereich ist im Gemüsebau zu 

sehen, da hier Reihen- bzw. Unterfußdüngungen weiter 

verbreitet sind als im herkömmlichen Ackerbau. Prinzipiell 

ist der Einsatz des Verfahrens aber in allen Ackerbaukul-

turen möglich und wird insbesondere auf auswaschungs-

gefährdeten „leichten“ Böden empfohlen. Auf Grünland 

sind die Empfehlungen uneinheitlich.

Durchführung

Die Ausbringung des Ammoniumdepots erfordert eine 

spezielle Technik. Am weitesten verbreitet ist die direk-

te Injektion in den Boden über Sternräder. Gegenüber 

der herkömmlichen Ausbringung von stickstoffhaltigen 

Düngemitteln ist die Schlagkraft deutlich herabgesetzt 

(geringere Arbeitsbreite, geringere Fahrgeschwindigkeit). 

N-Dünger wie z. B. Ammoniakgas, Ammoniakwasser und 

ammoniumhaltige N-Dünger in lüssiger Form kommen 
zum Einsatz (Ammoniumsulfatlösungen). Auch Harn-

stoflösungen werden verwendet.
Die technische Realisierung funktioniert auf sandigen 

Böden besser als auf bindigen Böden. Je höher der Ton-

anteil der Böden desto eher verhindert der Eindringwider-

stand die erfolgreiche Injektion der Dünger in den Boden.

Erfolgsbewertung

Die CULTAN-Düngung hat sich in Niedersachsen noch 

nicht lächendeckend etabliert. Die Anwendung hängt 
häuig vom Vorhandensein der Applikationstechnik ab. 
Im Großraum Uelzen gibt es erfolgreiche Anwendungen 

in Wintergetreide und Zuckerrüben. Vereinzelt erfolgt 

der Einsatz im Gemüseanbau. Auf leichten Standorten 

kommt es zu einer Ertragsstabilisierung gegenüber 

der herkömmlichen Düngepraxis. Ergebnisse aus Ver-

suchsprojekten belegen vereinzelt eine Reduzierung der 

N-Austräge.

Erfolgsbewertung

Sowohl der Einsatz stabilisierter N-Dünger als auch das CULTAN-Verfahren bewirken eine Hemmung der Nit-

riikation. Auswaschungsverluste können hiermit verringert werden, insbesondere auf leichten Böden während 
der Vegetation. Unmittelbare Auswirkungen auf andere Erfolgsparameter wie z. B. N-Bilanzen oder Herbst-

Nmin-Werte sind vereinzelt zu beobachten.

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Es werden ähnliche N-Mengen benötigt wie beim Einsatz herkömmlicher N-Dün-
ger; Erfahrungen mit dem CULTAN-Verfahren belegen Düngeeinsparungen bis zu 
20 %.

Saldominderung -  Der Einsatz von stabilisierten N-Düngern hat selten Einluss auf den Ertrag und 
auf die Qualitätsparameter. Der Einsatz des CULTAN-Verfahrens führt auf leichten 
Standorten zu einer Verringerung der Ertragsschwankungen.

Herbst-Nmin-Minderung - Zum Zeitpunkt der Herbst-Nmin-Probenahme zeigen die Nitriikationshemmstoffe 
keine Nmin senkende Wirkung mehr.

Sickerwasserentlastung - Eine Sickerwasserverbesserung tritt nur in den Fällen auf, wo bei anfallendem 
Sickerwasser im Frühjahr eine Verringerung der Nitratausträge erreicht wird.

weitere Effekte - Einsparung von Arbeitsgängen; beim Einsatz des CULTAN-Verfahrens entstehen 
höhere Kosten durch die spezielle Applikationstechnik.
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Kurzcharakteristik
Neben der Optimierung ist die Reduzierung der N-

Düngung im Ackerbau zentraler Bestandteil der WZB 

in Niedersachsen. Die Maßnahme wird auf sensiblen 

Flächen in TGG umgesetzt und führt in erster Linie zu 

einer deutlichen Verringerung der Bilanzüberschüsse, vor 

allem in Wintergetreide und Winterraps. In einigen Kul-

turen ist auch ein deutlicher Effekt auf den Herbst-Nmin-

Wert zu beobachten (z. B. Mais). Klassische Ziellächen 
sind ertragsunsichere Standorte mit hoher bzw. sehr 

hoher Nitratauswaschungsgefährdung (Festgesteinsge-

biete). Zudem indet die Maßnahme generell auf priori-
tären Flächen Anwendung, wenn Extensivierungsareale 

ausgewiesen oder hydrogeologische Standorteigenschaf-

ten, z. B. kurze Verweilzeiten in der ungesättigten bzw. 

gesättigten Zone, berücksichtigt werden.

Anwendungsbereich
Zur Anwendung kommt die Maßnahme in erster Linie in 

Winterweizen, Wintergerste, Wintertriticale, Winterraps 

und Mais. Winterroggen, Sommergetreide (mit Ausnahme 

von Sommerweizen) und Zuckerrüben weisen in der Re-

gel aus Sicht des Gewässerschutzes unproblematische 

N-Überschüsse und niedrige Herbst-Nmin-Werte auf, so 

dass in diesen Kulturen kein unmittelbarer Handlungsbe-

darf besteht.

Durchführung
Die Bewirtschaftungsbedingungen sehen eine redu-

zierte N-Düngung auf den oben beschriebenen Stand-

orten vor. Grundlage für die Bemessung der Höhe des 

suboptimalen Düngungsniveaus sind die von der LWK 

Niedersachsen und die im Rahmen der WZB durchge-

führten Versuche und deren standörtliche grundwasser-

schutzorientierte Bewertung (s. Kap. 2.3.7). Es hat sich 

als zielführend herausgestellt, N-Düngung nicht drastisch 

zu reduzieren, sondern die Maßnahme soll dazu beitra-

gen, hohe Überschüsse zu kappen und auf ein Maß zu 

reduzieren, das mit den Zielen des Grundwasserschutzes 

vereinbar ist. Bei einer zu starken Reduzierung der N-

Düngung sinken die Erträge und teilweise die Qualitäten 

so weit, dass ein Effekt auf den N-Saldo nicht mehr zu 

erzielen ist.

In der Regel wird nur die gemäß Düngebedarfsermitt-

lung zu düngende Menge reduziert; die Verteilung der 

Düngemengen auf die Düngezeitpunkte wird dagegen 

selten beschränkt. Eine Andüngung von Wintergetreide 

ist im Ansaatjahr verboten; hohe und späte Qualitäts-

gaben, insbesondere zu Winterweizen, sind ebenfalls 

ausgeschlossen. Die Maßnahme sollte lächentreu 
über einen längeren Zeitraum durchgeführt werden. Im 

Rahmen von mehrjährigen FV erfolgt eine reduzierte N-

Düngung über die gesamte Fruchtfolge.

Erfolgsbewertung
Die Reduzierung der N-Düngung führt in den meisten 

Kulturen zu Ertragsdepressionen. Im Getreide ist sie 

darüber hinaus häuig mit Qualitätsverlusten (geringe 
Rohproteingehalte) verbunden. Trotz der verringerten N-

Abfuhr auf reduziert gedüngten Flächen lässt sich in fast 

allen Kulturen eine zum Teil deutliche Verringerung der 

N-Überschüsse beobachten. Wird die Maßnahme über 

Jahre durchgeführt (z. B. als Bestandteil von Fruchtfol-

gevereinbarungen), sind sowohl niedrigere Herbst-Nmin-

Werte als auch verringerte Nitratkonzentrati o nen in der 

ungesättigten Zone zu beobachten (s. Tab. 36).

Tab. 36: Einluss einer reduzierten N-Düngung im Rahmen von Fruchtfolgevereinbarungen (FFV) auf die Höhe der N-Düngung, des 
N-Saldos, des Herbst Nmin-Werts und der Nitratkonzentration in der ungesättigten Zone in der Kooperation IG Weser in den Jahren 
1990 bis 2008. (tappe 2009)

Maßnahme Stickstoffdüngung 
(kg N/ha)

Stickstoffsaldo 
(kg N/ha)

Herbst-Nmin-Wert 
(kg N/ha)

Nitratkonzentration 
(mg NO

3
/l)

Ohne FFV 200 28 79 74

Mit FFV 134 -3 62 39

Differenz 66 31 17 35
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Exkurs

Die Umsetzung von Maßnahmen mit reduzierter N-

Düngung wird häuig als schwer überprüfbar kritisiert. 
Die Kritik ist berechtigt, da in der Regel nicht nach-

gewiesen werden kann, wie viel Stickstoff tatsächlich 

gedüngt wurde. Im Wintergetreide und im Mais führt 

die Maßnahme zu einer Verringerung der Rohprotein-

gehalte. Eine Möglichkeit, die Einhaltung der Bewirt-

schaftungsbedingungen zu überprüfen, besteht daher 

in einem Vergleich von Rohproteingehalten reduziert 

gegenüber praxisüblich gedüngten Flächen sowie in 

der Überprüfung von Schlagkarteien. In Zukunft kann 

der Nachweis der tatsächlich durchgeführten Düngung 

besser überprüft werden, wenn z. B. Düngeapplikati-

onskarten auf den Betrieben vorliegen.

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungsminderung - Die Vorgaben der Bewirtschaftungsbedingungen schreiben eine Düngungsminde-
rung vor (-20 bis -50 kg N/ha).

Saldominderung - Eine Saldominderung ist insbesondere bei Winterraps und Wintergetreide nach-
weisbar (-20 bis -50 kg N/ha).

Herbst-Nmin-Minderung -  Auf lachgründigen Verwitterungsböden meist nicht nachweisbar; zum Teil deutli-
che Effekte bei Mais bzw. auf Standorten mit mehrjährigem Vertragsabschluss (-10 
bis -25 kg N/ha).

Sickerwasserentlastung -  Eine Sickerwasserentlastung lässt sich anhand von Nitrat-Tiefenproilen so-
wohl auf schweren als auch auf leichten Böden nachweisen (-15 mg NO

3
/l bis 

-50 mg NO
3
/l).

Weitere Effekte - Einsparung von Arbeitsgängen; positive Effekte auf die Qualitätsparameter bei 
Winterraps und Zuckerrüben.
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Aufgrund der verzögerten Nährstoffverfügbarkeit organi-

scher Dünger sowie der daraus resultierenden schlech-

teren Kalkulierbarkeit von Düngewirkung und Nährstoff-

nachlieferung aus dem Boden ist die Verbesserung des 

Umgangs mit organischen Düngern eine zentrale Aufga-

be der WZB.

Rechtliche Vorgaben zur ordnungsgemäßen Ver-

wertung von organischen Düngern basieren auf der 

EU-Nitratrichtlinie (EG 1991) sowie dem Düngegesetz 

(bmeLV 2009a). Das Düngegesetz stellt die Grundlage 

der Düngung mit organischen Düngern unter Einhaltung 

folgender Ziele dar:

 ■ die Ernährung der Nutzplanzen ist sicherzustellen,

 ■ die Fruchtbarkeit des Bodens, insbesondere des 

standort- und nutzungstypischen Humusgehalts, ist zu 

erhalten oder zu verbessern,

 ■ Gefahren für Mensch, Tier und Naturhaushalt, die 

durch das Herstellen, Inverkehrbringen oder die 

Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, 

Planzenhilfsmitteln sowie Kultursubstraten oder durch 
andere Maßnahmen des Düngens entstehen, sind 

vorzubeugen oder abzuwenden.

Neben den oben genannten Regelungen wird die Verwer-

tung von organischen Düngern durch folgende weitere 

Verordnungen geregelt: Düngeverordnung (DüV - BMELV 

2007), Düngemittelverordnung (DüMV - BMELV 2012b), 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG - BMU, BMWi 2012), 

Bioabfallverordnung (BioAbfV - BMU 2013) und Klär-

schlammverordnung (AbfKlärV - BMU 1992).

Speziell in WSG sind darüber hinaus die Regelungen 

der SchuVO (MU 2009) sowie weitere Landesvorgaben 

einzuhalten. Weiter werden gezielt FV zum optimierten 

Wirtschaftsdüngermanagement angeboten. 

Ein grundwasserschonender Einsatz von Wirtschafts-

düngern basiert prinzipiell auf folgenden Säulen:

 ■ der Ausbringung zu Zeiten hohen Nährstoffbedarfs, 

dieses setzt ausreichende Lagerraum- und Flächen-

verfügbarkeit voraus

 ■ einer fachgerechten Anrechnung der Düngewirkung 

und damit einhergehend Kenntnisse über den konkre-

ten Nährstoffgehalt des Düngers und dessen Dünge-

wirkung

 ■ dem Einsatz emissionsarmer Ausbringungstechnik zur 

Vermeidung von Verlusten in die Atmosphäre und die 

Gewässer

 ■ der Erlangung einer hohen N-Efizienz beim Wirt-
schaftsdüngereinsatz, verbunden mit einer maximalen 

Ausschöpfung der Einsparpotenziale von Mineraldün-

ger.

Der Themenblock Maßnahmen zur Wirtschaftsdüngung 

umfasst sowohl Maßnahmen zur Umsetzung der SchuVO 

als auch die Umsetzung grundwasserschonender Maß-

nahmen im Rahmen von FV. Folgende Schwerpunkte 

werden behandelt:

 ■ Zeitliche Beschränkung zur Wirtschaftsdüngerausbrin-

gung

 ■ Gewässerschonende Aufbringung von Wirtschafts-

düngern

 ■ Verzicht auf den Einsatz tierischer Wirtschaftsdünger

 ■ Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersuchungen.

Die Kapitel enthalten aufbauend auf den derzeitigen Vor-

gaben und Regelungen sowie fachlichen Kenntnissen, 

Hintergrundinformationen, Maßnahmenbeschreibungen 

und Empfehlungen. Die jeweils aktuellen und vollstän-

digen Rechts- und Verwaltungsvorgaben sind darüber 

hinaus zu berücksichtigen.

Im Hinblick auf weiterführende Informationen zur Aus-

gestaltung und Kostenbewertung FV sowie Einschrän-

kungen laut SchuVo wird auf das Blaubuch der LWK 

Niedersachsen verwiesen (LWK NiedersachseN 2014a). 

2.4.4.1 Zeitliche Beschränkung  
der Aufbringung  
von Wirtschaftsdüngern

Kurzcharakteristik
Der in tierischen und planzlichen Wirtschaftsdüngern 
enthaltene Stickstoff ist zu einem wesentlichen Anteil 

organisch gebunden. Dadurch indet eine zeitlich schwer 
zu kalkulierende N-Freisetzung in der Folge von Wirt-

schaftsdüngeraufbringung statt. Um die unkontrollierte 

N-Freisetzung zu minimieren, ist es zum Zwecke des 

Trinkwasserschutzes geboten, die Aufbringung von Wirt-

schaftsdüngern überwiegend im Frühjahr durchzuführen 

und Zeiten ohne Begrünung – insbesondere im Herbst 

– zu vermeiden. Je näher die Ausbringung am Bedarfs-

zeitpunkt der Planzen liegt, umso höher ist die Nährstoff-
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wirkung der aufgebrachten organischen Dünger. Die in 

den organischen Wirtschaftsdüngern enthaltenen Nähr-

stoffe, insbesondere Stickstoff, können somit efizient 
durch die Kulturen genutzt werden. Dadurch entstehende 

Potenziale zur Einsparung mineralischer Ergänzungs-

düngungen ermöglichen auch kostenseitig Vorteile. Für 

den Trinkwasserschutz stehen zwei wesentliche Ziele im 

Vordergrund:

 ■ Verringerung der Nährstoffbilanzüberschüsse durch 

Senkung der Gesamtdüngungshöhe,

 ■ Verringerung der direkten Nährstoffauswaschung 

durch Verzicht auf Wirtschaftsdüngeraufbringung zu 

Zeitpunkten mit geringem Nährstoffbedarf der Planzen.

Vorgaben zur zeitlichen Beschränkung von Wirtschafts-

düngern bestehen im Rahmen der Umsetzung der 

Düngeverordnung. Darüber hinaus beinhaltet die nieder-

sächsische SchuVO weitergehende Reglungen für WSG 

und im Rahmen von FV können TGG-speziisch weiter-
führende Maßnahmen ergriffen werden.

Hinweis: Für organische Dünger planzlicher Herkunft 
gelten unter planzenphysiologischen Aspekten und aus 
Wasserschutzsicht prinzipiell die gleichen Anforderungen. 

Dieser Sachverhalt wird in der SchuVO schon berück-

sichtigt und steht im Rahmen der Novellierung der DüV 

derzeit zur Diskussion.

Rechtliche Grundlagen 
Düngeverordnung: Grundsätzlich ist gemäß der DüV 

(BMELV 2007) eine Aufbringung von lüssigen organi-
schen Wirtschaftsdüngern auf Ackerland im Zeitraum 

vom 01.11.– 31.01. des Folgejahrs und auf Grünland vom 
15.11.– 31.01. verboten. Nach der Ernte darf Stickstoff 
nur bis zur Höhe des aktuellen Planzenbedarfs, jedoch 
insgesamt nicht mehr als 40 kg Ammonium oder 80 kg 

Gesamtstickstoff je ha ausgebracht werden. Dafür muss 

ein Nährstoffbedarf nachgewiesen werden. Auf unbe-

stelltem Acker muss eine unverzügliche Einarbeitung 

erfolgen. Hintergrund ist, dass eine Aufbringung von 

Wirtschaftsdüngern einschließlich anderer organischer 

Nährstoffträger, wie z. B. Gärresten und Komposten 

sowie weiteren Düngemitteln mit wesentlichem Gehalt an 

verfügbarem Stickstoff im Zeitraum von Oktober bis Ende 

Februar mit der Gefahr einer hohen N-Auswaschung in 

das Grundwasser verbunden ist (s. Kap. 2.3.1.6).

Ergänzender niedersächsischer Erlass: Eine weitere 

Konkretisierung der geltenden Vorschriften ist über den 

Erlass des Niedersächsischen ML (ML 2013) zur weiter-

gehenden Beschränkung einer herbstlichen Gülleausbrin-

gung erfolgt. Demnach besteht nach der Ernte der letzten 

Hauptfrucht nach Mais, Raps, Kartoffeln, Zuckerrüben, 

Feldgemüse, Leguminosen sowie zur Förderung der 

Strohrotte bis zum Winter kein Düngebedarf. Ein Bedarf 

kann, je nach Versorgungszustand des Bodens, beim 

Anbau von Winterungen nach der Hauptfrucht Getreide 

(nicht nach Mais!) bestehen.

Schutzgebietsverordnung: Die gemäß der DüV dei-

nierten Sperrzeiten sind in der Verordnung über Schutz-

bestimmungen in WSG (MU 2009) erweitert. So ist 

grundsätzlich die Aufbringung von lüssigen organischen 
Wirtschaftsdüngern auf Ackerlächen nach der Ernte 
und auf Grünland ab dem 01.10.bis Ende Januar des 

Folgejahrs nicht zulässig. Bei Anbau von Zwischenfrüch-

ten und von Winterraps ist eine organische Wirtschafts-

düngeraufbringung bis zum 15.09. möglich, jedoch nur, 

wenn Nährstoffbedarf besteht. Bei der Abschätzung des 

Nährstoffbedarfs sind die Empfehlungen der WZB zu 

berücksichtigen. Im Frühjahr verlängert sich der Verbots-

zeitraum um einen Monat bei einer Frühjahrsbestellung.

Anwendungsbereich
Während die Vorgaben der Düngeverordnung lächen-

deckend und die Vorgaben des ML-Erlasses (siehe 

oben) niedersachsenweit umzusetzen sind, gelten in 

den ausgewiesenen WSG die Vorgaben der SchuVO. Im 

Rahmen von FV können zudem über den gesetzlichen 

Rahmen hinausgehende Maßnahmen zur zeitlichen Be-

schränkung des Einsatzes tierischer Wirtschaftsdünger 

umgesetzt werden. 

Durchführung

Mindestanforderungen für die Maßnahmenumsetzung 

(FV) sind z. B.:

 ■ der Verzicht auf die Aufbringung tierischer Wirtschafts-

dünger in gebietsspeziisch zu deinierenden Zeiträu-

men unter Berücksichtigung der Boden- und Klimaver-

hältnisse,

 ■ das Führen einer Ackerschlagkartei bzw. eines Weide-

tagebuchs.

Die vollständigen Voraussetzungen für die Förderung 

(Mindestanforderungen) sind dem Nds. MU-Maßnahmen-

katalog in der jeweils aktuellen Fassung zu entnehmen.

In Tabelle 37 sind die gesetzlichen Sperrzeiten gemäß 

DüV, niedersächsischem ML-Erlass vom 03.07.2013 und 

SchuVO sowie weitere Zeiten weniger guter N- Ausnut-

zung dargestellt.
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Die derzeitigen Sperrfristen der SchuVO decken im 

Wesentlichen die Phasen mit fehlendem Nährstoff- bzw. 

Düngebedarf der Planzen ab. Dabei ist entscheidend, 
dass nach der Hauptfruchternte keine organischen Dün-

ger mehr ausgebracht werden dürfen. Einzige Ausnahme 

besteht bei nachfolgendem Zwischenfruchtanbau oder 

Winterraps mit nachgewiesenem N-Bedarf (Düngung bis 

14.09. möglich) sowie für Grünland- und Feldgrasbestän-

de (Düngung bis 31.09. möglich).

Zu Winterungen, zu Zwischenfrüchten wie z. B. Grün-

roggen und zu überwinternden Untersaaten sowie zu 

Feldgras und auf Grünland können ab 01.02. mit Ve-

getationsbeginn wieder organische Wirtschaftsdünger 

aufgebracht werden. Zu Sommerungen auf über Winter 

unbestellten Böden endet die Sperrfrist erst am 28.02.

Derzeit durch die Sperrfristen nicht abgedeckte 

Phasen ungenügenden Planzenbedarfs können aus 
Wasserschutzsicht bei Sommerungen wie Mais, Sor-

ghum, Sonnenblumen und Kartoffeln im Frühjahr vor der 

Einsaat entstehen, da diese meist erst zwischen (je nach 

Kultur und Vornutzung) Anfang April bis Anfang Mai zur 

Aussaat kommen (in Tab. 37 lila gekennzeichnet). Für 

diese gesetzlich zwar erlaubten, aber planzenphysiolo-

gisch ungünstigen Zeiträume ist eine Düngung direkt vor 

der Einsaat in Kombination mit direkter Einarbeitung zu 

empfehlen.

Auch bei Grünland und Feldgrasnutzung können in 

Abhängigkeit von Standort, Witterung und dem Jahres-

verlauf gegebenenfalls im Februar sowie im September 

Phasen mangelnder Nährstoffaufnahme auftreten, die 

von der Sperrfrist nicht gedeckt sind. Hier sollte die 

Düngegabe mengenmäßig und zeitlich vom tatsächlichen 

Planzenbedarf abhängig gemacht werden. Zudem sind 
die Vorgaben zur Ausbringung (s. Kap. 2.4.4.2) einzuhal-

ten.

In den ausgewiesenen WSG sowie den TGG mit 

Trinkwasserschutzkooperationen besteht in Abstimmung 

mit diesen die Möglichkeit des Abschlusses FV, z. B. um 

die genannten Lücken zu schließen. 

Nutzung

Grünland

alle Kulturen

Nach den Hauptfrüchten 
Mais, Raps, Kartoffeln, 
Zuckerrüben, 
Feldgemüse,  
Leguminosen 

ab Hauptfruchternte bis 30.01.

Strohrotte

Zone II

alle Kulturen
Zonen III, A u. B

Grünland
über Winter bestellte 
Böden: 

über Winter unbestellte 
Böden

Zwischenfrüchte und W-
Raps mit Nährstoffbedarf

März Apr MaiJun Juli Aug Sept Okt Nov

01.10. - 31.01. *3

Dez Jan Feb

DüV Kernsperrfristen*1 (rot) 
 und Erlass d. ML  (hellrot)

15.11. - 31.01.

01.11. - 31.01.

SchuVO (orange) und Zeiten ohne gesicherten N-Bedarf (lila)

ganzjähriges Ausbringungsverbot, auch für Geflügelmiste

*3: nicht abgedeckte Zeitfenster ohne gesicherten Nährstoffbedarf bei Grünland und Feldgras

ab Hauptfruchternte bis 31.01.

ab Hauptfruchternte bis 28.02.
*2

15.09. bis 31.01.

*1: DüV: Festmist ohne Geflügelkot weiterhin ganzjährig ausbringbar

*2 nicht abgedeckte Zeitfenster ohne gesicherten Nähstoffbedarf bei Sommerungen mit Saat ab Ende März/April (Mais, 
Sorghum, Kartoffeln)

Tab. 37: Sperrzeiten für das Ausbringen von Gülle, Jauche, Silosickersäften, Gärresten, Gelügelkot (inkl. Hähnchenmist) und Kom-
post nach DüV, Niedersächsischem ML-Erlass und SchuVO. Angabe von Zeiten weniger guter N-Ausnutzung. (iGLU)



140

2.4.4.1 Zeitliche Beschränkung der Aufbringung von Wirtschaftsdüngern  

Generell unterliegt Stallmist (von Rindern, Schweinen, 

Pferden, Ziegen, Schafen) nicht den Sperrfristen. Aus-

nahme stellt die Ausbringung von Gelügelmist (Enten-, 
Putenmist) in der Zone II dar, dieses ist verboten. Im 

Stallmist ist Stickstoff organisch gebunden und kann bei 

niedrigen Temperaturen nicht ausgewaschen werden. 

Erst bei höheren Temperaturen, mit Beginn der Vegeta-

tionszeit, wird der Stickstoff in eine planzenverfügbare 
Form umgewandelt. Daher bieten sich in Gebieten mit 

vermehrter Festmistausbringung auch Maßnahmen zur 

Beschränkung der Ausbringungszeiträume für Stallmist 

an.

Auf erosions- und abschwemmungsgefährdeten 

Standorten können zum Schutz der Oberlächengewäs-

ser weitere zeitliche Beschränkungen der Ausbringung 

von organischen Flüssigdüngern sinnvoll sein.

Weitere Vorgaben sind bei der Aufbringung von lüssi-
gen, organischen oder organisch-mineralischen Dünge-

mitteln zu beachten (LWK NiedersachseN 2014a):

 ■ die Gehalte an Gesamtstickstoff, Ammonium N und 

Phosphat müssen bekannt sein (Analyse),

 ■ die Einarbeitung hat unverzüglich zu erfolgen,

 ■ die ausgebrachte N-Menge darf im Durchschnitt 

der landwirtschaftlich genutzten Flächen 170 kg N 

Gesamtstickstoff pro Jahr nicht überschreiten (nach 

SchuVO inklusive des planzlich-organischen Stick-

stoffs z. B. von Gärresten).

 ■ Werden nach der Hauptfrucht Zwischenfrüchte ange-

baut, so ist noch bis 15.09. die Gabe von max. 40 kg 

Ammonium N oder 80 kg Gesamtstickstoff / ha mög-

lich.

 ■ Die Grenzen der Bilanzüberschüsse nach DüV sind 

mindestens einzuhalten.

Darüber hinaus ist zu beachten, dass durch die Ausdeh-

nung der Sperrfristen der Bedarf an Ausbringungslächen 
oder aber an Lagerraum zunimmt. Anpassungsstrategien, 

unter anderem durch Hinzunahme weiterer Ausbrin-

gungslächen, gegebenenfalls auch durch Wirtschafts-

düngerexport oder aber durch Lagerraumerweiterung 

sind daher zu prüfen.

Hinweis: Die Berechnung von Ausgleichzahlun-

gen für erweiterte Sperrfristen erfolgt in der Regel über 

die Kalkulation der Kosten für den dadurch zusätzlich 

erforderlichen Lagerraum. Da die Unterschiede inner-

halb und außerhalb von Schutzgebieten durch die neuen 

Festlegungen aber deutlich geringer geworden sind, 

kann künftig in den meisten Schutzgebieten nur noch 

dann ein Ausgleich gezahlt werden, wenn weitergehende 

Einschränkungen zu Grunde gelegt werden. Die derzeit 

noch gültigen Rahmenbedingungen für Ausgleichszah-

lungen werden unter Berücksichtigung des erweiterten 

Erlasses daher derzeit angepasst.

Für weitere Hinweise zur Beratung zum Umgang mit 

Wirtschaftsdüngern siehe auch Kapitel 2.3.1.6. 

Erfolgsbewertung
Der grundwasserschonende Effekt verlängerter Sperrfris-

ten ist insbesondere dann hoch, wenn die Ausbringung 

des organischen Düngers vom Herbst in das Frühjahr 

verlagert und so in Phasen eines hohen Planzenbedarfs 
gelegt wird. Die Efizienz des eingesetzten organischen 
Düngers wird gesteigert, eine N-Auswaschung über die 

Wintermonate vermieden und Mineraldünger eingespart. 

Ausreichender Lagerraum ist jedoch die Grundvorausset-

zung für eine gelungene Maßnahmenumsetzung.

Der Stellenwert verlängerter Sperrzeiten wird durch 

die Umsetzung verlängerter Sperrfristen in der SchuVO 

und seit 2013 auch landesweit über einen niedersächsi-

schen Runderlass verdeutlicht. Auch andere Bundeslän-

der, z. B. Schleswig-Holstein über den Weg des Landes-

wassergesetzes, reagieren derzeit mit einer Ausdehnung 

der Sperrfristen, da der durch die Vorgaben der DüV 

bestehende Schutz als nicht ausreichend angesehen 

wird und zeitliche Lücken bis zu einer Novellierung ge-

schlossen werden sollen.

Wenn über ein über die gesetzlichen Sperrfristen 

hinausgehendes Ausbringungsverbot im Rahmen FV 

nachgedacht wird, so kommt dies insbesondere für lach-

gründige oder durchlässige Gebietskulissen mit hoher 

Nitrataustragsgefährdung (NAG 4 (hoch austragungs-

gefährdet) bis 5 (sehr hoch austragungsgefährdet)) in 

Frage.
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2.4.4.2 Gewässerschonende  
Ausbringung  
von Wirtschaftsdüngern

Kurzcharakteristik
Der in tierischen und planzlichen Wirtschaftsdüngern 
enthaltene Stickstoff (N) ist zu einem wesentlichen Anteil 

organisch gebunden. Die N-Freisetzung nach Wirtschafts-

düngeraufbringung ist daher schwer kalkulierbar. Zum 

Zwecke des Trinkwasserschutzes ist es geboten, durch 

eine überwiegend im Frühjahr durchzuführende Aufbrin-

gung die unkontrollierte N-Freisetzung zu minimieren. Die 

in der Regel bereits bei wachsenden Winterungen erfor-

derliche Kopfdüngung verlangt den Einsatz von Exakt-

verteilern um die Bestandesentwicklung, Abreife und den 

Ertrag nicht durch ungleichmäßiges Wachstum infolge 

einer unzureichenden Verteilung zu beeinträchtigen.

Grundsätzliche Vorteile des Einsatzes von Exaktver-

teiltechnik sind:

 ■ Reduktion von Emissions- und Immissionsverlusten

 ■ Hohe Planzenverfügbarkeit und geringe N-Verluste 
steigern die Anrechenbarkeit und sichern die Ertrags-

leistung

 ■ Höhere Wirtschaftsdünger-N-Ausnutzung eröffnet 

Einsparpotenziale beim Mineraldüngereinsatz

 ■ Verminderung atmosphärischer N-Einträge in angren-

zende Ökosysteme.

Die Ausbringung von Gülle, Gärrest und Festmist mit 

grundwasserschonender Verteiltechnik kann mittels fol-

gender Geräte erfolgen:

 ■ Schleppschlauchverteiler

 ■ Schleppschuhverteiler

 ■ Injektionstechnik (z. B. Güllegrubber für Acker, Schlitz-

technik für Grünland)

 ■ Exaktmiststreuer.

Förderprogramme (u. a. Agrar- und Umweltprogram-

me der Bundesländer) sind derzeit auf die Förderung 

der Verbreitung der Injektionstechniken bzw. auch der 

Unterfußtechniken für die Wirtschaftsdüngerapplikation 

ausgerichtet. Beide versprechen eine Minderung der gas-

förmigen N-Verluste, eine Steigerung der N-Efizienz und 
eine weitergehende Entlastung für Grund- und Oberlä-

chengewässer sowie für die Atmosphäre.

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Einsparung von Mineraldünger kann durch Verlagerung der Ausbringung vom 
Herbst (niedriger planzlicher Bedarf) in das Frühjahr (hoher planzlicher Bedarf) 
erfolgen, somit wird die Düngewirksamkeit erhöht und Mineraldünger kann einge-
spart werden.

Saldominderung - Verlängerung der Sperrfrist auf 
01.10. – 15.02., Verzicht auf N zu 
Strohrotte*1

- Verzicht auf Ausbringung nach HF- 
Ernte außer Zwischenfrucht und 
Raps*1

10 – 30 kg N/ha 20 – 40 N/ha
Herbst-Nmin-Minderung 10 – 20 kg N/ha 20 – 40 kg N/ha

Sickerwasserentlastung 5 –15 kg N/ha reduzierte N- Fracht 5 – 30 kg N/ha reduzierte N- Fracht
-  Entlastung auf leichten Standorten ist besonders groß. Auf Ackerlächen besteht 

eine größere Entlastung als bei Grünlandnutzung.

Weitere Effekte - Deutliche Risikominderung, da in stark witterungsgeprägten Phasen der verlager-
bare Boden-N-Vorrat knapp gehalten wird.

- Die Anpassungsstrategien der Betriebe an verlängerte Sperrfristen sind kritisch 
zu prüfen. Negative Sekundärerffekte, z. B. durch erhöhte N-Düngegaben in den 
Frühjahrs- und Sommermonaten können bei mangelndem Lagerraum auftreten.

-  Es entsteht ein positiver Effekt auf den Oberlächenabluss.

*1) nach osterbUrG & rUNGe 2007
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Rechtliche Grundlagen
Gemäß DüV sind bei der Ausbringung von lüssigen 
Wirtschaftsdüngern nur Gülle- bzw. Jauchewagen mit 

zentralem Prallteller zulässig, mit denen nach unten 

abgestrahlt wird. Verteiler, die nach oben abstrahlen, sind 

verboten (s. Abb. 74). Der direkte Eintrag von Nährstoffen 

in oberirdische Gewässer soll durch einen Mindestab-

stand von drei Metern zwischen der Böschungsoberkante 

des Gewässers und dem Rand der durch die Streubreite 

bestimmten Ausbringungsläche vermieden werden.

Aus Sicht des Gewässerschutzes sollte auf die Ausbrin-

gung mit Prallteller jedoch ganz verzichtet werden, da 

relativ hohe gasförmige Ausbringungsverluste zu erwar-

ten sind und eine exakte, gleichverteilte Aufbringung 

zur Kultur nicht möglich ist (erschwerte Kalkulation der 

Düngewirkung, Überlappung, Gewässerabstand).

Bei der Ausbringung kann der Abstand zu oberir-

dischen Gewässern dann auf einen Meter reduziert 

werden, wenn beim Ausbringen der Wirtschaftsdünger 

Geräte eingesetzt werden, bei denen die Streubreite der 

Arbeitsbreite entspricht oder diese über eine Grenzstreu-

einrichtung verfügen.

Anwendungsbereich
Generell sollte Wirtschaftsdünger immer nach dem 

neuesten Stand der Technik ausgebracht werden, um 

die Ausbringungsverluste auf ein Minimum zu reduzieren 

und hohe Umweltstandards einzuhalten. Seit 2014 wird 

deshalb in Niedersachsen nur noch die Gülleausbringung 

mit Hilfe eines Schleppschuhverteilers bzw. eines Injek-

tors gefördert. 

Der Einsatz moderner Exaktverteiltechniken bedeutet 

ein Arbeiten mit großen Ausbringungseinheiten. Vielfach 

ist die Technik nicht mehr auf dem einzelnen Betrieb 

vorhanden, sondern wird in Ausbringungsgemeinschaften 

angeschafft und eingesetzt oder bei Lohnunternehmen 

in Anspruch genommen. Durch die Verschiebung der 

Wirtschaftdüngerausbringung vom Herbst in das Frühjahr 

geht in der Regel auch ein gesteigerter Anspruch an das 

Vorhalten von Lagerraum einher. Lagerraumkapazitäten 

von acht bis neun Monaten sichern in Kombination mit 

erweiterten Ausbringungskapazitäten (Erhöhung der 

Schlagkraft) die Überbrückung der Wintermonate ab.

Durchführung
Ziel der Anwendung exakter Ausbringungstechniken ist 

eine efiziente und planzenbedarfsgerechte organische 
Düngung. Aus Wasserschutzsicht ist die Düngemenge 

auf Standorten mit hohem Nachlieferungspotenzial am 

P-Bedarf zu orientieren und sollte zu maximal zweidrittel 

organisch gegeben werden. Andere Studien empfehlen 

für mineralisationsstarke Standorte eine Deckelung bei 

120 kg N organisch/ha (DWA 2010). Mineraldünger soll 

weitgehend substituiert und nur als Ergänzungsdüngung 

angewendet werden. Im Vorfeld werden bei der Dünge-

planung die genauen Ausbringungszeiträume (s. Kap. 

2.3.1) und zeitnahe Nährstoffanalysen (s. Kap. 2.3.4) der 

Wirtschaftsdünger berücksichtigt.

Durch die Wahl moderner Wirtschaftsdüngertechnik 

und einen im Hinblick auf die Ausbringungsbedingungen 

und den Planzenbedarf optimierten Einsatz können so-

wohl die N-Auswaschungsrisiken als auch die NH
3
- und 

N
2
O-Emissionen deutlich vermindert werden. Die Einspa-

rung eines Kilos nicht genutzten N-Düngers mindert so 

die Treibhausgasemissionen um ca. 17,5 kg Kohlendi-

oxid-Äquivalente (FLessa et al. 2012). 

Ausbringung zu Zeiten hohen Planzenbedarfs: Der 

Anteil an leicht verfügbaren N-Quellen aus tierischen 

Exkrementen beträgt rund 50 bis 60 %. Die Anrechen-

barkeit des Gesamt-N schwankt mit der Kultur und dem 

Zeitpunkt der Ausbringung. Tabelle 38 verdeutlicht für 

Raps, Mais, Wintergetreide und Grünland, in welchen 

Monaten jeweils ein optimaler Planzenbedarf gegeben 
ist und wann eine N- Gabe nicht oder nur noch bedingt 

ertragswirksam wird.

Bei Gärresten ist häuig nicht nur der Anteil von 
Ammonium, sondern auch der pH-Wert höher als bei 

unvergorener Gülle, so dass bei Gärresten mit höheren 

Ammoniakverlusten (NH
3
) zu rechnen ist, wenn nicht 

unter optimalen Bedingungen ausgebracht wird.

Vorgaben für die Ausbringung: Bei der Ausbringung 

organischer Dünger sind folgende Vorgaben zu berück-

sichtigen, um Ammoniakverluste zu reduzieren:

Abb. 74: Nicht mehr zulässiger Prallteller (LWK Niedersach-
sen)
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 ■ Grundvoraussetzung ist ein angepasster Lagerraum, 

der die Ausbringung zum planzenphysiologisch sinn-

vollsten Zeitpunkt erlaubt (insbesondere bei Somme-

rungen auch > sechs Monate),

 ■ geeignete Witterungsbedingungen für die Ausbrin-

gung nutzen: kühl, feucht, möglichst windstill, bedeckt, 

leichter Regen,

 ■ Einarbeitung innerhalb von vier Stunden vornehmen,

 ■ keine Ausbringung vornehmen, wenn Starkregener-

eignisse zu erwarten sind,

 ■ im Spätfrühjahr und Sommer: Ausbringung zum 

Sonnenuntergang reduziert die NH
3
-Verluste um 50 % 

gegenüber der Ausbringung am Tage,

 ■ Aufnahmefähigkeit des Bodens beachten: Ausbrin-

gung auf gefrorenem oder wassergesättigtem Boden 

oder Schnee ist verboten!

 ■ Ausbringung auf verdichtete, ausgetrocknete Böden 

vermeiden,

 ■ Ausbringmenge an den Planzenbedarf anpassen 
(Orientierung am P-Bedarf der Planzen, max. zwei 
Drittel des N organisch),

 ■ bei langjährig organisch gedüngten Flächen sollte die 

N-Anrechnung zu Getreide zwischen 60 bis 70 % und 

bei Mais zwischen 70 bis 80 % liegen.

 ■ Durch Schleppschuh- und Schlitztechnik können die  

N-Verluste gegenüber Schleppschlauchtechnik halbiert 

werden, mit positivem Effekt für die N-Anrechnung,

 ■ Einhaltung der Abstandsregelungen zu Gewässern.

Ammoniakemissionen vermeiden: Die Temperatur 

sowie die oberlächliche Verweildauer sind die wichtigs-

ten Einlussgrößen zur Minderung von N-Verlusten. So 
steigen die N-Verluste nach Gülleausbringung bei 25°C 

auf Stroh innerhalb von vier Stunden auf über 60 % an (s. 

Abb. 75). Die Notwendigkeit einer sofortigen Einarbeitung 

wird deutlich.

Tab. 38: Mittlere N-Ausnutzung in % des Gesamt-N-Gehalts von Rindergülle und Gärresten bei langjähriger Ausbringung auf dem-
selben Schlag bei verlustarmer Ausbringung (unverzügliche Einarbeitung, bodennahe Ausbringung, der Jahreszeit entsprechend 
kühle, feuchte Witterung) (LWK schLesWiG-hoLsteiN 2012, verändert durch iGLU)

Ausbringungsmonat Raps Wintergetreide Mais Grünland

Juli 50

August 50 40 40

September 30 30

Oktober

Februar 60 60 70

März 60 60 70 70

April 40 50 70 60

Mai 40 70 60 60

Juni 60 50
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Kumulative Am-
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4
-N + 
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Breitverteilung ohne 
Einarbeitung und 
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nach KTBL (2000), 
(iGLU)
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Zur Verfügung stehende Techniken: 

Gülleausbringung mit Schleppschlauchverteilern: Die 

Schleppschlauchtechnik reduziert die N-Verluste durch 

Ammoniak-Emissionen gegenüber einer Breitverteilung 

um zehn bis 30 % und der Mineraldüngerbedarf kann 

entsprechend gesenkt werden. Hinter dem Gülle- / Jau-

chewagen wird ein Schleppschlauchverteiler montiert, 

der die Gülle wenige Zentimeter über dem Boden mit 

lexiblen Schläuchen verteilt (s. Abb. 76). Dies ermöglicht 
eine:

 ■ Ausbringung in stehende Ackerkulturen (Mais, Getrei-

de)

 ■ Erhöhung der innerbetrieblich begüllbaren Fläche 

durch mögliche Ausbringung auch zu Getreide im 

Frühjahr

 ■ Verringerung der N-Ausbringungsverluste in Form von 

Ammoniakausgasung während des Verteilvorgangs 

um 30 bis 50 % gegenüber der Breitverteilung per 

Prallteller

 ■ gleichmäßige Verteilung auf der vollen Arbeitsbreite 

des Schleppschlauchverteilers 

 ■ Verringerung der Geruchsbelästigung

 ■ eine sehr exakte Steuerung der Ausbringungsmenge.

Gülleausbringung mit Schleppschuhverteilern und 

Schlitzgeräten auf Grünland und Acker: Schlepp-

schuhverteiler bringen die Gülle hinter einem über die 

Planzennarbe rutschenden Stahlfuß auf den Boden (s. 
Abb. 77). Der Schleppschuh (auch Gleitschuh oder Gleit-

fuß) hat die Funktion, den Planzenbestand zu teilen und 
gegebenenfalls den Boden anzuritzen. Schleppschuhge-

räte werden auf Ackerlächen und Grünland eingesetzt 

und weisen Arbeitsbreiten bis 15 m auf. Bei Schlitzge-

räten mit Arbeitsbreiten bis sechs Meter wird die Acker- 

bzw. Grünlandnarbe angeschnitten und die Gülle in den 

entstandenen ca. 8 cm tiefen Schlitz gelegt (s. Abb. 78). 

Vorteile dieser für Grünland entwickelten Techniken be-

stehen in der

 ■ Erhöhung der Verteilgenauigkeit auf Grünland und 

Acker,

 ■ Minimierung der N-Ausbringverluste in Form von 

Ammoniakausgasung während des Verteilvorgangs 

(Verringerung um 60 bis 90 % gegenüber der Breitver-

teilung per Prallteller (s. Abb. 75)),

 ■ Verminderung von Narbenschäden durch Verätzung,

 ■ Verminderung der Futterverschmutzung

 ■ Verhinderung von Oberlächenabluss.

Abb. 78: Exakte Bodeninjektion durch Scheibenschlitzgerät 
auf Grünland (LWK Niedersachsen)

Abb. 76: Bodennahe Gülleausbringung durch Schlepp-
schlauchverteiler (LWK Niedersachsen)

Abb. 77:  Exakte bodennahe Ausbringung durch Schlepp-
schuhverteiler (LWK Niedersachsen)
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Güllegrubber: Beim Güllegrubber sind Verteilschläuche 

im Abstand von 20 bis 30 cm am Grubber angebracht. 

Die Grubberzinken bearbeiten den Boden 5 bis 15 cm tief 

und in unmittelbarer Verlängerung wird die Gülle in den 

Erdstrom abgegeben. Der Zugkraftaufwand ist größer als 

beim Schlitzverfahren, fasst aber dafür zwei Arbeitsgänge 

zusammen.

Gülleausbringung mit Injektoren: Diese für Ackerlä-

chen entwickelten Geräte sind eine Kombination von 

Grubber und Gülleverteiler. Die Gülle wird punktgenau 

hinter den Grubberzinken ins Erdreich eingebracht (s. 

Abb. 79). Vorteile dieser Technik sind:

 ■ fast vollständige Verhinderung von Ausbringungs-

verlusten,

 ■ Minimierung von Geruchsbelästigungen,

 ■ gute Vermischung mit dem Erdreich.

 Unterfußdüngung im Mais mit lüssigem Wirtschafts-

dünger: Anstelle von mineralischen Düngern kann auch 

lüssiger organischer Wirtschaftsdünger nahe dem Mais-

saatgut platziert werden. Hierfür ist ein Maissaatgerät an 

einen Güllewagen angeschlossen, so dass die Unterfuß-

düngung und die anschließende Einsaat in einem Ar-

beitsgang erfolgt. Eine zweite Form der Unterfußdüngung 

ist, die Gülle unmittelbar vor der Saat in Streifen auszu-

bringen (s. Abb. 80). Dabei erfolgt eine direkte Injektion 

in den Boden oder eine Bearbeitung mit einem vor dem 

Saatgerät montierten Bodenbearbeitungsgerät. Zu be-

achten ist dabei, dass der abgelegte Wirtschaftsdünger 

in eine Tiefe von ca. 8 bis 10 cm eingearbeitet wird. Das 

Saatgut wird anschließend oberhalb des eingearbeiteten 

Güllebands abgelegt. Hilfreich für die genaue Ablage 

sind entsprechend geeignete Schlepper, ausgestattet 

mit einem elektronischen Parallelfahrsystem oder einem 

Spuranzeiger für den Güllewagen.

Bei Anwendung dieser Technik können die üblicherweise 

eingesetzten Mineraldünger durch Wirtschaftsdünger 

substituiert werden. Die Gülleunterfußdüngung ist daher 

in Nährstoffüberschussgebieten von großem Interesse. In 

der heutigen Praxis wird auch bei Veredelungsbetrieben 

mindestens ein Drittel des Phosphatbedarfs der Planzen 
durch mineralischen Unterfußdünger, wie Diammonphos-

phat, abgedeckt. Häuig begrenzen die DüV-Vorgaben 
zur P-Düngung eine komplette innerbetriebliche Verwer-

tung von phosphatreicher Gülle. Eine Substitution der 

mineralischen N- und P-Unterfußdüngung durch eine 

Gülleunterfußdüngung kann neben der Kosteneinspa-

rung für den Mineraldünger auf Betriebsebene die N- und 

P-Bilanz deutlich verbessern. Zusätzlich können weitere 

Kosten, die durch den Transport von überschüssigen 

Wirtschaftsdüngern zu Bedarfsbetrieben entstehen, ver-

mieden werden (LWK NiedersachseN 2010b).

Festmistausbringung mit Exaktmiststreuern:

Extaktmiststreuer sind Stand der Technik. Stalldungstreu-

er sind serienmäßig mit Exaktstreuwerken ausgestattet, 

so dass keine Mehrkosten entstehen. Die FV „Mist-

ausbringung mit Exaktverteiler“ wird daher nicht mehr 

angeboten.

Erfolgsbewertung
Minderungspotenzial der Ammoniakemissionen: 

Tabelle 39 zeigt eine Übersicht der NH
3
-Minderungs-

potenziale innovativer Ausbringtechnik im Vergleich zu 

oberlächlicher Breitverteilung von Wirtschaftsdüngern 
ohne Einarbeitung: 

Abb. 79: Injektion und Einarbeitung in einem Arbeitsgang 
(LWK Niedersachsen)

Abb. 80: Gülle-Unterfußinjektor zur gezielten Gülleausbrin-
gung vor dem Maislegen (LWK Niedersachsen)
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Wenn die Witterungsverhältnisse günstig sind, ist der Un-

terschied zwischen einer Breitverteilung mit unmittelbar 

folgender Einarbeitung und angepasster Ausbringtechnik 

gering. Der entscheidende Vorteil der angepassten Tech-

nik liegt darin, dass der Wirkungsgrad bei ungünstigeren 

Ausbringbedingungen deutlich höher ist, was nicht nur 

die Emissionsrisiken senkt, sondern auch eine größere 

zeitliche Flexibilität ermöglicht.

Bei Flächen mit wachsendem Bestand nimmt der 

Vorteil angepasster Ausbringtechnik deutlich zu. Hier 

zeigen Schleppschuh– und Schlitztechnik auch gegen-

über dem Schleppschlauch eine deutliche Minderung der 

N-Verluste.

Wertsteigerung der Gülle durch bessere N-Aus-

nutzung: Der Wert von Gülle bzw. Gärrest ist mit rund 

9,50 €/m³ nicht zu unterschätzen (bei 4,5 kg N mit 70% 

Ausnutzung, 2,5 kg P und 3,5 kg K). Bei schlechtem 

Wirtschaftsdüngermanagement reduziert sich dieser Wert 

um ca. 3,00 €/m³. Bei einer Gabe von 20 m³ pro Hektar 

können durch eine optimale Ausbringung rund 60 €/ha 

eingespart werden. Die hier beschriebenen Techniken 

leisten dazu einen wichtigen Beitrag (JohNeN & VoN bUtt-

Lar 2013).

Tab. 39: NH
3
-Minderungspotenziale (in %) von Exaktverteilern gegenüber Breitverteilung von Wirtschaftsdüngern ohne Einarbeitung 

auf Ackerlächen mit wachsendem Bestand und Grünland (Auszug aus FLessa et al. 2012, iGLU) 

Nutzung Technik Minderung des NH
3
-Emissionspotenzials

auf Ackerlächen in wach-
sendem Bestand

auf Grünland

w
a
ch

se
n
d
e
r 

B
e
st

a
n
d

Schleppschlauch
Rind: 30 %
Schwein: 48 %

Rind: 10 %
Schwein: 30 %

Schleppschuh
Rind: 28–30 %
Schwein: 52–60 %

Rind: 40 %
Schwein: 60 %

Gülleschlitze
Rind: 52 %
Schwein: 76 %

Rind: 60 %
Schwein: 80 %

u
n
b
e
w

a
ch

se
n
e
 F

lä
ch

e

Güllegrubber zwischen 80 und 90 %

Breitverteilung und Einarbeitung
< 1h mit Plug

90 % und höher

Breitverteilung und Einarbeitung
< 1h mit Grubber

ca. 80 %

Zügige Festmisteinarbeitung
Rind: 90 %
Schwein: 90 %
Gelügel:  100 %

Schleppschlauch ohne zeitnahe Einarbeitung
Rind: 8 %
Schwein: 30 %

Fazit

 ■ Wirtschaftsdünger sind wertvolle Dünger und soll-

ten so verlustfrei und efizient wie möglich einge-

setzt werden.

 ■ Grundvoraussetzung ist ein ausreichender Lager-

raum, der die Ausbringung zum planzenphysiolo-

gisch sinnvollsten Zeitpunkt erlaubt (insbesondere 

bei Sommerungen auch > sechs Monate).

 ■ Die Vorgaben zur Ausbringung sind einzuhalten, 

insbesondere die Ausbringung bei kühler Witte-

rung und Einarbeitung innerhalb von vier Stunden.

 ■ Bei langjährig organisch gedüngten Flächen sollte 

die N- Anrechnung zu Getreide zwischen 60 bis 

70 % und bei Mais zwischen 70 bis 80 % liegen.

 ■ Durch die Wahl der Ausbringtechnik kann die 

efiziente N-Verwertung weiter gesteigert werden. 
Durch Schleppschuh- und Schlitztechnik können 

die N-Verluste gegenüber Schleppschlauchtechnik 

noch halbiert werden.

 ■ Wenn der Mineraldüngereinsatz zurückgefahren 

wird, ist nicht nur dem Wasser- und Klimaschutz 

gedient, sondern es werden auch Kosten einge-

spart.
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2.4.4.3 Verzicht auf den  
Einsatz organischer  
Wirtschaftsdünger

Kurzcharakteristik
Bei dieser Maßnahme wird auf den Einsatz organischer 

Wirtschaftsdünger bei einer ansonsten planzenbedarfs-

gerechten Nährstoffdüngung verzichtet. Das Ziel ist die 

Vermeidung pathogener Belastungen im Grundwasser 

durch einen ganzjährigen Verzicht, insbesondere von 

tierischen Wirtschaftsdüngern. Besonders Nahbereiche 

von Trinkwassergewinnungsanlagen oder Quellfassun-

gen sind aufgrund der kurzen Fließdauer und -strecke 

potenziell gefährdet gegenüber Verunreinigungen von pa-

thogenen Mikroorganismen infolge tierischer Wirtschafts-

düngerausbringung oder intensiver Weidehaltung.

Auf langjährig organisch gedüngten Böden werden 

zudem im Herbst häuig mineralisationsbedingte Nitra-

tanstiege, die nicht planzenverfügbar sind und ausge-

waschen werden, gemessen. Durch einen Verzicht auf 

organische Düngung können diese schwer kontrollierba-

ren Nitratfreisetzungen reduziert werden.

Rechtliche Grundlagen
Gemäß SchuVO sind in festgesetzten WSG die Nah-

bereiche um den Förderbrunnen als Schutzzone II 

ausgewiesen. Deren Außengrenzen entsprechen der 

sogenannten 50 Tage-Linie, dass heißt das Grundwasser 

benötigt von der Außengrenze bis zum Förderbrunnen 

eine Fließzeit von etwa 50 Tagen. Diese Mindestverweil-

dauer soll gewährleisten, dass möglicherweise in das 

Grundwasser eingetragene pathogene Keime weitge-

hend eliminiert werden.

Daher ist in der Schutzzone II eine Aufbringung von 

Gülle, Jauche, Silagesickersaft, Gärresten und Gelügel-
kot bzw. -mist sowie von gütegesicherten Grünabfall- und 

Bioabfallkomposten und Abfällen aus der Herstellung 

oder Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse mit 

einem wesentlichen Gehalt an verfügbarem Stickstoff auf 

Grünland, landwirtschaftlich oder erwerbsgärtnerisch ge-

nutzten Flächen sowie forstwirtschaftlichen Nutzlächen 
verboten (MU 2009). 

Die durch das Verbot entstehenden wirtschaftlichen 

Nachteile für den Betrieb werden gemäß § 93 NWG 

inanziell ausgeglichen. Gärreste sind hiervon ausge-

nommen. Der Ausgleichsplichtige ist nach § 1 NWG der 
Begünstigte, in der Regel das Wasserversorgungsunter-

nehmen (WVU) (Nds. LaNdtaG 2010).

Der Ausgleichanspruch kann auch durch Abschluss 

einer entsprechenden FV abgegolten werden.

Anwendungsbereich
Das gesetzliche Verbot zur Ausbringung von organischen 

Wirtschaftsdüngern betrifft alle Betriebe mit landwirt-

schaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Flächen in der 

Schutzzone II. 

Aber auch in TGG, die nicht als WSG festgesetzt sind, 

kann eine Maßnahme zum freiwilligen Verzicht auf Wirt-

schaftsdüngeraufbringung Sinn machen. Besonders im 

Nahbereich von Quellfassungen oder Förderbrunnen mit 

einer geringmächtigen bzw. durchlässigen Bodenaulage 
und bei Vorhandensein von zur Rissbildung neigenden 

Böden, ist ein Verzicht aus Vorsorgegründen zu empfeh-

len.

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungsminderung - Ja, wenn durch Vermeidung von Verlusten und gesteigerte Anrechnung eine zu-
sätzliche Einsparung von Mineraldünger möglich ist

Saldominderung - 10 – 40 kg N/ha*1 . 

Herbst-Nmin-Minderung - 0 – 20 kg N/ha*1

N-Frachtentlastung: - 10 – 20 kg N/ha*1

Weitere Effekte -  Deutliche Minderung von Treibhausgasen bei Einsatz von Nitriikationshemmern 
(wichtig!)
Minderung von N-Austrägen in Oberlächengewässer.

*1Quelle: abgeleitet aus osterbUrG et al. 2007. Bezug: Vergleich von Exakttechniken zu Prallteller. Ohne Vergleiche der einzel-

nen Exakttechniken untereinander.
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Durchführung
Bedingt durch das Verbot gemäß SchuVO oder den 

freiwilligen Verzicht muss der landwirtschaftliche Betrieb 

dafür sorgen, dass die Menge an organischem Wirt-

schaftsdünger, die auf den entsprechenden Flächen 

nicht aufgebracht werden, anderweitig ordnungsgemäß 

verwertet wird. Es werden zwei Verwertungswege unter-

schieden:

Innerbetriebliche Verwertung:

Der von dem Verbot betroffene Landwirt bzw. der an 

einem freiwilligen Verzicht auf organische Wirtschafts-

düngerausbringung teilnehmende Betrieb verfügt über 

ausreichend eigene bewirtschaftete landwirtschaftliche 

Flächen außerhalb der Schutzzone II bzw. des deinier-
ten Nahbereichs für den freiwilligen Verzicht. Auf diesen 

Flächen kann unter Beachtung der DüV und der ord-

nungsgemäßen Landbewirtschaftung die Aufbringung 

betriebseigener organischer Wirtschaftsdünger erfolgen. 

Ein wirtschaftlicher Nachteil entsteht nur durch mögliche 

zusätzliche Transportkosten für die Verbringung von 

organischen Wirtschaftsdüngern bei größeren Entfernun-

gen zwischen Hof und Feld.

Überbetriebliche Verwertung:

Infolge des Verbots bzw. des freiwilligen Verzichts kann 

es zu einem Überschuss an organischen Wirtschafts-

düngern in einem Betrieb kommen, der nach der DüV 

innerbetrieblich nicht ordnungsgemäß verwertet werden 

kann. Der Betrieb muss dafür sorgen, dass dieser über-

schüssige organische Wirtschaftsdünger überbetrieblich 

ordnungsgemäß verwertet wird. Folgende Möglichkeiten 

bestehen:

 ■ Abgabe an andere Betriebe mit betriebseigener 

oder betriebsfremder Verbringung: 

Landwirtschaftliche Betriebe vorzugsweise in der 

näheren Umgebung können über genügend Flächen 

verfügen, um neben betriebseigenen Wirtschaftsdün-

gern zusätzliche betriebsfremde Wirtschaftsdünger 

ordnungsgemäß verwenden zu können. Daher würde 

sich auch eine Abgabe der überschüssigen Wirt-

schaftsdünger an diese Betriebe anbieten. Für den 

abgebenden Betrieb entstehen Kosten durch mög-

liche Entgelte für Flächennachweise über die ord-

nungsgemäße Verwertung an den Aufnehmer. Hinzu 

kommen Transportkosten durch betriebseigene oder 

betriebsfremde Logistik (z. B. Lohnunternehmen) für 

die Verbringung.

 ■ Abgabe des überschüssigen Wirtschaftsdünger 

an die Güllebörse: Güllebörsen, teilweise auch 

Güllebanken genannt, sind Dienstleister für eine 

ordnungsgemäße Verwertung von Wirtschaftsdünger, 

Kompost und anderen Naturprodukten. Betriebe, die 

nicht über genügend Flächen für eine ordnungsge-

mäße Verwertung von betriebseigenen organischen 

Wirtschaftsdüngern verfügen, geben gegen eine 

Gebühr ihren überschüssigen Wirtschaftsdünger 

an Güllebörsen ab. Die durch das Verbot bzw. den 

freiwilligen Verzicht auf Wirtschaftsdüngerausbringung 

betroffenen Betriebe können somit den entsprechen-

den Überschuss an Wirtschaftsdünger ordnungsge-

mäß verwerten. 

Für die Abgabe von organischen Wirtschaftsdüngern 

sowohl an andere landwirtschaftliche Betriebe als 

auch die Güllebörse erhalten die abgebenden Betrie-

be in der Regel keinen Nährstoffersatzwert. Daher 

entstehen zusätzliche Kosten sowohl für den Mine-

raldünger als auch die ersatzweise vorzunehmende 

Mineraldüngerausbringung.

 ■ Flächenzupacht: Um überschüssigen organischen 

Wirtschaftsdünger ordnungsgemäß zu verwerten, 

können zusätzliche landwirtschaftliche Flächen ge-

pachtet werden. Für den Betrieb als Pächter entste-

hen daraus Kosten, die sich aus dem Entgelt für die 

Pacht (inkl. der Zahlungsansprüche (ZA) im Rahmen 

der Betriebsprämienregelung), zusätzlichen Fest- und 

Gemeinkosten und Arbeitsaufwand abzüglich den 

Erlösen für Ernteprodukte zusammensetzen.

Detaillierte Informationen zur Berechnung können dem 

Blaubuch entnommen werden (LWK NiedersachseN 

2014a).

Erfolgsbewertung

 ■ Primäres Ziel des Verzichts auf die Aufbringung orga-

nischer Dünger ist die vorbeugende Vermeidung von 

pathogenen Belastungen im geförderten Rohwasser.

 ■ Zusätzlich wird das N-Eintragsrisiko ins Grundwasser 

reduziert.
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2.4.4.4 Wirtschaftsdünger-, Boden- 
und Planzenuntersuchungen

Kurzcharakteristik
Wirtschaftsdüngeranalysen und Bodenuntersuchun-

gen unterstützen vor allem das Düngemanagement der 

landwirtschaftlichen Betriebe. Sie dienen als Hilfsmittel 

zur Optimierung der Düngung und der Verringerung von 

Stickstoffüberhängen. Organische Wirtschaftsdünger 

weisen eine hohe Varianz bei den Nährstoffgehalten auf. 

Eine efiziente planzenbedarfsgerechte Düngung mit 
organischen Düngemitteln ist möglich, wenn sowohl die 

planzenverfügbaren Nährstoffvorräte des Bodens und 
der Nährstoffgehalt des jeweiligen Düngers bekannt sind. 

Weiterhin sind Planzenanalysen im Vegetationsverlauf 
ein wichtiges Instrument der bedarfsgerechten Dünge-

steuerung.

Rechtliche Grundlagen
In der Düngeverordnung (DüV) wird die Anwendung 

von Düngern, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und 

Planzenhilfsmitteln nach den Grundsätzen der Guten 
fachlichen Praxis geregelt. Gemäß DüV sind zur Anwen-

dung von Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft und von 

Sekundärrohstoffdüngern detaillierte Grundsätze formu-

liert (BMELV 2007). So ist vor der Aufbringung von orga-

nischen Düngemitteln der Gehalt an Gesamtstickstoff, 

zusätzlich Ammoniumstickstoff bei lüssigen Düngern und 
Gelügelkot sowie Phosphat zu ermitteln. Die Düngebe-

darfsermittlung muss so erfolgen, dass ein Gleichgewicht 

zwischen dem voraussichtlichen Nährstoffbedarf und der 

Nährstoffversorgung gewährleistet ist.

Anwendungsbereich
Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersuchungen werden 

in der Düngeberatung vom Wasserschutzzusatzberater 

eingesetzt, um unter Berücksichtigung der standörtli-

chen Witterungsverhältnisse dem Landwirt begründete 

Empfehlungen für eine am Planzenbedarf orientierte 
Düngung zu vermitteln. Um Fehleinschätzungen bei 

der Bewertung der Nährstoffgehalte vor allem tierischer 

Wirtschaftsdünger zu vermeiden und Potenziale für ein 

grundwasserschonendes Nährstoffmanagement zu iden-

tiizieren, sollten in Regionen mit intensiver organischer 
Düngung zusätzliche repräsentative Untersuchungen 

durchgeführt werden.

Durchführung
Die derzeit praxisrelevanten Untersuchungsmethoden 

für Böden und Wirtschaftsdünger sowie Planzen bzw. 
Erntegut werden im Folgenden mit Angaben zum Unter-

suchungsziel, zur Durchführung und zur Auswertungs-

ebene (Fläche – Betrieb) tabellarisch dargestellt (s. Tab. 

40 bis 42). Weitere Informationen zur Durchführung der 

im Rahmen der WZB möglichen Düngeberatung sind den 

Kapiteln 2.3.1.1 bis 2.3.1.3 zu entnehmen. Im Rahmen 

der WZB können die Maßnahmen den Betrieben angebo-

ten werden. In der Regel werden sie durch den Berater 

ausgeführt und im Anschluss dem Betrieb das Ergebnis 

zur Verfügung gestellt. Art und Umfang des jeweiligen 

Maßnahmenangebots für Betriebe sollte sich an der 

Prioritäteneinstufung des jeweiligen Betriebs (s. Kap. 

2.1.3) und den standörtlichen Gebietsvoraussetzungen 

orientieren. 

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungsminderung - Es wird vollständig auf organische Dünger verzichtet. Der Einsatz von Mineraldün-
ger bleibt möglich.

Saldominderung - ca. 20 kg N/ha.

Herbst-Nmin-Minderung - ca. 20 kg N/ha.

Sickerwasserentlastung - Ja, Vermeidung von Keim- und Nitrateinträgen.

Weitere Effekte -  Minderung von Keim- und N-Austrägen in angrenzende Oberlächengewässer.
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Tab. 40: Übersicht der wichtigsten beratungsbegleitenden Planzenuntersuchungen

Untersuchung Ziel Durchführung Auswertungsebenen

Planzenanaly-
se im Vegetati-
onsverlauf

 - Ermittlung Nährstoffmangel 

 - Ermittlung Aufwuchsleistung 

 - Schnittproben werden getrock-
net im Labor untersucht.

Auswertungsebenen:

 - Flächenbezogen

 - Einzelbetrieblich

Nitracheck  - Ermittlung N-Düngebedarf 
(insbesondere bei Winterge-
treide)

 - Messung der Nitratkonzentration 
im Planzenstängelpresssaft 
durch Messung des Indikator-
streifens mit dem Nitracheck-
Relektometer.

 - Während der Hauptwachstums-
phase kann die Messung zu 
den Düngeterminen wiederholt 
werden.

Auswertungsebenen:

 - Flächenbezogen

 - Einzelbetrieblich

 - (vor allem prioritäre 
Betriebe)

 - Gebietsbezogen

N-Tester  - Messung des N-Ernäh-
rungszustands im Vegetati-
onsverlauf

 - Ableitung einer schlagspe-
ziischen Düngungsemp-
fehlung (insbesondere zum 
Schossen und zur Ähren-
gabe)

 - Messung erfolgt mit Yara-N-
Tester über optisches Verfahren. 
Es wird der Lichtimpuls bei ver-
schiedenen Wellenlängen nach 
der Durchstrahlung der Blätter 
gemessen. 

Auswertungsebenen:

 - Flächenbezogen

 - Einzelbetrieblich

 - (vor allem prioritäre 
Betriebe)

 - Gebietsbezogen

Analyse des 
Ernteguts 

 - Prüfung der Einhaltung 
einer N-Reduzierungsmaß-
nahme in Getreide

 - Untersuchung des Rohprotein-
gehalts des Korns im Labor.

 - Schlagspeziische 
Auswertung auf Teilge-
bietslächen (Ziellächen) 
zur Einhaltung der FV 
„N-Reduzierung im 
Getreide“ im Vergleich zu 
betriebsüblich gedüngten 
Flächen

 - Prüfung der Futterqualität 
und der Nährstoffausnut-
zung des Futters

 - stickstoffangepasste Fütte-
rung kann N-Ausscheidung 
des Tiers reduzieren

 - Untersuchung von getrockneten 
Schnittproben im Labor.

 - Abstimmung des Futter-
proteins (Qualität und 
Menge) zur Steigerung 
der N-Efizienz auf 
Schlag- und Betriebse-
bene

Kritischer  
Rohproteinge-
halt  
im Mais

 - Messung des Rohproteinge-
halts im Erntegut

 - Entnahme von schlagbezoge-
nen Mischproben des frischen 
Häckselgutes und Untersuchung 
im Labor.

Auswertungsebenen:
 - Flächenbezogen und 
Einzelbetrieblich

 - Ergebnis gibt Aufschluss 
über N-Versorgungsstand 
als Basis zur Nutzung 
von. Einsparpotenzialen 
im Folgejahr.
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Tab. 41: Übersicht der wichtigsten beratungsbegleitenden Wirtschaftsdüngeruntersuchungen

Untersuchung Zweck Durchführung Auswertung

Wirtschaftsdünger-
analyse (Gülle, 
Festmist, Gärreste, 
Komposte)

 - Bedarfsgerech-
ter Einsatz des 
organischen 
Wirtschafts-
düngers durch 
Kenntnis des 
Düngewerts

 - Probenahme einer homogenisier-
ten (!) Mischprobe (Entnahme an 
mehreren Stellen) und Analyse der 
Inhaltstoffe im Labor

Auswertungsebenen: 

 - Einzelbetrieblich

 - Hinweis: gebietsspeziische 
Mittelwertbildung ist bei we-
nigen Untersuchungen und 
unterschiedlichen Düngern nicht 
zielführend.

Wirtschaftsdünger-
analyse von Gülle 
auf dem Betrieb

 - Bedarfsgerech-
ter Einsatz des 
organischen 
Wirtschafts-
düngers durch 
Kenntnis des 
Düngewerts

 - Alternativ kann mit dem Quantoix-
Gerät vor Ort gemessen werden: 
100 ml durchmischte Gülle + 200 
ml Wasser + Reaktionslüssigkeit 
in ein Reagenzglas geben. Nach 
kurzer Zeit kann der Ammonium-
stickstoffgehalt an der Wassersäule 
abgelesen werden in NH

4
-N (m3)

 - s. o.

Tab. 42: Übersicht der wichtigsten beratungsbegleitenden Bodenuntersuchungen

Untersuchung Zweck Durchführung Auswertung

Frühjahrs-N
min

 - Flächen- und fruchtartbe-
zogene Berücksichtigung 
des verfügbaren Boden-N-
Vorrats bei der Düngepla-
nung

- Probenahme erfolgt mit 
dem Bohrstock, i. d. R. in 
0 – 90 cm Bodentiefe.

- Methodik ist im Kap. 
2.7.4 beschrieben. 

- Einzelbetriebliche Auswertung
- Gebietsbezogene Auswertung 

nach Fruchtarten
- Trendbetrachtung zu einzelnen 

Früchten

S
min

-Analyse  - Ermittlung des Schwefel-
versorgungszustands zu 
Vegetationsbeginn zur Ab-
leitung von S-Düngungs-
empfehlungen.

 - Analog der Nmin-Me-
thode wird der leicht-
lösliche Schwefel (fast 
ausschließlich SO

4
-S) 

ermittelt.

- Bei der Schwefelernährung der 
Früchte ist die Schwefelnach-
lieferung aus dem Bodenvorrat 
entscheidend.

- Sie wird durch Standortfakto-
ren beeinlusst (Bodengüte, 
Humusgehalt, Witterung, Nmin, 
Boden, Ertragsniveau, Dün-
gung, Mangelsymptome).

Grundnährstoffe - Prüfung der Fruchtbarkeit 
und Ertrags fähigkeit des 
Bodens

- Sicherung von  
Ertragsleistung und  
N-Entzug durch optimale 
Versorgung

 - Bodenprobe aus ca.  
20 Einstichen / Fläche 
aus 0 –3 0 cm Tiefe  
(etwa 400 g Proben-
material); Analytik der 
Nährstoffgehalte N, P, 
K, Mg 

-  Schlagspeziische Auswertung
- Klärung der standortange-

passten und bedarfsgerechten 
Versorgung

 - Orientierung an Versorgungs-

stufen (i. d. R. Stufe C = opti-

mal)

Humus-Analyse - Das Verhältnis von orga-
nischem Kohlenstoff zu 
Gesamtstickstoff gibt einen 
Hinweis auf die Humus-
qualität

- Ziel ist optimale Versor-
gungsklasse C.

- Überversorgung  
(Klasse E) vermeiden.

- Bodenprobenahme 
im Frühjahr vor der 
Düngung, Analyse der 
luftgetrockneten Probe 
im Labor.

- Als Maß für den Humus-
gehalt gilt der organi-
sche Kohlenstoff Corg.

- Maßnahmen zur Humuserhal-
tung etablieren (z. B. mehrglied-
rige Fruchtfolgen, Zwischen-
fruchtanbau, Untersaaten)
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Erfolgsbewertung
Möglichst genaue Kenntnisse über Inhaltsstoffe und 

Nährstoffgehalte im Boden und in den Düngemitteln 

sowie über den Versorgungszustand der Planzenbe-

stände sind eine wichtige Grundlage für eine exakte 

Düngeplanung und hohe Nährstoffausnutzung. Sie sind 

aus fachlicher Sicht immer der Verwendung von Durch-

schnittswerten vorzuziehen.

Eine Darstellung einzelner Maßnahmen-Minderungs-

potenziale erfolgt an dieser Stelle aufgrund der Vielzahl 

der Maßnahmen und der Heterogenität der Einsatzberei-

che nicht.

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungsminderung - Stickstoffbezogene Untersuchungsmethoden: ja, durch gezieltere Düngesteuerung

- Weitere: indirekt, z. B. durch stabilere Erträge bei guter Grundnährstoffversorgung

Saldominderung - Ja, da Vermeidung von Überdüngung

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, da Vermeidung von Überdüngung

Sickerwasserentlastung - Ja, da Vermeidung von Überdüngung

Weitere Effekte - Bodenuntersuchungen: Sicherung der Ertragsfähigkeit des Standorts 

- Wirtschaftsdüngeruntersuchungen: Vermeidung von Nährstoffüberhängen, 
Humusmanagement

-  Planzenuntersuchungen: optimierte Düngung.

Untersuchung Zweck Durchführung Auswertung

Boden-Nitrat-
schnelltest

- zur Zwischeninformationen 
zur Bodenversorgung

- ersetzen nicht die Labor-
untersuchung

 - Bestimmung des Nitrat-
gehalts im Boden (nach 
Extrahierung mit nitrat-
freiem Wasser) durch 
Teststäbchen. Die Be-
stimmung erfolgt durch 
einen Farbvergleich auf 
einer Skala, mit zuneh-
mender Bodenfeuchte 
sind Zuschläge nötig.

- Flächenbezogene Auswertung

CAT-Bodenunter-
suchung

- Ermittlung des Bedarfs an 
Spurenelementen (Kupfer, 
Mangan, Zink, Bor) im 
Boden

- Hilfsmittel zur Feststellung 
von Mangelerscheinungen

- Analyse im Labor

- Die CAT-Methode ist ein 
Extraktionsverfahren bei 
dem eine Mischlösung 
aus Kalziumchlorid und 
DTPA (Diethylentria-
minpentaessigsäure) 
verwendet wird.

- Flächenbezogene Auswertung
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alternative Verfahren (z. B. Bekämpfung des Maiszüns-

lers durch Schlupfwespen).

In den letzten Jahren mehren sich Funde von Herbi-

ziden (Wirkstoffe und Abbauprodukte), die insbesondere 

in Zuckerrüben, Mais und Raps eingesetzt werden. Ein 

erfolgreicher Ansatz zur Vermeidung entsprechender 

Einträge stellt der Verzicht des Einsatzes dieser Wirk-

stoffe und deren Ersatz durch alternative Produkte dar. 

In solchen Fällen wird durch die Fachbehörde ein alter-

natives PSMBP vorgeschlagen, das eine vergleichbare 

Wirksamkeit aufweist wie der Wirkstoff, der nicht mehr 

zum Einsatz kommen soll. Entstehende Mehrkosten oder 

Ertragsdepressionen werden inanziell ausgeglichen.
Gelangt das PSMBP mit dem Sickerwasser in das 

Grundwasser, so ist auch eine Änderung der Nutzung 

(Umwandlung von Ackerland in Grünland, Etablierung 

von begrünten Brachen) in sensiblen Bereichen eine 

Möglichkeit, um unerwünschte Einträge zu unterbinden 

(s. Abb. 82).

Häuig werden PSMBP durch Abdrift in Oberlächen-

gewässer eingetragen und gelangen durch Iniltration in 
das Grundwasser. Eine gute Möglichkeit, diese Einträge 

zu minimieren, ist die Etablierung von Gewässerrand-

streifen. Gewässerrandstreifen können entweder separat 

angelegt werden (aktive Begrünung entlang von Ober-

lächengewässern und/oder Gräben) oder der Landwirt 
verzichtet auf die Ausbringung von PSMBP auf dem Teil 

seiner Fläche, der unmittelbar an den Vorluter grenzt (s. 
Abb. 81).

Unerwünschte Abdrift lässt sich auch durch den Einsatz 

moderner Technik minimieren. Immer häuiger bieten 
die Produzenten von Planzenschutzspritzen Techniken 

2.4.5 Maßnahmen zur Vermeidung 
von Planzenschutzmittel-
einträgen

Kurzcharakteristik
Neben der Belastung der Gewässer mit Nitrat und Phos-

phor werden vermehrt Planzenschutzmittel und Biozid-

produkte (PSMBP) bzw. deren Abbauprodukte (Metaboli-

te) in Grund- und Oberlächengewässern nachgewiesen. 
Die Vermeidung dieser Einträge ist ein Aspekt der WZB 

mit zunehmender Bedeutung.

Maßnahmen zur Vermeidung von PSM-Einträgen 

lassen sich prinzipiell unterscheiden in:

 ■ generelle Maßnahmen, die den Einsatz von chemisch 

- synthetischen PSMBP nicht zulassen (z. B. Ökologi-

scher Landbau, s. Kap. 2.4.7)

 ■ speziische Maßnahmen, die den Einsatz von PSMBP 
gezielt verringern (z. B. mechanische Unkrautbekämp-

fung, biologische Schädlingsbekämpfung)

 ■ Maßnahmen zum Verzicht auf den Einsatz bestimm-

ter, im Grundwasser häuig nachzuweisender PSMBP 
durch Einsatz von alternativen Wirkstoffen.

Anwendungsbereich
Seit knapp zehn Jahren werden immer häuiger Fun-

de von chemisch-synthetischen PSMBP in Grund- und 

Oberlächengewässern gemeldet. Am häuigsten handelt 
es sich dabei um Wirkstoffe oder Abbauprodukte von 

Herbiziden (Unkrautvernichtungsmittel). Werden PSM 

im Grundwasser gefunden, bedarf es einer sogenannten 

Fundaufklärung, die die Eintragsursache ermittelt. Maß-

nahmen zur Vermeidung von Planzenschutzmitteleinträ-

gen werden verstärkt dort durchgeführt, wo der Einsatz 

des entsprechenden Wirkstoffs in der Landwirtschaft als 

zentrale Eintragsursache angesehen wird.

Durchführung
Bei der Durchführung von Maßnahmen zur Vermeidung 

von Herbizideinträgen kann es sowohl zum Einsatz von 

mechanischen (Hacken, Striegel) als auch thermischen 

Geräten (Ablammgeräte) kommen, die den Einsatz von 
chemischen-synthetischen Unkrautvernichtungsmitteln 

ersetzen. Da mechanische oder thermische Verfahren 

häuig eine schlechtere Wirkung als chemisch-syntheti-
sche Verfahren haben, sind sie außerhalb des ökologi-

schen Landbaus nicht sehr weit verbreitet. Dies gilt auch 

für den Ersatz chemisch-synthetischer Insektizide durch 

Abb. 81: Gewässerrandstreifen im TGG Tiefenbrunn der 
Kooperation Trinkwasserschutz Obere Leine (Geries Ingenieure 
GmbH)
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Abb. 82: Änderung der Nutzung landwirtschaftlich genutzter Flächen zwischen 2003 und 2010 im TGG Ettenbüttel zur Vermeidung 
unerwünschter PSMBP-Einträge in das Grundwasser (Geries Ingenieure GmbH)

Flächen ohne PSM 2003: 49 ha (17%)

Flächen ohne PSM 2010: 192 ha (62%)
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an, die ein gezieltes Aus- und Anschalten der äußersten 

Düse am Spritzgestänge ermöglichen (Einzeldüsenab-

schaltung). Durch den Einsatz solcher Techniken, lassen 

sich Einträge in Oberlächengewässer und somit poten-

zielle Einträge in das Grundwasser deutlich verringern.

Erfolgsbewertung
Werden Wirkstoffe oder Abbauprodukte bestimmter 

PSMBP in Gewässern gefunden und es kommt zu einem 

Verzicht oder einem Verbot des Einsatzes dieser Mittel, 

so ist jeder weitere unmittelbare Eintrag zunächst unter-

bunden. Der Verzicht auf den Einsatz eines Wirkstoffs 

bedeutet aber nicht, dass diese Stoffe nicht mehr im 

Grund- bzw. Trinkwasser auftreten oder nachgewiesen 

werden können. Ob und wie schnell der Erfolg einer 

Maßnahme eintritt, hängt von vielen Einlussfaktoren ab. 
Ein zentrales Problem ist die sogenannte Persistenz der 

Wirkstoffe. Unter Persistenz versteht man die Abbaubar-

keit bzw. die Abbaugeschwindigkeit von Wirkstoffen. PSM 

können durch UV-Strahlung, durch Aufnahme der Zielor-

ganismen oder durch Mikroorganismen im Boden abge-

baut werden. Sind die Wirkstoffe oder deren Metabolite 

erst einmal in den Grundwasserkörper gelangt, unterlie-

gen sie häuig keinen weiteren Abbauprozessen mehr. 
Es ist daher schwierig abzuschätzen, wann ein Wirkstoff 

oder dessen Metabolit in den Grundwasserleiter einge-

treten ist. Aus der Vergangenheit ist. z. B. bekannt, dass 

Wirkstoffe, deren Einsatz bereits über einen geraumen 

Zeitraum verboten war, trotzdem noch im Grundwasser 

nachgewiesen werden konnten (Stichwort: Atrazin).

2.4.6 Gewässerschonende  
Fruchtfolgegestaltung

Kurzcharakteristik
Mit mehrjährig an die Bedürfnisse des Grundwasser-

schutzes angepassten Ackerbaufruchtfolgen können auf 

ein und derselben Fläche möglichst jährlich wiederkeh-

rend Nitratauswaschungen bzw. auch Auswaschungen 

von PSM-Rückständen verringert werden. Entsprechen-

de Fruchtfolgeanpassungen können unterschiedlich stark 

erfolgen, je höher allerdings der Eingriff ist, umso nach-

haltiger und sicherer ist die Wirkung.

Gewässerschonende Fruchtfolgen werden gezielt 

beplant, sind dann aber über eine Vertragsdauer von 

drei bis vier Jahren festgelegt. In manchen Fruchtfolgen 

genügt bereits eine Umstellung einzelner Fruchtfolgeglie-

der, um für den Grundwasserschutz eine Verbesserung 

zu erzielen. Es kann aber auch erforderlich sein, gezielt 

als grundwasserbelastend eingestufte Früchte durch 

weniger belastende zu ersetzen, z. B. Winterraps durch 

Sommergetreide. Zudem können Stickstoff intensive 

Anbaufrüchte durch weniger Stickstoff intensive Früchte 

ersetzt werden, z. B. Backweizen durch Keksweizen oder 

Wintergetreide durch Sommerbraugerste. Die geeigneten 

Möglichkeiten müssen ausgehend von den bisherigen 

Anbauverhältnissen in jeder Region bzw. auf einzelnen 

Betrieben gesondert geprüft werden.

Neben der Optimierung der Hauptfrüchte und deren 

zeitlicher Abfolge, ist ein möglichst hoher Anteil der in den 

Kapiteln 2.4.1 bis 2.4.5 vorgestellten Einzelmaßnahmen 

in die neue Fruchtfolge einzubauen, um die Maßnahmen-

wirkung zu erhöhen. Dies gelingt vor allem dann, wenn 

mit der geplanten Hauptfruchtabfolge möglichst viel Platz 

zur Einbindung dieser Maßnahmen geschaffen wird. So 

kann z. B. durch Erhöhung des Sommerungsanteils die 

Einbindung von Zwischenfrüchten erweitert werden.

Die Maßnahmenkosten ergeben sich als Differenz der 

Deckungsbeiträge bisheriger Ist-Fruchtfolgen zu Soll-

Fruchtfolgen, zuzüglich der Kosten für die eingeschalte-

ten Einzelmaßnahmen. Entsprechend ist die Maßnahme 

vergleichsweise teuer. Dennoch ist deren Akzeptanz 

bei den Bewirtschaftern infolge der heute sehr stark 

markt orientierten und damit kurzfristigen Anbauplanung 

rückläuig. Alternativ sind daher in den letzten Jahren FV 
zu gewässerschonenden Fruchtfolgen entwickelt worden, 

die eine höhere Flexibilität zulassen. In diesem neuen 

Typus werden nur noch Mindestanforderungen genannt, 

z. B. mindestens zweimaliger Zwischenfruchtanbau in 

vier Jahren und grundsätzlich reduzierte N-Düngung im 

Wintergetreide.

Fazit

Maßnahmen zur Vermeidung von PSM-Einträgen 

unterbinden den Eintrag von Wirkstoffen oder deren 

Metaboliten in das Grundwasser. Dies kann sowohl 

durch einen generellen als auch durch einen spezii-

schen Verzicht des Einsatzes von PSMBP erfolgen. 

Durch die Maßnahmen wird ein direkter Eintrag ver-

hindert. Aufgrund der Persistenz von Wirkstoffen und 

deren Metaboliten ist aber nicht mit einem unmittelba-

ren Erfolg durch die Maßnahme zu rechnen. 

Die Zulassungskriterien für PSM müssen gewährleis-

ten, dass es nicht zu Einträgen in das Grundwasser 

mit dem Sickerwasser kommen kann.
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Häuig werden betriebspeziische Lösungen benötigt. 
Deshalb haben einige Berater unterstützende EDV-

Anwendungen zur schnellen fachlichen Planung und 

Kostenermittlung für gewässerschonende Fruchtfolgen 

entwickelt und im Einsatz.

Anwendungsbereich
In vielen Trinkwasserschutzkooperationen werden die 

gewässerschonenden Fruchtfolgen wegen der hohen 

Kosten auf hoch prioritären Einzellächen angeboten (s. 
Kap. 2.1.3), z. B. für brunnennahe Flächen oder minerali-

sationsstarke Standorte. Je nach Bedeutung und Akzep-

tanz werden in den einzelnen Kooperationen entweder 

gebietsspeziisch pauschalierte Maßnahmen oder einzel-
betrieblich Vertragslösungen angeboten.

Durchführung
Die großen Stellschrauben bei der Entwicklung einer 

gewässerschonenden Fruchtfolge sind: 

 ■ die Umstellung bzw. der Austausch von Einzelfrüchten

 ■ die Festlegung von Fruchtfolgen mit einem hohen An-

teil an Zwischenfrüchten und N-extensiven Früchten

 ■ die Kombination bzw. Verplichtung zum Abschluss 
einzelner Freiwilliger Vereinbarungen innerhalb der 

Fruchtfolge, bis hin zu besonderen Planzenschutz-
Vorgaben.

Daneben gibt es weitere Aspekte, die zu einer Wirkungs-

verbesserung der Maßnahme beitragen. Hierzu gehören 

z. B.:

 ■ die Intensität, der Zeitpunkt und die Technik der Bo-

denbearbeitung und des Planzenschutzes

 ■ die Höhe und Technik der Düngung und die Dünger-

form

 ■ die Bestandesführung inkl. Sortenwahl, Saatverfahren 

etc.

Daher ist es wichtig, nicht nur die Fruchtfolgegestaltung 

im Blick zu haben, sondern das vollständige Anbausys-

tem.

Eine bewährte Vorgehensweise bei der Maßnahmen-

entwicklung wird nachfolgend beschrieben.

Zunächst wird die Ausgangssituation eines Gebiets 

oder Einzelbetriebs ermittelt. Dazu werden jeweils die 

prozentualen Fruchtanteile der letzten drei bis vier Jahre 

ermittelt und die „Ausgangsfruchtfolgen“ berechnet. In 

Arbeitskreisen werden dann gemeinsam mit den Landwir-

ten bzw. mit dem einzelnen Betriebsleiter grundwasser-

schonende „Zielfruchtfolgen“ entwickelt, die die Herbst-

Nmin-Werte bzw. die N-Salden im Vergleich zur bisherigen 

Bewirtschaftung deutlich reduzieren können. Besonders 

akzeptanzfördernd sind betriebsindividuelle Maßnah-

menbeschreibungen. Abbildung 83 zeigt beispielhaft eine 

vierjährige Fruchtfolge mit einem erhöhten Sommerungs-

anteil, den dadurch etablierten, leistungsfähigen Winter-

Zwischenfrüchten sowie einer lankierenden Reduzierung 
der N-Düngung zu den Hauptfrüchten.

Die Kosten ergeben sich durch die Differenz der De-

ckungsbeiträge zwischen den Ausgangs- und den 

Zielfruchtfolgen. Die Datengrundlagen zur Berechnung 

sind dem Maßnahmenkatalog für FV des MU (MU 2007a) 

sowie den Richtwertdeckungsbeiträgen der LWK Nieder-

sachsen und den KTBL-Richtwerten zu entnehmen.

Dabei werden meist dreijährige Mittelwerte der 

Marktpreise, der Düngerkosten sowie weitere Angaben 

aus den Richtwertdeckungsbeiträgen herangezogen, 

um Preisschwankungen zu glätten. Aus den Berechnun-

gen ergibt sich ein mittlerer jährlicher Ausgleichsbetrag. 

Zudem wird die Anpassung der Fruchtfolge möglichst 

kostenminimierend durchgeführt, das heißt, eine Frucht-

Abb. 83: Beispiel einer vierjährigen gewässerschonenden Fruchtfolge (iNGUs 2012b, Daten aus einem WSG)
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folgeumstellung folgt nicht um jeden Preis. Daher werden 

Früchte mit einem hohen Deckungsbeitrag, z. B. Frühkar-

toffeln in der Regel nicht aus der Fruchtfolge herausge-

nommen und entschädigt. Hinzu kommt eine möglichst 

starke Einbindung zusätzlicher FV (Einzelmaßnahmen) 

und deren Kosten, die die gewünschte stofliche Auswa-

schungsminderung erhöhen.

Zur Bewertung von verschiedenen gewässerschonen-

den Anbausystemen bietet sich eine Kosten-Nutzen-Ana-

lyse an, die den mittleren jährlichen Ausgleichsbetrag mit 

der zu erwartenden Herbst-Nmin- und N-Saldo-Reduzie-

rung in Beziehung setzt. Die Kosten-Nutzen-Betrachtung 

pro eingespartem oder nicht ausgewaschenem Kilo-

gramm Stickstoff erlaubt einen direkten Efizienzvergleich 
der jeweiligen Anbausysteme.

Erfolgsbewertung
Die zumeist hohe Eingriffsintensität der gewässerscho-

nenden Anbausysteme erfordert seitens der WZB auch 

einen hohen Betreuungsaufwand. Meist müssen mit den 

Bewirtschaftern immer wieder neu die jeweils anste-

henden Maßnahmen abgesprochen werden. Darüber 

hinaus sollte über ein geeignetes Monitoring (Vorher-

Nachher-Vergleiche) geprüft werden, ob die in den 

Kosten-Nutzen-Analysen zu erwartenden Herbst-Nmin- 

bzw. N-Saldo-Reduzierungen auch tatsächlich eintreten, 

z. B. über Herbst-Nmin-Beprobungen, die Auswertung von 

Ackerschlagkarteien und Beprobung der Sickerwasse-

Dränzonen. 

In der Abbildung 84 ist ein Beispiel zur Erfolgskontrol-

le dargestellt. Dabei wurden die Nitratkonzentrationen im 

Sickerwasser von acht Schlägen mit gewässerschonen-

den Anbausystemen zu Maßnahmenbeginn 2008 (Erfas-

sung der vier zurückliegenden Sickerwasserjahre 2004 

bis 2008) und zu Maßnahmenende 2012 (Erfassung von 

vier Sickerwasserjahren 2008 bis 2012) verglichen. Im 

Mittel konnte auf den acht Schlägen eine Verbesserung 

der Nitratwerte von 21 mg/l erreicht werden. Je höher die 

Ausgangswerte der Sickerwasserbelastung waren, desto 

stärker konnten die Nitratwerte reduziert werden (vgl. 

Schläge Nr. 4, 5 und 8).

Abb. 84:  
Reduzierung der Nitrat-
konzentrationen im Sicker-
wasser auf Schlägen mit 
grundwasserschonenden 
Fruchtfolgen, Vergleich 
Maßnahmenbeginn 2008 
zu Maßnahmenende 2012 
(iNGUs 2012b, Daten aus 
einem WSG)

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungsminderung - Ja, je nach N-Düngeniveau der Ausgangsfruchtfolgen Reduzierung um 20 bis 60 
kg N/ha in der Zielfruchtfolge.

Saldominderung - Ja, je nach N-Düngeniveau der Ausgangsfruchtfolgen Reduzierung um 20 bis 60 
kg N/ha in der Zielfruchtfolge.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, im Mittel der Zielfruchtfolge 20 bis 30 kg N/ha.

Sickerwasserentlastung - Ja, im Mittel der Zielfruchtfolge 20 bis 40 mg Nitrat/l.
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2.4.7 Ökologischer Landbau

Kurzcharakteristik
Aufbauend auf Kapitel 2.3.2 „Beratung im ökologischen 

Landbau“ werden an dieser Stelle Maßnahmen für Betrie-

be des ökologischen Landbaus vorgestellt, die aus der 

Wasserentnahmegebühr oder anderen Programmen in 

Niedersachsen gefördert werden. Dazu gehören:

 ■ Förderung des ökologischen Landbaus in Niedersach-

sen durch Niedersächsische und Bremer Agrarum-

weltmaßnahmen (NiB-AUM, ML/MU 2014)

 ■ Einzelne FV aus dem niedersächsischen Maßnah-

menkatalog (MU 2007a) sind im ökologischen Land-

bau anwendbar.

Anwendungsbereich und Durchführung
Förderung des ökologischen Landbaus durch NiB-

AUM (BV 1)

Koinanziert durch die Europäische Gemeinschaft und die 
Bundesregierung wird vom Niedersächsischen ML seit 

1989 die Umstellung auf ökologischen Landbau inanziell 
unterstützt. Das mit der aktuellen Förderperiode begin-

nende NiB-AUM schließt an das bisherige Niedersächsi-

sche und Bremer Agrar-Umweltprogramm (NAU/BAU, ML 

2011a) an. Im Rahmen von NiB-AUM besteht die Mög-

lichkeit, Maßnahmen für den Ökolandbau in TGG und in 

der Zielkulisse Wasserrahmenrichtlinie abzuschließen, 

wenn die Flächen in Niedersachsen und Bremen liegen. 

Die bisherigen Agrarumweltmaßnahmen NAU C und W1 

(Öko+) des NAU/BAU werden durch die Maßnahme BV 

1 „Ökologischer Landbau“ der NiB-AUM ersetzt. Diese 

Förderung ist in BV 1.1 „Grundförderung“ (ehemals NAU 

C) und BV 1.2 „Zusatzförderung Wasserschutz“ (ehemals 

W1) aufgeteilt. Mit der Antragstellung von BV 1.1 und BV 

1.2 verplichtet sich der Betriebsinhaber, fünf Jahre nach 
den Regeln des Ökolandbaus zu wirtschaften.

Die genannte Maßnahme BV 1.1 umfasst neben der 

Umstellung auch die Beibehaltung des ökologischen 

Landbaus. Wesentliche Aulagen sind (s. Anlage BV 1.1, 
ML/MU 2014):

 ■ Einführung oder Beibehaltung eines ökologischen 

Anbauverfahrens im gesamten Betrieb. Der Betrieb 

verplichtet sich, nach den Vorschriften der Verord-

nung (EG) Nr. 834/2007 und des dazugehörigen EG-

Folgerechts zu wirtschaften.

 ■ Spätestens einen Monat nach Beginn des Verplich-

tungszeitraums muss der Betrieb einen Kontrollvertrag 

mit einer Öko-Kontrollstelle seiner Wahl abschließen. 

Es ist empfehlenswert, sich schon frühzeitig mit einer 

Kontrollstelle in Verbindung zu setzen, um mit ihr den 

optimalen Umstellungsbeginn festzulegen.

 ■ Die Zuwendungsbeträge sind bei der zuständigen 

Bewilligungsbehörde, in Niedersachsen bei der Land-

wirtschaftskammer, zu erfragen. Für die ersten beiden 

Jahre der Umstellung werden höhere Beträge gezahlt, 

ab dem dritten Jahr wird ein reduzierter Förderbetrag 

gewährt.

Weitere Informationen zur Umstellung bietet die LWK 

Niedersachsen (Stichwort „Biooffensive“) oder der Was-

serschutzzusatzberater.

Die Maßnahme BV 1.2 „Zusatzförderung Wasser-

schutz“ dient dem Zweck der Einführung oder Beibehal-

tung einer besonders grundwasserschonenden Bewirt-

schaftung auf der Basis ökologische Anbauverfahren. Um 

die Flächenförderung zu erhalten, sind unter anderem 

folgende Vorgaben einzuhalten (s. Ausführungen der 

NiB-AUM, Anlage BV 1.2):

 ■ Der gesamte Betrieb muss nach den jeweils aktuellen 

Vorschriften der Verordnung EG Nr. 834/2007 wirt-

schaften (EG 2007).

 ■ Das gesamtbetriebliche Aufkommen tierischer Wirt-

schaftsdünger ist auf maximal 80 kg/ha Gesamtstick-

stoff zu beschränken und jährlich zu bescheinigen.

 ■ Der Umbruch von Beständen mit Leguminosenanteil 

darf frühestens vier Wochen vor der Aussaat der Fol-

gekultur erfolgen.

 ■ Auf mähfähigem Grünland ist mindestens eine 

Schnittnutzung pro Jahr mit Abfuhr vorzunehmen.

Hinweis zur Doppelförderung:

Die Doppelförderungsverbote auf der Grundlage der je-

weils aktuellen Kombinationstabelle für Freiwillige Verein-

barungen und ELER müssen unbedingt geprüft werden 

(siehe Homepage des NLWKN)! Es ist z. B. keine Kombi-

nation mit der Freiwilligen Vereinbarung I.G. „Extensive 

Bewirtschaftung von Grünland“ sowie „I.O Ökolandbau 

und Gewässerschutz“ möglich.

Maßnahmen im Rahmen von Freiwilligen Vereinba-

rungen

Anbauempfehlungen zum ökologischen Landbau geben 

einen Anteil von etwa 30 % der Anbauläche (AF) mit 
Hauptfruchtleguminosen an, insbesondere um eine aus-

reichende N-Versorgung der Marktfrüchte in der Frucht-

folge zu gewährleisten. Zusätzlich ist eine gute Kohlen-

stoffversorgung durch Gründüngung, Erntereste, Stallmist 

und gute Bodenstruktur vorzusehen (KahNt 2008). Um 
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das Risiko von N-Austrägen beim Leguminosenanbau 

auf ein Minimum zu reduzieren, werden für niedersäch-

sische TGG spezielle FV für Ökobetriebe angeboten. 

Die konkreten Bewirtschaftungsbedingungen sind dem 

jeweils aktuellen Maßnahmenkatalog für FV (MU 2007a) 

gemäß § 28 Abs. 3 Nr. 4b NWG (Nds. Landtag 2010) 

zu entnehmen. Exemplarisch werden nachfolgend zwei 

Maßnahmen aus dem Katalog der Kooperation Südharz 

vorgestellt (NLWKN 2011b).

Zwischenfruchtanbau für Ökobetriebe

Der Anbau von Zwischenfrüchten eignet sich nach früh 

räumenden Kulturen. Insbesondere, wenn deren Ern-

terückstände eine intensive N-Freisetzung erwarten 

lassen (z. B. Raps, Leguminosen, Kartoffeln), kann durch 

Zwischenfrüchte das N-Verlagerungsrisiko gemindert 

werden, da ca. 40 kg N/ha in der Planzenmasse gebun-

den werden. Zusätzlich wird die Humusbilanz verbessert. 

Speziell für Ökobetriebe werden Gemengeeinsaaten mit 

Leguminosenanteilen zugelassen. Beispiele für Legu-

minosengemenge sind in den Abbildungen 85 bis 87 

dargestellt. Mindestanforderungen sind bspw.:

 ■ Um eine gute Bestandsetablierung und damit N-Bin-

deleistung der Zwischenfrucht zu sichern, muss die 

Einsaat bis zum 05.09. eines Jahrs erfolgen.

 ■ Eine Gemengeeinsaat ist verplichtend (Leguminosen-

anteil / Nichtleguminosenanteil). Der zulässige Legu-

minosenanteil in der Saatmischung beträgt maximal 

30 % Gewichtsprozente.

 ■ Der Umbruch der Zwischenfrucht darf frühestens ab 

dem 15.01. des Folgejahrs erfolgen (Ausnahmen für 

Standorte mit geringer bis mittlerer Austragsgefähr-

dung: Umbruch ab dem 15.11. des Einsaatjahrs der 

Zwischenfrucht).

 ■ Auf N-Düngung zur Zwischenfrucht muss verzichtet 

werden.

 ■ Eine Beweidung ist unzulässig.

Die vollständigen Voraussetzungen für die Förderung 

(Mindestanforderungen) sind dem Nds. MU-Maßnahmen-

katalog in der jeweils aktuellen Fassung zu entnehmen.

Untersaaten in Körnerleguminosen und Getreide 

(inklusive Mais) für Ökobetriebe

Untersaaten können zeitig im Frühjahr mit der Haupt-

frucht oder kurz nach deren Aussaat ausgesät werden. 

Sie eignen sich daher nicht nur für spät räumende 

Kulturen wie den Mais, sondern können nach früh räu-

menden Kulturen wie Getreide und Körnerleguminosen 

schnell nach der Ernte einen Bestand bilden (s. Abb. 88). 

Durch Untersaaten wird während der Wachstumszeit der 

Hauptfrucht Stickstoff gebunden, wenn auch in unter-

geordnetem Maße, da zunächst maßgeblich die Haupt-

frucht gelingen soll. Der Wachstumsvorteil ermöglicht 

schon wenige Wochen nach der Ernte der Hauptfrucht 

gute Bestände, die mineralisierten Stickstoff aus den 

Ernteresten binden und sowohl als Gründüngung oder 

Abb. 85: Perserklee-Grasbestand (iGLU)

Abb. 86: Rotklee als Gemengepartner für den Zwischen-
fruchtanbau (iGLU)

Abb. 87: Roggen-Wicken-Gemenge (iGLU)
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als Ernteschnitt genutzt werden können. Anders als im 

konventionellen Anbau sind beim Abschluss von FV für 

Ökobetriebe auch Untersaatengemenge mit einem Legu-

minosenanteil zugelassen. Mindestanforderungen sind 

beispielsweise.:
 

 ■ Aussaat einer winterharten Kleegrasmischung als 

Untersaat

 ■ maximal 30 % Gewichtsprozente zulässiger Legumi-

nosenanteil in der Saatmischung

 ■ bei nachfolgendem Anbau einer Sommerung Um-

bruch der Untersaat frühestens ab dem 15.01. des 

Anbaujahrs der Sommerung

 ■ keine N-Düngung zur Untersaat nach Ernte der Deck-

frucht

 ■ Beweidung ist unzulässig.

Auch hier sind die vollständigen Voraussetzungen für 

die Förderung (Mindestanforderungen) dem nds. MU-

Maßnahmenkatalog in der jeweils aktuellen Fassung zu 

entnehmen.

Weitere Freiwillige Vereinbarungen

Weiterhin können auch im Ökolandbau unabhängig von 

der Betriebsform weitere FV genutzt werden:

 ■ Förderung einer grundwasserschonenden Ausbrin-

gungstechnik für Wirtschaftsdünger (Nr. I.C des Nds. 

MU-Maßnahmenkatalogs* (MU 2007a))

 ■ zeitliche Beschränkung der Aufbringung von Wirt-

schaftsdünger, Festmistausbringung (Nr. I.A*)

 ■ Bodenruhe nach der Rapsernte bzw. Leguminosen-

ernte vor Wintergetreide (Nr. I.E*)

 ■ Reduzierte Bodenbearbeitung (Nr. I.J*)

 ■ Nachsaat von Grünlandlächen (Nr. I.H*)

 ■ gewässerschutzorientierte Fruchtfolgeumstellung (Nr. 

I.F*) 

Für alle geförderten Flächen ist eine Schlagkartei zu 

führen. Die WZB ist in Anspruch zu nehmen.

Erfolgsbewertung

Die beschriebenen Maßnahmen zur Umstellung auf 

ökologischen Landbau sowie die Gewässerschutzmaß-

nahmen für den ökologischen Anbau leisten einen erheb-

lichen Beitrag zur Reduzierung von Nährstoffüberschüs-

sen und Stoffemissionen in die Umwelt (NLWKN 2011c). 

Die folgende Ergebnisdarstellung bezieht sich auf die 

Förderung des ökologischen Landbaus im auslaufenden 

Niedersächsischen und Bremer Agrar-Umweltprogramm 

(NAU/BAU 2014, ML 2011a), da für die beginnende 

Förderperiode mit den NiB-AUM noch keine Ergebnisse 

vorliegen:

 ■ FV und Ökolandbau+: 

Bezogen auf die Flächeneinheit Ackerland wird der FV 

das größte N-Minderungspotenzial (Herbst N
min

 und 

N-Saldo) zugeschrieben. Auf Grünland werden eher 

Mitnahmeeffekte erwartet. Die Maßnahme hat derzeit 

nur eine geringe Flächenwirkung (Abschluss auf etwa 

2 % der 303.778 ha LN in niedersächsischen TGG).

 ■ NAU C Umstellung auf Ökolandbau:  

NAU-Maßnahme mit dem größten N-Minderungspo-

tenzial, bezogen auf die Flächeneinheit (Herbst-N
min

 

und N-Saldo). Diese Maßnahme hat allerdings derzeit 

nur eine geringe Flächenwirkung (Abschluss auf 

3.342 ha in TGG, Stand 2011).

 ■ Zwischenfrüchte und Untersaaten: 

Beide Maßnahmen gelten im konventionellen Land-

bau als efiziente Wasserschutzmaßnahmen mit 
einem mittleren Herbst-N

min
- Minderungspotenzial von 

ca. 15 - 30 kg N/ha und ca. 15 - 30 kg N/ha saldomin-

derndem Effekt. Ergebnisse speziell für die Maßnah-

men im Ökolandbau liegen derzeit nicht vor.

Abb. 88: Roggen-Erbsen-Gemenge, Bestände jeweils Ende 
Juni zur GPS-Ernte (iGLU)
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2.4.8 Grünlandmaßnahmen

Der Grünlandanteil der niedersächsischen Trinkwas-

serschutzgebiete des Kooperationsmodells beträgt im 

Mittel 23,2 % (im Jahr 2011). Im Festgesteinsgebiet des 

südlichen Niedersachsen dominiert der Marktfruchtan-

bau und der Grünlandanteil ist mit 15,1 % am geringsten. 

Im Lockergesteinsgebiet östlich der Weser steigt der 

Grünlandanteil auf 21,1% und westlich der Weser bis auf 

31,2 % an. Damit einhergehend steigt auch die Viehbe-

satzdichte von 0,39 im Festgesteinsgebiet bis auf 1,55 

im westlich der Weser gelegenen Lockergesteinsgebiet 

(NLWKN 2011a).

Die Entwicklung des Grünlandanteils hat für den 

Grundwasserschutz eine besondere Bedeutung, denn 

einerseits geht von Grünlandlächen eine geringere Nit-
ratbelastung als von Ackerlächen aus und andererseits 
bedingen Grünlandumbrüche Nitratbelastungen, die noch 

Jahre nach dem Umbruch gemessen werden können.

In Niedersachsen hat der Grünlandanteil seit 2005 

bis 2009 um rund sieben Prozent abgenommen, sowohl 

in den Trinkwassergewinnungsgebieten als auch auf der 

gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche. Am größ-

ten war der Grünlandrückgang in den Lockergesteins-

gebieten, während der Rückgang in den Festgesteins-

gebieten am geringsten war. Der deutliche Rückgang 

von Grünland, scheint derzeit gebremst zu sein, denn in 

der Tendenz stagniert der Grünlandanteil seit 2009 bzw. 

steigt regional wieder leicht an (NLWKN 2011a).

Der Vermeidung von Grünlandumbrüchen kommt ein 

sehr hoher Stellenwert in der Wasserschutzzusatzbera-

tung zu. Alternativen zum Umbruch gilt es zu vermitteln. 

Wo ein Umbruch nicht vermeidbar ist, können begleiten-

de Maßnahmen helfen, Nitratausträge zu mindern.

Weiter bestehen Handlungsoptionen bei der Grün-

landnutzung selbst. Hier kann durch gezielte Extensi-

vierungsmaßnahmen die Grundwasserschutzleistung 

deutlich gesteigert werden, was insbesondere in aus-

tragsgefährdeten Gebieten von Interesse ist.

Für Flächen mit „hoher“ oder „sehr hoher“ Priorität 

kann eine Umnutzung von Acker in extensives Grünland 

eine dauerhafte Sicherung der Grundwasserqualität 

bieten.

Folgende Maßnahmen werden nachfolgend behan-

delt:

 ■ Extensive Bewirtschaftung von Grünland

 ■ Umbruchlose Grünlanderneuerung

 ■ Begleitende Maßnahmen beim Grünlandumbruch

 ■ Umwandlung von Acker in extensives Grünland/ ex-

tensives Feldgras

Ergebnis / Zusammenfassung

Parameter Ölolandbau+ NAU C Ökologische Anbauverfahren

Düngungsminderung - kein Mineraldünger zugelassen

- Wirtschaftsdünger  
max. 80 kg N / ha*a-1.

- kein Mineraldünger zugelassen

- Wirtschaftsdünger max. 170 kg N / ha*a-1 
mit Flächennachweis

Saldominderung - 60 kg N / ha - 60 kg N / ha

Herbst-Nmin-Minderung - 30 kg N / ha - 30 kg N / ha

Sickerwasserentlastung - hoch - hoch

Kosten - gehört zu den kostengünstigen  
Maßnahmen:

 2,43 € / kg N-Bilanz Minderung
 4,87 € / kg Herbst Nmin-Minderung

- Finanzierung erfolgt über ELER

Weitere Effekte - bei Umstellung systemimmanenter Wasserschutz, Förderung der Agrarbiodiversi-
tät, positive Klimaschutzeffekte

(NLWKN 2011c)
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2.4.8.1 Extensive Bewirtschaftung 
von Grünland

Kurzcharakteristik 
Dauergrünland umfasst im eigentlichen Sinne des Worts 

alle Flächen, die auf Dauer und ohne zeitliche Begren-

zung von einer standort- und nutzungsspeziischen 
Vegetationsdecke aus mehr oder weniger artenreichen 

Planzengesellschaften bedeckt sind und deren Planzen-

aufwuchs landwirtschaftlich genutzt wird. Kennzeichnend 

für das Dauergrünland ist eine aus ausdauernden Grä-

ser-, Leguminosen- und Kräuterarten vielseitig zusam-

mengesetzte Narbe (KLapp 1971). Im Gegensatz zu der 

Kurzlebigkeit von einjährigen Ackerkulturen gewährleistet 

die Ausdauer des Planzenbestands auf dem Dauergrün-

land ein hohes Maß an Anpassungsfähigkeit an Standort 

und Bewirtschaftung.

Je nach standörtlichen und wirtschaftlichen Gegeben-

heiten kann nach absolutem und fakultativem Grünland 

unterschieden werden (KLapp 1971; VoiGtLäNder & Jacob 

1987; VoN boberFeLd 1994). Das fakultative Grünland 

kann auch als Acker genutzt werden. Die Entscheidung 

über Acker- oder Grünlandnutzung hängt hier in der Re-

gel von wirtschaftlichen Gründen, wie z. B. Betriebsgröße 

oder Zwang zur Tierhaltung, ab. Das absolute Grünland 

herrscht auf Flächen vor, die keine Ackernutzung erlau-

ben.

Als Dauergrünland im fördertechnischen Sinne 

gelten alle Flächen, die durch Ein- oder Selbstaussaat 

zum Anbau von Gras oder anderen Grünfutterplanzen 
genutzt werden und mindestens fünf Jahre lang nicht 

Bestandteil der Ackerfruchtfolge sind (niedersächsische 

Dauergrünland-Erhaltungsverordnung, Nds. LaNdesreGie-

rUNG 2009).

Aus Sicht des Gewässerschutzes bietet Grünland 

mehrere Vorteile gegenüber Ackerland:

 ■ geringere N-Mineralisation durch Unterbleiben der 

Bodenbearbeitung (Ausnahme Grünlanderneuerung)

 ■ hohe, ganzjährige Nährstoffaufnahme 

 ■ Schutz vor Erosion und Eutrophierung oberirdischer 

Gewässer

 ■ geringer Planzenschutzmitteleinsatz.

Durch diese Vorteile werden unter Grünland im Mittel 

deutlich geringere N-Austräge gemessen als unter Acker-

land. Ausnahmen bilden die Weidetierhaltung mit hohen 

Besatzdichten und der Grünlandumbruch zur Grünlan-

derneuerung oder Überführung in Ackernutzung (s. Kap. 

2.4.8.2).

Anwendungsbereich
Bei der Bewirtschaftung von Grünland werden Weide, 

Mähweide und Wiese unterschieden. Dabei stellt aus 

Sicht des Grundwasserschutzes die Schnittnutzung die 

geeignetste Variante dar.

Weide: Bei der Weidenutzung wird der Aufwuchs von 

Weidetieren abgefressen (s. Abb. 89). Wegen der 

geringen Nährstoffabfuhr mit tierischen Produkten, der 

ungleichmäßigen Verteilung von Kot und Harn und 

gegebenenfalls der zusätzlichen Nährstoffzufuhr durch 

Zufütterung wird die reine Weidenutzung aus Grundwas-

serschutzsicht gegenüber der Mahdnutzung als ungünsti-

ger bewertet.

Typische Standortbedingungen für absolutes 
Grünland: 

 ■ Höhenlagen mit kurzer Vegetationsperiode und 

reichlichen Niederschlagsmengen

 ■ Erosionsgefährdete Hanglagen 

 ■ Überschwemmungslagen

 ■ Standorte mit hohem Grundwasserstand sowie 

Moorstandorte

 ■ Böden mit hohen Ton- und Schluffanteilen

 ■ lachgründige, steinige Böden

Abb. 89: Weidenutzung (iGLU)
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Schafe bevorzugen dagegen einen rohfaserreicheren 

Aufwuchs. Dieses Grünland wird daher extensiv bewirt-

schaftet. Hier ist das Düngungsniveau niedriger und die 

Beweidungszeiträume sind länger.

Die Förderung einer extensiven Bewirtschaftung von 

Grünland ist besonders für Standorte mit hoher bis sehr 

hoher Grundwasserschutzpriorität zu empfehlen (s. Abb. 

91). Primär gilt dies für Standorte mit hoher Nitrataus-

tragsgefährdung und mit hohen N-Freisetzungspotenzi-

alen. Auch auf extensiven Grünlandbeständen ist jedoch 

auf den Erhalt einer dichten Grasnarbe zu achten, um 

das Erosionsschutzpotenzial und die Nährstoffbindung 

der Grünlandbestände zu erhalten (durch beispielsweise 

Bewirtschaftungsmaßnahmen, angepasste Sorten und 

Artenwahl, Plege).

Durchführung 
Bei der Dauergrünlandnutzung sollten unter Berücksich-

tigung der standörtlichen und produktionstechnischen 

Rahmenbedingungen folgende Maßnahmen zur Steige-

rung der Grundwasserschutzleistung geprüft werden:

 ■ Kann die reine Weidenutzung durch eine Schnittnut-

zung optimiert werden?

 ■ Kann die Mähweidenutzung durch Reduzierung 

des Weidegangs bei gleichzeitiger Erhöhung der 

Schnitthäuigkeit optimiert werden?

 ■ Kann die reine Schnittnutzung durch ein verbessertes 

Schnittregime optimiert werden?

 ■ Hier bieten sich gegebenenfalls auch Kombinations-

möglichkeiten zwischen Futternutzung und energeti-

scher Nutzung an, indem der erste und gegebenen-

falls zweite Schnitt zu Futterzwecken verwertet wird 

und die letzten Schnitte mit schlechteren Futtereigen-

Mähweide: Die Mähweide ist durch den Wechsel von 

Schnittnutzung und Beweidung innerhalb einer Vegeta-

tionsperiode deiniert. Dabei wird der ertragreiche erste 
Frühjahrsaufwuchs überwiegend für die Silage- und 

gegebenenfalls Heugewinnung genutzt, während der 

spätere Aufwuchs vorwiegend abgeweidet wird. Vorteile 

gegenüber der reinen Weidenutzung ergeben sich aus 

der verringerten mittleren Besatzdichte, das heißt Minde-

rung der Trittschäden und der Kot- und Harnzufuhr, und 

der höheren Nährstoffabfuhr durch die anteilige Mahdnut-

zung.

Wiese: Bei der Wiesennutzung wird der Aufwuchs zur Er-

zeugung von Silagegras und Heu verwendet. Die genau 

steuerbare Nährstoffzufuhr in Verbindung mit einer hohen 

N-Abfuhrleistung macht die Wiese zur optimalen Form 

der Grünland-Bewirtschaftung in TGG.

Mit steigender Mahdhäuigkeit nehmen die Futter-
qualität und der Ertrag zu (s. Abb. 90). Dadurch steigt 

der Nährstoffentzug überproportional zum Ertrag an. 

Das Risiko einer anschließenden N-Auswaschung wird 

gemindert (Frede & dabbert 1999). Aus diesem Grund 

wird eine möglichst hohe Schnitthäuigkeit gefordert. Bei 
Extensivgrünland sind maximal zwei bis drei Schnitte 

realistisch.

Die Mahdtermine sollten weitgehend dem Nutzer über-

lassen bleiben. Aus Sicht des Biotop- und Artenschutzes 

sind späte Nutzungstermine anzustreben. Die Futterqua-

lität und die erzielbare Nährstoffabfuhr nehmen bei einer 

Verzögerung der Mahd jedoch ab.

Für hohe Milchleistungen ist junges, rohfaserarmes 

Futter erforderlich, welches durch eine intensive, nut-

zungsangepasste Düngung und kurze Beweidungszeiten 

erreicht wird. Jung- und Mastrinder, ebenso Pferde und 

Abb. 90: Grünland mit Mahdnutzung (iGLU)

Abb. 91: Extensiv Grünland (IGLU)
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schaften der energetischen Nutzung in Biogasanlagen 

zugeführt werden.

 ■ Kann durch ackerbauliche Maßnahmen der Grasbe-

stand in Hinblick auf die Gräserzusammensetzung, 

die Narbendichte die Ertragsleistung und somit opti-

male N-Entzugsbedingungen optimiert werden?

 ■ Bestehen noch Optimierungspotenziale bei der N-

Düngung, ohne die Ertragsleitung zu gefährden?

 ■ Sind unter den gegebenen Standortbedingungen und 

Anforderungen seitens des Wasserschutzes darüber 

hinaus gehende Extensivierungsmaßnahmen anzu-

streben?

Wenn durch intensive Standweiden (insbesondere bei 

ganztägiger Außenhaltung) aufgrund der hohen N-Zufuhr 

aus der Düngung und Fütterung und der nur geringen 

N-Abfuhr erhebliche Nitratbelastungen zu erwarten 

sind, so kann im Extremfall eine Umstellung der Nut-

zungsintensität von intensiver Standweide auf extensive 

Standweide / Mähweide erforderlich werden. Hier bietet 

der niedersächsische Maßnahmenkatalog (MU 2007a) 

die Möglichkeit zum Abschluss einer FV (Extensive 

Grünlandbewirtschaftung). Die Maßnahme wird für hoch 

austragsgefährdete Standorte empfohlen.

Mindest-Bewirtschaftungsaulagen für extensive 
Grünlandbewirtschaftung sind bspw.:

 

 ■ Keine N-Düngung zwischen dem 01.10. und dem 

31.01 des Folgejahrs

 ■ Verzicht auf wendende oder lockernde Bodenbearbei-

tung während der gesamten Vertragslaufzeit

 ■ Gegebenenfalls erforderliche Neuansaat nur im 

Schlitz-, Übersaat- oder Drillsaatverfahren

 ■ Maximaler Viehbesatz 1,8 RGV/ha

 ■ Eine Zufütterung auf der Fläche ist in der Zeit vom  

01.07. bis 31.03. des Folgejahrs nicht zulässig.

 ■ Der Einsatz von Planzenschutzmitteln ist unzulässig 
(Ausnahme bei Tipulabefall möglich).

 ■ Führen einer Schlagkartei bzw. eines Weidetage-

buchs.

Die vollständigen Voraussetzungen für die Förderung 

(Mindestanforderungen) sind dem Nds. MU-Maßnahmen-

katalog in der jeweils aktuellen Fassung zu entnehmen.

Weitergehende Bewirtschaftungsaulagen: Weitere 

Einschränkungen können bei Bedarf und in Abstimmung 

mit der Kooperation vorgenommen werden. Zum Einsatz 

kommen unter anderem folgende Aulagen:

 ■ N-Düngung beträgt pro Weidegang max. 30 kg N/ha. 

Bei ausschließlicher Weidenutzung ist die N-Düngung 

auf 90 kg N/ha und Jahr beschränkt.

 ■ N-Düngung bei Schnittnutzung: max. 80 kg N/ha zum 

ersten Schnitt, insgesamt max. 180 kg N/ha und Jahr

 ■ Kein Grünlandumbruch sowie Verzicht auf wendende 

oder lockernde Bodenbearbeitung, gegebenenfalls 

erforderliche Neuansaat nur in Schlitz-, Übersaat- 

oder Drillsaatverfahren; keine Einarbeitung des alten 

Bewuchses

 ■ Kein weiterer Ausbau von Vorlutern oder Dränageein-

richtungen (die Instandhaltung vorhandener Anlagen 

bleibt hiervon unberührt), keine Durchführung relief-

verändernder Maßnahmen.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit zur gebietsspezi-

ischen Anpassung der Maßnahme.

Erfolgsbewertung
Durch die extensive Bewirtschaftung von Grünlandstand-

orten können die Nitratausträge gesenkt werden. Mess-

bar ist dies durch niedrige Herbst-Nmin-Werte, vermin-

derte Flächenbilanzsalden und letztlich in der Reduktion 

der Nitratkonzentrationen im Sickerwasser. Die folgende 

Abbildung 92 zeigt langjährige Messergebnisse von 

Dränwasseruntersuchungen einer extensiv genutzten 

Dauergrünlandläche mit FV im Vergleich zu einer Refe-

renzläche ohne Extensivierungsmaßnahmen mit zwei bis 
drei Schnittnutzungen und Gülledüngung. Die während 

der Sickerwasserperiode gemessenen mittleren Drän-

wasseraustritte der extensivierten Grünlandläche liegen 
in allen Jahren unter denen der Referenzläche. Im Mittel 
werden um 15 mg NO

3  
/ l geringere Nitratkonzentrationen 

gemessen.

Ein Beispiel für die N-austragsmindernde Wirkung des 

Nährstoffexports durch Schnittnutzung zeigt Abbildung 

93. Untersuchungen VoN boberFeLd (1994) zeigen in 

neunjährigen Versuchen, das die Herbst-N
min

-Werte mit 

Zunahme der Schnitthäuigkeit abnehmen. Dieser Effekt 
ist umso größer, je höher das N-Düngeniveau gewählt 

wurde.
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Abb. 92:  
Langjährige Nitratwerte 
in Dränageauslüssen 
unter Intensiv-Grünland 
und Extensiv-Grünland 
(Mittelwerte aus je 5 Werten 
über Winter), Kooperation 
Südharz. (iGLU)
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Abb. 93:  
Nitratwerte im Boden im 
November unter Weide-, 
Mähweide- und Mahd-
nutzung. Untersuchungen 
zwischen 1995 und 1999. 
Unterschiedliche Dünge-
stufen. (iGLU)

Erfolgsbewertung

Dauergrünland leistet in der Regel einen hohen Grundwasserschutz. Optimierungspotenziale von normal und 

intensiv genutztem Grünland bestehen in der Steigerung der Schnitthäuigkeit und Anpassung der N-Düngega-

ben. Reine Weidehaltung mit hohen Besatzdichten und Standweiden sollten vermieden werden.

Für austragsgefährdete Standorte kann eine weitergehende Extensivierung der Nutzung erforderlich wer-

den. Zur Verbesserung der Sickerwasserqualität stellt extensiv bewirtschaftetes Dauergrünland die geeignetste 

Form der landwirtschaftlichen Flächennutzung dar.

Bei extensiver Grünlandnutzung werden die Ausbringungszeiträume und -mengen von N-Gaben begrenzt. 

Bei Weidenutzung sollten wegen der ungleichmäßigen Verteilung der Exkremente Besatzstärken von max. 1,8 

GVE/ha eingehalten werden. Winteraußenhaltung und Zufütterung sind weitestgehend zu vermeiden.
 

Parameter Bewertung

Düngungsminderung - Ja, jedoch in Abhängigkeit von der Nutzung des Aufwuchses

Saldominderung -  Ja, Verringerung des Stickstoffüberschusses bei 10 – 60 kg N/ha* a (1)

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, Minderung des Herbst-N
min
-Werts um 10 – 40 kg N/ha*a (1,2)

Sickerwasserentlastung -  Ja, 10 – 20 kg N/ha Reduktion der N-Fracht
Weitere Effekte -  Sehr positiver Schutz vor Erosion und Oberlächenabluss, positiver Effekt auf 

Landschafts-, Natur- und Klimaschutz

(1) Quelle: abgeleitet aus osterbUrG et al. 2007

(2) Quelle: schmidt & osterbUrG 2010
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2.4.8.2 Umbruchlose  
Grünlanderneuerung

Kurzcharakteristik / Anwendungsbereich
Eine intakte leistungsfähige Grünlandnarbe vermag 

ein Maximum an Stickstoff aufzunehmen und die N-

Auswaschung in das Grundwasser zu minimieren (Frede 

& dabbert 1999). Grünlandnarben können sich jedoch 

während der Nutzungsdauer verschlechtern. Die Ur-

sachen hierfür können sowohl natürliche Prozesse als 

auch Bewirtschaftungsfehler sein (siehe Exkurs). Die 

Verschlechterung führt zu einer unzureichenden Eignung 

des Planzenbestands für die futterwirtschaftliche Nut-
zung und letztlich aus Sicht des Grundwasserschutzes zu 

Nährstoffverlusten. Wenn trotz aller Plegemaßnahmen 
die Ertrags- und die Ausdauerfähigkeit einer intakten 

Grünlandnarbe nicht wieder hergestellt werden kann, ist 

eine Grünlanderneuerung, das heißt eine Neueinsaat 

unerlässlich (s. Abb. 94).

Hintergrund
Grünlandumbruch vermeiden: Langjährige Grünland-

narben verfügen über große Mengen leicht mineralisier-

baren Stickstoffs. Bei einem Umbruch durch einen Plug 
oder Tiefengrubber kann ein großer Teil davon in kurzer 

Zeit mineralisiert werden (NLWKN 2010b).

Die Folgekulturen können diese freigesetzten Mengen 

jedoch nur zu einem Bruchteil aufnehmen. Ein Großteil 

der freigesetzten Nitratmenge wird deshalb ausgewa-

schen. Analyseuntersuchungen des oberlächennahen 
Grundwassers im WsG Fuhrberger Feld zeigen, dass 

unterhalb einer Grünlandumbruchläche die Nitratwerte 
von einem sehr niedrigen Niveau < 10 mg / l nach einem 
Jahr auf 180 mg / l angestiegen sind (NLWKN 2010b). 

Verschiedenen Untersuchungen und Auswertungen 

ist zu entnehmen, dass in den ersten fünf Jahren nach 

einem Grünlandumbruch mit Mineralisationsmengen von 

500 – 2.500 kg N / ha (höper 2009) bzw. 1.200 kg N / ha 
(dUyNisFeLd et al. 1993) einzuplanen sind. Aus Sicht des 

Grundwasserschutzes ist daher der Erhalt von Grün-

landlächen bzw. langjährig begrünten Flächen eine der 
wichtigsten vorsorgenden Maßnahmen (s. Kap. 2.4.8.3).

Vorbeugung durch Grünlanderhalt: Geeignete Ple-

gemaßnahmen sorgen für eine dauerhafte Erhaltung 

einer intakten leistungsfähigen Grünlandnarbe. Hierdurch 

werden nicht nur hohe Erträge mit hoher Futterqualität 

gewährleistet, sondern auch die Nährstoffausträge mög-

lichst gering gehalten. Ein Umbruch zur Grünlanderneue-

rung kann langfristig vermieden werden.

Grünland erhaltende Maßnahmen zur Vermeidung 

von Umbrüchen sind:

 ■ Standortangepasste Arten- und Sortenwahl

 ■ Regelmäßige Nach- und Übersaaten

 ■ Angepasste Schnitt- und Beweidungsintensität, z. B. 

Weiden mit regelmäßiger Nachmahd zwei- bis dreimal 

pro Jahr

 ■ Wechsel zwischen Mäh- und Weidenutzung

 ■ Walzen aufgefrorener Böden zur Wiederherstellung 

des Bodenschlusses der Grasnarbe

 ■ Abschleppen zur Einebnung von Maulwurfshaufen, 

gegebenenfalls Striegeln zur Narbenbelüftung (Aufrei-

ßen von Mulchdecken)

 ■ Maßnahmen gegen Wühlmäuse und Tipula-Befall

 ■ Regelmäßige Bekämpfung von Unkrautnestern.

Abb. 94: Maschinenvorführung Technikeinsatz zur umbruchlosen Grünlanderneuerung im Rahmen einer Wasserschutzveranstal-
tung (iGLU)
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Hinweis zum Einsatz von Glyphosat

Mit dem Einsatz von Totalherbiziden steigt die Gefahr 

des Eintrags von Planzenschutzmitteln in das Grund-

wasser. Das überwiegend verwendete Glyphosat 

zeichnet sich durch einen relativ schnellen Abbau im 

Boden aus. Da es aber sehr häuig angewendet wird, 
kommt es auch zu relativ häuigen Funden des Wirk-

stoffs oder dessen Metaboliten im oberlächennahen 
Grundwasser. In WSG mit nachgewiesenen Funden 

im oberlächennahen Grundwasser sollte der Ein-

satz nicht gestattet werden. In Gebieten ohne Funde 

sollten die Aufwandmengen je Hektar, dem Vorsorge-

grundsatz für den Grundwasserschutz entsprechend, 

möglichst niedrig gehalten werden (NLWKN 2013d).

Nachsaat:

 ■ Je nach Zustand der alten Grünlandnarbe kann auch 

eine Grünlandnachsaat ohne jegliche Bodenbear-

beitung ausreichend sein. Frede & dabbert (1999) 

empfehlen unmittelbar nach einer Nutzung in den 

Sommermonaten, das Saatgut entweder durch 

Übersaat (breitwürig) oder mit einem Direktsaatgerät 
auszubringen, um die vorhandene Grünlandnarbe 

nicht zu zerstören.

 ■ Eine gute Narbendichte wird erreicht durch enge 

Reihenabstände bzw. bei überkreuzdrillen mit halber 

Saatmenge.

 ■ Ein abschließendes Walzen der Neuansaat ist erfor-

derlich.

Anwendungsbereiche:
Wenn eine Grünlanderneuerung, sprich eine Neueinsaat 

trotz aller Plegemaßnahmen unerlässlich ist, ist diese im 
Sinne des vorsorgenden Grundwasserschutzes mög-

lichst umbruchlos zu gestalten. Eine Mineralisierung wird 

dadurch deutlich verzögert und fällt häuig erst in die Zeit 
des zunehmenden Nährstoffbedarfs der Grünlandneuan-

saat.

Eine umbruchlose Grünlanderneuerung durch Neu-

ansaat ist für alle Standorte zu empfehlen. Insbesondere 

schwere Brackmarschen, vermullte Moorböden, echte 

Niedermoorstandorte, lachgründige Magerstandorte und 
starke Hanglagen sind hierfür prädestiniert.

Durchführung
Für den Grundwasserschutz wird eine umbruchlose 

Grünlanderneuerung als FV angeboten.

Neuansaat:

 ■ Erfolgt eine solche Maßnahme im zeitigen Frühjahr, 

so setzt das Verfahren in der Regel den Einsatz eines 

Totalherbizides, z. B. Glyphosat, auf den Altbestand 

voraus.

 ■ Nach dem Absterben der alten Grünlandnarbe erfolgt 

eine Neueinsaat im Schlitz- oder Übersaatverfahren. 

Wird das Drillsaatverfahren verwendet, empiehlt sich 
eine vorhergehende lache Saatbettbereitung bei 
einer Tiefe von maximal 5 cm.

Tab. 43: Ursachen für die Verschlechterung von Grünlandnarben in Anlehnung an Ratgeber der LWK NRW (2011)

Natürliche Faktoren Bewirtschaftungsfehler

 ■ Standortmängel

 ■ Nässe, Trockenheit, extreme 

Witterung

 ■ Dürreschäden

 ■ Auswinterung nicht ausreichend 

winterharter Arten und Sorten

 ■ Schädlinge (u. a. Mäuse, Maul-

würfe) und Krankheiten (z. B. 

Tipula, Schneeschimmel, Roste)

Beschädigung und Ersticken 
der Narbe z. B. durch:

 ■ Tritt- und Fahrschäden

 ■ Zu tiefer Schnitt

 ■ Überweidung

 ■ Reste nach Weidemahd und 

Futterwerbung

 ■ Zu kurze oder zu üppige Auf-

wüchse bei Wintereintritt

Nutzungs- u. Düngungsfehler z. B.:

 ■ Einseitige o. überhöhte Düngung

 ■ Schlechte Verteilung und überhöhte 

Gaben von Wirtschafts düngern

 ■ Nicht zeitgerechte Gülle- und Stall-

mistausbringung

 ■ Kalkmangel
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Erfolgsbewertung:
Mehrjährige Sauglanzenbeprobungen im oberlächen-

nahen Grundwasser eines niedersächsischen Geest-

standorts zeigen die typisch niedrigen Nitratgehalte 

zwischen Null und 10 mg NO
3
/ l unter Grünland. Angren-

zend erfolgte ein Grünlandumbruch mit anschließender 

Maisfolgenutzung. Die Nitratwerte unter der Umbruchlä-

che zeigten in den ersten zwei Jahren deutlich Minera-

lisationsschübe mit zeitweiligen Spitzenwerten von 180 

mg NO
3
/ l. In den Sommermonaten sanken die Werte nur 

zum Teil durch den planzlichen N-Entzug, zum Großteil 
jedoch durch Denitriikation ab (steigende THG-Emis-

sionen). Erst mit den Jahren wird sich an dem Standort 

voraussichtlich wieder ein niedrigeres N-Mineralisations-

potenzial einstellen. Das Beispiel macht deutlich, dass 

die Vermeidung von Gründlandumbrüchen eine essentiel-

le Grundwasserschutzmaßnahme darstellt (s. Abb. 95).

Abb. 95: Entwicklung der Grundwasserqualität unter Grünland im Vergleich zu einem Grünlandumbruch mit Maisnachnutzung in 
einem TGG (IGLU)

Erfolgsbewertung

Durch eine umbruchlose Grünlanderneuerung kann der Nitrataustrag in das Grundwasser deutlich vermieden 
werden.

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, bei der umbruchlosen Erneuerung kann gegenüber der Umbruchvariante ver-
haltener gedüngt werden. Später zeigt die Neuansaat eine efizientere Nährstoff-
verwertung, die sich ebenfalls düngungsmindernd auswirken kann.

Saldominderung -  Ja, ca. 10 kg N / ha*a 
(beschränkte Eignung des Saldos als Erfolgskriterium)

Herbst-Nmin-Minderung -  Ja, ca. 40 – 80 kg N / ha a(1). Besonders in den ersten Jahren nach der Grünlander-
neuerung werden Belastungspeaks vermieden.

Sickerwasserentlastung -  Ja, um 40 – 80 kg N / ha*a reduzierte N-Frachten gegenüber der Umbruchvariante 
und Reduktion des Sickerwassers um bis zu 200 mg NO

3
 / l.

Weitere Effekte -  Schutz vor Erosion und Oberlächenabluss, Klimaschutz (Verminderung von CO
2
- 

und NOx-Belastungen)

(1) abgeleitet aus osterbUrG et al. 2007
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Abb. 96), schwerpunktmäßig auf stark humosen Böden, 

mit einem hohen N-Mineralisationspotenzial (schütte 

2013). Dabei ist Mais die dominante Flächennutzung 

nach Grünland (NabU & dVL 2009).

Grünlandumbrüche führen infolge der Bodenbearbeitung 

(Belüftung) zum Abbau (Mineralisation) von Humusvorrä-

ten über einen Zeitraum von bis zu 20 Jahren und mehr. 

strebeL et al. (1988) haben festgestellt, dass innerhalb 

der ersten zwei bis vier Jahre im A-Horizont umge-

brochener Grünlandlächen von Sandböden 5.000 bis 
6.000 kg N/ ha freigesetzt werden. Der jährlich minerali-
sierte Stickstoff übersteigt den Nährstoffbedarf angebau-

ter Ackerfrüchte um das Mehrfache. Die Folge sind hohe 

bis sehr hohe Herbst-Nmin-Werte (100 bis > 500 kg N/ ha 
und Jahr). Daraus resultieren hohe Nitratbelastungen im 

Sicker- und Grundwasser.

Die Wahrscheinlichkeit kritischer Belastungen steigt 

mit dem N-Freisetzungspotenzial der Fläche, das heißt 

dem Vorrat des organisch gebunden Stickstoffs im Hu-

mus in Verbindung mit der Humusqualität (Abbaubarkeit). 

Problemlächen sind besonders solche, wo hohe Humus-

gehalte mit einer hohen Abbaubarkeit zusammentreffen 

(spriNGob 2010).

Anwendungsbereich und Durchführung
Begleitmaßnahmen zum Schutz des Grundwassers nach 

Grünlandumbruch sind in WSG in Niedersachsen eng an 

die wasserrechtlichen Vorgaben zum Grünlandumbruch 

gebunden. Schon deutlich länger als die Cross Compli-

ance Anforderungen zum Grünlanderhalt gibt es hier in 

festgesetzten WSG gemäß der „Verordnung über Schutz-

bestimmungen in Wasserschutzgebieten (SchuVO)“ 

2.4.8.3 Begleitende Maßnahmen bei 
Grünlandumbruch

Kurzcharakteristik
Erhöhte Risiken der N-Freisetzung und Nitratauswa-

schung bei Umbruch von Dauergrünland in Ackerland 

begleiten die Wasserwirtschaft in Niedersachsen seit der 

ersten großen Umbruchwelle in den 1970er Jahren. Die 

damaligen Anlässe waren der generelle Rückzug aus der 

Milchviehhaltung, die großlächige Entwässerung grund-

wassernaher Grünlandlächen und die Umstellung der 
Grundfuttererzeugung in der Rindviehhaltung von Gras 

auf Silomais.

In vielen TGG hat die entnahmebedingte Grundwas-

serabsenkung den Grünlandumbruch nochmals verstärkt, 

da hierdurch „absolute“ Grünlandstandorte (geringe GW-

Flurabstände) in „fakultatives“ und damit ackerfähiges 

Grünland (größere GW-Flurabstände) überführt wurden. 

So gab es z. B. im WSG Fuhrberger Feld der Stadtwerke 

Hannover AG 1970 noch etwa 8.000 ha Grünland, von 

dem seither mehr als 50 % in Acker überführt wurden, 

davon allein 3.400 ha zwischen 1975 und 1980.

Die nächste große Umbruchwelle in Niedersachsen ist 

jüngeren Datums und hat mehrere Ursachen:

 ■ Die GAP-Reform 2003 und die darauf folgende 

Erstellung eines Grünlandkatasters (Beliegung) bei 
Einführung des InVeKoS haben dazu geführt, dass 

zur Sicherung des Ackerstatus im Agrarantrag viele 

Grünlandlächen umgebrochen wurden.

 ■ Der durch das erste EEG 2004 und zweite EEG 2009 

ausgelöste Boom an Biogasanlagen und der seither 

massiv angestiegene Flächenbedarf für Energiemais

 ■ Einschränkungen zum Grünlandumbruch im Rahmen 

von Cross Compliance(CC)-Anforderungen bei Direkt-

zahlungen (s. Verordnung zur Erhaltung von Dauer-

grünland VO EG Nr.73/2009 (EU 2009c)) und deren 

Umsetzung durch eine Landesverordnung im Oktober 

2009 (Nds. LaNdesreGierUNG 2009) mit Einführung 

einer Genehmigungsplicht für Grünlandumbruch (vgl. 
sog. 5 %-Regelung) waren zu erwarten. Dies hat dazu 

geführt, dass viele Landwirte Grünland vorbeugend 

umgebrochen haben.

 ■ Die generell gestiegene Wertschöpfung im Ackerbau 

durch hohe Marktpreise für Agrarprodukte.

Hierdurch wurden zwischen 2003 und 2012 in Nieder-

sachsen insgesamt 68.000 ha des über die GAP-Flä-

chenförderung gemeldeten Grünlands umgebrochen (s. 

Abb. 96: Grünlandumbruch eines Gley-Podsol-Bodens (IN-
GUS)
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ein Umbruchverbot für „absolutes“ Grünland und eine 

Genehmigungsplicht für den Umbruch von „fakultativem“ 
Grünland (mU 2009). Häuig gelten weitere Regelungen 
in örtlichen Schutzgebietsverordnungen. 

Zur Einhaltung der Verordnung zur Erhaltung von 

Dauergrünland (Nds. LaNdesreGierUNG 2009) müssen 

Betriebe mit Direktzahlungen zwei getrennte Antrags-

verfahren durchlaufen: Zunächst ist ein Antrag bei der 

zuständigen Landwirtschaftsbehörde zu stellen, der unter 

anderem die Überprüfung naturschutzfachlicher Belange 

durch die Unteren Naturschutzbehörden beinhaltet. Nach 

Vorliegen dieser Genehmigung muss ein zusätzlicher 

Antrag bei der UWB gestellt werden, bei dem die wasser-

wirtschaftlichen Belange im Mittelpunkt stehen. Betriebe 

ohne Direktzahlungen müssen die Anträge direkt bei der 

UWB stellen. 

Durch die Antragsplicht können die UWB ihre An-

forderungen zum Schutz des Grundwassers in jedem 

Einzelfall (lächenscharf) einbringen. Genehmigungen 
(meist mit Aulagen) werden in der Regel mit der WZB 
abgestimmt. Hierfür wurden in den letzten Jahren fach-

liche Bewertungsgrundlagen und -verfahren für einen 

lächenscharfen Einsatz entwickelt.
Von der Genehmigungsbehörde werden folgende Prüf-

schritte in entsprechender Reihenfolge durchgeführt:

Vorab: Überprüfung, ob absolutes oder fakultatives 

Grünland vorliegt.

Die Deinitionen und die Vorgehensweise zur Überprü-

fung sind in einem „Kriterienkatalog Nutzungsänderungen 

von Grünlandstandorten in Niedersachsen“ (boess et al. 

2011) veröffentlicht. Die Erstbeurteilung erfolgt zunächst 

auf Basis vorhandener Bodenkarten oder ähnlicher 

Datengrundlagen. Lediglich bei Verdachtslächen mit ab-

solutem Grünland (z. B. geringer GW-Flurabstand, hoher 

Humusgehalt) wird eine fachgutachterliche Bearbeitung 

mit Geländebegehung und bodenkundlichen Bohrungen 

beauftragt. Bei Feststellung von absolutem Grünland wird 

der Umbruch versagt.

Bei fakultativem Grünland wird eine Gefährdungs-

abschätzung vorgenommen, auf deren Grundlage je 

nach Gefährdungsstufe entweder:

 ■ eine Genehmigung ohne Aulagen,

 ■ eine Genehmigung mit Aulagen

 ■ oder ggf. auch eine Untersagung

ausgesprochen werden kann.

Beispielhaft wird nachfolgend ein Antrags- und Bewer-

tungsverfahren zur Gefährdungsabschätzung für fakulta-

tives Grünland vorgestellt. Es wurde im WSG Fuhrberger 

Feld aus einem Modellvorhaben zur Humusforschung 

heraus entwickelt und trägt den Namen „Nfair-Konzept“ 

(spriNGob 2010). Das Verfahren wird von der Unteren 

Wasserbehörde der Region Hannover mit Unterstützung 

der WZB in der Praxis angewandt. Es ist vom Grundsatz 

her auf andere Schutzgebiete übertragbar. Es trennt 

potentiell unkritische von kritischen Grünlandlächen, stuft 
letztere weiter ab, und weist entsprechend abgestufte 

Bewirtschaftungsaulagen zu. Diese sind umso höher, 
je größer das Gefährdungsrisiko ist. Vorteil ist, dass das 

Verfahren auf Basis von Messwerten weitgehend stan-

dardisiert und transparent (’fair’) abläuft. Gleichzeitig 

kann für Grünlandlächen ohne stark erhöhte N-Frei-
setzungspotenziale die Genehmigung stark vereinfacht 

werden, so dass eine Konzentration auf die eigentlichen 

Problemlächen möglich wird.
Die Bestandteile des Verfahrens sind:

1. Eine vorliegende Umbruchgenehmigung der LWK 

Niedersachsen gemäß Verordnung zur Erhaltung von 

Dauergrünland (Nds. LaNdesreGierUNG 2009).

2. Ein weiteres Antragsformular zur Nutzungsänderung 

von fakultativem Grünland im WSG, mit: 

Anlage 1: „Flächennachweis und Begründung“ 

Anlage 2: „Ermittlung des N-Freisetzungspotenzials“ 

anhand einer nach bodenkundlichen Kriterien gezo-

genen Humusprobe und einer Humusgehaltsanalyse 

eines Labors. Dies führt in der Regel die WZB durch.

3. Aus der Humusanalyse (Corg, Gesamt-N) ermittelt 

die Untere Wasserbehörde anhand von Tabellen das 

N-Freisetzungspotenzial (als N-Überhang), das sich 

aus dem Vorrat an abbaubarem Norg relativ zu einem 

Bezugswert (Humusgleichgewicht) ergibt. Dazu wurde 

bisher der Parameter ’Effektiver N-Überhang’ verwen-

det, der auch die Humusqualität berücksichtigt, wobei 

hier mittelfristig und nach Auswertung der bisherigen 

Erfahrungen weitere Vereinfachungen wahrscheinlich 

sind, z. B. Systeme, die nur noch auf dem Gesamt-N-

Gehalt (N
t
) des Standorts beruhen. Die Gefährdungs-

abschätzung wird dann anhand der fünf Risikoklassen 

nachfolgender Bewertungsmatrix (s. Tab. 44) vorge-

nommen. Die Gefährdung nimmt mit steigendem N
eff

- 

bzw. N
t
-Wert zu.

4. Je höher die Risikoklasse, umso umfangreicher wer-

den die Aulagen:
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 ■ Bei Risikoklasse 4 werden individuell zugeschnitte-

ne Aulagen mit siebenjähriger Laufzeit festgelegt 
(Aulagen sind: ergänzend zu Klasse 1 bis 3 stark 
reduzierte bis unterlassene N-Düngung).

 ■ In der Risikoklasse 5 ist im Einzelfall zu entschei-

den, ob der Umbruchantrag abgelehnt wird.

 ■ Bei den Risikoklassen 1 bis 3 gibt es weitgehend 

standardisierte Aulagen mit drei- bis fünfjähriger 
Laufzeit (Aulagen sind z. B. kein Herbstumbruch, 
Düngeplanung mit der Wasserschutzzusatzbera-

tung, keine organische Düngung, kein Legumino-

senanbau, sommerungsbetonte Fruchtfolgen mit 

Zwischenfruchtanbau oder absoluter Bodenruhe 

über Herbst und Winter).

Klasse 1 2 3 4 5

N-Überhang  
(kg N/ha, effektiv)

<2000 2001-4000 4001-6000 6001-8000 >8000

Bewertung
Unerheblicher  
N-Überhang

Deutlicher  
N-Überhang

Hoher  
N-Überhang1)

Hoher  
N-Überhang1)

Sehr hoher  
N-Überhang2)

Folge
Genehmigung 
ohne Aulagen

Genehmigung mit Aulagen
Einzelfallbe-
wertung unter 
Beteiligung von 
Landwirt, Behör-
de, Wasserver-
sorger, Beratung

Maßnahmen keine
Standard 1, ein-
heitlich

Standard 2, ein-
heitlich

Individuell nach 
Abstimmung mit 
der Beratung

1)   Der Bereich 4000-8000 kg (’hoch’) wird als der wesentliche Problembereich eingestuft, da häuig vorkommend und mit starker N-Freisetzung 
verbunden. Die Klasse wurde hier noch unterteilt, um die Maßnahmen differenzieren zu können. 

2)  Die Bezeichnung ’extrem’ wurde vermieden, da es tatsächlich noch extremere Standorte gibt, teilweise sogar unter Acker.

Erfolgsbewertung 
Die beste Maßnahme für den Grundwasserschutz ist 

die Vermeidung von Grünlandumbrüchen. Daher soll-

ten Umbruchanträge von Landwirten zunächst in jedem 

Einzelfall zwischen den Akteuren hinsichtlich ihrer Not-

wendigkeit und möglicher Alternativen zur Ackernutzung 

ausreichend geprüft und verhandelt werden.

Im Falle nicht vermeidbarer Genehmigungen kön-

nen für Flächen mit einem geringen bis mittleren N-

Freisetzungsrisiko (vgl. N
t
-Gehalt) die Risiken erhöhter 

Nitrataustrags durch verbindliche, mehrjährige Bewirt-

schaftungsaulagen gemildert werden. Bewirtschaftungs-

aulagen können in den ersten fünf bis zehn Jahren nach 
dem Umbruch meist aber nur ca. 1/4 bis 1/3 der hohen 

N-Freisetzung abfangen, so dass die verbleibenden N-

Mengen immer noch eine erhöhtes Belastungsrisiko für 

das Grundwasser darstellen. Wie gut Aulagen greifen, 
bzw. wie hoch das verbleibende Restrisiko ist, kann sehr 

gut über die Herbst-N
min

-Methode nachgewiesen werden. 

Hierzu bietet sich ein gesondertes stofliches Monitoring 
mit folgenden Komponenten an:

 ■ Lückenlose Erfassung aller Umbruchlächen z. B. 
Lage, Bodencharakterisierung (insbesondere N-Ge-

halt), Umbruchjahr, Aulagen

 ■ Gezielte Beplanung und jährliche Umsetzung eines 

Sonder-Untersuchungsprogramms (alle Umbruchlä-

chen oder repräsentative Auswahl) (vgl. hierzu auch 

Vorschläge in NLWKN (2010d) „Anforderungen an den 

Einsatz der N
min

-Methode“, S. 14 bis 16).

 ■ Auswertung zur Entwicklung des Belastungsrisikos.

Grünlandumbrüche „mit“ Aulagen können alle in nachfol-
gender Übersicht aufgeführten Erfolgsparameter deutlich 

verbessern, trotzdem verbleibt immer noch ein deutlich 

höheres Belastungsrisiko für alle genannten Parameter, 

als dies auf im Humusgleichgewicht beindlichen Acker-
lächen der Fall ist.

Tab. 44: Risikoklassen erhöhter N-Freisetzung bei Grünlandumbruch auf Basis der gemessenen Kenngröße  
„N-Überhang in kg N / ha“ in 0-30 cm Bodentiefe und abgestufte Herleitung von Aulagen (spriNGob 2010)
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Mögliche Nachteile der Maßnahme sind:

 ■ Die Maßnahme bietet sich praktisch nur bei guten 

Absatzmöglichkeiten für das Mähgut bzw. für viehhal-

tende Betriebe an.

 ■ Geringere jährliche Grundwasserneubildung

 ■ Die Akzeptanz ist stark von der Förderhöhe abhängig. 

Die Maßnahme ist vergleichsweise kostenintensiv.

Zum sicheren Erhalt des etwaigen Ackerstatus für die in 

die extensive Grünland- oder Ackergrasnutzung überführ-

ten Flächen wird die Abstimmung mit der örtlichen Bewil-

ligungsstelle der LWK Niedersachsen über die Dauer der 

Maßnahme und über die Kennzeichnung der Flächen in 

den EU-Förderanträgen empfohlen.

Die Maßnahme eignet sich besonders für hoch priori-

täre Flächen im Sinne des Wasserschutzes mit mittlerem 

bis niedrigem Ertragsniveau.

Anwendungsbereich
Wenngleich die Umwandlung von Acker in Grünland eine 

sinnvolle Maßnahme für den Grundwasserschutz ist, sind 

wegen der großen Deckungsbeitragsdifferenzen gegen-

über ortsüblichen Ackerfruchtfolgen im Allgemeinen hohe 

Ausgleichszahlungen erforderlich. Unter Berücksichti-

gung der verfügbaren Finanzmittel für FV werden daher 

Maßnahmen zur Umwandlung von Acker in Grünland nur 

für Standorte mit „hoher“ oder „sehr hoher“ Flächenpriori-

tät angeboten.

In der Praxis indet die Maßnahme daher bevorzugt 
auf den leichten Geeststandorten im östlichen Nieder-

sachsen sowie auf den lachgründigen Festgesteins-

standorten im südlichen Niedersachsen Anwendung 

(NLWKN 2011c).

2.4.9 Umwandlung von Acker in  
extensives Grünland /  
extensives Feldgras

Kurzcharakteristik
Die aus Sicht des Grundwasserschutzes genannten Vor-

teile einer extensiven Bewirtschaftung von vorhandenem 

Grünland gegenüber Ackernutzung sind in Kapitel 2.4.8.1 

beschrieben. Daneben besteht grundsätzlich auch die 

Möglichkeit, vorhandene Ackerlächen durch Einsaat in 
Grünland bzw. Feldgras umzuwandeln, um sie anschlie-

ßend extensiv zu nutzen.

Die Maßnahme Umwandlung von Acker in extensives 

Grünland / Feldgras lässt folgende Vorteile erwarten:

 ■ Innerhalb kurzer Zeit nimmt die Nitratkonzentration im 

Bodenwasser deutlich ab.

 ■ Insgesamt wird ein maximaler Grundwasserschutz 

erbracht.

 ■ Die Mehrjährigkeit der Nutzung bietet zudem den Vor-

teil der Vermeidung von Erosionsschäden.

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, deutliche Einsparungen nahezu in Höhe des gesamten Düngebedarfs an-
gebauter Haupt- und Zwischenfrüchte in den ersten fünf bis zehn Jahren nach 
Umbruch möglich.

Saldominderung - Ja, theoretisch in der Höhe der erreichten N-Düngeeinsparung. Aber: Bisher 
wird das Bilanzglied „Umbruchbedingte N-Freisetzung“ nicht als N-Zufuhr 
berücksichtigt.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, trotzdem verbleibt in der Regel ein hoher Herbst-N
min

-Wert, da die begrenzte 
N-Aufnahme der Haupt- und Zwischenfrüchte die hohe N-Freisetzung nur teilwei-
se abfangen kann.

Sickerwasserentlastung - Ja, trotzdem verbleiben in der Regel sehr hohe Sickerwasserbelastungen.

Abb. 97: Feldgras (IGLU)
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Sorten- und Artenmischungen: Für die Umwandlung 

von Ackerlächen in extensives Grünland werden stand-

ortgerechte Qualitätsstandardmischungen empfohlen 

(LWK NiedersachseN 2012b & 2014b & c). Ackerstandorte 

weisen in der Regel ein höheres Mineralisationspoten-

zial als Grünlandstandorte auf. Um N-Austräge in der 

Übergangsphase in mehrjährige Feldgras- oder Grün-

landnutzung zu vermeiden, sollten leistungsstarke Gräser 

gewählt werden, die einen ausreichenden N-Entzug aus 

der Nachmineralisation sichern. Nur auf Grenzstandorten 

bietet sich die Ansaat von extensiven Gräsermischungen 

an. Ein geringer Leguminosenanteil in den Mischun-

gen ist aus Wasserschutzsicht tolerierbar (haas et al. 

1998). Leguminosenanteile ermöglichen eine deutliche 

Reduktion (bis hin zum Verzicht) auf eine zusätzliche 

N-Düngung, sind förderlich für die Bodenstruktur und 

wirken humusmehrend. Wird ein extensiver Feldgras-

bestand aufgebaut, so kommen Weidelgras dominierte 

Gräsermischungen in Betracht. Die Anteile an frühen, 

Durchführung
Mindestanforderungen für die Umsetzung der beschrie-

benen FV sind z. B..:

 ■ Aussaat einer ausdauernden Gräsermischung

 ■ Verzicht auf wendende oder lockernde Bodenbearbei-

tung während der gesamten Vertragslaufzeit

 ■ Erforderliche Neuansaat nur im Schlitz-, Übersaat- 

oder Drillsaatverfahren

 ■ Zufütterung auf der Fläche ist vom 01.07.– 31.03. des 

Folgejahrs nicht zulässig.

 ■ Der Einsatz von Planzenschutzmitteln ist unzulässig.

 ■ Die Maßnahme ist auf fünf Jahre abzuschließen.

Die vollständigen Voraussetzungen für die Förderung 

(Mindestanforderungen) sind dem Nds. MU-Maßnahmen-

katalog in der jeweils aktuellen Fassung zu entnehmen.

 Parameter Ackergras mehrjährig Kleegras mehrjährig Nachsaaten und Wechselgrünland

Standardmischung A5 A5 spät A5 spät plus W A5 spät plus S GV GV-Klee

Eignung
insb. Schnittnutzung, auch 
Wechselgrünland, hoher 
Ertrag 

für alle 
Standorte, 
vorwiegend 
Weidenutzung

für alle 
Standorte, 
schnittbetont

Standorte mit 
früher Mahd- und 
Weidenutzung

speziell für 
Weidenutzung 
und verhaltene 
N-Düngung

Nutzungsdauer 2 Hauptnutzungsjahre und mehr Wechsel- und Dauergrünland

Nutzungsformen Schnitt und Weide Schnitt Weide Schnitt

Aussaat August Blanksaat oder Frühjahr unter Deckfrucht
Nachsaaten und Neuansaat von 
Wechselgrünland

Mischungsverhältnis % Gewichtsanteile

Deutsches 
Weidelgras

...früh 30 25 20

...mittel 40 50 33 33 25 20

…spät 30 50 34 34 50 50

Rotklee 20 33

Weißklee 13 10 10

Saatstärke bei 
Blanksaat: kg/ha*

30 30 30 30
10 kg /ha für Übersaaten; 30 kg /ha 
für Neuansaaten

Saatstärke bei 
Untersaat: kg/ha*

20 20 25 25   

*= je nach Anteil tetraploider Sorten kann die Aussaat um 30 % erhöht werden

Tab. 45: Auswahl geeigneter Mischungen Umnutzung von Acker in Grünland und Ackerfutterbau (LWK NiedersachseN 2014b & c, 
verändert)
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mittleren und spätblühenden Weidelgrasarten sollten 

dabei standortspeziisch gewählt werden. Die Wahl spät-
blühender Arten bietet eine größere Toleranz gegenüber 

Frühjahrstrockenheit und sichert beispielsweise qualitativ 

hochwertige Silage, da die Gräser später in die Blüte ge-

hen. In Zukunft werden für Trockenstandorte Knaulgräser 

an Bedeutung zunehmen. Diese werden unter anderem 

auch für die energetische Nutzung empfohlen. Weiter 

werden insbesondere im Hinblick auf die Ertragsstabilität 

Potenziale beim Rohrschwingel erwartet, der nach der 

Etablierungsphase mit Feuchte- und Trockenheitsextre-

men gut klarkommt (KaLZeNdorF 2014). Eine Übersicht 

geeigneter Mischungen für die Umwandlung von Acker 

zu Grünland ist Tabelle 45 zu entnehmen.

Erfolgsbewertung
Geeignete Methoden zur Erfolgskontrolle bei Umwand-

lung von Acker in Extensivgrünland sind die Herbst-Nmin-

Methode und Sickerwassermessungen im oberlächen-

nahen Grundwasser. Die Berechnung des N-Saldos 

eignet sich nur dann, wenn belastbare Ertragsdaten für 

den Grünlandaufwuchs vorhanden sind.

Lysimeter-Untersuchungen des LBEG ergeben, dass 

innerhalb kurzer Zeit die Nitratkonzentrationen im Bo-

denwasser deutlich abnehmen, wenn eine ackerbaulich 

genutzte Fläche in Grünland umgewandelt wird (s. Abb. 

98). Die Umwandlung von Acker in extensiv bewirtschaf-

tetes Grünland ist somit eine der wichtigsten vorsorgen-

den Grundwasserschutzmaßnahmen.
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wertüberschreitende Nitratkonzentrationen gemessen 

wurden, konnten durch Anschluss der Freiwilligen Verein-

barung zur Umnutzung in extensives Feldgras kontinu-

ierlich grenzwertunterschreitende Nitratgehalte gesichert 

werden (s. Abb. 99).

Auch das Beispiel mehrjähriger Messungen der Nit-

ratgehalte in Dränageauslüssen einer Ackerläche im 
Harzvorland, die in extensive Feldgrasnutzung überführt 

wurde, zeigt deutlich die Minderung der Nitratverluste 

an. Während in der Ackerbaurotation häuig auch grenz-
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Abb. 99: Langjährige Nitratwerte in Dränageablüssen eines Ackerstandorts, der in extensive Feldgrasnutzung überführt wurde.  
Festgesteinsstandort eines TGG im Harzvorland (IGLU)

Erfolgsbewertung

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, jedoch in Abhängigkeit von der Nutzung des Aufwuchses

Saldominderung -  Ja, mittlere Verringerung des N-Überschusses bei ca. 50 kg N/ ha a (1)

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, eine mittlere Minderung des Herbst-Nmin-Werts bis ca. 45 kg N / ha a (2)

Sickerwasserentlastung - Ja

Weitere Effekte - Schutz vor Erosion, Humusaufbau, Verbesserung Bodengefüge

(1) abgeleitet aus osterbUrG et al. 2007
(2) schmidt & osterbUrG 2010

Ein Nachteil der Grünlandnutzung ist die gegenüber Ackerlächen geringere jährliche Grundwasserneubildung.

Langjährige Nitratwerte in Dränagen eines Ackerstandortes mit Umnutzung in Extensives Feldgras
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2.4.10 Unterfußdüngung

Kurzcharakteristik
Die Unterfußdüngung (UFD) wird insbesondere in Rei-

henkulturen wie Kartoffeln und Mais angewandt und ist 

bei der Mehrzahl der Betriebe ein bereits etabliertes Ver-

fahren. Im Folgenden soll der Fokus auf die UFD im Mais 

gelegt werden, da es hier interessante Weiterentwicklun-

gen unter anderem auch zur UFD mit Gülle gibt.

Die UFD im Mais wurde ursprünglich insbesondere in 

Bezug auf den Nährstoff Phosphat entwickelt. Denn Mais 

hat in der Jugendentwicklung aufgrund der weiten Rei-

henabstände, seines gering und weniger tief verzweigten 

Wurzelsystems ein daraus resultierendes schlechtes 

P-Aneignungsvermögen. Erschwert wird die Phosphat-

aufnahme zusätzlich durch Kälte- oder Trockenheits-

stress. Auch schlecht eingestellte pH-Werte des Ackers 

können zu einer gewissen Festlegung von Phosphat an 

Bodenteilchen führen, wodurch der Nährstoff wiederum 

schlechter für die Maisplanzen zugänglich ist.
Die praxisübliche mineralische UFD erfolgt zusammen 

mit der Saatkornablage in einem Arbeitsgang und ist seit 

mehreren Jahren in der Praxis etabliert (LWK NordrheiN-

WestFaLeN 2012, LWK NiedersachseN 2013i, NiederLäNder 

2013). 

Aus Sicht des Grundwasserschutzes und mit Fokus 

auf den Stickstoff ist die UFD mit Gülle oder Gärresten 

eine Möglichkeit, die mineralische UFD einzusparen und 

durch vorhandene betriebseigene organische Dünger zu 

ersetzen und so den Saldo der N-Bilanz des Betriebs zu 

verringern. Bei der Gülle-UFD ist es von entscheidender 

Bedeutung, das Gülleband möglichst dicht und mit richti-

gem Abstand zum Saatkorn abzulegen (s. Abb. 100).

Durch den Einsatz eines Nitriikationshemmers (s. 
Kap. 2.4.3.1) kann die P-Verfügbarkeit weiter verbessert 

werden. Damit steht der Maisplanze der Stickstoff als 
Ammonium länger anstelle des auswaschungsgefähr-

deten Nitrats zur Verfügung. Es kommt zu einer leichten 

Ansäuerung des Bodens und somit an vielen Standorten 

zu einer verbesserten Phosphatverfügbarkeit.

Wenn die Gülle efizienter genutzt werden kann, erge-

ben sich auch bei der Verwendung in nicht viehhaltenden 

Betrieben Vorteile, da bei gleicher Nährstoffwirkung der 

Transportaufwand verringert wird.

In den letzten Jahren wurden zahlreiche Feldversu-

che zur UFD, zur gezielten Platzierung von Gülle oder 

Gärresten neben bzw. unterhalb der Maisreihe durchge-

führt. Im Idealfall kann hiermit der wertvolle Wirtschafts-

dünger Gülle innerbetrieblich noch effektiver genutzt und 

entsprechend mineralischer Dünger eingespart werden. 

Mögliche Nährstoffverluste können vermindert werden. 

Denn es wird ein Nährstoffdepot im Boden nahe der 

Planzenwurzeln angelegt, das bei Starkregenereignissen 
in der Vegetationsperiode weniger auswaschungsgefähr-

det ist (vor allem wenn zusätzlich Piadin als Nitriikations-

hemmer eingesetzt wird) und auch weniger Ammoniak- 

oder Lachgasentgasung verursacht .

Anwendungsbereich und Durchführung

Seit rund zehn Jahren wird versuchsweise eine UFD mit 

Gülle angewendet.

Die technische Umsetzung einer Gülle-UFD wird wie 

folgt durchgeführt:

1. Im zweigeteilten „absetzigen Verfahren“: 

Für eine Bandablage der Gülle werden die Schlepp-

schläuche auf Reihenweite (75 cm) zusammengefasst 

und die ausgebrachte Gülle anschließend mittels 

Fräse oder Zinkenrotor vertikal eingearbeitet. Oder 

die Ausbringung erfolgt mit auf 75 cm Reihenweite 

zusammen geschobenen Schleppschuhen, die eine 

etwas tiefere Ablage ermöglichen. Wichtig bei die-

sem zweigeteilten System ist das möglichst genaue 

Fahren z. B. durch die Nutzung von GPS-Technik oder 

mindestens Spuranreißer am Gülle ausbringenden 

Fahrzeug, sodass das Saatgut in direkter Nähe zum 

Nährstoffdepot abgelegt wird. Idealerweise erfolgt die 

Gülle-UFD so präzise wie möglich. 

Abb. 100: In ca. 15 cm Tiefe abgelegtes UFD-Gülleband. 
(Harms, LWK Niedersachsen) 
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2. Im sogenannten „kombinierten Verfahren“: 

Hierbei werden die Gülle-UFD und das Legen des 

Maissaatguts in nur einem Arbeitsgang erledigt. Diese 

Technik wird erst seit ein paar Jahren angewendet. 

Hierfür kommen große, schlagkräftige, aber auch 

teure Maschinen zum Einsatz, die vorrangig von grö-

ßeren Lohnunternehmern angeboten und eingesetzt 

werden (s. Abb. 101).

Die Gülle-UFD im Mais wird weiterentwickelt und präzi-

siert, z. B. durch die Kombination mit dem sogenannten 

„Strip-Till-Verfahren“. Hierbei erfolgt nur noch eine strei-

fenförmige Bodenbearbeitung (streifenweises Räumen 

der Erntereste, Lockerung, Anhäufeln und Rückverfesti-

gung), die präzise Gülledepot-UFD und das Ablegen des 

Maissaatkorns in einem Arbeitsgang (s. Abb. 102).

Durch die Kombination mit dem Strip-Till-Verfahren 

ergeben sich damit weitere bodenschonende Effekte zum 

Beispiel für den Erosionsschutz (LFL bayerN 2013, aGrar-

heUte.com 2013).

Versuchsergebnisse
Die LWK Niedersachsen hat seit 2007 an mehreren 

Standorten, insbesondere auf leichteren Standorten (in 

den Landkreisen Ammerland, Emsland und Rotenburg) 

Versuche zur Gülle-UFD durchgeführt. Das Verfahren 

wurde hinsichtlich der Position des Güllebands und des 

Abstands im Boden zum Maiskorn optimiert. Von 2007 

bis 2010 wurde im ersten Arbeitsgang die Gülle als Band 

jeweils links und rechts der Maisreihe appliziert, ab 2011 

wurde das Verfahren dahingehend modiiziert, dass nur 
ein Güllestreifen direkt unter der Maissaatreihe appliziert 

wurde (s. Abb. 102). Im zweiten Arbeitsgang wurde dann 

der Mais gelegt. Es wurden verschiedene Düngungsva-

rianten gegenüber den praxisüblichen „Standard“ (Gülle 

breit mit Schleppschlauch ausgebracht und mit Zinken-

rotor eingearbeitet, UFD mineralisch mit 40 kg N/ha und 

30 kg/ha P
2
O

5
) getestet. Die Düngung des Mais erfolgte 

gemäß Sollwertempfehlung (180 kg N/ha, abzüglich N
min

), 

der Gülle-Stickstoff (Schweine- bzw. Rindergülle) wurde 

zu 70 % angerechnet.

Die bisherigen Feldversuche zur Gülle-UFD im Mais 

zeigen in Bezug auf den Trockenmasseertrag bzw. den 

Herbst-N
min

-Wert über mehrere Jahre keine einheitlichen 

Ergebnisse. Teils wurden innerhalb eines Jahrs an ver-

schiedenen Standorten unterschiedliche Resultate erzielt. 

In den Jahren 2007 bis 2010 konnten bei der seitlich 

versetzten Ablage des Güllebands selten signiikante 
Ertragsunterschiede zwischen der Gülleunterfußdüngung 

und der Standardvariante festgestellt werden. An man-

chen Standorten lagen die Erträge leicht unter denen 

des Standards. Die Herbst-N
min

-Werte waren bei einigen 

Versuchen bei der Variante mit Gülle-UFD niedriger als 

beim Standard, aber in einigen Versuchen auch geringfü-

gig höher.

Dies kann verschiedene Gründe haben:

 ■ Generell ist es schwierig in Mais-Feldversuchen 

(wiederholt) signiikante Unterschiede zu erhalten. Die 
einzelnen Parzellen und Planzenbestände müssen 
sehr einheitlich sein.

 ■ Jedes Jahr ist anders. Die Wachstumsbedingungen 

besonders in der Jugendentwicklung des Maises aber 

auch im späteren Verlauf des Jahrs beeinlussen den 
Ertragsaufbau und somit auch die im Boden zurück-

bleibenden Restnährstoffe erheblich.

 ■ Einen großen Einluss hat der Versuchsstandort mit 
seinem Bodentypus, Humusgehalt und insbesondere 

seiner Historie und dem Nachlieferungspotenzial der 

Fläche. Der Großteil der „typischen Maisstandorte“ in 

den Veredelungsregionen wurde langjährig wiederholt Abb. 102: Strip-Till-Verfahren zur Maisaussaat kombiniert mit 
Gülle-UFD ( ©Vogelsang GmbH, Essen/Oldbg.) 

Abb. 101: Unterfußdüngung von Gülle und Maisaussaat in 
einem Arbeitsgang (Harms, LWK Niedersachsen)
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organisch gedüngt, was letztlich ein schwer kalkulier-

bares Nährstoffpotenzial mit sich bringt.

 ■ Bei einer Düngung mit Gülle wird der Nährstoff selten 

so genau appliziert wie bei mineralischen Düngerga-

ben. Die Nährstoffgehalte und insbesondere deren 

Anrechenbarkeiten und die im Boden tatsächliche 

Nutzbarkeit für die Planzen sind kaum eindeutig zu 
kalkulieren. Ferner hat die Ausbringungsgenauigkeit 

der (Flüssig)Düngemittel einen Einluss auf die Ver-
suchsergebnisse.

Nachfolgend werden einige Versuchsergebnisse der 

LWK Niedersachsen zur UFD generell und speziell mit 

Gülle aus dem Versuchsjahr 2011 präsentiert. Die Ablage 

des Güllebands erfolgte direkt unter der Saatreihe. Der 

Ertrag lag bei Gülle-UFD gleichauf mit dem praxiseta-

blierten Standard (UFD mineralisch und Gülle breit). In 

der Piadin-Variante war der relative Trockenmasseertrag 

sogar noch höher (s. Abb. 103).

Die entsprechenden Herbst-Nmin-Werte dieses 

Versuchs lagen in 2011 insgesamt auf einem niedrigen 

Niveau (s. Abb. 104).
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Abb. 103:  
Relative Trockenmasse-
Erträge in % zur Variante 
„UFD min. – Gülle breit“ 
(LWK NiedersachseN 2011a)
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Auf einem weiteren Versuchsstandort (Werlte), der als 

stark stickstoffnachliefernd charakterisiert ist, lagen die 

Nmin-Werte nach der Ernte ebenfalls gleichauf mit den 

anderen Varianten und zur Sickerwasserspende sogar 

unter den Nmin-Werten der ungedüngten Variante. In 

jedem Fall wirkte sich der Zusatz des Nitriikationshem-

mers Piadin positiv auf den Ertrag aus und resultierte in 

verringerten Nmin-Werten. Im Jahr 2012 lagen die TM-Er-

träge vergleichbarer Gülle-UFD Varianten bei rel. 97 bzw. 

99 (ohne versus mit Piadin), die Gülle breit-Varianten 

zwischen rel. 100 und 103. Die Nmin-Werte waren mit rd. 

28 kg N/ha auf einem sehr geringen Niveau. Hier müssen 

noch weitere Versuche folgen.

Erfolgsbewertung
Vor dem Hintergrund den Einsatz mineralischer Dünge-

mittel weiter zu reduzieren und andererseits hofeigene 

Wirtschaftsdünger so effektiv wie möglich im eigenen 

Betrieb einzusetzen, kann im Mais eine UFD mit Gülle 

erfolgen.

2.4.11 Maisengsaat

Kurzcharakteristik und Anwendungsbereich
Mais wird in der Praxis nach wie vor fast ausschließ-

lich mit Einzelkornsägeräten gesät. Der am häuigsten 
gewählte Reihenabstand beträgt 75 cm. Bei angestrebten 

Bestandsdichten von acht bis elf Planzen pro m2 resul-

tiert daraus eine wenig optimale Standraumverteilung. 

Durch die Halbierung des Reihenabstands wird der für 

die Einzelplanze zur Verfügung stehende Platz deutlich 

Reihenweite 75 cm Reihenweite 37,5 cm 

75 cm 37,5 cm 

37,5 cm 

Mehrjährige Feldversuche und zunehmende Praxis-

erfahrungen belegen die prinzipielle Machbarkeit und 

Praktikabilität und stufen das Verfahren der UFD mit Gül-

le grundsätzlich positiv hinsichtlich des Ertrags bzw. der 

Herbst-Nmin-Gehalte im Boden ein. Wenn die Nährstoff-

gehalte der Gülle aktuell erfasst werden und die Ausbrin-

gungstechnik in einem Arbeitsgang mit dem Maislegen 

so präzise wie möglich erfolgt, hat dieses Verfahren eine 

Chance sich in der Betriebspraxis zu etablieren.

Die Gewässerschutzwirkung dieser Maßnahme in Be-

zug auf die Verringerung des N-Saldos ist nachvollzieh-

bar, in Bezug auf den Herbst Nmin-Wert ist sie bisher nicht 

eindeutig belegt. Es ist zu erwarten, dass sich aufgrund 

von Änderungen im Düngerecht, der Flächenknappheit 

und dem hohen Aufkommen von Gülle und Gärresten in 

den Maisanbauregionen diese Methode auch ohne För-

derung durch FV in der Praxis verbreiten wird.

verbessert (s. Abb. 105). Diese Saattechnik wird als 

Maisengsaat bezeichnet. Durch die Verbesserung der 

Standraumverteilung kann der Boden gleichmäßiger 

durchwurzelt werden. Eine bessere Wasser- und Nähr-

stoffausnutzung ist die Folge. Im Optimalfall lassen sich 

bei gleicher Düngung höhere Erträge erzielen, so dass 

geringere Nähr- bzw. N-Überschüsse auftreten. Die Ver-

ringerung der Reihenweite führt auch zu einem früheren 

Bestandsschluss und somit zu einer Verringerung mög-

licher Erosionsereignisse. Die Abreife der Bestände wird 

dagegen hinausgezögert.

Abb. 105: Vergleich der Standraumverhältnisse bei Maisengsaaten gegenüber herkömmlicher Drilltechnik. (Geries Ingenieure GmbH)
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Soll der jungen Maisplanze bei der Maisengsaat die 
gleiche Nährstoffkonzentration im Wurzelbereich wie bei 

herkömmlicher Reihenweite angeboten werden, so muss 

die Unterfußdüngung erhöht werden. Wird die Dünger-

menge (kg / ha) gegenüber der herkömmlichen Reihen-

weite nicht verändert, so steht der Einzelplanze nur die 
halbe Düngermenge zur Verfügung (s. Abb. 106). Die 

Erhöhung der Unterfußdüngung ist aus Sicht des Gewäs-

serschutzes jedoch nicht immer zielführend.

Erfolgsbewertung
Versuchsergebnisse aus Schleswig-Holstein und Bayern 

(müLLer-thomseN 2010; FicK-haas 2011) belegen tenden-

ziell höhere Erträge durch die Maisengsaat insbesondere 

auf leichten Standorten. Der positive Effekt der Engsaat 

auf den Herbst-Nmin-Wert ist jedoch nicht immer eindeutig 

nachweisbar und auch die Untersuchungen in der unge-

sättigten Zone weisen keine besseren Ergebnisse auf als 

bei herkömmlicher Aussaattechnik. Weitere Versuchs-

ergebnisse bestätigen diese Aussagen nur teilweise (TLL 

2008). Auf ertragssicheren Löss- und Auenstandorten 

konnte sich die Maisengsaat noch nicht etablieren. Gege-

benenfalls können durch die Kombination mehrerer Maß-

nahmen im Maisanbau (Reduzierung der N-Düngung, 

Etablierung von Untersaaten) deutlichere Effekte für den 

Grundwasserschutz erzielt werden.

Die Maßnahme wird seit 2014 in den TGG nicht mehr 

landesseitig gefördert, nachdem die Akteure im Koopera-

tionsmodell die Maßnahme als nicht ausreichend efizient 
eingeschätzt haben. 

Durchführung
Die Maisengsaat erfolgt mit entsprechend umgerüste-

ten Einzelkornsägeräten. Der maximale Reihenabstand 

beträgt per Deinition 45 cm; in der Regel liegt er bei 
37,5 cm. Die von der Beratung bzw. den Züchterirmen 
empfohlenen Aussaatmengen werden durch die Mai-

sengsaat nicht verändert. Da Mais sehr häuig durch 
Lohnunternehmen und /oder Maschinenringe gesät wird, 
steht die Technik jedoch nicht immer zur Verfügung.

Reihenweite 75 cm Reihenweite 37,5 cm 

75 cm 37,5 cm 

37,5 cm 

Erfolgsbewertung

Die Maisengsaat führt zu einer besseren Standortverteilung der Einzelplanze im Vergleich zur Normalsaat. 
Das höhere Angebot an Wasser kann die Ertragsleistung insbesondere auf leichten Böden mit geringer Was-

serspeicherkapazität erhöhen. Effekte der Engsaat bezüglich der Verringerung von N-Überschüssen oder 

Herbst-Nmin-Werten konnten nur vereinzelt beobachtet werden. Eine Kombination mit zusätzlichen Maßnah-

men im Maisanbau sollte geprüft werden.

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Die absolute Höhe der N-Düngung ist unabhängig von dem gewählten Aussaat-
verfahren.

Saldominderung - Die absolute Höhe der N-Düngung ist unabhängig von dem gewählten 
Aussaatverfahren.

Herbst-Nmin-Minderung - Uneinheitliche Ergebnisse, tendenziell keine Minderung

Sickerwasserentlastung - Es liegen keine Messergebnisse vor.

Weitere Effekte - Bei der Maisengsaat wird die Unterfußdüngung gegenüber der normalen Reihen-
saat erhöht. Die zu düngende Restmenge muss entsprechend reduziert werden. 
Maisengsaaten können die Erosion verringern (früherer / vorgezogener Reihen-
schluss).

Abb. 106: Schematische Darstellung der Lage des Dünger-
bands bei Unterfußdüngung im Mais bei Maisengsaaten und 
herkömmlicher Reihenweite. (Geries Ingenieure GmbH)
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2.4.12 Schlagspeziische  
Aufzeichnung

Kurzcharakteristik
Das Führen einer Ackerschlagkartei ist eine der grund-

legenden Rahmenbedingungen eines Landwirts zur 

Umsetzung der Guten fachlichen Praxis bei der Bewirt-

schaftung seiner Flächen. Durch die kontinuierlichen Auf-

zeichnungen und deren Auswertung erhält der Landwirt 

einen Überblick über seine lächenbezogenen Bewirt-
schaftungsmaßnahmen, aus denen er auch betriebswirt-

schaftliche und fachliche Optimierungsmöglichkeiten z.  B. 

bei der Düngung ableiten kann.

Als Schlagkartei werden Aufzeichnungen des Land-

wirts für eine einheitlich bewirtschaftete, zusammenhän-

gende Fläche mit vergleichbarem Nährstoffanspruch 

bezeichnet. In der Schlagkartei werden die durchzufüh-

renden und durchgeführten Bewirtschaftungsmaßnah-

men chronologisch erfasst. Vorgaben zum Erfordernis 

der Schlagaufzeichnung und der Erstellung des Nähr-

stoffvergleichs für die Nährstoffe Stickstoff und Phosphor 

sind in der Düngeverordnung geregelt. Sie resultieren 

aus den Vorgaben der EU-Nitratrichtlinie (EG 1991). 

Außerdem werden sie in den Vorgaben der niedersächsi-

schen Verordnung über Schutzbestimmungen in Wasser-

schutzgebieten (SchuVO – MU 2009) berücksichtigt, die 

für alle festgesetzten Trinkwasserschutzgebiete gilt.

Der Katalog der FV in den TGG beinhaltet in seiner 

Basismaßnahme zur Verbesserung des Nährstoffma-

nagements die schlagspeziischen Aufzeichnungen als 
Standardinstrument der Grundwasserschutzmaßnahmen 

(MU 2007a). 

Durchführung
Das Führen vollständiger Schlagkarteien ist die Grundla-

ge für den Nährstoffvergleich auf Schlagebene, bei dem 

für Stickstoff und Phosphor die Nährstoffzufuhr sowie die 

Nährstoffabfuhr zu bilanzieren sind. Die Regeln für die 

Schlagaufzeichnung und den Nährstoffvergleich sind in 

der DüV aufgeführt (BMELV 2007). Die Schlagbilanzen 

müssen für fast alle landwirtschaftlichen Flächen erstellt 

werden, außer für Zierplanzenanbau, extensive Weide-

haltung, extensive Düngung unter 50 kg N / ha sowie für 
Betriebe kleiner zehn ha Fläche. Die Dokumentation der 

Nährstoffmengen muss jährlich bis zum 31.03. für das 

abgelaufene Düngejahr erfolgen. Der jährliche Nährstoff-

vergleich wird fortlaufend zu einem mehrjährigen Nähr-

stoffvergleich fortgeschrieben und muss mindestens über 

zwei Fruchtfolgen bzw. sieben Jahre aufbewahrt werden. 

Nachfolgend ist ein Muster der Schlagaufzeichnung bzw. 

des Nährstoffvergleichs dargestellt. Die Erstellung der 

Schlagkartei bzw. des Nährstoffvergleichs erfolgt in der 

Praxis meist über EDV-Anwendungen im Rahmen der 

EDV-technischen Verwaltung des landwirtschaftlichen 

Betriebs.

Abb. 107:  
Beispiel N-Bi-
lanzierung über 
Schlagbilanzen 
aus der Acker-
schlagkartei  
(INGUS 2010)
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Erfolgsbewertung
Im Rahmen der WZB bilden die schlagspeziischen 
Aufzeichnungen eine wichtige Grundlage für die einzel-

betrieblichen Beratungsgespräche. Der Wasserschutz-

zusatzberater erhält Kenntnisse zu den betrieblichen 

Abläufen, insbesondere zum Düngemanagement, aber 

auch zum Einsatz von Planzenschutzmitteln. Dabei 
können Potenziale für eine Verbesserung der Nährstoff-

efizienz und Verringerung diffuser Nährstoffbelastungen 
im Grundwasser erkannt und behoben werden. Die 

Aussagekraft der schlagbezogenen Aufzeichnungen 

ist aber umso geringer, je größer Ungenauigkeiten bei 

der Angabe der Düngermengen, dem Ertrag der Fläche 

etc. sind. So werden z. B. Erträge immer noch zu selten 

schlagspeziisch und über Wiegung erfasst, sondern im-

mer noch geschätzt, meist sogar im Mittel über mehrere 

abgeerntete Flächen.

Eine gut geführte Ackerschlagkartei und deren Daten-

auswertung über mehrere Jahre ist eine zentrale Grund-

lage zur Bewertung und Optimierung des Nährstoffma-

nagements eines Betriebs durch die WZB. Das Führen 

einer Ackerschlagkartei oder des Weidetagebuchs ist 

daher in Niedersachsen eine obligate Aulage beim Ab-

schluss von FV zum Trinkwasserschutz.

Schlagspeziische Aufzeichnungen sind die Grundlage 
für die Schlagbilanzierung, die im Rahmen der WZB als 

kalkulatorische Methode zur Erfolgskontrolle verwen-

det wird. Die Methodik ist ausführlich im Kapitel 2.7.3.3 

beschrieben.

Erfolgsbewertung

Schlagspeziische Aufzeichnungen bilden generell 
die wichtigste Datendokumentation eines Landwirts 

zur einzelbetrieblichen Beratung. Sie tragen ganz 

wesentlich zur Identiizierung und Behebung von 
Schwachstellen insbesondere im Bereich Düngung 

und Planzenschutz bei.
Sie sind im Speziellen:

 ■ die Grundlage zur Berechnung von Nährstoff-

Bilanzen auf Schlagebene, wobei häuig man-

gelnde Ertragsmessungen die Aussagekraft 

der Schlagbilanzen einschränken

 ■ die Datenquelle zur Erfassung aller Plan-

zenschutzmittelanwendungen (Mittel- und 

Mengenangaben), was insbesondere für die 

Beratung zur Minderung von Planzenschutz-

mittelauträgen genutzt werden kann

 ■ eine wichtige Grundlage zur Erfassung wich-

tiger Daten zur Erfolgskontrolle der WZB und 

durchgeführter Grundwasserschutzmaßnah-

men.

2.4.13 Präzisionslandwirtschaft

Kurzcharakteristik
Unter Präzisionslandwirtschaft (Precision Farming) 

versteht man im allgemeinen alle Verfahren, die mit 

Hilfe moderner elektronischer Verfahren Standorteigen-

schaften aufnehmen und weiterverarbeiten, so dass 

eine teillächenspeziische, dem Standort angepasste 
Bewirtschaftung von landwirtschaftlich genutzten Flächen 

ermöglicht wird. Die Grundlage für die Umsetzung der 

Präzisionslandwirtschaft stellen dabei Navigationssyste-

me dar (z. B. GPS: Global-Position-System), wobei häuig 
eine Weiterverarbeitung der gewonnenen Daten mit Hilfe 

von Geo-Informations-Systemen (GIS) erfolgt.

Eine rasche und genaue Ortung der Arbeitsgeräte 

ermöglicht die unmittelbare Umsetzung von Arbeitsbefeh-

len, die auf der Grundlage der erfassten Positionen und 

deren Standorteigenschaften vorgegeben werden. Eine 

dadurch kleinräumig differenzierte Bewirtschaftung auch 

vermeintlich homogener Flächen optimiert den Einsatz 

von Produktionsmitteln. Oberstes Ziel der Präzisionsland-

wirtschaft ist daher die Steigerung der Efizienz der ein-

gesetzten Produktionsmittel und somit eine nachhaltige 

Schonung von Ressourcen. Dies gilt sowohl für Dünge-

mittel als auch für den Planzenschutz.

Anwendungsbereiche
Zur Anwendung kommen präzise Techniken sowohl im 

Ackerbau als auch auf Grünland. Es werden folgende 

Einsatzschwerpunkte ausführlicher beschrieben:

 ■ Optimierung der Bearbeitungsgenauigkeit (Parallel-

fahrsysteme; automatisierte Teilbreitenabschaltung)

 ■ Erfassung von Bodeneigenschaften (Bodenscanner)

 ■ Erfassung von Erntemengen (Ertragskartierungen)

 ■ Sensorsysteme zur Bestandsführung (z. B. teillächen-

speziische Düngung).
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Optimierung der Bearbeitungsgenauigkeit
Alle namhaften Anbieter für Landmaschinen bieten heute 

Parallelfahrsysteme an. Vielfach gehören diese „Lenkhil-

fen“ inzwischen sowohl zur Grundausstattung moderner 

Schlepper als auch moderner Erntemaschinen.

Im Bereich des Gewässerschutzes verhindert der 

Einsatz von Parallelfahrsystemen ein unerwünschtes 

Überlappen von Arbeitsbreiten und ermöglicht den ge-

nauen Anschluss z. B. beim Einsatz von Düngerstreuern 

und Planzenschutzspritzen (s. Abb. 108). Durch exaktes 
Anschlussfahren werden Überdosierungen vermieden. 

Dies gilt sowohl für den Einsatz von Düngemitteln als 

auch für den Einsatz von Planzenschutzmitteln. Zielfüh-

rend ist der Einsatz solcher Systeme überall dort, wo es 

keine Fahrgassen gibt. Dies ist in der Regel auf Grünland 

oder auf abgeernteten ackerbaulich genutzten Flächen 

der Fall.

Die Dosiergenauigkeit beim Düngen oder Spritzen 

von Flächen mit nicht rechtwinkligen Symmetrien (Re-

gelfall!) lässt sich mit automatischen Teilbreitenabschal-

tungen verbessern. Dabei wird zuerst das Vorgewende 

des Schlags abgefahren. Diese Flächen werden als 

„bearbeitet“ im Bordcomputer gespeichert. Nähert sich 

die Planzenschutzspritze oder der Düngerstreuer bereits 
bearbeiteten Flächen, werden entweder die entspre-

chenden Teilbreiten der Spritze bzw. des Düngerstreuers 

abgeschaltet oder die Arbeitsbreite so angepasst, dass 

Überlappungen minimiert werden.

Die Genauigkeit der Ortungssysteme ermöglicht in-

zwischen auch die exakte Ablage von Einzelkornaus-

saaten (z .B. Mais) neben Düngebändern (Stichwort: 

Unterfußdüngung von Gülle), die zuvor durch spezielle 

Bearbeitungsgeräte im Boden platziert wurden. Diese 

Vorgehensweise optimiert die Ausnutzung der ange-

botenen Nährstoffe durch die Planzen und vermindert 
unerwünschte Nährstoffverluste.

Erfassung von Bodeneigenschaften
Um Standorteigenschaften innerhalb von landwirtschaft-

lichen Nutzlächen zu erfassen, wird von unterschiedli-
chen Dienstleistern die EM-38-Sondierung (GEONICS® 

Ontario/Canada) angeboten. Das EM-38-Gerät misst 

die scheinbare elektrische Leitfähigkeit nach elektroma-

gnetischer Strominduktion ohne Bodenzerstörung oder 

Bodentiefenkontakt. Die EM-38-Messwerte ergeben sich 

aus der pauschal aggregierten Leitfähigkeit über eine 

Tiefe von ca. 1,5–2 m. In Kombination mit einem GPS-

Empfänger erfolgt die Erfassung entlang der Fahrgassen, 

um eine lächenhafte Beschreibung der Böden zu erhal-
ten. Hauptzielgröße bei der Kartierung ist der Tongehalt, 

wobei Bodenfeuchte, Temperatur, Verdichtung organi-

sche Substanz u. a. die Ergebnisse beeinlussen können. 
Die anschließende Weiterverarbeitung mit Hilfe eines 

GIS-Systems führt zu einer lächenhaften Darstellung 
der Messergebnisse. Dabei werden Areale mit gleicher 

Leitfähigkeit zu Arealen mit ähnlichen bzw. vergleich-

baren Bodeneigenschaften zusammengefasst. Die so 

gewonnene Karte ist die Grundlage für weitergehende 

Maßnahmen. In der Regel erfolgt nach der Erfassung 

und Auswertung der Leitfähigkeitsdaten eine teillächen-

speziische Bodenbeprobung, um z. B. eine gezielte 
Versorgung der Flächen mit Grundnährstoffen oder eine 

Abb. 108: Areale sich 
überlappender Arbeitsbrei-
ten von Dünger streuern und 
Planzenschutzspritzen im 
Bereich des Vorgewendes.  
(Geries Ingenieure GmbH)
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gezielte Kalkung der untersuchten Flächen vornehmen 

zu können. Ziel dieser Vorgehensweise ist eine optimale 

Versorgung der Böden mit Grundnährstoffen bzw. die 

Einstellung optimaler pH-Werte. Mittelfristig können so 

Ertragsunterschiede minimiert werden und die Efizienz 
des eingesetzten Stickstoffs steigt.

Erfassung von Erntemengen
Die automatisierte Erfassung von Erntemengen erfolgt 

über sogenannte Ertragssensoren. Diese Systeme 

arbeiten entweder nach dem Prinzip der Volumenmes-

sung oder der Massenermittlung. Aufgrund der unter-

schiedlichen Eigenschaften der geernteten Drusch- oder 

Häckselgüter sind Kalibrierungen der Messergebnisse 

unerlässlich. Neben der Erfassung des Ertrags ist die 

Erfassung der Wassergehalte der Erntegüter notwendig, 

um vergleichbare Ergebnisse produzieren zu können. 

Vor der weiteren Nutzung der Ertragsinformationen sind 

fehlerhafte Werte zu bereinigen. Wird z. B. die Arbeits-

breite beim Mähdrusch nicht exakt eingehalten, kann 

es zu Fehlinterpretationen kommen. Auf der Basis von 

Ertragskarten können zuerst Nährstoffentzugskarten und 

in einem zweiten Schritt Ausbringungskarten (Applikati-

onskarten) z. B. für Grundnährstoffe erstellt werden (s. 

Abb. 109). Wechselnde Witterungsverhältnisse (z. B. Tro-

ckenperioden während der Hauptvegetationszeit) lassen 

die Erträge und entsprechend die Entzüge von Nährstof-

fen jahresabhängig stark schwanken. Der Nutzen von 

automatisierten Ertragserfassungen liegt daher in einer 

kontinuierlichen mehrjährigen Erfassung und Auswertung 

sowohl der Erträge als auch der Nährstoffabfuhren und 

der daraus im Abgleich mit den Applikationskarten resul-

tierenden Nährstoffsalden.

Im Bereich der Futternutzung liefern entsprechende 

Daten häuig erstmals Informationen über die tatsächlich 
geernteten Mengen. Für die Optimierung der Bewirt-

schaftung von Grünland oder Ackerfutterplanzen (Silo-

mais) werden solche Systeme zukünftig an Bedeutung 

gewinnen. 

Sensorsysteme zur Bestandsführung
Sensorsysteme zur Bestandsführung wurden für die 

Realisierung einer teillächenspeziischen N-Düngung 
entwickelt. Inzwischen inden sie aber auch Anwendung 
beim teillächenspeziischen Einsatz von Planzenschutz-

mitteln. Ziel der Sensorsysteme ist eine der aktuellen 

Bestandsentwicklung angepasste N-Düngung, um eine 

bedarfsgerechte Versorgung des Planzenbestands zu 
ermöglichen. Die Bestandsentwicklung wird über die 

Höhe des Biomasseaufwuchses erfasst. Die Erfassung 

des Biomasseaufwuchses erfolgt meist über optische 

Systeme, wobei zwischen sogenannten Ofline- und 
Online-Verfahren unterschieden wird. 

Bei Ofline-Verfahren handelt es sich um zeitlich und 
räumlich getrennte Systeme des „Messens, Berechnens 

und Regelns“. Die Datenerfassung erfolgt auf Grundlage 

von Luft- oder Satellitenbildern vor dem Applikations-

termin. Aus den Aufnahmen werden „Biomassekarten“ 

abgeleitet und auf dieser Grundlage Düngungskarten 

erstellt.

Abb. 109: Ermittlung teillächenspeziischer N-Salden auf der 
Grundlage einer sensorgestützten (teillächenspeziischen) 
N-Düngung und einer automatischen (teillächenspeziischen) 
Erfassung der Erntemengen (N-Abfuhr). (Geries Ingenieure 
GmbH)
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Online-Verfahren ermöglichen eine teillächenspe-

ziische Messung, Berechnung und Regelung in einem 
Arbeitsgang während der Überfahrt. Die Systeme sind 

am Schlepper montiert und messen nur jeweils einen 

Ausschnitt des zu düngenden Bestands (s. Abb. 110). 

Aufgrund der rasanten technischen Entwicklung spielen 

Ofline-Verfahren im Gegensatz zu Online-Verfahren 
zurzeit eine untergeordnete Rolle.

Alle auf dem Markt beindlichen Systeme arbeiten ver-
lässlich in Wintergetreide. Von den meisten Herstellern 

werden darüber hinaus Anwendungen für die Kulturen 

Winterraps, Mais, Kartoffeln, Rüben und Gras angeboten. 

Bevor eine Düngung erfolgt, müssen folgende Arbeits-

schritte durchgeführt werden:

 ■ Festlegung des Düngeniveaus

 ■ Kalibrierung des Sensors auf dem Feld zum Applikati-

onstermin

 ■ Festlegung eines Regelbereichs (minimale und maxi-

male Applikationsmenge).

Aus Sicht des Gewässerschutzes können die Effekte ei-

ner sensorgesteuerten Bestandsführung wie folgt zusam-

mengefasst werden (Optimalfall): 

 ■ Die teillächenspeziische Ausbringung von Stick-

stoff vermeidet eine Über- bzw. Unterversorgung der 

Planzen und führt in der Regel zu gleichmäßigeren 
„standortangepassten“ Beständen. 

 ■ Gleichmäßigere Bestände führen zu gleichmäßig 

hohen Erträgen und zu höheren durchschnittlichen 

Nährstoffabfuhren. 

 ■ Durch die teillächenspeziische Düngung kann die 
N-Zufuhr gerade auf Teillächen mit niedrigem Ertrags-

potenzial deutlich reduziert werden, was wiederum die 

N-Salden verringert.

 ■ Ertragsschwache Teillächen weisen häuig eine hohe 
Auswaschungsgefährdung auf, so dass der Wasser-

schutznutzen hier besonders hoch ist. 

 ■ Die Ertragsleistung des Gesamtschlags wird in der 

Regel nicht gemindert, sondern erhöht.

Erfolgsbewertung
Methoden des präzisen Landbaus werden immer häui-

ger in der Praxis eingesetzt, sind aber meist kein fester 

Bestandteil der WZB in Niedersachsen. Während die 

Technik zur Optimierung der Bearbeitungsgenauigkeit 

(Parallelfahrsysteme, Teillächenschaltungen) und der 
Einsatz von Sensorsystemen von den Landwirten selbst-

ständig eingesetzt werden kann, wird z. B. die elektroni-

sche Erfassung von Bodeneigenschaften (EM 38) in der 

Regel von einem Lohnunternehmer durchgeführt. Ins-

besondere wenn es um die Darstellung und Auswertung 

der erhobenen Daten geht, ist der Landwirt häuig auf 
externe Hilfe angewiesen. 

Die Erfolgsbewertung beruht auf Auswertungen von 

speziellen Versuchsanstellungen oder zeitlich begrenzten 

Projekten und kann daher noch nicht auf einer breiten 

Datenbasis erfolgen. Von den oben genannten Einsatz-

schwerpunkten des präzisen Landbaus haben nur die 

Systeme zur Optimierung der Bearbeitungsgenauigkeit 

und die Sensorsysteme eine unmittelbare Bedeutung für 

den Gewässerschutz. Aus diesem Grund soll nur für die-

se beiden Punkte eine Erfolgsbewertung vorgenommen 

werden. 

Exkurs

Die Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von Sensorsyste-

men oder der sinnvolle Einsatz eines Bodenscanners 

sind an bestimmte Betriebsgrößen und -strukturen 

gekoppelt. Für den Einsatz eines Sensorsystems 

wird eine Flächenausstattung von mindestens 300 ha 

empfohlen. Der Einsatz von Bodenscannern zur 

differenzierten Bewertung von Teilschlägen ist umso 

wirtschaftlicher, je größer und heterogener die Flä-

chen sind. Aussagen zur Mindestgröße von Schlägen 

können nur schwer getroffen werden. Eine Mindest-

größe von drei Hektar erscheint erforderlich. Senso-

ren zur Bestandsführung und Bodenscanner werden 

daher häuiger auf großen Betrieben eingesetzt. Der 
Einsatz von Parallelfahrsystemen oder Teilbreiten-

schaltungen ist dagegen auch auf kleineren Betrie-

ben wirtschaftlich vertretbar.

Abb. 110: N-Sensor (Online-Verfahren) zur Realisierung einer 
teillächenspeziischen N-Düngung. (Geries Ingenieure GmbH)
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Erfolgsbewertung Sensorsysteme zur Bestandsführung

Der Einsatz von Sensorsystemen zur Bestandsführung führt zu einer Umverteilung bzw. leichten Verringerung 

der applizierten N-Menge. Die standort- bzw. bestandsabhängig variable Düngung führt gegenüber einer star-

ren N-Düngung zu einer verbesserten Versorgung der Kulturen. Sie führt zu gleichmäßigeren Beständen mit 

einer gleichmäßigeren Qualität. Dies führt zu einer moderaten Minderung der N-Überschüsse.
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung -  Moderate lächengewichtete Verringerung des Gesamtdüngungsniveaus (-5 bis 
-10 kg N/ha)

Saldominderung -  Moderate lächengewichtete Verringerung des N-Überschusses (-5 bis -10 kg N/ha)
Herbst-Nmin-Minderung - Es liegen keine Messergebnisse vor.

Sickerwasserentlastung - Es liegen keine Messergebnisse vor.

Weitere Effekte - Erleichterung der Ernte von Wintergetreide durch Lagervermeidung

Erfolgsbewertung Parallelfahrsysteme / Teilbreitenabschaltung

Der Einsatz von Parallelfahrsystemen und Teilbreitenabschaltungen hat keinen lächendeckenden Einluss auf 
die unten genannten Erfolgsparameter. Der Erfolg beruht auf der vermiedenen Überlappung (bei fehlenden 

Fahrgassen), insbesondere in den Bereichen des Vorgewendes und der nicht parallel zu bearbeitenden Rest-

lächen der Bewirtschaftungseinheiten.
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Düngungsminderung in den Überlappungsbereichen in Höhe der durchgeführten 
Düngegabe (30 bis 70 kg N/ha).

Saldominderung - Ja, aber nicht genau zu beziffern

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, aber nicht genau zu beziffern

Sickerwasserentlastung - Ja, aber nicht genau zu beziffern

Weitere Effekte - Keine

2.4.14 Kurzumtriebsplantagen

Kurzcharakteristik
Der Anbau von schnellwachsenden Hölzern in Kurzum-

triebsplantagen (KUP) erlangt in Deutschland bedingt 

durch den Ausbau regenerativer Energiequellen zu-

nehmend an Bedeutung. Der Anbau von mehrjährigen 

schnellwachsenden Baumarten, insbesondere Pappel 

(Populus spec.) und Weide (Salix spec.), ist insbesonde-

re für ertragsschwächere Standorte und extensive Bewirt-

schaftungsbedingungen von Interesse. Wesentliche 

Vorteile aus Sicht des Gewässerschutzes sind

 ■ ein niedriger Düngerbedarf

 ■ der reduzierte Einsatz von Planzenschutzmitteln

 ■ eine dauerhafte Bodenbedeckung und eine folglich 

niedrige Bodenerosion.

Demgegenüber steht eine im Vergleich zur Ackernutzung 

nachteilig verringerte Sickerwasserrate.

Derzeit werden in einzelnen niedersächsischen TGG 

erste Anbauerfahrungen mit Kurzumtriebsplantagen 

gemacht.

Anwendungsbereich 
Als Kurzumtriebsplantage wird die lächenhafte An-

planzung von Agrarholzbeständen bezeichnet, in de-

nen schnellwachsende Baumarten für die energetische 

Nutzung angebaut werden. Agrarholzbestände sind 

vergleichsweise anspruchslos und eignen sich daher für 

den Anbau in wirtschaftlichen Grenzlagen. 
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Eine Sonderform stellt der Anbau schnellwachsender 

Hölzer in Alleycroppingsystemen (ACS) dar. In dieser be-

sonderen Form der Agroforstwirtschaft werden zwischen 

zumeist parallel angeordneten KUP-Streifen konventi-

onelle Ackerkulturen angebaut. Diese streifenförmige 

Anbauform ist vor allem zur Unterteilung von großen 

Schlägen geeignet. Sie bietet Erosionsschutzeffekte und 

soll auch die Funktion von mehrjährigen Landschaftsele-

menten mit Habitatfunktionen übernehmen.

Mit dem vermehrten Interesse an schnellwachsenden 

Hölzern eröffnen sich auch langfristige, extensive Nut-

zungsalternativen für Standorte mit hoher Nitrataustrags-

gefährdung, wie lachgründige Standorte, leichte Sandbö-

den oder ertragsschwache humose Böden. Aus Sicht des 

Gewässerschutzes ist vor allem der Anbau auf Ackerlä-

chen von Interesse, da hier eine deutliche Verbesserung 

der Sickerwassergüte zu erwarten ist. Grünlandlächen 
bieten in der Regel ein hohes Maß an Grundwasser-

schutzleistung, so dass eine Umnutzung in Kurzum-

triebsplantagen keine Minderung der Nitratausträge 

verspricht, sondern in der Umbruchphase sogar deutliche 

Verschlechterungen auslösen kann. Die Umwandlung 

von Dauergrünlandlächen in Acker ist in Niedersachsen 
genehmigungsplichtig und an Aulagen gekoppelt. Hier 
stellen KUP nur dann eine sinnvolle Alternative dar, wenn 

bei genehmigtem Grünlandumbruch die Nachnutzung 

der meist einjährigen Kulturen zugunsten der Dauerkultur 

vermieden werden kann. 

Durchführung
Beim Anbau von KUP kommen derzeit meist die Bau-

marten Pappel (insbesondere normale Standorte), Weide 

(insbesondere feuchte Standorte) und Robinie (Robinia 

pseudoacacia, trockene Standorte) bzw. deren Klone 

zum Einsatz.

Die Planzdichten in KUP sind vergleichsweise hoch, 
so dass in Minirotationen (zwei bis vier Jahre) je nach 

Baumart 12.000 bis 16.000 Planzen / ha keine Seltenheit 

sind (böhm et al. 2011). Bei weiteren Ernteabständen 

(z. B. acht Jahre) reichen 2.000 bis 3.000 Planzen/ha aus 

(Vetter et al. 2006). Die Planzabstände orientieren sich 
an der verfügbaren Bewirtschaftungstechnik (s. Abb. 111 

und 112). 

Bei der Anlage der Plantage im Spätsommer und 

Herbst ist die Bekämpfung von Unkräutern, insbesondere 

Wurzelunkräutern durch eine Stoppelbearbeitung wichtig. 

Eine ca. 25 cm tiefe Plugfurche wird zur besseren Etab-

lierung des Bestands empfohlen.

In Umtriebszeiten von drei bis fünf Jahren (Weide, s. 

Abb. 113) bzw. vier bis sechs Jahren (Pappelhybride) 

werden die Bestände beerntet (z. B. mit dem Feldhäcks-

ler, s. Abb. 114), wobei die Triebe ca. 10 cm über dem 

Boden zurückgeschnitten und direkt zu Holzhackschnit-

zeln verarbeitet werden. Die Planzen treiben im folgen-

den Frühjahr erneut aus und wachsen in den folgenden 

Jahren wieder zu erntereifen Beständen heran. Auch 

Rotationen von zehn bis 15 Jahren werden derzeit getes-

tet. Sie setzen jedoch große Flächeneinheiten voraus, da 

die Ernte in der Regel mit forstlicher Großtechnik erfolgt. 

Von Vorteil sind hier die längeren Phasen der Bodenruhe. 

Durchschnittlich können KUP über einen Zeitraum von 

ca. 20 Jahren ohne Neuanlage bewirtschaftet werden.

Abb. 111: Steckholz-Anplanzung (Weiden) nach wendender 
Bodenbearbeitung (IGLU)

Abb. 112: Steckholz-Anplanzung (Weiden) nach Streifenbear-
beitung (IGLU)

Abb. 113: KUP-Bestand mit Weiden (IGLU)
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Auf den Einsatz von Dünge- oder Planzenschutzmaß-

nahmen zu KUP kann verzichtet werden (Vetter et al. 

2006, hoFmaNN 2007).

Die Ertragsleistung ist standortabhängig und beträgt 

zwischen acht und 12 t atro / ha und Jahr (~ 53 –78 m3; 

das heißt bei Ernte nach vier Jahren Bestandszeit 

32 – 48 t atro) (WaLd 21 2011).

Rechtliche Rahmenbedingungen

KUP gelten gemäß Bundeswaldgesetz (bmeLF, bmF 

1975) rechtlich als Dauerkulturen und dürfen nur mit 

einer Umtriebszeit von höchstens 20 Jahren angebaut 

werden, um den Ackerstatus und damit die Agrarprämien-

berechtigung zu behalten. Dabei gilt als Umtrieb die Zeit 

von der Anlage bis zur ersten Ernte. Eine Rodung und 

komplette Rückumwandlung muss in dieser Zeit nicht 

erfolgen, sondern kann nach der Ernte der baumarten-

speziische Stockausschlag zur Wiederbegrünung ge-

nutzt werden. Im Agrarantrag wird der Ackerstatus durch 

die Angabe „Niederwald mit Kurzumtrieb <= 20 Jahre“ 

belegt.

KUP als Gewässerschutzmaßnahme

Im MU-Maßnahmenkatalog ist der Anbau von KUP der-

zeit nicht als freiwillige ausgleichsfähige Wasserschutz-

maßnahme vorgesehen. In einzelnen TGG werden erste 

Erfahrungen mit KUP gemacht. Hier bestehen individuel-

le Verabredungen zwischen den Wasserversorgungsun-

ternehmen (WVU) und dem Bewirtschafter.

Aus Gewässerschutzsicht ist bei der Anlage der KUP 

ein Verzicht auf N-Düngemaßnahmen zu empfehlen. 

Verfahren mit verminderter Bodenbearbeitung wie strei-

fenweises Plügen bringen nach bisherigen Untersuchun-

gen schlechte Anwuchsergebnisse sowie eine erhöhte 

Wühlmausgefahr mit sich und sind daher nicht geeignet 

(stoLL & dohreNbUsch 2010). 

Erfolgsbewertung
Einluss auf den Bodenwasserhaushalt
Generell ist davon auszugehen, dass beim Anbau von 

Agrarholz aufgrund des permanent vorhandenen Be-

wuchses und einem allgemein höheren Blattlächenindex 
im Jahresverlauf weniger Niederschlagswasser auf den 

Boden gelangt als bei mit einjährigen Ackerkulturen be-

stellten Flächen. Auch die jährlichen Transpirationsraten 

sind bedingt durch die ca. ein bis zwei Monate längere 

Vegetationszeit höher als bei Ackerkulturen. Im Gegen-

satz dazu ist die Evaporation in Agrarholzbeständen 

aufgrund der guten Bodendeckung eher niedriger als bei 

Einjahreskulturen und durch das tiefe Wurzelwerk wird 

der Wasservorrat des Unterbodens stärker beansprucht 

(Angaben zur Höhe von Interzeption und Evaporation 

variieren je nach Quelle stark. U. a. petZoLd et al. 2009; 

bUNGart & hüttL 2004; perssoN & LiNdroth 1994; Lam-

mersdorF et al. 2010).

Einluss auf die Grundwasserneubildung
Unter Agrarholzbeständen kommt es im Vergleich zu 

Einjahreskulturen zu niedrigeren Sickerwasserraten. Un-

tersuchungen zeigen für niedersächsische Standorte eine 

Verringerung von 30 bis zu 74 % gegenüber konventionell 

bestelltem Ackerland (bUsch 2009).

Einluss auf die Sickerwasserqualität
Der Anbau von Agrarholz kann zu einer Reduzierung der 

N-Auswaschungen beitragen. Wesentliche Gründe sind 

die im Vergleich zu Einjahreskulturen deutlich geringeren 

erforderlichen N-Düngermengen (in der Regel Nulldün-

gung) sowie die mit dem Agrarholzanbau einhergehen-

de Erhöhung an organischer Bodensubstanz, die eine 

Zunahme der Kationenaustauschkapazität und somit eine 

größere Nährstoffhaltefähigkeit zur Folge hat. Weiterhin 

können die Planzen bedingt durch ihr tief reichendes 
Wurzelsystem Nährstoffe auch noch aus tieferen Boden-

schichten aufnehmen (Jose et al. 2004).

N-Dynamik in der Gesamt-Nutzungsdauer

Unter Agrarholzbeständen ist die N-Dynamik langfristig 

zu betrachten. Hierbei sind die Anbauphasen Etablie-

rung, Ernte und Rodung sowie Effekte durch Düngung 

und Bodenbearbeitung zu unterscheiden. Das Plügen 
der Fläche zur Bestandsanlage lässt den Nitrataustrag 

mit dem Sickerwasser zwar schlagartig ansteigen. Dieser 

sinkt aber innerhalb eines halben Jahrs unter den er-

laubten Grenzwert ab und bleibt durch die dauerhafte 

Bodenruhe über viele Jahre konstant niedrig. Die regu-

lären Erntemaßnahmen bewirken keine wesentlichen 

N-Freisetzungen. Erhöhte N-Freisetzungen sind erst 

Abb. 114: Häcksler mit Holzerntevorsatz
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wieder zum Ende der 20-jährigen Nutzungszeit nach der 

Rodung infolge der verstärkten Bodenbearbeitung und 

Zerstörung der Wurzelstöcke möglich (stoLL & dohreN-

bUsch 2010, s. Abb. 115). Werden Nachplanzungen ohne 
Bodenbearbeitung durchgeführt, so verursachen auch 

diese keine weiteren Mineralisationsschübe (böhm et al. 

2011). Wird über den gesamten Anbauzeitraum bilanziert, 

so betragen die Auswaschungsverluste unter KUP im Mit-

tel unter 15 kg N / ha im Vergleich zu 70 bis 120 kg N / ha 
unter einer vergleichbaren Fläche mit Getreidefruchtfolge 

(JörGeNseN & haNseN 1998, ZaNder 2012).

Weitere ökologische Vorteile bestehen in einer Steige-

rung der Biodiversität, in der Erosionsschutzleistung, in 

der Humusmehrung und Unterstützung der Erholung der 

Böden. Wie in der Landwirtschaft sind aber auch hier an-

gepasste Schlaggrößen einzuhalten (WaLd 21 2011). Ein 

streifenförmiger Anbau an Fließgewässern (sieben bis 

neun Meter) kann einen Beitrag zum Oberlächengewäs-

serschutz leisten (Minderung der Wassererosion), ins-

besondere durch eine 20 bis 90 %-ige Verringerung der 

Phosphoreinträge (Lee et al. 2003). Angebaut als ACS 

eignen sie sich auch zur Unterteilung großer Schläge und 

zur Biotopvernetzung (Minderung der Winderosion).
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Einjahreskulturen 20–30 Jahre Nutzungsdauer Agrarholz im Kurzumtrieb Neuanlage 

Ernte + 
Rodung 

Pflügen + 
Pflanzung 

Ernte- 
schnitt 

Ernte- 
schnitt 

Ernte- 
schnitt 

Ernte- 
schnitt 

Jährlicher 
Pflugeinsatz 

~150 ~15 ~30-70 ~70 -100 

Werte: mg N03/l 

< 5 

Abb. 115: Schema N-Dynamik unter KUP im Vergleich zu Ackernutzung mit Einjahrskulturen (von Buttlar, Daten böhm et al. 2011 
verändert)

Erfolgsbewertung

Im Vergleich zur Ackernutzung werden durch KUP deutliche Entlastungen für das Grundwasser, ähnlich einer 

extensiven Grünlandnutzung, erwartet. Wesentlicher Unterscheid dieses Anbausystems gegenüber Ackerkultu-

ren sind die Langfristigkeit (20 Jahre Standzeit) und die extensive Bestandesführung.
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - In der Regel ist keine Düngung erforderlich.

N-Saldominderung - Vergleichbar zu extensiven Grünlandbeständen

Herbst-Nmin-Minderung - Vergleichbar zu extensiven Grünlandbeständen mittlere Herbst-N
min

-Werte zwi-
schen 0 – 20 kg/ha

Sickerwasserentlastung - Im Durchschnitt der 20-jährigen Anbauzeit wird mit ca. 15 mg NO
3
/l eine gute 

Sickerwassergüte erreicht. 
Achtung: deutliche N-Mineralisationsschübe bei der Etablierung und zur Rodung!

Hinweise 

 ■ Zur Vermeidung von hohen N-Mineralisationsschüben zur Bestandesetablierung sind Planzverfahren mit redu-

zierter Bodenbearbeitung sowie Untersaaten zu prüfen. Auf zusätzliche N-Düngegaben ist zu verzichten.

 ■ Die Sickerwasserspende und damit die Grundwasserneubildung ist unter Agrarholzbeständen geringer als unter 

Einjahrskulturen.

 ■ Weitere Vorteile im Vergleich zur intensiven Ackernutzung sind die erosionsmindernde Wirkung für den Oberlä-

chengewässerschutz, die Stabilisierung von Bodenfunktionen und der Humusbilanz, die Schaffung von diversii-

ziertem Lebensraum durch Biotopvernetzung.
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2.5 Anwendungsbeispiele  
für grundwasserschonende  
Produktionssysteme

In den vorangegangenen Kapiteln wurden wichtige 

Einzelmaßnahmen vorgestellt und beschrieben, die in 

der Landwirtschaft, und im Erwerbsgartenbau einge-

setzt werden, um Stoffausträge bei der Landnutzung zu 

verringern. Die Maßnahmen wurden zunächst separat 

betrachtet und bewertet. Dabei wurde auch deutlich, 

dass von bestimmten landwirtschaftlichen Kulturen eine 

erhöhte Belastung hinsichtlich der potenziellen Nitrataus-

waschung ausgehen kann. Zu nennen sind hier insbe-

sondere Winterraps, Mais, Kartoffeln und verschiedene 

Sonderkulturen.

Auch der Anbau von Qualitätsweizen kann aus Sicht 

des Gewässerschutzes problematisch werden, wenn 

die N-Ährengabe aus Gründen der Witterung oder 

der Bestandesentwicklung nur zu einem geringen Teil 

ausgenutzt wird. In solchen Fällen ist zu überlegen, ob 

der stickstofintensive Getreideanbau durch extensive 
Anbauverfahren eines nicht eiweißbetonten Wintergetrei-

deanbaus, z. B. Winterbraugerste, Keksweizen, ersetzt 

werden kann.

Solche gravierenden Veränderungen in der betriebli-

chen Produktionsausrichtung zu Gunsten des Gewässer-

schutzes können natürlich nie isoliert betrachtet werden. 

Hierzu bedarf es der besonders gründlichen Analyse der 

Auswirkungen auf die Vermarktungssituation. In die Ent-

scheidung über solche Veränderungen sind daher neben 

der Fach- und Wasserschutzzusatzberatung auch die 

Vermarktungsorganisationen und gegebenenfalls auch 

direkt die Verarbeitungsunternehmen der Ernährungswirt-

schaft einzubeziehen. Nachhaltig und dauerhaft kann die 

Neuausrichtung der Fruchtfolgezusammensetzung auf 

den Gewässerschutz nur gelingen, wenn der Anbau und 

die Vermarktung aufgrund vorab geschlossener Verträge 

erfolgen, in denen Produktqualitäten und Vermarktungs-

mengen sowie die Abnahmepreise geregelt sind.

Wenn jedoch die neuen Produktionssysteme von der 

Anbauplanung bis zum Verarbeitungsprodukt strategisch 

konzipiert sind, dann können sich daraus aufgrund der 

besonderen verarbeitungstechnologischen Eignung der 

Rohstoffe und einer höheren Qualität der Verarbeitungs-

produkte auch monetäre Vorteile auf allen Ebenen erge-

ben (Landwirt, Großhandel, Verarbeitung, Einzelhandel).

Im Ergebnis können sich aus den grundwasserscho-

nenden Produktionssystemen neben den Vorteilen für 

den Gewässerschutz auch Vorteile für die Vermarktungs- 

und Wettbewerbssituation der teilnehmenden Betriebe 

ergeben. Konkrete Beispiele hierfür hat das Niedersäch-

sische Kooperationsmodell Trinkwasserschutz in den 

letzten Jahren immer wieder hervor gebracht, so z. B. in 

Zusammenarbeit der Landwirte der örtlichen Trinkwas-

sergewinnungsgebiete mit Bahlsen, Hofbraushaus Wol-

ters, AURO Leinölfarben, mit regionalen Filialbäckereien 

oder mit Großküchen und Kantinen.

Durch solche Kooperationsprojekte können Vermark-

tern, Verarbeitern und letztlich den Verbrauchern die 

Vorteile einer grundwasserschonenden Wirtschaftsweise 

konkret nahe gebracht werden und zwar bis hin zu der 

Bereitschaft, für diese nachhaltig erzeugten Produktquali-

täten auch einen höheren Preis zu bezahlen. Dieser Mehr-

wert kommt dann nicht nur den Akteuren, sondern letztlich 

auch direkt dem Grundwasserschutz zugute und kann zu 

einer Verstetigung der Produktionssysteme beitragen.

Um den Nitrataustrag unter den eher grundwasserbe-

lastenden Kulturen zu minimieren, ist es sinnvoll, ver-

schiedene Einzelmaßnahmen in geeigneten Fruchtfolgen 

miteinander zu kombinieren, um letztlich grundwasser-

schonende Anbausysteme zu etablieren. So können auch 

produktionsintensive und mit Emissionsrisiko behaftete 

Einzelkulturen in Kombination mit ergänzenden Maß-

nahmen grundwasserschonend angebaut werden. Mit 

einer reduzierten Bodenbearbeitung nach der Ernte, 

einem anschließendem Zwischenfruchtanbau oder einer 

extensiven Folgefrucht kann dann ein Anbausystem mit 

minimierten Nährstoffemissionen etabliert werden.

Um die N-Verluste weiter zu minimieren, bietet sich 

ergänzend die Umsetzung einer systematischen, maß-

nahmenbegleitenden Analytik an. In den nachfolgenden 

Kapiteln sind entsprechende Beispiele dargestellt.
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2.5.1 Wintergetreide

Beim Anbau von Wintergetreide führen hohe Eiweißge-

halte im Haupterntegut in vielen Fällen zu einer Verbes-

serung der inneren Qualität, die vom Handel eingefordert 

wird. Während es beim Futtergetreide lediglich zu einer 

Erhöhung des Futterwerts kommt, werden beim Anbau 

von Qualitäts- und Eliteweizen Preisaufschläge für das 

Erreichen von Mindesteiweißgehalten gewährt. 

Hohe Eiweißgehalte im Winterweizen werden durch 

die qualitätsbetonte N-Spätgabe zum Zeitpunkt der Blüte 

ermöglicht. Aufgrund der relativ schlechten Ausnutzung 

dieser N-Gabe kommt es häuig zu deutlichen N-Bilanz-

überschüssen. Eine Anbaualternative stellen Getreide-

arten bzw. -sorten dar, bei deren Produktion besonderer 

Wert auf niedrige Eiweißgehalte gelegt wird. Zu nennen 

sind hier alle Braugersten und z. B. Weizen, der zur 

Produktion von Keksen oder Ethanol verwendet wird. Bei 

diesen Kulturen sind hohe Eiweißgehalte unerwünscht, 

da sie die Qualität der zu erzeugenden Produkte mindern 

(z. B. ungewollte Trübheit beim Bier, zu großes Porenvo-

lumen bei der Keksproduktion).

Der Anbau von Winterbraugerste oder Keksweizen ist 

zurzeit nicht sehr weit verbreitet. Die Etablierung einer 

entsprechenden Produktion sollte daher durch eine unter-

stützende Beratung zur Vermarktungsförderung erfolgen. 

Dies erfordert z. B. die Zusammenarbeit mit der aufneh-

menden Hand (Landhandel, Agrargenossenschaften) 

oder aber direkte Absprachen mit den weiterverarbei-

tenden Unternehmen (z. B. Mälzereien). Als zielführend 

haben sich Arbeitskreise aus Landwirten, aufnehmender 

Hand und Beratern erwiesen.

Die angebaute Winterbraugerste verdrängt im besten 

Falle den Stoppelweizen. Es kommt zu einer deutlichen 

Senkung des Düngungsniveaus und somit zu einer 

Reduzierung der N-Überschüsse. Auswirkungen auf die 

Höhe der Herbst-Nmin-Werte bzw. die Nitratkonzentration 

in der ungesättigten Zone sind weniger deutlich ausge-

prägt.

2.5.2 Mais

Der Anbau von Mais hat in Deutschland in den letz-

ten Jahrzehnten deutlich zugenommen. Aufgrund der 

rasanten Züchtungsfortschritte bildet Mais seit gut 30 

Jahren die Futtergrundlage fast aller Milchviehbetriebe 

(Silomais). Seit knapp einem Jahrzehnt wird Mais auch 

verstärkt als Energieplanze für die Erzeugung von 
Biogas angebaut. Beim Anbau von Silomais für Futter-

baubetriebe und für Biogasanlagen wird die gesamte 

Planze geerntet. Mais kann aber auch als Futter in Form 
von Corn-Cob-Mix (CCM), Lieschkolbenschrot (LKS) und 

Körnermais für Veredlungsbetriebe angebaut werden. 

Bei diesen Ernteverfahren wird entweder der Kolben von 

der Restplanze getrennt (CCM, LKS) oder aber der Mais 
wird gedroschen (Körnermais). Die nachfolgenden Aus-

führungen beziehen sich auf den Anbau von Silomais. 

Im Gegensatz zu den meisten Ackerkulturen ist Mais 

mit sich selbst verträglich. Er kann daher sowohl im Rah-

men einer Fruchtfolge als auch als Monokultur angebaut 

werden. Bei der Bewertung des Maisanbaus im Sinne 

des Gewässerschutzes müssen beide Anbausysteme ge-

trennt voneinander betrachtet werden. Mais reagiert auf 

eine Überversorgung mit Stickstoff nicht mit Ertragsein-

bußen, was für den Gewässerschutz sehr problematisch 

ist, da eine gewisse Selbstregulation zur Vermeidung 

einer N-Überdüngung fehlt.

Der N-Bedarf von Mais kann aufgrund der späten 

Jugendentwicklung zu einem großen Teil aus der Mine-

ralisation des Bodenvorrats gedeckt werden. Da beim 

Anbau von Silomais die gesamte Planze geerntet wird, 
wird nahezu die gesamte Menge des aufgenommenen 

Stickstoffs mit dem Erntegut von der Fläche exportiert. 

Die N-Salden von Silomais sind daher vergleichsweise 

niedrig und häuig sogar negativ.
Trotz niedriger bzw. negativer N-Salden inden sich 

nach Mais im Vergleich zu anderen Ackerkulturen häu-

ig sehr hohe Herbst-Nmin-Werte im Boden. Die Gründe 

hierfür sind eine langsame Jugendentwicklung mit einem 

schwach ausgeprägten Wurzelwachstum unter den 

niedersächsischen Klimabedingungen (LWK Niedersach-

seN 2012d) sowie eine vielfach zu hohe N-Düngung. Die 

Höhe der N-Düngung hat großen Einluss auf den Rest-
stickstoffgehalt im Herbst. Langjährige Versuchsergebnis-

se (z. B. Thülsfelde) zeigen, dass eine deutliche Reduzie-

rung der Herbst-Nmin-Werte sowie der Nitratkonzentration 

im Sickerwasser durch eine grundwasserschonende 

N-Düngestrategie mit relativ geringen Ertragsverlusten 

möglich ist (LWK NiedersachseN 2013j). Nach den bisher 

vorliegenden Ergebnissen kann der Reststickstoffgehalt 

auch standortabhängig, unter bestimmten Bedingungen 

Tab. 46: Einluss des Anbaus von Winterbraugerste auf die 
Höhe N-Düngung und des N-Saldos im Vergleich zum Anbau 
von Stoppelweizen, Ergebnisse aus dem TGG Börßum der 
Salzgitter Flachstahl GmbH aus den Jahren 2003 bis 2011 
(Geries Ingenieure GmbH)

N-Düngung 
(kg N/ha)

N-Saldo 
(kg N/ha)

Herbst- 
Nmin-Wert 
(kg N/ha)

Stoppelweizen 196 31 77

Winterbraugerste 72 -21 47

Differenz 124 52 30
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auch sortenabhängig, beeinlusst sein. Beim Anbau von 
Silomais gibt es verschiedene Möglichkeiten, Einzelmaß-

nahmen zu kombinieren, um N-Austräge zu minimieren. 

Nachfolgend ist die Wirkung verschiedener Einzelmaß-

nahmen sowie einer grundwasserschonenden Fruchtfol-

gegestaltung auf die Erfolgsindikatoren N-Saldo, Herbst-

Nmin-Wert und Nitratkonzentration in der ungesättigten 

Zone beim Anbau von Mais dargestellt (s. Tab. 47):

Im Folgenden sind Beispiele sowohl für den Anbau 

von Mais im Rahmen von Fruchtfolgen als auch beim 

Anbau als Monokultur dargestellt.

Maßnahme Minderung  
N-Saldo

Minderung  
Herbst-N

min

Minderung  
Nitratkonzentration

N-Reduktion + (++) + (++) + (++)

Zwischenfrucht (FF) o ++ ++

Untersaat (Monokultur) o + +

Grünroggen (Monokultur) o o (+) o (+)

Bodenruhe o + +

Engsaat o o o

Nitriikationshemmstoff o (+) + +

Fruchtfolge (FF) o (+) o (+) o (+)

++ = sehr gute Wirkung + = gute Wirkung o = keine Wirkung

Maisanbau im Rahmen von Fruchtfolgen (ertragssichere Böden)

Im südlichen Bereich Niedersachsens wird Mais überwie-

gend im Rahmen von Fruchtfolgen auf ertragssicheren 

Böden angebaut. Maßnahmen zur N-Düngung (s. Kap. 

2.4.3) werden meist nicht angeboten und somit beschrän-

ken sich die Maßnahmen auf den Anbau von Zwischen-

früchten (s. Kap. 2.4.1.1). Bei den angebauten Zwischen-

früchten kann zwischen Gründüngungszwischenfrüchten 

und Futterzwischenfrüchten differenziert werden. 

Die Effekte der Begrünungsmaßnahmen wirken sich 

am stärksten auf die Nitratkonzentration in der Dränzone 

aus. Die Nitratkonzentrationen werden durch den Anbau 

von Zwischenfrüchten um knapp 30 % (Gründüngungs-

zwischenfrüchte) bzw. um knapp 50 % (Futterzwischen-

früchte) reduziert. Der Einluss auf den durchschnittlichen 
Herbst-Nmin-Wert in der Fruchtfolge ist weniger deutlich 

ausgeprägt (s. Tab. 48).

Tab. 47: Bewertung der 
Wirkung von Grundwasser-
schutzmaßnahmen und der 
Fruchtfolge auf die Erfolgs-
indikatoren N-Saldo, Herbst-
Nmin-Wert und Nitratkonzen-
tration in der ungesättigten 
Zone (Sickerwasser) beim 
Anbau von Silomais (Geries 
Ingenieure GmbH)

Tab. 48: Einluss des Anbaus verschiedener 
Zwischenfrüchte (Zwfrucht) in Mais-Getrei-
defruchtfolgen auf die Höhe des N-Saldos, 
des Herbst-Nmin-Werts und die Nitratkon-
zentration in der ungesättigten Zone auf 
15 Dauerbeobachtungslächen in TGG der 
Kooperation Obere Leine für den Zeitraum 
1999 bis 2011 (Geries Ingenieure GmbH)

Maßnahme N-Saldo 
(kg N/ha)

Herbst-Nmin- 
Wert (kg N/ha)

Nitratkonzen-
tration (mg NO

3
/l)

Ohne Zwfrucht -3 76 29

Mit Zwfrucht (Senf) 9 63 21

Mit Zwfrucht (Gras) -13 56 15

Maisanbau in Monokultur (ertragsunsichere Böden)

Im Nordwesten Niedersachsens wird Silomais zum Teil 

schon über Jahrzehnte als Monokultur angebaut. Dies 

liegt an der Spezialisierung vieler Betriebe (Milchpro-

duktion) bei gleichzeitig hohen Viehdichten und dem 

Anbau als Biomasselieferant für Biogasanlagen. Die 

ackerbaulich nutzbaren Flächen werden zur Produkti-

on des benötigten Grundfutters herangezogen und es 

bleibt selten genug Fläche für den Anbau von geregelten 

Fruchtfolgen. Die vielfach sandigen Böden haben eine 

geringe Wasserspeicherkapazität und beim Anbau von 

Mais kann Nitrat sowohl im Frühjahr als auch im Herbst 

ausgewaschen werden (s. Abb. 116).



193

2.5.2 Mais

Aus diesem Grund werden auf diesen Standorten deut-

lich mehr Maßnahmen angeboten und umgesetzt als auf 

den ertragssicheren Böden. Ähnlich wie beim Winterraps 

unterscheiden sich die Maßnahmen deutlich hinsichtlich 

ihrer Wirkung auf die genannten Erfolgsindikatoren. Die 

Wirkung verschiedener Kombinationen auf die Nitrat-

konzentration in der ungesättigten Zone ist nachfolgend 

dargestellt (s. Abb. 117).

Es ist ersichtlich, dass sowohl Einzelmaßnahmen als 

auch Maßnahmenkombinationen einen zum Teil sehr 

deutlichen positiven Effekt auf die Nitratkonzentration in 

der ungesättigten Zone haben. Die besten Ergebnisse 

lassen sich durch die Kombination von aktiver Begrünung 

und reduzierter N-Düngung erzielen. Die Wirkung zu-

sätzlicher Maßnahmen (Engsaaten, Einsatz von Nitrii-

kationshemmstoffen) konnte anhand der vorliegenden 

Versuchsergebnisse nicht geprüft werden. Auffällig ist die 

sehr hohe Streuung der gemessenen Konzentrationen, 

insbesondere beim Anbau von Silomais ohne Maßnah-

men. In der Praxis inden sich immer wieder Flächen 
bzw. Betriebe, auf denen auch ohne Maßnahmen ähnlich 

niedrige Nitratkonzentrationen ermittelt werden, wie auf 

Flächen mit Maßnahmen. Ein aus Sicht des Gewässer-

schutzes akzeptabler Maisanbau kann somit auch durch 
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Abb. 116: Sickerwasseranfall unter Mais in einem niederschlagsreichen Jahr verglichen mit dem durchschnittlichen Sickerwasser-
anfall im langjährigen Mittel (DWD-Station Bremervörde, Berechnungen: (Geries Ingenieure GmbH)

Abb. 117:  
Einluss verschiedener Maßnahmen 
und Maßnahmenkombination auf die 
Nitratkonzentration in der ungesättig-
ten Zone beim Anbau von Silomais in 
Monokultur. Auswertung von 58 Tiefen-
proilen aus den Landkreisen Stade, 
Cuxhaven und Rotenburg/Wümme aus 
den Jahren 1999 bis 2011  
(Geries Ingenieure GmbH)0,00
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begleitende Beratung und nicht nur durch die Umsetzung 

von Maßnahmen herbeigeführt werden. Zu nennen sind 

hier insbesondere die in Kapitel 2.3.1 genannten Unter-

suchungen (Bestimmung des Humusgehalts, Nitrachek-

Untersuchungen, Spät-Nmin-Untersuchungen) aufgrund 

dessen die N-Düngung im Mais gegebenenfalls reduziert 

werden kann. 

Anwendungsbereiche
Erfolgt der Anbau von Silomais auf sandigen, ertragsun-

sicheren Böden, so ist das Risiko von Auswaschungsver-

lusten deutlich höher als auf ertragssicheren Standorten. 

Untersuchungen, die im Rahmen der WZB durchgeführt 

wurden, belegen, dass sich durch die Kombination von 

Maßnahmen die Nitratkonzentrationen in der ungesät-

tigten Zone unter Silomais deutlich senken lassen. Dies 

gilt sowohl für den Anbau von Silomais im Rahmen von 

Fruchtfolgen als auch für den Anbau als Monokultur. 

Prinzipiell sollten deshalb alle Kombinationsmöglichkeiten 

ausgeschöpft werden, um die potenziellen Nitratausträge 

auf ein Minimum zu reduzieren. Die höchste Maßnahme-

nintensität sollte auf besonders sensiblen Flächen (hoch 

prioritäre Flächen, Extensivierungsareale) umgesetzt 

werden.

Bewertung des Anbaus von Silomais in Monokultur aus Sicht des Gewässerschutzes

Der Anbau von Mais in Monokultur wird häuig als 
Ursache für hohe Nitratausträge herangeführt. Unter-

suchungsergebnisse zeigen aber, dass Flächen, auf 

denen Mais im Rahmen von Fruchtfolgen angebaut 

wird, vergleichbar hohe Belastungen aufweisen kön-

nen, selbst wenn es zum regelmäßigen Anbau von 

Zwischenfrüchten kommt. Der Grund hierfür ist häu-

ig in der unzureichenden Anrechnung des zur Zwi-
schenfrucht gegebenen Stickstoffs bei der Düngung 

des Mais im Frühjahr zu sehen. Ob es unter Mais zu 

hohen Belastungen kommt, hängt in großem Maße 

von der allgemeinen Bewirtschaftungsintensität bei 

gleichzeitiger Beachtung der Standortverhältnisse ab. 

Bei Berücksichtigung aller relevanten Größen ist der 

Maisanbau sowohl als Monokultur als auch in Frucht-

folge ohne übermäßig hohe Nitratausträge mit dem 

Sickerwasser möglich. Diese Tatsache ändert jedoch 

nichts daran, dass unter Mais häuig hohe Belastungen 
gemessen werden, die auf eine nicht sachgerech-

te Düngung mit Stickstoff zurückzuführen sind. Die 

Belastungen resultieren in der Regel aus zu hohen 

absoluten N-Gaben und aus Düngungszeitpunkten, 

zu denen keine optimale Ausnutzung des Stickstoffs 

gewährleistet ist. Auf leichten Standorten ist zusätzlich 

zu beachten, dass es beim Anbau von Mais sowohl im 

Frühjahr als auch im Herbst auf Grund der geringen 

nutzbaren Feldkapazitäten im effektiven Wurzelraum zu 

erhöhtem Sickerwasseranfall und damit zu verstärkten 

Nitratausträgen kommen kann. Diesem Aspekt wird in 

der gängigen Düngungspraxis häuig noch zu wenig 
Beachtung geschenkt.

Erfolgsbewertung grundwasserschonende Produktionssysteme Silomais

Beim Anbau von Silomais gibt es vielfältige Möglichkeiten, unerwünschte N-Austräge im Rahmen von Maß-

nahmen in Kombination mit Boden und Planzenanalysen zu verringern. Die Berücksichtigung der Standort-
verhältnisse (z. B. Humusgehalte) und die vegetationsbegleitende Analyse von Böden und Planzen helfen den 
tatsächlichen Düngebedarf des Mais zu quantiizieren. Zusätzliche Maßnahmen (aktive Begrünungen, Einfüh-

rung einer suboptimalen N-Düngung) haben einen deutlichen Einluss auf die Höhe der Herbst-Nmin-Werte und 

somit auf die Höhe des potenziell auswaschbaren Stickstoffs.
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung -  Ja, Düngungsminderung um 20 kg N / ha.
Saldominderung -  Ja, Saldenminderung um 20 kg N / ha bis 40 kg N / ha.
Herbst-Nmin-Minderung - Ja, Minderung der Herbst-Nmin-Werte um 20 kg N / ha bis 40 kg N / ha.
Sickerwasserentlastung - Ja, deutliche Entlastung zwischen 10 mg NO

3
/ l (Löss) und 50 mg NO

3
/ l (Sand) je 

nach Standort und Ausgangssubstrat.

Weitere Effekte - Durch die Düngungsminderung wird nur der Maisertrag verringert. Negative 
Auswirkungen auf die Futterqualität (Energiegehalt, nutzbares Rohprotein) treten 
i. d. R. nicht ein.



195

2.5.3 Winterraps

2.5.3 Winterraps

Winterraps ist ein fester Bestandteil vieler Getreidefrucht-

folgen auf Marktfrucht- und Veredelungsbetrieben. Er gilt 

als Gesundungsfrucht (für Getreide) und hat einen po-

sitiven Vorfruchteffekt, insbesondere beim Nachbau von 

Winterweizen. Wo es die Standortverhältnisse zulassen, 

wird nach Winterraps Winterweizen angebaut. Winterraps 

ist mit sich selbst unverträglich; ein Anbau sollte somit 

maximal alle drei Jahre erfolgen. Standardfruchtfolgen 

wie Winterraps-Wintergetreide-Wintergetreide sind daher 

häuig. Winterraps hat einen vergleichsweise hohen N-

Bedarf, wobei meist nur etwa 40 % des aufgenommenen 

Stickstoffs mit dem Haupterntegut von der Fläche ex-

portiert werden. 60 % des Stickstoffs verbleiben mit den 

Ernteresten auf der Fläche. Der Anbau von Winterraps 

führt somit generell zu hohen N-Salden.

Hinsichtlich der Auswirkungen des Rapsanbaus auf 

die Herbst-Nmin-Werte ist eine differenzierte Betrach-

tung vorzunehmen. Im Ansaatjahr inden sich im Herbst 
vergleichsweise niedrige Nmin-Werte im Boden (Zwi-

schenfruchteffekt), während im Erntejahr im Vergleich zu 

anderen Fruchtarten deutlich erhöhte Werte gefunden 

werden (s. Abb. 118) (LWK NiedersachseN 2009b), s. 

Kapitel 2.4.2.2. 
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Abb. 118: Schematische Darstellung des Verlaufs der Nmin-Gehalte im Boden unter Raps von Juli (Aussaatjahr) bis Dezember (Ern-
tejahr) bei unterschiedlichen Maßnahmen (Geries Ingenieure GmbH)

Zahlreiche Versuchsergebnisse, die im Rahmen der 

WZB durchgeführt wurden, belegen, dass eine reduzierte 

N-Düngung im Winterraps die N-Salden durchschnitt-

lich um bis zu 40 kg N / ha senken kann. Ein ebenso 
deutlicher Effekt der reduzierten N-Düngung auf die 

Herbst-Nmin-Werte ist aber häuig nicht zu beobachten. 
Grund hierfür ist die Mineralisation des mit den Ernte-

resten auf der Fläche verbleibenden Stickstoffs. Die 

Herbst-Nmin-Werte fallen umso höher aus, je intensiver 

die Bodenbearbeitung nach Winterraps ist. Durch eine 

reduzierte oder gar unterlassene Bodenbearbeitung vor 

der Aussaat von Wintergetreide lassen sich Herbst-Nmin-

Werte um durchschnittlich 20 kg N / ha senken (s. Kap. 
2.4.2.2). Überwintert der Ausfallraps im Sinne eines 

Zwischenfruchtanbaus, so können die Herbst-Nmin-Werte 

auch noch stärker gesenkt werden. Nachfolgend ist die 

Maßnahme Minderung  
N-Saldo

Minderung  
Herbst-Nmin-Wert

Minderung  
Nitratkonzentration

N-Reduktion ++ o (+) o

Bodenruhe (vor Winterung) o + +

Ausfallraps (vor Somme-
rung)

o ++ +

Fruchtfolge o + +

++ = sehr gute Wirkung + = gute Wirkung o = keine Wirkung

Tab. 49:  
Bewertung der Wirkung 
von Grundwasserschutz-
maßnahmen im Raps und 
in Rapsfruchtfolgen auf die 
Erfolgsindikatoren N-Saldo, 
Herbst-Nmin-Wert und 
Nitratkonzentration in der 
ungesättigten Zone (Geries 
Ingenieure GmbH)



196

2.5.4  Kartoffel

Wirkung der Einzelmaßnahmen und die Wirkung der 

Fruchtfolgegestaltung auf die Erfolgsindikatoren N-Saldo, 

Herbst-Nmin und Nitratkonzentration in der ungesättigten 

Zone dargestellt (s. Tab. 49).

Aufgrund der oben genannten Erkenntnisse empiehlt 
sich eine Kombination der Maßnahmen. Bei FV, die 

sowohl eine Reduzierung der N-Düngung als auch eine 

unterlassene oder stark eingeschränkte Bodenbearbei-

tung vorsehen, können sowohl die N-Überschüsse als 

auch die Herbst-Nmin-Werte deutlich gesenkt werden (s. 

Tab. 50).

N-Düngung 
(kg N/ha)

N-Saldo 
(kg N/ha)

Herbst- 
N

min
-Wert  

(kg N/ha)

Nitratkon-
zentration 
(mg NO

3
/l)

Ohne Maßnahme 195 35 84 55

Mit Maßnahme 133 1 65 49

Differenz 62 34 19 6

Tab. 50: Einluss praxisüblicher Bewirtschaf-
tung (ohne Maßnahmen) und Bewirtschaf-
tung im Rahmen von Fruchtfolgevereinba-
rungen auf die Höhe der N-Düngung, des 
N-Saldos, des Herbst Nmin-Werts und der 
Nitratkonzentration in der ungesättigten Zone 
in den TGG der IG Weser für den Zeitraum 
2000 bis 2011 (Geries Ingenieure GmbH)

Anwendungsbereiche
Während sich die Kombination einer reduzierten N-Dün-

gung mit unterlassener Bodenbearbeitung vor Winterun-

gen häuig gut auf den Betrieben etablieren lässt, indet 
der Anbau einer Sommerung nach dem Stehenlassen 

des Ausfallraps in der Regel weniger Akzeptanz. Letztge-

nannte Maßnahme ist relativ teuer und sollte daher auf 

besonders sensiblen Flächen umgesetzt werden (hoch 

prioritäre Flächen, Extensivierungsareale).

Erfolgsbewertung grundwasserschonende Produktionssysteme Winterraps
 

Die Kombination der reduzierten N-Düngung und der reduzierten Bodenbearbeitung nach Winterraps vor Win-

tergetreide führt neben der Düngungsminderung sowohl zu einer deutlichen Entlastung der durchschnittlichen 

N-Salden als auch zu einer Minderung der durchschnittlichen Herbst-Nmin-Werte.
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung -  Ja, Düngungsminderung um 40 kg N / ha bis 60 kg N / ha
Saldominderung -  Ja, Saldenminderung um 20 kg N / ha bis 40 kg N / ha
Herbst-Nmin-Minderung - Ja, Minderung der Herbst-Nmin-Werte um 10 kg N / ha bis 20 kg N / ha
Sickerwasserentlastung - Ja, aber nicht genau zu beziffern.

Weitere Effekte - Durch die Düngungsminderung wird der Rapsertrag verringert, wertgebende In-
haltsstoffe wie z. B. der Ölgehalt liegen bei reduziert gedüngtem Winterraps jedoch 
höher als bei praxisüblich gedüngtem Winterraps.

2.5.4 Kartoffel

Kurzcharakteristik
Ausgehend von der Bestellung bis zur Ernte zeichnet 

sich der Kartoffelanbau durch eine hohe Bodenbearbei-

tungsintensität aus. Die dadurch ausgelöste Belüftung 

fördert die mineralisationsbedingte Freisetzung von Stick-

stoff durch Abbau von Humus und Ernterückständen.

Um die Vorteile einer Frostgare zu nutzen, setzt die 

Bodenbearbeitung oftmals bereits im Herbst (Herbstfur-

che) ein, so dass der Anbau von Zwischenfrüchten „vor“ 

der Kartoffel, eine geringe Akzeptanz hat und die Gefahr 

einer Nährstoffverlagerung schon im Winter vor dem 

Kartoffellegen deutlich erhöht ist. Des Weiteren zeichnet 

sich der Kartoffelanbau durch einen hohen Düngerein-

satz insbesondere der auf leichten Böden verlagerbaren 

Nährelemente Stickstoff, Kalium und Sulfat aus. Hohe 

Sulfatgaben entstehen durch die Chloridempindlichkeit 
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der Kartoffel (geringere Stärkegehalte), wodurch nur 

sulfathaltige Kaliumdünger eingesetzt werden. Dies führt 

in der Konsequenz zu einer Sulfatüberdüngung.

Die N-Sollwerte in Niedersachsen liegen je nach 

Verwertungsrichtung zwischen 120 (Planzkartoffel) bis 
200 kg N/ha (Industriekartoffel). Infolge des Humusab-

baus und des hohen Nährstoffbedarfs werden Kartoffeln 

vielfach organisch gedüngt, was ein zusätzliches Minera-

lisationspotenzial erzeugt.

Die Ernte indet bei Frühkartoffeln noch in der Haupt-
mineralisationsphase des Bodens statt. Hinzu kommt ein 

ergänzender Mineralisationsschub des Bodenstickstoffs 

durch die intensive Bodenbewegung/-belüftung beim 

Rodevorgang zur Ernte. Die Folge sind hohe Herbst-Nmin-

Werte und Nitratauswaschungen mit dem Sickerwasser.

Kartoffeln benötigen wegen der verglichen mit an-

deren Hackfrüchten schwächeren Wurzelausbildung 

zur Erreichung marktfähiger Erträge und Qualitäten ein 

frühes und hohes Nährstoffangebot im Oberboden (0–60 

cm). Ein zu geringes Nährstoffangebot führt unmittelbar 

zu Qualitätsminderungen (Kindelbildung, Sortierung, 

Marktwareanteil), so dass in der Praxis heute vielfach 

NPK-Mischdünger als Unterfußdünger platziert werden 

(s. Abb. 119).

Aufgrund der geringeren Durchwurzelungstiefe wird der 

Boden in den Hauptanbaugebieten mit Verbreitung von 

Sandböden durch intensive Feldberegnung in der nutzba-

ren Feldkapazität gehalten. In Kombination mit Starknie-

derschlägen kann es daher bereits während des laufen-

den Anbaus leichter zur Nitratauswaschung („Leaching“) 

kommen.

Anwendungsbereich und Durchführung
Problematik des Anbausystems

Der Kartoffelanbau umfasst in den WSG des östlichen 

Niedersachsen große Flächenanteile. Der Anbau erfolgt 

überwiegend in drei- bis vierjährigen Abständen und 

nahm in der Vergangenheit bis zu 25 % der Ackerläche 
ein.

Der Kartoffelanbau ist durch erhöhte Herbst-Nmin-Wer-

te gekennzeichnet. Nachgestellte Zwischenfrüchte sind 

nur bei ausreichend früher Ernte möglich und erreichen 

vielfach eine geringere Wirkung als nach Getreide. Trotz-

dem konnte bei intensiver Betreuung Kartoffel betonter 

Fruchtfolgen durch die WZB z. B. in der Trinkwasser-

schutzkooperation Lüneburg-Süd die Nitratkonzentration 

im Sickerwasser auf 55 bis zu 75 mg/l reduziert werden, 

während die Sulfatauswaschungen mit 70 bis 335 mg/l 

vergleichsweise deutlich höher sind.

Entwickelte Lösungsansätze

Durch den teilweise hohen Anteil organischer Dünger und 

die rodebedingt hohen Mineralisationsraten ergibt sich 

das höchste Risiko einer Nitratverlagerung im Kartoffel-

anbau während der darauf folgenden Sickerwasserperio-

de. Aufgrund der chloridarmen Kalidüngung ergeben sich 

hohe Sulfatmengen. Eine wirksame N- und S-Konservie-

rung durch eine leistungsfähige Begrünung ist nur nach 

einer Frührodung möglich, wobei folgende Anforderungen 

an die Zwischenfrucht gestellt werden müssen: 

 ■ eine frühe und hohe N-Aufnahme bis zum Beginn der 

Sickerwasserbildung,

 ■ bevorzugt winterharte Zwischenfrüchte, um den auf-

genommenen Stickstoff über Winter für die Folgekul-

tur maximal sicher zu konservieren.

Zudem kann der Einsatz Schwefel armer NPK-Mischdün-

ger (z. B.12/12/17/2) die Sulfatüberhänge reduzieren und 

damit speziell die Sulfatauswaschung vermindern. Durch 

ein Düngesplitting (65 % des Gesamt N-Bedarfs zur Saat 

und 35 % erst kurz vor Reihenschluss) kann einer mög-

lichen Verlagerung des Nitrats (Leaching) im Frühjahr 

vorgebeugt werden. Der Einsatz von N-stabilisierten Dün-

gern (z. B. Entec, Alzon) kann einem möglichen Leaching 

ebenfalls vorbeugen.

Durch eine Düngeplanung können geeignete Grund-

wasser schonende Düngestrategien im Vorfeld des 

Anbaus besprochen werden.

Bei den Zwischenfrüchten nach Kartoffeln zeigt Grün- 

bzw. Winterroggen (s. Abb. 120) eine gute Leistung bei 

der Reduzierung der Herbst-Nmin-Werte. Hier konnten bis 

zum Beginn der Sickerwasserbildung Werte von 40 kg 

Abb. 119: Kartoffel-Unterfußdüngung 10 cm neben der Knolle 
im Damm (INGUS)
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N / ha erreicht werden. Dabei ist eine möglichst frühe Aus-

saat mit einem guten Feldaufgang anzustreben.

Erfolgsbewertung
Der Anbau winterharter Zwischenfrüchte (hier Grün-/Win-

terroggen) ist vor allem nach Frühkartoffeln wirkungsvoll, 

da eine zeitige Aussaat der Garant für eine gute Jugend-

entwicklung und damit verbunden hohen N-Aufnahme ist. 

Werden unter dem Zwischenfruchtroggen immer noch 

höhere Herbst-Nmin-Werte gemessen, liegen die Gründe 

hierfür meist in der schlechten Etablierung der Roggen-

bestände oder in der Nachmineralisierung organischer 

Dünger.

Durch eine zielgerichtete Düngeplanung mit bewusst 

schwefelarmen Düngern ist es möglich, die organische 

Düngung sowie die N+S-Düngung anzupassen. Zur 

Absicherung sollten Düngeempfehlungen über eine vege-

tationsbegleitende Düngeberatung mittels Planzenana-

lysen und Nitrachek-Untersuchungen angepasst werden, 

um Ertragsverluste bzw. Qualitätsminderungen auszu-

schließen. In der Praxis wird jedoch die sichere, meist 

hohe N+K-Versorgung der Kartoffelbestände (Stichwort 

Risikozuschläge bei der Düngung) oft höher bewertet, als 

eventuelle Düngereinsparungen.
Abb. 120: Roggen als winterharte Zwischenfrucht nach Kartof-
feln (INGUS)

Erfolgsbewertung grundwasserschonende Produktionssysteme Kartoffeln
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, durch Einhaltung der N-Sollwerte und durch Anrechnung der N-Nachlieferung 
bei der N-Düngeplanung.

Saldominderung - Ja, theoretisch in der Höhe der erreichten N-Düngeeinsparung, in der Praxis 
jedoch starker Einluss durch die Witterung.In der Regel haben Kartoffeln aufgrund 
des starken Humusabbaus einen geringen N-Saldo.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, durch Zwischenfruchtanbau nach Frühkartoffeln oder Spätrodung, trotzdem 
verbleibt in der Regel ein hoher Herbst-Nmin-Wert, da durch die Spätrodung die 
Mineralisation nur in geringem Umfang gemindert wird.

Sickerwasserentlastung - Ja, trotzdem verbleiben in der Regel systembedingt noch deutlich höhere Sicker-
wasserbelastungen aufgrund der hohen N-Mineralisation infolge des Rodevor-
gangs.

2.5.5 Gemüse – Beispiel Salat

Kurzcharakteristik 
Salatanbau zeichnet sich durch eine hohe Anbauinten-

sität (Anbau mehrerer aufeinanderfolgender Sätze im 

gleichen Jahr) und einen hohen Düngereinsatz (N-

Sollwerte je nach Salatart 100 bis 200 kg / ha und Satz) 
bei gleichzeitig geringer Ausnutzung der zugeführten 

Nährstoffe aus. Die Ernte indet im vegetativen Wachs-

tum statt. Nach der Ernte verbleiben hohe Mengen leicht 

mineralisierender Ernterückstände. Die Folge sind hohe 

N-Überschüsse und Nitratauswaschungen mit dem 

Sickerwasser in einer Größenordnung von 200 bis > 500 

mg / l möglich.
Salatplanzen benötigen wegen der kurzen Kulturdau-

er zur Erreichung marktfähiger Erträge und Qualitäten 

ein hohes Nährstoffangebot im Oberboden (0 –30 cm). 
Durchgängig bis zur Ernte ist ein N-Mindestvorrat in der 

obersten Bodenschicht bis zu 50 kg N/ha erforderlich. Ein 

auch nur kurzzeitig zu geringes Nährstoffangebot bewirkt 

direkt eine Qualitätsminderung, so dass in diesem Fall 
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teilweise ganze Bestände nicht vermarktungsfähig sind 

und eingemulcht werden müssen.

Salate haben eine geringe Durchwurzelungstiefe. 

Damit kein Trockenstress entsteht, der direkten Einluss 
auf die Vermarktungsqualität hätte, wird der Boden durch 

intensive Feldberegnung in der nutzbaren Feldkapazität 

gehalten. Infolge der durchgängig hohen Wassersät-

tigung des Bodens kommt es daher bereits während 

des laufenden Anbaus leicht zur Nitratauswaschung 

(„Leaching“). Die Minderung des Auswaschungsrisikos 

erfordert daher neben einem verringerten N-Angebot 

auch eine verbesserte Steuerung der Feldberegnung.

Anwendungsbereich und Durchführung
Problematik des Anbausystems

Der Gemüseanbau in Niedersachsen umfasst u. a. in den 

WSG des Landkreises Harburg große Flächenanteile. 

Neben Spargel, Grünkohl und Zuckermais werden haupt-

sächlich Salate angebaut. Insbesondere Eisbergsalat 

konzentriert sich mit jährlich fast 200 ha Anbauläche auf 
ein WSG und nimmt dort sieben Prozent der Ackerläche 
ein. Der Anbau erfolgt überwiegend auf Tauschlächen, 
die meist in zweijährigen Abständen den Bewirtschafter 

wechseln, so dass insgesamt ein großer Anteil der Acker-

läche langjährig vom Salatanbau betroffen ist.
Aufgrund seiner geringen Kulturdauer von in der 

Regel nicht mehr als 60 Tagen kann Eisbergsalat in bis 

zu drei aufeinander folgenden Sätzen pro Jahr auf ein 

und derselben Fläche angebaut werden (in zwei Jahren 

also bis zu sechs Sätze). Der hohen N-Düngung von 

150 kg / ha und Satz stehen geringe N-Abfuhren von ca. 
60 kg N / ha und Satz über die vermarktungsfähigen Sa-

latköpfe gegenüber. Nicht vermarktungsfähige Köpfe, ab-

geschnittene Umblätter und Strünke verbleiben als leicht 

mineralisierbare Ernterückstände auf dem Acker (s. Abb. 

121). Die Abernte eines Satzes ist dabei weniger von der 

Witterung, als vielmehr von den aktuellen Vermarktungs-

möglichkeiten abhängig, da hier ohne Abnahmeverträ-

ge für eine gleichmäßige Beschickung des deutschen 

Markts produziert wird.

Problematik Nitratauswaschung 

Der Salatanbau iel zunächst durch sehr hohe Herbst-
Nmin-Werte (z. T. > 300 kg N / ha) auf. Daraufhin durch-

geführte Nitrat-Tiefbohrungen ergaben Nitratbelastun-

gen im Sickerwasser im Mittel 250 mg / l (Maximalwerte 
> 300 mg / l), obwohl durch intensive Beregnung von 
durchschnittlich 60 mm / Satz und dadurch zusätzlicher 
Sickerwassermengen bereits eine gewisse Verdünnung 

anzunehmen ist.

Durch eine späte dritte Salatente im Herbst ergibt sich 

aufgrund einer erneuten N-Düngung und der Mineralisati-

on der Ernterückstände vorangestellter Sätze das höchs-

te Risiko einer Nitratverlagerung während der Sickerwas-

serperiode. Eine wirksame N-Konservierung durch eine 

leistungsfähige Begrünung ist nach dritten Salatsätzen in 

einem Jahr wegen des späten Erntetermins nicht mehr 

möglich. Da der Anbau gartenbaulicher Kulturen gemäß 

örtlicher WSG-Verordnungen meist genehmigungsplich-

tig ist, werden bei Erteilung der Genehmigung meist 

Aulagen gemacht, z. B. wie folgt:

 ■ Der Anbau von Salaten ist beschränkt auf max. zwei 

Durchgänge pro Jahr als erster und zweiter Satz in 

direkter Aufeinanderfolge für maximal zwei Jahre in 

Folge auf den gleichen Flächen. Ein dritter Satz im 

Herbst ist verboten.

 ■ Zwischen den beiden Salatanbaujahren ist die Aus-

saat einer leguminosenfreien, überwiegend winterhar-

ten Zwischenfrucht bis zum 15.09. obligatorisch.

 ■ Nach zwei Anbaujahren muss sich eine mindestens 

zweijährige grundwasserschonende Fruchtfolge an-

schließen (kein Gemüseanbau).

Abb. 121: Eisbergsalat vor (oben) und nach der Ernte mit hoher 
Masse an Ernterückständen (unten) (INGUS)
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Hiernach ergeben sich aus Sicht des Wasserschutzes 

drei zentrale Handlungsansätze:

 ■ Die weitgehende N-Konservierung der durch den 

Salatanbau in den Monaten März bis August angerei-

cherten N-Überhänge in beiden Anbaujahren

 ■ Eine gezielte N-Abreicherung der anbaubedingten 

N-Überhänge durch düngereinsparende Berücksichti-

gung der über Ernterückstände und Zwischenfrüchte 

konservierten N-Mengen 

a) zum zweiten Salatsatz im zweiten Jahr 

b) zur Folgefrucht nach dem zweiten Salat-Anbaujahr

 ■ Die Nachbetreuung der Anbaulächen durch die WZB, 
das heißt Steuerung des Tauschlächenmanagements 
und Anbau- / Düngeberatung zu N-zehrenden Anbau-

verfahren nach zweijährigem Salatanbau.

Die Handlungsansätze werden nachfolgend konkretisiert.
 

Anbau einer geeigneten Zwischenfrucht  

(N-Konservierung)

In Versuchen wurden für den Wasserschutz folgende 

Anforderungen an Zwischenfrüchte gestellt:

 ■ eine frühe und hohe N-Aufnahme bis zum Beginn der 

Sickerwasserbildung

Entwickelter Lösungsansatz

Die für den Wasserschutz unbefriedigende Ausgangslage 

war Anlass, die bisherigen Verfahren des Salatanbaus 

und die N-Dynamik über mehrere Jahre hinweg anhand 

von Exaktversuchen genauer zu analysieren und grund-

wasserschonende Ansätze über das Ordnungsrecht hin-

aus zu entwickeln. Wesentliche Fragestellungen waren:

 ■ Mit welcher leistungsfähigen Zwischenfrucht kann die 

sehr starke N-Anreicherung von zwei Salatsätzen im 

ersten Jahr über den Folgewinter gebunden und vor 

der Auswaschung geschützt werden?

 ■ Wie lässt sich die Düngewirksamkeit der Winter-

Zwischenfrucht nach dem ersten Salat-Anbaujahr im 

zweiten Salat-Anbaujahr optimal nutzen?

 ■ Wie sollte eine Nachbetreuung der Salatlächen 
nach zwei Anbaujahren, also ab Ernte des zweiten 

Satzes im zweiten Anbaujahr erfolgen, um die durch 

den Salatanbau angereicherten N-Potenziale gezielt 

abzureichern? 

Aus den Versuchsergebnissen wurde ein zweijähriges 

grundwasserschonendes Anbauverfahren mit je zwei 

Sätzen Salatanbau entwickelt (Ziele: Reduzierung der N-

Düngung und der Herbst-Nmin-Werte, s. Abb. 122). 

J   F  M   A  M   J   J    A   S  O   N   D J   F  M   A   M  J   J    A   S  O   N   D J   A   S  O   N   D J   F   M  A   M  J   J    A 

1. Anbaujahr 2. Anbaujahr Nachbetreuung Vornutzung 

N-Anreicherungsphase N-Konservierung N-Abreicherungsphase 

1.Satz 
 

Zwischenfrucht 
Grünroggen 1) 

N-zehrende 
Frucht 

 z.B. Silomais 

Fruchtfolge 

Umbruch Ernterückstände 
1.Salatsatz direkt nach Ernte, 

 aber max. 3 Wochen vor  
Pflanztermin des 2. Satzes 

Nmin-Beprobung und  
Düngebedarfs–Ermittlung 

nach Sollwert 

Düngung mit  
N-stabilisiertem Dünger 

Nachbetreuung, Anpassung  
N-Bedarf über Beratung 
(z.B. Spät-Früjahrs-Nmin) 
 

J   F  M   A  M   J   J    A   S  O   N   D J   F  M   A   M  J   J    A   S  O   N   D J   A   S  O   N   D J   F   M  A   M  J   J    A 

1.Satz 
 

oder 

 
 

Vorfrucht oder  
ggf. Zwischenfrucht 

1) Keine Düngung der Zwischenfrucht 

2.Satz 

2) Umbruch frühestens ab dem 01.11  

2.Satz 
 

Zwischenfrucht 
Rübse  1) 2) 

Wintergetreide 

Zwischenfrucht 1)  
Rübse 

Grünroggen, 
Winterroggen 

Abb. 122: N-Dünge- und Anbau-Optimierung im zweijährigen Salat-Anbau (INGUS 2012b, Daten aus einem WSG)
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2.5.5 Gemüse – Beispiel Salat

 ■ Bevorzugung winterharter Zwischenfrüchte, um den 

aufgenommenen Stickstoff über Winter für die Folge-

kultur maximal sicher zu konservieren.

Aus Sicht der Gemüseanbauer gehört die Zwischenfrucht 

nicht der Familie der Kreuzblütler (Kohlhernie-Förderung) 

an.

Winterroggen zeigte in den Versuchen eine gute Leis-

tungsfähigkeit. Er konnte bis zum Beginn der Sickerwas-

serbildung teilweise mehr als 100 kg N / ha allein in der 
oberirdischen Masse binden und den Herbst-Nmin-Wert 

auf 50 kg N / ha reduzieren. Bei der Roggenentwicklung 
ist neben einer möglichst frühen Aussaat die gute Einar-

beitung der Ernterrückstände des Salats für den Aulauf 
entscheidend. Nach marktbedingt geringfügig beernteten 

Salatsätzen ist die N-Aufnahmerate des Roggens gerin-

ger als die N-Freisetzung durch die Mineralisation der 

Ernterückstände, so dass sich trotz Zwischenfrucht sehr 

hohe Herbst-Nmin-Werte ergeben können.

Anpassung der N-Düngung zum zweiten Salatsatz im 

zweiten Anbaujahr (N-Abreicherungsphase)

Die ersten Salatsätze werden von März bis Mai ge-

planzt. Während dieser Jahreszeit ist wegen der noch 
geringen Temperaturen von einer geringen N-Mineralisa-

tion im Boden auszugehen. Die N-Düngung sollte daher 

entsprechend dem Sollwert rein mineralisch erfolgen. 

Je nach Abernte des ersten Satzes verbleiben mit den 

Ernterückständen bis zu 150 kg N / ha in leicht minera-

lisierbarer Form auf dem Acker. Zusätzlich steht dem 

zweiten Satz Eisbergsalat im zweiten Anbaujahr der aus 

der Roggenzwischenfrucht mineralisierende Stickstoff zur 

Verfügung. 

In einem Exaktversuch wurde die N-Dynamik zum 

zweiten Satz im zweiten Anbaujahr untersucht und die N-

Düngung reduziert. Es zeigte sich, dass eine Halbierung 

der N-Düngung zum zweiten Satz im zweiten Anbaujahr 

aufgrund der hohen N-Nachlieferungsrate ohne negative 

Auswirkungen auf Ertrag und Qualität möglich war. In der 

Praxis sollte die Reduzierung der N-Düngung der zweiten 

Sätze im zweiten Anbaujahr abhängig gemacht werden 

von:

 ■ der N-Menge in der zum ersten Satz eingearbeiteten 

Roggenzwischenfrucht

 ■ der Abernte des ersten Satzes bzw. der Menge der 

auf dem Acker verbleibenden Ernterückstände

 ■ und einem aktuell gemessenen Nmin-Wert des Ein-

zelschlags ca. eine Woche vor dem Planztermin des 
zweiten Satzes, um die bereits erfolgte Nmin-Freiset-

zung aus Zwischenfrucht oder Ernterückständen zu 

erfassen.

Steuerung des Tauschlächenmanagements und 
Empfehlung N-zehrender Anbauverfahren nach  

zweijährigem Salatanbau 

Um nach zweijährigem Salatanbau eine grundwasser-

schonende N-Reduzierungsphase sicherzustellen, sind 

Kenntnisse der geplanten Folgenutzung des die Fläche 

übernehmenden Landwirts von entscheidender Bedeu-

tung. 

Ziel ist es, das nach zwei Jahren angereicherte 

Potenzial leicht mineralisierenden Stickstoffs aus Ern-

terrückständen von vier Sätzen Eisbergsalat und einer 

Roggenzwischenfrucht weiter über die anschließende 

Sickerwasserperiode vor Auswaschung zu bewahren.  

Es ergeben sich in der Nachnutzung zwei Möglichkeiten: 

1. Anbau einer Winterung mit vorangestellter Sommer-

zwischenfrucht 

Für den Wasserschutz ist der Anbau eines Winterge-

treides nach zweijährigem Salatanbau die ungünstigs-

te Variante, aber in der Praxis die häuigste. Winter-
getreide versorgt sich im Herbst in der Regel aus dem 

Korn und nimmt darüber hinaus nur in einem geringen 

Umfang Stickstoff auf (ca. 10 bis 30 kg N / ha). Versu-

che der WZB belegen jedoch, dass mit dem Anbau 

einer Sommerzwischenfrucht vor Wintergetreide, hier 

Winterrübsen, große Mengen an Stickstoff gebunden 

werden können. Die Winterrübsen nahmen innerhalb 

von sieben Wochen mehr als 230 kg N / ha allein in 
der oberirdischen Planzenmasse auf. Der Umbruch 
der Sommerzwischenfrucht sollte so spät wie möglich 

erfolgen, um die Mineralisation im Spätherbst nicht 

unnötig zu fördern.

2. Anbau einer Sommerung mit vorangestellter Winter-

zwischenfrucht 

Durch Anbau einer Sommerung kann direkt nach 

dem zweijährigem Salatanbau eine winterharte, stark 

N-zehrende Zwischenfrucht, z. B. Grünroggen vor Si-

lomais (mit reduzierter N-Düngung) etabliert werden. 

Dadurch kann der Stickstoff stufenweise abgereichert 

werden. Versuche belegen, dass ein erfolgreicher 

Grünroggenanbau ohne N-Düngung möglich ist.

Über begleitende Untersuchungen (Nmin, Nitrachek etc.) 

in der ersten Folgefrucht nach zweijährigem Salatanbau 

kann das hohe N-Nachlieferungspotenzial aus dem Sala-

tanbau verdeutlicht und den Landwirten die hohe Dünge-

wirksamkeit dargelegt werden.
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Erfolgsbewertung
Der Anbau winterharter Zwischenfrüchte (hier Winter-

roggen) zwischen den beiden Anbaujahren von Salat 

hat sich mittlerweile fest etabliert. Trotzdem werden 

unter dem Zwischenfruchtroggen immer noch sehr hohe 

Herbst-Nmin-Werte gemessen, im Mittel einzelner Jahre 

zwischen 110 bis 130 kg N / ha. Gründe hierfür sind gerin-

ge Abernten des Salats und / oder eine schlechte Etab-

lierung der Roggenbestände. Durch hohe Beregnungs-

gaben und zusätzliche nachfolgende Niederschläge 

während der Kulturdauer wird zudem bereits vor Beginn 

der natürlichen Sickerwasserperiode Stickstoff verlagert, 

der von keiner Zwischenfrucht mehr erreicht wird. 

Durch eine beratende Begleitung des zweijährigen 

Salatanbaus vor allem im zweiten Anbaujahr ist es 

möglich, die N-Düngung zum zweiten Satz im zweiten 

Anbaujahr zu halbieren, mindestens jedoch deutlich zu 

reduzieren. Zur Absicherung sollten Düngeempfehlungen 

über Nmin-Beprobungen untermauert werden, um Ertrags-

verluste bzw. Qualitätsminderungen auszuschließen. 

In der Praxis wird jedoch die sichere N-Versorgung des 

Salatbestands in der inanziellen Risikoabwägung sehr 
viel höher bewertet, als eventuelle Düngereinsparungen.

Erfolgsbewertung grundwasserschonende Produktionssysteme Gemüse
 

Parameter Bewertung

Düngungs minderung - Ja, durch Einhaltung der N-Sollwerte zum ersten und zweiten Satz und durch 
Anrechnung der N-Nachlieferung bei der N-Düngeplanung zum zweiten Satz.

Saldominderung - Ja, theoretisch in der Höhe der erreichten N-Düngeeinsparung, in der Praxis je-
doch starker Einluss von Vermarktungslage und Witterung.

Herbst-Nmin-Minderung - Ja, trotzdem verbleibt in der Regel ein hoher Herbst-Nmin-Wert, da über die be-
grenzte N-Aufnahme der Zwischenfrucht besonders bei geringen Abernten nur ein 
Teil der N-Freisetzung abgefangen wird.

Sickerwasserentlastung - Ja, trotzdem verbleiben in der Regel systembedingt noch deutlich höhere Sicker-
wasserbelastungen aufgrund der hohen N-Mineralisation infolge des Rodevorgangs.

2.5.6 Energieplanzen

Kurzcharakteristik
Die Novellierung des Gesetzes für den Vorrang Erneuer-

barer Energien (EEG) im Jahr 2004 (BMU 2004) hat zur 

Errichtung einer großen Anzahl von Biogasanlagen im 

ländlichen Raum und damit verbunden zu einem zuneh-

menden Anbau nachwachsender Rohstoffe geführt. Der 

Betrieb von Biogasanlagen bringt somit neue Anbauver-

hältnisse und Stoffströme in der Landwirtschaft mit sich. 

Diese sind insbesondere geprägt durch einen verstärkten 

Energiemaisanbau sowie durch eine Zunahme an Wirt-

schaftsdüngern (Gärresten) aus planzlichen Substraten. 
Diese gegenwärtig zu beobachtenden Änderungen in der 

Landnutzung gehen nicht selten mit einer Intensivierung 

einher. Sie werden daher vor dem Hintergrund der EG-

Wasserrahmenrichtlinie sowie den besonderen Nutzungs-

aulagen in TGG seitens der Wasserwirtschaft kritisch 
gesehen.

Situation in Niedersachsen

In nahezu jedem niedersächsischen Wassereinzugsge-

biet werden nachwachsende Rohstoffe (Nawaros) für 

die Biogasnutzung angebaut und damit einhergehend 

Gärreste als organische Dünger eingesetzt. Die höchste 

Biogasanlagendichte indet sich in den Tierhaltungsregi-
onen im nordwestlichen Niedersachsen auf leichten, aus-

waschungsgefährdeten Standorten. Diese Gebiete sind 

durch ein hohes Wirtschaftsdüngeraufkommen sowie 

hohe Maisanteile in der Fruchtfolge geprägt. 

Das Risiko von Nährstoffüberschüssen und N-

Austrägen nimmt durch die zusätzlichen planzlichen 
organischen Dünger zu. Hier ist der Handlungsbedarf 

tendenziell größer als in marktfruchtgeprägten Regionen 

mit geringem Maisanteil und moderatem Wirtschaftsdün-

geraufkommen. Regional ist auch der stark gestiegene 

Grünlandumbruch der letzten Jahre auf die Ausdehnung 

des Maisanbaus zurückzuführen. Die daraus resultie-

renden zusätzlichen Mineralisationsschübe können in 

der Regel nur teilweise durch den Aufwuchs gebunden 

werden und stellen ein besonderes Risikopotenzial für 

die Grundwasserqualität dar (NLWKN 2010b, OOWV 

2011, s. Tab. 51).
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Risiken für den Wasserschutz vermeiden

Um Risiken für den Wasserschutz zu vermeiden, sollte 

der gesamte Prozess der Biogaserzeugung geprüft wer-

den. Dieser beginnt bei der Planung der Anlage und des 

Lagerraumbedarfs und erstreckt sich über die angepass-

te Bereitstellung von Anbau- und Ausbringungsläche für 
Gärreste bis hin zur Applikationstechnik sowie zur Anbau- 

und Düngeplanung für die Energieplanzenfruchtfolgen.

Anwendungsbereich und Durchführung
Betriebliche Voraussetzungen prüfen

Folgende betriebliche Voraussetzungen für Anbau, 

Gärrestlagerung und Ausbringung sind essentiell für eine 

grundwasserschonend ausgerichtete Energieplanzener-
zeugung:

 ■ ausreichende Flächenverfügbarkeit für die Beibehal-

tung von nachhaltigen, regional angepassten Frucht-

folgen mit einem angepassten, entzugsorientierten 

Düngeniveau

 ■ Vermeidung von Grünlandumbrüchen, da sie mit ho-

hen N-Mineralisationsschüben einhergehen

 ■ ausreichender Lagerraum um planzenbedarfsgerecht, 
vorzugsweise im Frühjahr düngen zu können (Aus 

Wasserschutzsicht werden in Abhängigkeit von den 

Anbauverhältnissen über die nach Düngeverordnung 

(DüV, BMELV 2007) gesetzlich vorgeschriebenen 

sechs Monate Lagerraum hinaus bis zu neun Monate 

Lagerraum empfohlen, insbesondere bei hohem Anteil 

von Sommerungen in der Fruchtfolge (DWA 2010))

 ■ gasdichte Abdeckung des Lagerraums (Verlustmini-

mierung, Klimabilanz)

 ■ Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zum Einsatz 

emissionsarmer, bodennaher Ausbringungstechni-

ken (z. B. Schleppschlauchtechnik, Injektionstechnik) 

sowie unverzügliche Einarbeitung nach der Ausbrin-

gung,

 ■ Vermeidung von oberlächlichem Nährstoffabtrag und 
Bodenverdichtung durch angepasste Anbau- und 

Ernteverfahren, z. B. Mulchsaattechnik,

 ■ Nutzung weiterer Optimierungspotenziale, z. B. durch 

den Einsatz von Parallelfahrsystemen oder Gärrestun-

terfußdüngung.

Rechtliche Voraussetzungen einhalten

Generell sind beim Anbau von Energieplanzen im WSG 
die relevanten Vorgaben der Verordnung über Schutzbe-

stimmungen in WSG (SchuVO, MU 2009) zu beachten, 

insbesondere:

 ■ Die Zufuhr organischer Dünger schließt Substrate 

planzlicher Herkunft ein und wird auf 170 kg Norg 

begrenzt.

 ■ Auf hoch und sehr hoch mit Phosphor (P
2
O

5
) versorg-

ten Böden ist die jährliche Phosphorzufuhr für den zu 

düngenden Planzenbestand auf die durchschnittliche 
Phosphorabfuhr mit den Ernteprodukten zu begren-

zen (gemäß § 5 (2) 3 SchuVO, MU 2009).

 ■ Die Ausbringung von Gärresten ist der Ausbringung 

von Gülle gleichgestellt und ist in Zone II verboten.

 ■ Das Grünlandumbruchsverbot gilt in Zone II. In Zone 

III wird der Umbruch von absolutem Grünland verbo-

ten, während für fakultatives Grünland eine Genehmi-

gung erforderlich ist.

 ■ Brachen dürfen nur mit gezielter Begrünung umgebro-

chen werden.

Weiterhin gelten für den Energieplanzenanbau und die 
Ausbringung von Gärresten dieselben Regelwerke wie 

für den Markt- und Futterfruchtanbau (z. B. DüV (BMELV 

2007), Planzenschutzgesetz (BMELV 2012a), Cross 
Compliance (CC 2009), Nitratrichtlinie (EG 1991), Bun-

des - Bodenschutzgesetz (BBodSchG, BMU 1998)).

Betriebsebene Anlagenebene Gebietsebene

Fruchtfolgegestaltung

Sorten-/Artenwahl

Düngesteuerung

Gärrestmanagement

Ausbringtechnik

Bodenschonende  
Anbauverfahren

Rückverfolgbarkeit der Biomasse- und  
Gärrestströme

Regelmäßige Überprüfung der  
Genehmigungsvorgaben

Optimierung der Silagelagerung

Verlängerte Lagerzeiträume für Gärreste

Erhaltung extensiver Nutzungsformen  
auf sensiblen Standorten

Begrenzung des Anteils auswaschungs-
gefährdeter Kulturen

Erhalt des Grünlandanteils

Steuerung der Nährstofffrachten  
durch Monitoring

Tab. 51: Optimierungsbereiche z. Umsetzung eines grundwasserschonenden Betriebs v. Biogasanlagen. (NLWKN 2010b, OOWV 2011)
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Bei geplantem Einsatz von Gärresten aus Bioabfällen 

sind die Vorgaben der Bioabfallverordnung (BMU 2013) 

zu berücksichtigen. 

Anbaumaßnahmen ergreifen

Der Energieplanzenanbau erschließt neue Möglichkeiten 
der Fruchtfolgegestaltung mit positiven Effekten nicht nur 

aus Wasserschutzsicht, sondern auch im Hinblick auf 

Erosionsvermeidung, Artenvielfalt und Systemstabilität. 

Diese sollten in der Praxis stärker zum Einsatz kommen, 

um langfristigen Anbauproblemen durch zunehmende 

Maisanteile in der Fruchtfolge entgegenzuwirken.

Durch folgende Maßnahmen der Fruchtfolgegestal-

tung können die Herbst-Nmin-Werte und Sickerwasser-

konzentrationen reduziert werden (s. Abb. 123 und 124):

 ■ Integration von Winterungen, insbesondere Roggen-

Ganzplanzensilage (GPS). Nach Getreide-GPS 
werden zuverlässig niedrige N-Werte gemessen. 

Allerdings muss die restliche Vegetationszeit sinn-

voll genutzt werden, z. B. durch Zwischenfrüchte 

oder durch Anschluss einer früh gesäten Marktfrucht 

(Raps). Auch die Ertragsleistung von Roggen-GPS ist 

in der Regel zufriedenstellend und die Wirtschaftlich-

keit aufgrund geringer Anbaukosten gegeben.

 ■ Integration von Sommerungen mit geringem N-Risiko, 

z. B. Zuckerrüben oder Sommergetreide.

 ■ Anbau von “Neuen” Energieplanzen wie Sorghum 
und Sonnenblumen oder Durchwachsener Silphie 

(Dauerkultur) oder Wildblütenmischungen, deren 

grundwasserschonender Anbau möglich ist, aber noch 

Untersuchungsbedarf mit sich bringt (zunächst mit 

Testlächen anfangen, um Standort- und Sorteneig-

nung zu prüfen!).

 ■ Anbau von Gräseruntersaaten, z. B. bei spät geern-

tetem Mais mit Umbruch erst im folgenden Frühjahr 

oder als Untersaat in Getreide-GPS mit Gräser-

Nachnutzung.

 ■ Anbau von Winterzwischenfrüchten, insbesondere 

nach frühräumenden Kulturen wie Getreide-GPS oder 

nach früh geerntetem Mais (vor 15.9.).

 ■ Kombination von Marktfrüchten und Energieplanzen 
in der Fruchtfolge.

 ■ Zweitfruchtanbau (Ernte der Erstkultur zur Milch- bis 

Teigreife, z. B. Getreide GPS mit nachgestellter zwei-

ter Hauptkultur, z. B. Mais oder Sorghum) kann auf 

Standorten mit guter Wasserversorgung und langer 

Vegetationszeit eine Alternative sein, die einen langen 

N-Entzug und niedrige Herbst-Nmin-Werte sichert (Er-

träge sollten Mehraufwand der doppelten Bestellung 

ausgleichen).

Getreide-GPS z. B. Rog-
gen oder Triticale

Zuckerrüben Grasschnitt Untersaaten im Mais

Abb. 123: Einbindung etablierter wasserschonender Kulturen in die Fruchtfolge (IGLU)

Sonnenblumen Sorghum-Arten Zweitkulturanbau Dauerkulturen, z. B. 

Durchwachsene Silphie

Abb. 124: Potenziale durch Einbindung neuer Energieplanzen erschließen (IGLU)
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 ■ Reduzierte Bodenbearbeitung, dadurch Minderung 

von N-Mineralisationsschüben, insbesondere im 

Herbst, sowie Vermeidung von oberlächlichem Bo-

den- und Stoffabtrag.

Düngung optimieren 

In jedem Fall sind ergänzend zur Kulturen- und Fruchtfol-

gegestaltung weitere Optimierungsmaßnahmen sinnvoll. 

Entscheidende Bedeutung kommt der angepassten/redu-

zierten N-Düngung im Mais zu.

Düngen mit Gärresten

Die Kriterien „Nährstoffgehalte“ (N, P, K), „Gehalt an 

organischer Substanz“, „pH-Wert“ und gegebenenfalls 

auch „Schadstoffe“ sowie „Hygieneaspekte“ sollten zur 

Bewertung herangezogen werden. Aus Tabelle 52 wird 

deutlich, dass sich hinsichtlich der Inhaltsstoffe große 

Schwankungsbereiche zwischen Gärresten unterschied-

licher Ausgangssubstrate ergeben und zwar nicht nur 

zwischen verschiedenen Biogasanlagen, sondern auch 

im Jahresgang jeder einzelnen Anlage, z. B. durch unter-

schiedliche Zufuhr an Niederschlags- und Sickerwasser, 

Schwankungen im Gärprozess und durch die Änderung 

der Substratzusammensetzung

Die Gesamtstickstoffgehalte schwanken deutlich, 

wobei bei reiner Biomassevergärung niedrigere Werte 

auftreten, während durch die Vergärung von Hühnertro-

ckenkot die N-Gehalte im Gärrest deutlich ansteigen. 

Typisch für Gärreste ist der hohe Anteil an Ammonium-N, 

der rund 60 % des Gesamtstickstoffs ausmacht. Dieser 

Anteil ist sofort planzenverfügbar und kann in seiner 
Wirkung mit Mineraldüngern verglichen werden. Gärreste 

eignen sich daher gut zur Bestandsführung, erfordern 

jedoch einen gezielten Einsatz zeitnah zum Bedarf der 

Planzen. Der restliche Stickstoff ist stabil in der organi-
schen Substanz gebunden, reichert sich bei langjähriger 

Ausbringung im Boden an und wirkt erst langfristig. 

Folgende Empfehlungen leiten sich ab:

 ■ Die Analyse der Inhaltsstoffe sollte zeitnah vor jeder 

Ausbringung und Anrechnung bei der Düngeplanung 

erfolgen.

 ■ Bei Düngung von Sommerungen (insbesondere Mais) 

auf langjährig organisch versorgten Standorten in 

Wassergewinnungsgebieten wird ein Mineraldünger-

äquivalent (MDÄ) von 80 % empfohlen.

 ■ Für Winterungen (Getreide) wird ein MDÄ von 70 % 

bei der Frühjahrsdüngung empfohlen.

 ■ Bis auf wenige Ausnahmen (z. B. Raps) ist eine orga-

nische Herbstgabe in Niedersachsen nicht zulässig, 

da im Allgemeinen kein Düngebedarf besteht. 

 ■ Anmoorige Standorte mit langjähriger Wirtschaftsdün-

gerzufuhr zeigen deutlich höhere und längere N-Freiset-

zungen. Hier sollten 100 % MDÄ berücksichtigt werden.

Zur weiteren Optimierung der Ausbringung bieten sich 

der Einsatz von Injektionstechnik und der Zusatz von N-

Stabilisatoren an.

Tab. 52: Inhaltsstoffe von Gärresten aus niedersächsischen Pilotanlagen (NLWKN 2010b) .

Anz. Anlage / Substrate TS Gesamt-N NH
4
-N NH

4
-N P

2
O

5
K

2
O

  [%] [kg / m³] [kg / m³] [%] [kg / m³] [kg / m³]
n=4 1 Nawaro 5,2 3,0 2,1 68 % 1,2 4,6

 min–max 4,2– 6,0 2,4 – 3,8 1,7 – 2,7 58 – 75 % 0,9 – 1,9 3,8 – 5,2
n=6 2 Nawaro 5,6 3,4 1,4 41 % 1,3 3,5

 min–max 4,2 – 6,9 2,7 – 5,4 0,9 – 2,2 30 – 56 % 0,7 – 1,9 2,4 – 4,4
n=4 3 Nawaro + Rindergülle 7,5 4,9 2,4 51 % 2,0 5,2

 min–max 4,9 – 8,8 4,2 – 5,6 2,3 – 2,6 46 – 57 % 1,4 – 2,4 4,4 – 5,7
n=2 4 Nawaro + Schweinegülle*1 9,2 5,6 1,8 33 % 2,2 6,6

 min–max 8,3 – 10,0 5,4 – 5,9 1,1 – 2,1 19 – 39 % 1,9 – 3,7 4,8 – 7,2
n=4 5 Nawaro + Schweinegülle+ HTK*2 6,9 5,7 3,3 59 % 2,1 4,5

 min–max 4,2 – 9,1 4,6 – 6,8 3,0 – 4,0 53 – 72 % 1,3 – 2,9 3,4 – 5,4
n=3 6 Kofermentation + Mischgülle +HTK + Mais 5,0 4,4 2,5 56 % 1,9 2,7

 min–max 3,6 – 5,6 3,6 – 5,6 1,9 – 3,3 53 – 59 % 1,6 – 2,1 1,8 – 3,3

*1 teils mit separierter Gülle (feste Phase): N-Gesamt steigt dadurch an, NH
4
-Anteil sinkt deutlich

*2 HTK: Hühnertrockenkot
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Maßnahmen der Düngesteuerung

Ziel einer optimierten Düngesteuerung ist es, die N-Dün-

gung im gesamten Vegetationsverlauf möglichst optimal 

am Bedarf der Kulturen auszurichten und N-Überhänge 

nach der Ernte und im Herbst zu vermeiden. Hier kann 

auf verschiedene Instrumente zurückgegriffen werden, 

zum Beispiel:

 ■ Für die Düngeplanung sollte auf Basis des Bedarfs 

der Kulturen, der Ertragserwartungen und des Gär-

restaufkommens eine realistische Berechnung des er-

forderlichen Düngerzukaufs erfolgen (s. Kap. 2.3.1.1).

 ■ Die 170 kg N  /ha-Grenze für die Wirtschaftsdünger-
ausbringung muss eingehalten werden (MU 2009). 

In Wasserschutz- bzw. Wassereinzugsgebieten und 

anderen aus Sicht des Gewässerschutzes empindli-
chen Gebieten sollte die organische Düngung insge-

samt auf eine N-Ausbringungsmenge von 120 kg N /
ha begrenzt werden (DWA 2010, DVGW 2010).

 ■ Die richtige Bemessung der Ausbringungsmengen von 

Gärresten setzt die Kenntnis der Inhaltsstoffe voraus. 

Regelmäßige Gärrestanalysen vor der Ausbringung 

geben hier Aufschluss.

 ■ Zu Vegetationsbeginn sollte der zur Verfügung 

stehende bodenbürtige Stickstoff (Nmin) durch eine 

schlagspeziische Bodenbeprobung analysiert und bei 
der Berechnung des Düngebedarfs in Ansatz gebracht 

werden. Bei Mais bietet sich auch der sogenannte 

„Spätfrühjahrs-Nmin Wert“ an (s. Kap. 2.3.1.3). Der Be-

probungstermin bis zum Reihenschluss berücksichtigt 

hier schon die Bodenmineralisation zwischen Aussaat 

und zweiter Düngergabe.

 ■ Bei Mais wird durch eine Teilung der Düngegabe die 

Möglichkeit einer Nachdüngung in Abhängigkeit von 

der Bodenversorgung (Spätfrühjahrs-Nmin vor zweiter 

N-Gabe) bzw. der Planzenversorgung (z. B. Nitra-

chek) geschaffen. Hierdurch wird eine verminderte 

N-Düngung und ein Abbau von N-Überschüssen 

angestrebt.

 ■ Weitere Maßnahmen, wie z. B. die Messung des kriti-

schen Rohproteingehalts in der Maissilage oder auch 

die teillächenspeziische Bewirtschaftung, lassen eine 
Steigerung der Efizienz im Umgang mit Stickstoff 
erwarten, beinden sich aber noch in der Erprobungs-

phase.

Zur Vertiefung der Maßnahmen wird auf die jeweiligen 

Fachkapitel verwiesen.

Erfolgsbewertung
Ganzplanzenerträge, Herbst-Nmin und N-Salden

Abbildung 125 stellt Ergebnisse aus Anbauversuchen mit 

Energieplanzen dar. Der Standort liegt in Ostfriesland 
und ist durch sandige Böden und ausreichende Wasser-

versorgung gekennzeichnet. 
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TM-Ertrag [dt/ha] Herbst Nmin [kg N/ha] N-Bilanz [kg N/ha]

Mais-Düngesteuerung Zweikultur-
nutzung 

Acker-
gras 

Mais + 
Untersaat 

Mais-Düngesteuerung Zweikultur-
nutzung 
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gras 

Mais + 
Untersaat 

Kulturarten-
erweiterung 

Grünroggen + 
Hauptkultur 

Abb. 125: Trockenmasseerträge, Herbst-Nmin und N-Flächenbilanzen als Mittelwerte der Jahre 2007– 2009 am Standort „WSG 
Sandelermöns“, Landkreis Wittmund (IGLU, in NLWKN 2010b).
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Mais in Selbstfolge 
(Basis)

Mais Mais Mais Mais Mais Mittel

Herbst-Nmin (kg N/ha) 90 90 90 90 90 90

Sickerwasser (mg NO3/l) 104 104 104 104 104 104

Wasserschutz: 60% Mais 
120 kg N + Grünroggen, 
40% GPS-Getreide

GrünR/Mais GrünR/Mais Roggen/Zwfr. TriticaleGPS GrünR/Mais
Mittel

Herbst-Nmin (kg N/ha) 50 50 20 40 50 42

Sickerwasser (mg NO3/l) 55 55 23 46 55 47

Wasserschutz: 40% Mais 
+ Untersaat, 150 kg N, 
GPS-Getreide und weitere 
Sommerung

Mais+US Mais+US Feldgras Sorghum Roggen GPS Mittel

Herbst-Nmin (kg N/ha) 55 55 35 55 20 44

Sickerwasser (mg NO3/l) 61 61 40 64 23 50

Wasserschutz: 60% GPS-
Getreide, 20% Mais,       
20% Gras

Mais+US Feldgras Ro/Mais Roggen GPS Triticale GPS Mittel

Herbst-Nmin (kg N/ha) 65 35 40 20 40 40

Sickerwasser (mg NO3/l) 75 40 46 23 46 46

Der Mais zeigte mit etwa 16 t TM /ha die höchsten Bio-

masseerträge, führte jedoch auch zu hohen Herbst-Nmin–

Werten. Durch eine reduzierte N-Düngung konnte der 

Herbst-Nmin gesenkt werden, ohne das Ertragspotenzial 

zu gefährden. Durch den Anbau von Untersaaten im Mais 

konnte der Herbst-Nmin weiter reduziert werden. Auch 

Sonnenblumen oder Sorghum zeigten niedrige Herbst-

Nmin-Werte, allerdings verbunden mit einem Rückgang 

des Ertragsniveaus. Der Anbau von Grünroggen vor Mais 

resultierte bei ausreichender Wasserversorgung in hohen 

Jahreserträgen und niedrigen Herbst-Nmin-Werten von 

etwa 50 kg N/ha. Die Zweikulturnutzung ermöglichte an 

diesem Standort kein ausreichendes Ertragspotenzial und 

ist daher zur weiteren Absenkung der Nmin–Werte nicht zu 

empfehlen. Ackergras kann in der Grünlandregion eine 

gute Substratergänzung darstellen, unter Umständen 

auch durch Nutzung des dritten bzw. vierten Schnitts.

Fruchtfolgebeispiele

Die folgenden Beispiele (s. Tab. 53) zeigen exemplarisch 

Optimierungsmöglichkeiten in der Energieplanzenfrucht-
folge und deren Einluss auf Herbst-Nmin-Werte und Si-

ckerwasserqualitäten auf. Deutlich wird, dass auch Mais 

grundwasserschonend angebaut werden kann, wenn 

die N-Düngung an den reellen N-Entzug und die boden-

bürtige Nachlieferung angepasst wird. Weiterhin sollte 

der Maisanteil einen Anteil von 50 % an der Fruchtfolge 

nicht überschreiten. Besteht ein erhöhtes Austragsrisiko, 

bietet sich der komplette Verzicht von Mais zu Gunsten 

von GPS-Silagen an. Mit Mindererträgen muss allerdings 

gerechnet werden.

Eine weitere Intensivierung der Forschung zu Energie-

planzen (Fruchtfolge- und Düngemanagement) und zu 
Gärresten (Schadstoffgehalte, hygienische Qualität) ist 

ebenso erforderlich wie eine qualiizierte Beratung.

Tab. 53:  
Fruchtfolgebeispiele 
zur Reduktion von 
N-Austrägen im 
Energieplanzen-
anbau  
(NLWKN 2010b). 
Sickerwasser(SW)-
qualitäten berechnet 
für 384 l/m² SW + 
Feinsand (Station 
Friesoythe).
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Erfolgsbewertung grundwasserschonender Produktionssysteme Energieplanzen

Anhaltswerte zur Einschätzung der kulturenbezogenen Nitrataustragsgefährdung

Parameter
Stickstoff-

bedarf  
(Sollwert)

Herbst-Nmin N-Bilanz
N-Konzen-
tration im 

Sickerwasser

 (kg N/ha) (kg N/ha) (kg N/ha) (NO
3
 mg/l)

Einjahres-Kulturen mit Ganzplanzenernte

Mais 180 90 negativ 100

Mais reduzierte N-Gabe 120 50 negativ 50

Mais-Sonnenblumen-Mischanbau 140 60 negativ 66

Sonnenblumen 90 55 negativ 66

Sorghumarten 180 55 negativ 66

Grünroggen + Hauptfrucht Mais 280 50 negativ 55

Grünroggen + Sorghum 280 50 10 55

Roggen-Mais Zweikulturnutzung 300 40 15 44

GPS-Getreide 140 35 10 39

Grünschnittroggen 100 45 20 50

Einjähriges Ackergras 180 35 negativ 39

Dauerkulturen     

Mehrjähriges Ackergras 180 35 negativ 39

Grünland 150 30 negativ 33

Durch die Anbauintensität und Fruchtfolgegestaltung kann erheblicher Einluss auf die Herbst-Nmin-Werte und somit 

die Auswaschungsgefahr genommen werden. Auch Mais kann bei angepasster Düngergabe grundwasserschonend 

erzeugt werden. Weitere Voraussetzungen für einen grundwasserschonenden Energieplanzenanbau sind daher:

 ■ Anpassung der Düngegaben an den realen N-Entzug und die bodenbürtige Nachlieferung

 ■ Anrechnung eines MDÄ von 80 % auf langjährigen Wirtschaftsdüngerstandorten 

 ■ regelmäßige Analyse der Inhaltsstoffe im organischen Dünger, emissionsarme Ausbringung

 ■ keine organische Düngung im Herbst.
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Ergänzende Hinweise

Besonderheiten des Energieplanzenanbaus gegen-

über dem Marktfruchtanbau:

 ■ vorwiegend Nutzung von Ganzplanzensilage; damit 
einhergehend bei Getreide-GPS vorgezogene 

Erntetermine; durch Ernte in der Milch- bis Teigreife 

insgesamt höhere Anbaulexibilität

 ■ große Vielfalt vergärbarer Kulturen (neben Mais 

auch Grünschnitt, Getreide (Korn und GPS), Rüben 

sowie neue Kulturarten wie Sorghumhirsen, Sonnen-

blumen oder die durchwachsene Silphie)

 ■ potenziell geringerer Fungizidbedarf; eine Redu-

zierung des Herbizidaufwands ist aus Gründen der 

Ertragssicherheit nicht zu erwarten (Ausnahme: 

Grünland- und Feldgrasnutzung)

 ■ Rückfuhr des Gärrests als wertvoller P und N-Dün-

ger; P-Gehalt kann auf gut P-versorgten Standorten 

begrenzend für die Ausbringungsmenge sein

 ■ weitgehender Entzug der organischen Substanz mit 

dem Erntegut; die C-Rückfuhr durch Gärrestdün-

gung ist gering und muss durch Anbaumaßnahmen 

abgesichert werden (Humusplege!)

 ■ Hektarmethanertrag bestimmt Qualitätskriterien: 

insbesondere Masseertrag, Trockensubstanzgehalt 

und Fettgehalt sind relevant

 ■ N-Gehalt ist kein Qualitätskriterium; dies ermöglicht 

den Verzicht auf die Qualitätsgabe bei Getreide.

Substratmix in Niedersachsen 

 ■ 9,3 % der LN werden zum Energieplanzenanbau für 
Biogasanlagen benötigt.

 ■ Energieplanzenzusammensetzung: 85 – 87 % Mais 
(ca. 163.000 ha) und zwölf bis 15 % Sonstige, wie 

Biogasrüben, Sonnenblumen, Hirsen (ca. 25.000 ha) 

und Grünland (ca. 20.000 ha).

 ■ Mengenmäßig werden rund 50 % der Masse aus 

Energieplanzen und weitere 50 % aus Gülle/Mist, 
landwirtschaftlichen Nebenprodukten und Bioabfäl-

len bereitgestellt.

(ML 2012)
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Der Anteil forstwirtschaftlich genutzter Flächen in den 

TGG des Niedersächsischen Kooperationsmodells be-

trägt im Mittel 36,8 % bzw. 239.251 Hektar (Stand 2011). 

Dabei sind deutliche regionale Unterschiede auszuma-

chen. So dominiert der Waldanteil in den Festgesteinsge-

bieten im südlichen Niedersachsen mit 51,8 %, während 

im Lockergesteinsbereich östlich der Weser im Mittel 

36,0 % und westlich der Weser 20,5 % Waldanteil vorhan-

den sind (NLWKN 2013c).

Waldnutzung hat im Vergleich zur landwirtschaftli-

chen Nutzung in der Regel ein hohes Grundwasser-

schutzpotenzial. Insbesondere die Dauerhaftigkeit des 

Bewuchses, eine geringe Eingriffshäuigkeit und der 
Verzicht auf Düngemaßnahmen sichern vergleichsweise 

niedrige Nitratausträge unter Wald.

Risiken bestehen dann, wenn nicht standortange-

passte, instabile Waldbestände zu Windbruch und in der 

Folge zu Bodenabtrag und Stoffaustrag führen. Weiterhin 

kann es vor allem in Hanglagen, an Böschungen, Forst- 

und Rückewegen sowie bei Erstaufforstung zu Bodenero-

sion und damit einhergehend stoflichen Austrägen in das 
Oberlächengewässer und Grundwasser kommen.

Nicht zuletzt ist der Wald ein entzugsarmes Nutzungs-

system, so dass insbesondere in den viehstarken Regi-

onen atmosphärische N- Einträge in Waldökosysteme 

auch unter Wald zu erhöhten Nitratausträgen (z. B. von 

über 50 mg / l) führen können.
Aus diesen Gründen kann in TGG der Einsatz grund-

wasserschonender forstwirtschaftlicher Maßnahmen 

sinnvoll sein. Folgende Maßnahmen werden nachfolgend 

behandelt:

 ■ Erosionsschutzmaßnahmen im Forst

 ■ Grundwasserschonender Waldumbau. 

2.6.1 Erosionsschutz Forst

Kurzcharakteristik
Wald trägt aufgrund der ganzjährigen Bodenbedeckung 

und der meist gut ausgeprägten Bodenstruktur vor allem 

in Hanglagen zum Erosionsschutz bei. Dennoch kann es 

vor allem an Bachböschungen, entlang von Forstwegen 

und auf Rückewegen sowie bei der Erstaufforstung auch 

im Wald zur Bodenerosion kommen.

Solche Prozesse werden in Niedersachsen in den 

Berglandregionen und hier vor allem im Harz beobach-

tet. Da die Trinkwassergewinnung des Oberharzes aus 

Talsperren erfolgt, ist der Erosionsschutz im Forst dort 

von besonderer Bedeutung. Im Rahmen der WZB wer-

den Maßnahmen zur Verzögerung und Verringerung der 

Erosion angeboten.

Am Beispiel der TGG der Westharzer Talsperren, die 

in einer fast ausschließlich forstwirtschaftlich gepräg-

ten Trinkwasserschutzkooperation zusammenarbeiten, 

werden die Erosionsschutzmaßnahmen der WZB nach-

folgend beschrieben.

In den Zulüssen der Westharzer Talsperren kann es 
bedingt durch Wassererosion und Hangverlagerungen 

bzw. -rutschungen zu unerwünschten Trübungserschei-

nungen kommen. Trübstofffrachten führen im Was-

serwerk zu erheblichen Aufbereitungsproblemen und 

zusätzlichen Kosten. Mit Hilfe technischer, gewässer- und 

waldbaulicher Maßnahmen sollen Erosionsschäden be-

seitigt und reduziert werden.

Deinitionen / Erklärung

Technische Maßnahmen

Hierbei handelt es sich hauptsächlich um wege-

bautechnische Maßnahmen wie den Neu- und 

Rückbau von Rückewegen und die Optimierung von 

Gewässerquerungen (s. Abb. 126). Forsttechnische 

Maßnahmen beinhalten z. B. den Einsatz besonders 

schonender Holzernteverfahren.
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Anwendungsbereich
Wasserschutzorientierte Maßnahmen zur Vermeidung 

von Erosionserscheinungen werden in erster Linie in 

Einzugsgebieten von Talsperren in Mittelgebirgsregionen 

durchgeführt, die von zahlreichen Bachsystemen ge-

prägt sind. Hier kann es aufgrund der Hängigkeit und der 

Bodensubstrate unter bestimmten Witterungsvorausset-

zungen und/oder aufgrund von Bewirtschaftungsmaßnah-

men zu Erosionsvorgängen mit Trübstoffeinträgen in die 

Bäche kommen. Die Bewirtschaftung in diesen Einzugs-

gebieten ist im Regelfall forstwirtschaftlich dominiert, so 

dass eine intensive Zusammenarbeit mit den forstwirt-

schaftlichen Bewirtschaftern erforderlich ist.

Durchführung
Für eine sinnvolle Maßnahmenplatzierung ist eine Gelän-

dekartierung im Vorfeld notwendig. Unter Einbeziehung 

bestimmter Standorteigenschaften wie Bodensubstrat, 

Geländeneigung und Bewuchs werden erosionsgeschä-

digte und gefährdete Bereiche kartographisch erfasst. 

Dabei sollten Rückewege, Fließgewässer und Steilhänge 

bezüglich ihrer potentiellen oder tatsächlich beobachteten 

Erosion verschiedenen Gefährdungsklassen zugeordnet 

werden. Die Einzelmaßnahmen werden je nach Erosi-

onsgefährdung in drei Dringlichkeitsstufen eingeteilt, die 

als Hilfestellung bei der Planung des zeitlichen Ablaufs 

der Maßnahmen und als Orientierung zur Festlegung von 

Prioritäten dienen. Nach der räumlichen Prioritätenset-

zung werden die erforderlichen Einzelmaßnahmen mit 

den lokalen Beteiligten intensiv fachlich und kostenseitig 

diskutiert und abgestimmt. Im Ergebnis entsteht für die 

erfassten erosionsgefährdeten Räume ein Maßnahmen-

katalog, der als Grundlage für die Durchführung der 

Erosionsschutzmaßnahmen dient. Die Umsetzung der 

in diesem detaillierten Maßnahmenkatalog festgelegten 

Erosionsschutzmaßnahmen erfordert dann die interdis-

Gewässerbauliche Maßnahmen

Zu diesen Maßnahmen gehört unter anderem die 

Stabilisierung abbruchgefährdeter Böschungen durch 

eine mechanische und ingenieurbiologische Bachu-

ferbefestigung (Fußsicherung durch den Einbau von 

Wasserbausteinen, Hangsicherung durch Lagenbau).

Waldbauliche Maßnahmen

Besonders wichtig ist hier die Förderung eines sta-

bilisierenden Bachrandbewuchses durch vorsichtige 

Aulichtung der Bachrandbereiche mit anschließender 
gezielter Einbringung wurzelintensiver Lichtbaumar-

ten (s. Abb. 127).

Abb. 126: Wegebaumaßnahme: Rückbau eines hangsenkrech-
ten Rückewegs (oben: vorher – unten: nachher) (GFp)

Abb. 127: Waldbauliche Maßnahme: Durch Beseitigung von 
Buchennaturverjüngung freigestellte Roterlen (GFp). 
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ziplinäre Zusammenarbeit aller Akteure vor Ort. Vor der 

Durchführung der Maßnahmen wird darauf geachtet dass 

die gesamten Maßnahmenkataloge mit den Genehmi-

gungsbehörden im Vorfeld abgestimmt werden. Das gilt 

insbesondere für Gewässerquerungen und Maßnahmen 

zur Stabilisierung abbruchgefährdeter Böschungen.

Folgende Maßnahmen im Forst werden derzeit im 

Rahmen des Trinkwasserschutzes gefördert (MU 2007c, 

MU 2007a):

 ■ Erstellung von Planungsgrundlagen (z. B. bodenkund-

liche Karten, Prioritätenkarten, Fließgewässerkarten)

 ■  WZB der forstlichen Bewirtschafter (Förster)

 ■  FV zum Erosionsschutz im Forst: Maßnahmen, die 

Erosionsprozesse gezielt verhindern oder verzögern 

bzw. Absetzprozesse vor dem Eintrag in Oberlächen-

gewässer fördern (z. B. durch Beplanzung); Durch-

führung von besonders schonenden Bewirtschaf-

tungsmaßnahmen (z. B. hangparallele Anlage von 

Rückewegen)

 ■  FV zum Waldumbau.

Erfolgsbewertung 
 

Maßnahme Wirkung

Technische Maßnahmen

Wegebaumaßnahmen:

 ■ Einbau von Wasserabschlägen oder zusätzlichen 

Rohrdurchlässen

 ■ Aufgabe, Rückbau und Neubau von Rückewegen

 ■ Verbesserung der Wasserführung bzw. des 

Wasserablusses von Wegen, Verringerung des 
direkten Eintrags von trübstoffbelastetem Wasser 

in die Bäche

 ■ Seilunterstützte Holzernteverfahren  ■ Vermeidung von Trübstoffeinträgen während der 

Holzernte

Gewässerbauliche Maßnahmen

 ■ Einbau von Wasserbausteinen und/oder Lagenbau 

(mehrreihige, rundholzgestützte Buschlagen) zur 

Fuß- und Hangsicherung direkt am Gewässer

 ■ Stabilisierung abbruchgefährdeter Böschungen 

durch mechanische Bachuferbefestigung

 ■ Anlage bzw. Sicherung von Furten  ■ Verringerung von Trübstoffeinträgen bei Gewässer-

befahrung, insbesondere während der Holzernte

Waldbauliche Maßnahmen

 ■ Aulichtung von Bachrändern als Vorbereitung für 
Planzmaßnahmen oder zur Förderung bereits 
durchgeführter Planzungen bzw. der lächigen 
Entwicklung der Bodenvegetation

 ■ Anplanzung geeigneter Baumarten entlang von 
Gewässern (Weide, Erle, Bergahorn etc.)

 ■ Förderung eines stabilisierenden Bachrandbe-

wuchses; langfristige Sicherung der Bachränder; 

Filterung der von Hängen abwärts transportierten 

Trübstoffe

Erfolgsbewertung am Beispiel Trinkwasserschutz-

konzept Westharz – Forstwirtschaft

Zur Bewertung der in den einzelnen Wassergewinnungs-

gebieten durchgeführten erosionsmindernden Maßnah-

men wird ein Monitoringprogramm durchgeführt, das an 

elf vorhandenen technischen Anlagen mit vertretbarem 

technischen Aufwand den zentralen Prüfparameter 

Trübung (photometrische Streulichtmessung) mehrmals 

wöchentlich als Stichproben oder online bestimmt (harZ-

WasserWerKe 2012).

Dabei berücksichtigt das Monitoring, dass sich Trüb-

stofftransport und –dynamik im Quellbereich, in Fließge-

wässern und Talsperren bzw. Vorsperren deutlich vonei-

nander unterscheiden und grundsächlich einen starken 

natürlichen Anteil aufweist, der von kleinen, mittleren 

und starken Hochwässern infolge von Starkregen- oder 

Schneeschmelzereignissen abhängig ist.

Das Monitoring im Zeitraum 2013 bis 2017 hat das 

Ziel, großräumig den jährlichen Trübstofftransport zu 

beschreiben und dabei die gemessenen Trübungswerte 
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mit aus Vormessungen statistisch abgeleiteten Zielwerten 

zu vergleichen. Bei Überschreitung von Trübungsziel-

werten in Fließgewässern, Tal- oder Vorsperren, werden 

von allen Projektpartnern Informationen zum Zustand der 

Einzugsgebiete und zu derzeitigen Holzerntemaßnah-

men erfragt, um erosionsintensive Stellen und Flächen 

zu lokalisieren. Über diesen Zusammenhang lassen sich 

einzelnen Maßnahmen in ihrer Wirkung auf den Trüb-

stoffrückhalt bewerten (harZWasserWerKe 2012).

2.6.2 Waldumbau

Kurzcharakteristik
Grundwasser aus Waldgebieten hat meist eine hohe Qua-

lität, da in Wäldern keine Düngemittel und in der Regel 

auch keine chemischen Planzenschutzmittel eingesetzt 
werden und fast keine Bodenbearbeitung erfolgt. Wald-

lächen werden deshalb häuig als „Verdünnungslächen“ 
für das Grundwasser angesprochen. Dabei wird Laubwald 

positiver als Nadelwald bewertet, da er weniger Schad-

stoffe aus Luft und Niederschlag aufnimmt und mehr 

Sickerwasser von besserer Qualität entstehen lässt.

Sowohl der grundwasserschutzorientierte Waldumbau 

als auch die Aufforstung von Ackerlächen sind dauerhaft 
wirkende Maßnahmen mit hohem Anfangsaufwand, aber 

jahrzehntelanger Wirkung.

Über den Grundwasserschutz hinaus ist die Anhe-

bung des Laubwaldanteils ein allgemeines Anliegen 

der Forstpolitik (BMELV 2011b, ML 2007a & 2007b), da 

insbesondere Mischwäldern eine höhere Widerstandsfä-

higkeit gegen Schädlinge, Krankheiten und klimatische 

Extreme zugeschrieben wird. Laub- und Mischwälder 

dienen zudem besser der Erholung und den Zielen des 

Naturschutzes (BMELV 2011b).

Wegen des allgemeinen Interesses an intakten 

Waldfunktionen sind für die Erstaufforstung und den 

Waldumbau Fördermittel aus der Gemeinschaftsaufgabe 

Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) verfügbar (BMELV 

2011a). Die „Waldstrategie 2020“ der Bundesregierung 

stellt eine weitergehende Förderung in Aussicht: „Es 

wird geprüft, wie Leistungen der Forstwirtschaft für die 

Wasserbereitstellung besser honoriert werden können“ 

(BMELV 2011b). 

Im Rahmen von Freiwilligen Vereinbarungen können 

für weitergehende Anforderungen beim Waldumbau (Ver-

ringerung des ertragsstarken Nadelholzanteils zugunsten 

von Laubholz) die Deckungsbeitragsdifferenzen ausgegli-

chen werden. In Niedersachsen ist die Förderung von FV 

für die Erstaufforstung von landwirtschaftlichen Nutzlä-

chen derzeit nicht vorgesehen Jedoch besteht für TGG 

die Möglichkeit, Acker in Wald umzuwandeln (ELER).

Hintergrund

Fichte und Kiefer nehmen über 50 % der Waldläche in 
Deutschland ein (BMELV 2009b). Diese Wälder werden 

überwiegend als nicht naturnah eingestuft (www.bundes-

waldinventur.de). Eine Erhöhung des Laubholzanteils 

wird deshalb seit längerem von der Politik angestrebt 

und unterstützt. So sieht das niedersächsische LOEWE-

Programm (ML 1991, 2007a) für die niedersächsischen 

Landesforsten langfristig eine Steigerung des Laubholz-

anteils von 37 % (1991) auf 65 % vor.

Der GAK-Rahmenplan 2011-2014 (BMELV 2011a) ge-

währt eine anteilige Förderung des Umbaus von Nadel-

wald-Reinbeständen zu Laub- bzw. Mischwäldern. 

Zusatzinformation

Kombination von GAK-Fördermitteln und Mitteln 

aus der Wasserentnahmegebühr

Die Verwendung von GAK-Fördermitteln wird in dem 

GAK-Rahmenplan (BMELV 2011a) und der nieder-

sächsischen Landes-Förderrichtlinie (ML 2007b) 

geregelt. Weitere Informationen zur Förderung forst-

licher Maßnahmen sind für Niedersachsen auf den 

Internetseiten der Landwirtschaftskammer erhältlich 

(www.lwk-niedersachsen.de).

GAK-Fördermittel sind im Rahmen der zur Verfügung 

stehenden Mittel für den Privat-, Kommunal- und 

Genossenschaftswald lächendeckend verfügbar. 
Die Antragstellung erfolgt in Niedersachsen bei den 

Außenstellen der Landwirtschaftskammer. 

Gefördert werden verschiedene Maßnahmen im Rah-

men der Erstaufforstung und des Waldumbaus. Dabei 

gelten für die Planzung folgende Fördersätze:

 - bis zu 70 % bei einem Laubholzanteil v. mind. 30 %

 - bis zu 85 % bei einem Laubholzanteil v. mind. 70 %

Zusätzlich werden weitere Maßnahmen wie die Kom-

pensationskalkung gefördert. Die GAK-Förderung 

sollte bei grundwasserschutzorientierten waldbauli-

chen Maßnahmen in Anspruch genommen werden. 

Mittel aus der Wasserentnahmegebühr können dann 

hauptsächlich dazu genutzt werden, einen höheren 



214

2.6.2 Waldumbau

Grundwasserneubildung unter Wald

Unter Wald wird weniger Sickerwasser gebildet als unter 

waldfreien Landnutzungsformen (s. Abb. 128). Die Höhe 

der Sickerwasserspende variiert in Abhängigkeit von 

Bestockung, Unterwuchs und Standorteigenschaften. 

Generell wird unter Laubwald mehr Sickerwasser gebil-

det, als unter Nadelwald (KreUtZer et al. 1986, KreUtZer 

1989). Dabei wird die Sickerwassermenge durch Inter-

zeptionsverluste (unproduktive Verdunstung von aufge-

fangenem Niederschlagswasser) und Transpiration von 

Baumbestand und Unterwuchs beeinlusst. 
Der Interzeptionsverlust ist im immergrünen Nadel-

wald am höchsten und bei glattrindigen Laubbäumen 

wie Buche und Roteiche am geringsten (brechteL 1971, 

1973). Für mittelniedersächsische Klimaverhältnis-

se stellten reNGer & strebeL (1980) z. B. unter Fichte 

Sickerwasserspenden von ca. 50 mm /Jahr und unter 

Buche von 200 mm /Jahr fest. Die stadtWerKe haNNoVer 

(1999) geben für das Wasserschutzgebiet Fuhrberger 

Feld 172 mm Sickerwasser unter Mischwald, 112 mm 

unter Kiefernwald und 230 mm unter landwirtschaftlicher 

Nutzläche an. brechteL & scheeLe (1982) fanden bei al-

ten Kiefernbeständen mit Grasunterwuchs eine negative 

Wasserbilanz (-27 mm /Jahr), bei gleichalten Beständen 

mit Buchenunterwuchs dagegen eine Sickerwasserspen-

de von 66 mm /Jahr.

Die Aulichtung eines Nadelholzaltbestands in Verbin-

dung mit Buchenunterplanzung kann somit eine geeig-

nete Maßnahme sein, um die Grundwasserneubildung zu 

erhöhen.

Stoffeinträge und Sickerwasserqualität 

Sickerwasser aus Waldböden weist generell niedrigere 

Stoffgehalte auf als Sickerwasser von Ackerlächen (s. 
Abb. 129). Die Nitratwerte liegen in der Regel unter dem 

Richtwert der Trinkwasserverordnung (BMG 2013). Die 

Aluminiumkonzentrationen können im Sickerwasser in 

Folge der Bodenversauerung hohe Werte annehmen.

Wälder werden allenfalls gekalkt, aber nicht gedüngt. 

Atmosphärische Stoffeinträge (gasförmig, durch Nieder-

schlag und durch Staub) sind auf Waldlächen allerdings 
wesentlich höher als im Freiland. Seit Beginn der 80er 

Jahre ist zwar der Schwefeleintrag deutlich zurückgegan-

gen, der N-Eintrag, für den NH
3
- und NOx-Emissionen 

aus der Landwirtschaft und aus Verbrennungsprozessen 

verantwortlich sind, hat sich aber kaum verändert. Für 

das Jahr 2000 werden im Bundesdurchschnitt Einträge 

von mehr als 32 kg N und 11 kg S pro Hektar Wald an-

gegeben (BMELV 2009b). Für niedersächsische Wälder 

wird für 2010 eine N-Deposition von 37 bis 42 kg N/ha 

genannt (MU 2013). In Ostniedersachsen belaufen sich 

die jährlichen Einträge auf 10-30 kg N/ha, in viehstar-

ken Regionen sind Werte von 50-60 kg N/ha realistisch 

(WieNhaUs et al. 2008, NLWKN 2010c), was weit über 

dem Bedarf der Bäume liegt (dammaNN et al. 2011). 

Gleichzeitig übersteigt die Säurewirksamkeit der Einträge 

das Puffervermögen der Böden, so dass es ohne Kal-

kung zu einer fortschreitenden Versauerung der Böden 

kommt (dammaNN et al. 2011).

Laubbaumanteil einzubringen. Hierzu, wie auch zur 

möglichst efizienten und standortgerechten Umset-
zung waldbaulicher Maßnahmen, ist die Zusammen-

arbeit mit dem forstfachlichen Betreuer zu empfehlen.
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Abb. 128: Mittelwerte für die Sickerwasserbildung unter Acker 
im Vergleich zu Kiefern- und Mischwald im Wasserschutzgebiet 
Fuhrberger Feld (stadtWerKe haNNoVer 1999, geändert IGLU).

Abb. 129: Nitratkonzentrationen unter Acker im Vergleich zu 
Wald (Mittelwerte), nach riNGe et al. (1999) (Wald) und IGLU 
(1999) (Acker).
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Die atmosphärischen Stoffeinträge (insbesondere Stick-

stoff und Säurebildner) sind bei Nadelwäldern wegen 

der ganzjährigen Benadelung tendenziell höher als bei 

Laubwäldern. Infolge der Bodenversauerung werden un-

ter Nadelwald zum Teil hohe Aluminiumkonzentrationen 

gemessen.

Im Raum Cloppenburg wurde baumartübergreifend 

eine enge Beziehung zwischen Bestandeshöhe und 

luftbürtigen N-Einträgen festgestellt, was sich auch in 

den Nitratkonzentrationen im Sickerwasser widerspiegelt 

(NLWKN 2010c). Da vorzeitiger Hieb keine realistische 

Möglichkeit zur Verminderung der N-Immissionen in 

Waldlächen darstellt, kommt der Begrenzung gasförmi-
ger N-Emissionen aus der Viehhaltung die entscheidende 

Rolle zu.

Günstig für die Sickerwasserqualität ist neben gerin-

geren Stoffeinträgen vor allem die Erhöhung der Sicker-

wasserspende (Verdünnungseffekt) durch den laubholz-

betonten Umbau von Nadelwäldern.

Vermeidung von Bodenversauerung

Durch die Säureeinträge in den Wald kommt es zu 

Bodenversauerung, verbunden mit der Auswaschung ba-

sischer Kationen und bei pH-Werten < 4,2 zur Aluminium- 

und Schwermetallfreisetzung in das Sicker- und Grund-

wasser. Besonders gefährdet sind Sandstandorte mit 

geringer Pufferkapazität. Als Gegenmaßnahme können 

Kalkungen durchgeführt werden. Diese müssen recht-

zeitig erfolgen, da ein einmal versauerter Standort kaum 

noch zu meliorieren ist. In diesem Fall ist eine individuelle 

Abwägung notwendig, da Kalkung die Mineralisation 

anregt, was den Nitrataustrag steigern kann. Eine Mög-

lichkeit zur Risikominimierung besteht in der mehrfachen 

Gabe kleinerer Mengen statt einer einmaligen Kalkung, 

was aber mit erheblichen Mehrkosten verbunden ist.

Weiterer Nutzen des Waldumbaus

Die Umnutzung von Nadelwaldbeständen in die in Nie-

dersachsen als standortangepasst geltende Form des 

buchendominierten Mischwalds ist somit mit den Zielen 

des Grundwasserschutzes konform. Durch die system-

stabilisierende Wirkung wird zudem negativen Erschei-

nungen wie Sturmschäden vorgebeugt, in deren Folge 

Humusabbau und erhöhte Nitratfreisetzungen auftreten 

können. Durch den Aufbau stabiler Misch- oder Laub-

waldbestände können zudem Massenvermehrungen von 

Schaderregern reduziert werden. Der Waldumbau wird 

darüber hinaus, z. B. für bisherige Fichten-Reinkulturen, 

auch als wichtige Maßnahme zur Anpassung an den 

Klimawandel angesehen. 

Anwendungsbereich und Durchführung

Acker-Erstaufforstung

Die Aufforstung von Ackerlächen kann eine höchst 
wirkungsvolle Grundwasserschutzmaßnahme darstellen. 

Die genaue Baumarten- und Herkunftswahl erfolgt in 

Abstimmung mit dem Eigentümer bzw. seinem forstfach-

lichen Betreuer, der in der Regel auch der Ansprechpart-

ner für die Beantragung von GAK-Fördermitteln ist. In 

Niedersachsen ist die Förderung von Freiwilligen Verein-

barungen für die Erstaufforstung von landwirtschaftlichen 

Nutzlächen derzeit nicht vorgesehen. Möglich ist aber 
der Waldumbau in TGG.

Wasserwirtschaftlich besonders wichtige Ziellächen 
werden zum Teil durch das Wasserversorgungsunter-

nehmen selbst aufgeforstet. Dies erfordert einen hohen 

Kapitaleinsatz und ist in der Regel mit dem Aufkauf der 

Ziellächen verbunden. Wegen der verschärften Flächen-

konkurrenz (Pacht- und Kaufpreisanstieg für Ackerlä-

chen, geringe Akzeptanz in der Landwirtschaft) ist für die 

Zukunft eine geringere Bedeutung dieses Vorgehens zu 

erwarten (OOWV 2008).

Bei der Vorbereitung und Durchführung der Auffors-

tung sollten möglichst folgende Punkte Beachtung inden:

 ■ Aushagerung vormals intensiv genutzter Ackerlächen, 
insbesondere nach Anwendung von Wirtschaftsdün-

ger (z. B. durch Feldgraseinsaat mit mehrjähriger 

Schnittnutzung)

 ■ Bodenbearbeitung je nach Standort (mineralisations-

starke Böden möglichst wenig bearbeiten)

 ■ Aulauf von Ausfallgetreide, eventuell ergänzt durch 
Untersaat von Roggen / Waldstauden-Roggen, um 

die Mineralisation im ersten und zweiten Standjahr 

aufzufangen.

Die Erstaufforstung von Ackerlächen ist als dauerhafte 
Maßnahme anzusehen, bei der die Fläche ihren Acker-

status verliert. Insofern ist sie nicht mit der Anlage von 

Kurzumtriebsplantagen zu verwechseln (s. Kap. 2.4.14). 

Abb. 130: Umbau von Acker zu Wald im WSG Liethgrund 
(IGLU).
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dem Auftreten von Mäusefraßschäden vorzubeugen. 

Bei geringen Niederschlägen, dichtem Bewuchs oder 

mächtigen Humusdecken ist daher eine Freilegung des 

Mineralbodens für die Jungplanzen in den Planzreihen 
erforderlich. Gängige Verfahren hierzu sind das Kulla- 

und das LoBo-Verfahren sowie der Einsatz der Planzha-

cke. Gegebenenfalls erfolgt eine kleinlächige Kalkgabe 
im Planzloch-Bereich (eNercity 2000). Auf vergrasten 

Freilächen kann der Anbau eines Vorwalds oder das 
gleichzeitige Planzen von Füll- und Treibhölzern sinnvoll 
sein.

Das Planzverfahren wird abhängig von Flächengröße 
und -zustand sowie Baumart, Größe der Planzen und 
Planzverband gewählt. In unwegsamem Gelände sowie 
bei kleinlächigen Planzungen kommen meist Hand-

planzverfahren oder motormanuelle Erdbohrer (z. B. der 
Planzfuchs) zum Einsatz.

Schutz der Kulturen vor Verbiss und Fegen

Bei der Maßnahmenplanung muss über den Schutz der 

Kulturen entschieden werden. Da Laubbäume gerne von 

Reh- und Rotwild verbissen und gefegt werden, ist in der 

Regel ein Verbiss- und Fegeschutz erforderlich.

Waldumbau

Eine Umwandlung bestehender Nadelholzbestände in 

Laub- oder Mischwald erfolgt normalerweise im Rahmen 

der Dauerwaldbewirtschaftung. In den ausgelichteten Na-

delwald werden Laubbäume als zweite Bestandsschicht 

eingebracht. In den darauffolgenden 20 bis 60 Jahren 

wird der Nadelholzbestand gefällt, so dass schließlich die 

Laubbäume den Hauptbestand bilden. Kahlschläge mit 

Neuanplanzungen sind wegen der damit einhergehen-

den Mobilisierung von Nitrat aus dem Abbau des Humus-

vorrats zu vermeiden, kleinlächig aber zur Etablierung 
von Lichtbaumarten wie der Eiche forstliche Praxis (ML 

2004a) und bis ein Hektar Größe genehmigungsfrei zu-

lässig (ML 2002).

Die Umsetzung der Maßnahme ist Aufgabe des Ver-

tragspartners der FV (i. d. R. der Eigentümer), der sich 

hierbei seiner üblichen forstlichen Betreuungseinrichtung / 

-organisation bedient, sofern er nicht selbst fachkundig 

ist oder eigenes Fachpersonal beschäftigt. Im Folgen-

den werden die Grundlagen einer solchen Maßnahme 

beschrieben.

Naturverjüngung

Eine Bestandsumwandlung kann durch Naturverjüngung 

erfolgen. Diese kommt nur bei einer hohen Zahl samen-

tragender Bäume im Umfeld in Frage und erfordert dann 

eine gezielte Regulierung des sonstigen Unterwuchses. 

Die Naturverjüngung hat zu Wasserschutzzwecken 

untergeordnete Bedeutung, da günstige Verhältnisse 

für eine zuverlässige Bestandsumwandlung wegen des 

angestrebten Baumartenwechsels und daher fehlender 

Samenbäume nur selten gegeben sind.

Planzung von Laubbäumen
Die Planzung von Laubbäumen ist derzeit die verbrei-
tetste Art der Bestandsbegründung. Die Wahl der Bau-

marten, die Größe des Planzguts, die Planzenzahlen 
je Hektar und der Planzverband sind im Rahmen der 
Vorgaben der GAK-Förderung und auf Grundlage der 

örtlichen Verhältnisse zu wählen. Eine mögliche Alterna-

tive zum Kauf von Planzen bietet die Wildlingswerbung, 
sofern geeignete Werbungslächen vorhanden sind. Ne-

ben dem Kostenvorteil werden die bessere Angepasstheit 

der Planzen an die Wuchsverhältnisse im Bestand und 
erfahrungsgemäß geringere Verbissschäden als Vortei-

le gegenüber Planzgut aus der Baumschule gesehen. 
Die Entscheidung über die Art der Planzgutbeschaffung 
muss mit dem Forstamt abgestimmt werden.

Bei der Planzung ist es wichtig, den Planzen einen 
ausreichenden Planzplatz ohne Konkurrenzvegetation 
zu geben, um eine hohe Anwuchsrate zu erzielen und 

Abb. 131: Unterplanzung mit Buchensetzlingen (oben), zwei-
jähriger Buchenunterbau (unten) (IGLU).



217

2.6.2 Waldumbau

Für größere zusammenhängende Umbaulächen 
bietet sich die Zäunung an (s. Abb. 132). Einzelschutz-

maßnahmen kommen aus Kostengründen nur für klei-

nere Flächen in Frage. Verwendet werden hierfür z. B. 

Tubex-Hüllen (s. Abb. 133), die zusätzlich zum Verbiss 

und Fegeschutz ein wachstumsförderndes Kleinklima um 

die Planze herum bilden.

Weitere Sicherungsmaßnahmen

Nach erfolgter Planzung ist das Anwachsen der Kulturen 
und das ausreichende Überleben und Wachstum der 

Planzen zu sichern. Zu den Plegemaßnahmen gehören 
das Sichern und Kontrollieren der Zäunung oder des Ein-

zelschutzes, das Freistellen der Planzen bei zu starkem 
Konkurrenzuwuchs, das Nachplanzen bei übermäßigem 
Ausfall von Jungplanzen sowie die Bekämpfung von 
übermäßigem Schädlingsauftreten, z. B. Mäusen. Zu 

beachten ist, dass nur biologische und technische Maß-

nahmen durch die GAK-Förderung bezuschusst werden 

können.

Der Rückbau und die Entsorgung der Zäunung sowie 

der Einzelschutzmaßnahmen nach Sicherung der Kultur 

sind ebenfalls mit einzuplanen.

Verstärktes
Material

Laserline
(Sollbruchstelle)

Doppelwandige
Röhrenkonstruktion

Patentiertes
Belüftungssystem

Abgeflachte
Oberkante

Vorbefestigte
Haltebänder

Abb. 132: Zäunung einer neuangelegten Waldumbauläche 
(IGLU).

Abb. 133: Tubex-Hülle (Beck und Böder, Paderborn).

Praktischer Ablauf einer Ackeraufforstung oder 

einer Waldumbaumaßnahme

Beteiligte

 - Eigentümer u. zuständiger forstfachlicher Betreuer

 - zuständiges WVU

 - Wasserwirtschaftsverwaltung

 - Wasserschutzzusatzberatungsinstitution

Bestandsbewertung und Umbauplanung

 - Flächendaten: Gemarkung, Flur, Flurstück, Abtei-

lung, Flurstücksgröße (ha),Teilstück (ha), Eigen-

tumsverhältnisse, forstliche Standortkartierung

 - Ist-Zustandserhebung (durch den zuständigen 

Förster): Bewertung der aktuellen Bestockung 

in Anlehnung an Waldbewertungsrichtlinien (ML 

2009b), optimales Jahr für die Durchforstungs-

maßnahme

 - Zielzustandsbeschreibung (Förster, Eigentümer, 

Wasserschutzzusatzberater): laubholzreichster 

Waldentwicklungstyp / Betriebszieltyp. Im Rahmen 

der Vorgaben der GAK-Förderung (mit der Zielvor-

gabe Wasserschutz) ist eine Absenkung der auf 

armen Standorten zwingenden Nadelholzanteile 

unter die Standardvorgabe möglich.

Kostenermittlung (LWK Niedersachsen 2014a)

 - Dokumentation der Unterschiede zwischen Grund-

wasserschutzvariante und forstwirtschaftlichem 

Standard

 - Ermittlung der für beide Varianten verfügbaren 

GAK-Fördermittel

 - Ableitung der Mehrkosten f. d. Grundwasserschutz 

Gesamtbewertung und Bewilligung

 - Abschätzung des Maßnahmennutzens nach 

Grundwasserschutzpriorität der Fläche und Mehr-

wert hinsichtlich Sickerwassermenge und -qualität

 - Gegenüberstellung der Kosten und der verfügba-

ren Finanzmittel

 - Bewilligung / Ablehnung der Maßnahme für das 

aktuelle Jahr bzw. Ranking der Umbaupriorität im 

aktuellen Jahr und in den Folgejahren im Rahmen 

eines gesamtgebietlichen Waldumbaukonzepts
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2.6.2 Waldumbau

Im Falle des Waldumbaus sollte eine Erfolgsbewer-

tung längerfristig angelegt sein, da sich Änderungen 

im Nitrathaushalt nur sukzessive einstellen. Alternativ 

können Vergleiche verschiedener Waldlächen angestellt 
werden, die den Ausgangs- und Zielzustand repräsen-

tieren. Dabei muss die Vergleichbarkeit der Standortei-

genschaften sorgfältig geprüft werden. Im Rahmen der 

WZB können die gängigen Untersuchungsverfahren Nmin, 

Nitrat-Tiefenproile, Beprobungen der Grundwasserober-
läche und zusätzlich C/N-Analysen angewendet werden, 
um stofliche Erfolge qualitativ sichtbar zu machen. Bei 
Nmin-Untersuchungen und Tiefenproilen lassen sich die 
gemessenen Wassergehalte zum Teil auch zur Bewer-

tung des Wasserhaushalts heranziehen (INGUS 2001).

Untersuchungen im Raum Cloppenburg (NLWKN 

2010c) haben gezeigt, dass bei hohen luftbürtigen N-Ein-

trägen in die Wälder häuig bereits mehr als 50 mg NO
3
/ l 

im Sickerwasser auftreten und gleichzeitig pro Jahr über 

20 kg N/ha im Aulagehumus gespeichert werden, was 
ein wachsendes Gefährdungspotenzial darstellt. Diese 

Ergebnisse zeigen, dass hohe gasförmige N-Emissionen 

aus der Viehhaltung durch waldbauliche Maßnahmen 

nicht dauerhaft abgepuffert werden können.

Bewertung

Der Umbau von Nadelwäldern zu Laub- oder Mischwäl-

dern sowie die Aufforstung von Ackerlächen bieten die 
Möglichkeit zur nachhaltigen Verbesserung der Sicker-

wassergüte und zur Erhöhung der Sickerwasserspende 

(gilt nur für Umbau). Zahlenmäßige Angaben sind wegen 

der Unterschiedlichkeit der Standorte und Waldbestän-

de schwer verallgemeinerbar. Eine direkte Messung der 

Sickerwassermengen unter Wald ist kaum möglich und 

ihre rechnerische Ermittlung erfordert gute Modelle und 

umfangreiche Eingangsdaten inklusive einer Beschrei-

bung der Bestandsstruktur.

Bei der Erstaufforstung von Ackerlächen ist eine 
schnelle Verminderung der Nitratkonzentration im Sicker-

wasser auf Werte deutlich unter 50 mg NO
3 
/ l zu erwarten. 

Maßnahmen-Umsetzung

 - Beantragung der GAK-Fördermittel

 - eventuell Durchforstung des Altbestands

 - Beginn der Umsetzung nach Bewilligung der  

GAK-Mittel 

 - Bodenbearbeitung und Bestandsbegründung 

durch Planzung 
 - Prüfung und Abnahme der Maßnahmenläche 

durch die Bewilligungsstelle der GAK-Förderung

Ergebnisse
 

Vorteile des Waldumbaus von Nadel- zu Laubwald

 - Minderung der atmosphärischen Stoffeinträge  

(insbesondere Stickstoff und Säurebildner)

 - Erhöhung der Grundwasserneubildung

 - Minderung von Windwurf und Krankheiten durch standortangepasste Bestände

Bewertung von Waldumbau und Erstaufforstung

Waldumbau Erstaufforstung

Düngungs minderung - entfällt 100%

Saldominderung - entfällt auf 0 kg N/ha

Hinweis: Der Saldo im landwirtschaftlichen Sinne ist im stehenden Wald 0, im Jahr 
der Holzentnahme negativ. Wald weist aber höhere atmosphärische Stoffeinträge 
auf (in viehhaltenden Regionen bis zu 60 kg N/ha*a-1). Diese sind bei Laubwald 
geringer als bei Nadelwald.

Herbst-Nmin-Minderung - tendenzielle Minderung deutliche Minderung

Sickerwasserentlastung - tendenzielle Minderung auf unter 20 mg NO
3
/ l

Weitere Vorteile des Waldumbaus und der Acker-Erstaufforstung

- Standortangepasste Laubwaldbestände zeichnen sich durch geringere Krankheitsanfälligkeit aus.

- Mischbestände gelten als widerstandsfähiger gegen Sommertrockenheit und andere Witterungsextreme (Anpas-

sung an den Klimawandel).

- Die Erholungsfunktion der Wälder wird erhöht.

Vorteile der Acker-Erstaufforstung

 - Längerfristig deutliche Verringerung der 

Nitratkonzentrationen im Sickerwasser.
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2.7 Erfolgskontrolle von Grund-
wasserschutzmaßnahmen

Zielsetzung
Die Erfolgskontrolle ist ein wichtiger Bestandteil der 

Schutzkonzepte. Mit diesem Instrument kann der Weg 

zur Zielerreichung beobachtet und bewertet werden. Die 

Erfolgskontrolle ermöglicht es, Kenntnisse zum Erfolg der 

eingesetzten Beratungs- und Flächenmaßnahmen in den 

TGG zu erhalten. Mit dem Beschluss zum Schutzkonzept 

legt sich die Trinkwasserschutzkooperation auf die zu er-

reichenden Ziele und geeignete Erfolgsindikatoren in den 

TGG fest. Entscheidend für eine gezielte Erfolgskontrolle 

und -bewertung ist die Auswahl gebiets- und problembe-

zogener Indikatoren, die beispielsweise die Entwicklung 

der N-Überschüsse, der Nitratkonzentration oder anderer 

stoflicher Belastungen wiedergeben.
Nur mit einem gebietsspeziisch angepassten Monito-

ring ist eine lückenlose und repräsentative Trendbetrach-

tung und eine gezielte Maßnahmenplanung möglich. Die 

zeitliche Verzögerung zwischen der Maßnahmenumset-

zung auf der Fläche und den messbaren Wirkungseffek-

ten im Grund- und Rohwasser muss bei der Erfolgsbe-

wertung berücksichtigt werden.

Zu Beginn der Wasserschutzzusatzberatung erfolgt 

eine Gebietserfassung und eine Ist-Zustandsanalyse 

mit dem Ziel, innergebietliche, räumliche und betriebs-

bezogene Prioritäten festzulegen. Damit bestehen die 

fachlichen Voraussetzungen, ein efizientes Konzept zur 
Erfolgskontrolle möglichst für alle Ebenen des Zonenmo-

dells zu entwickeln (s. Kap. 2.7.2, Tab. 55).

Grundlagen
Die Eignung von Methoden zur Erfolgskontrolle wurde 

in verschiedenen Modell- und Pilotprojekten des Landes 

Niedersachsen für den Fest- und Lockergesteinsbereich 

untersucht und Vorschläge zur Bemessung der zeitlichen 

und räumlichen Verwendung der einzelnen Parameter 

erarbeitet (z. B. Konzept zum Schutzgebietsmanagement 

Großenwieden (NLÖ 2004)).

Landesweite Arbeitsgrundlagen wie das „Plichtenheft 
zur Datenerfassung im DIWA-Shuttle“ (NLWKN 2012a), 

die „Empfehlungen zur Nutzung der Herbst-Nmin-Metho-

de“ (NLWKN 2012d), die Auswertungen in der Broschüre 

Grundwasser, Band 19 (NLWKN 2014d) sowie die „An-

forderungen an Erfolgsparameter in Schutzkonzepten“ 

(NLWKN 2014a) sind hilfreich bei der Auswahl geeigneter 

Erfolgsindikatoren.

Dokumentation
Die Dokumentation der Ergebnisse der Erfolgskontrolle 

soll übersichtlich, fortlaufend und digital erfolgen. Eine 

mindestens jährliche Auswertung der Ergebnisse ist sinn-

voll. Im Schutzkonzept müssen mindestens drei Erfolgs-

parameter mit Ausgangs- und Zielwert genannt werden 

(NLWKN 2014a). Spätestens am Ende der Laufzeit des 

Schutzkonzepts (in der Regel fünf Jahre) wird überprüft, 

ob die angestrebten Zielwerte erreicht wurden. Spätes-

tens nach diesem Zeitraum sollte auch die Wirksamkeit 

der ausgewählten Methoden zur Erfolgskontrolle und die 

Eignung der ausgewählten Erfolgsindikatoren überprüft 

werden. Ein methodisches Nachsteuern kann sinnvoll 
Abb. 134: Fließrichtung des Wassers in der Wurzel-, Drän- und 
Grundwasserzone (Geries iNGeNieUre Gmbh 2007)
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sein, wenn bestimmte Erkenntnisse, z. B. keine klaren 

Ergebnisse oder zu niedrige oder zu hohe Zielwerte, dies 

erfordern.

Durchführung 
Zur Erfolgskontrolle werden direkte Erfolgsindikatoren 

wie stoflich-kalkulatorische, stoflich-analytische und 
indirekte Erfolgsindikatoren zur Akzeptanz unterschieden. 

Grundsätzlich sollten Indikatoren verwendet werden, die 

eine verbindliche zahlenmäßige Aussage, z. B. zur Redu-

zierung des N-Überschusses, zulassen.

In der nachfolgenden Tabelle 54 sind die in den 

Schutzkonzepten bis 2010 verwendeten Erfolgsindikato-

ren zusammengestellt.

Stoflich-kalkulatorische Erfolgskontrolle
Die Erfolgskontrolle erfolgt anhand von rechnerisch aus 

den landwirtschaftlichen Grunddaten ermittelten Erfolgs-

indikatoren (s. Kap. 2.7.3). Die Düngeverordnung (DüV, 

BMELV 2007) schreibt eine gesamtbetriebliche Doku-

mentation der Nährstoffströme vor. Die Feld-Stall-Bilanz 

(FSB) wird deshalb von den meisten Betrieben erstellt, 

eine zuverlässige Verwendung für die Erfolgskontrolle ist 

bei viehhaltenden Betrieben nicht möglich. Bei Betrieben 

ohne Viehhaltung sind FSB- und HTB-Saldo gleich. In 

diesem Fall kann der FSB-Saldo auch für die Erfolgskont-

rolle genutzt werden. 

HTB werden auf Grundlage der Buchführungsdaten 

ermittelt. Sie sind ein geeigneter Erfolgsindikator, wenn 

mindestens 20 % der Betriebsläche im TGG liegen  
(NLWKN 2014a). Gleichzeitig dienen sie als Beratungsin-

strument und zur Plausibilisierung der Schlagbilanzen.

Zur lächenbezogenen Erfolgskontrolle der Trinkwas-

serschutzmaßnahmen können die auf der Grundlage der 

Schlagkartei erstellten Schlagbilanzen verwendet wer-

den. Der berechnete N-Saldo für den Einzelschlag dient 

als Erfolgsindikator für die Düngeberatung und die Be-

wertung des lächenbezogenen potenziellen N-Eintrags. 
Neben den Bilanzsalden werden folgende Indikatoren 

für die Erfolgskontrolle und die Ist-Zustandserfassung 

genutzt:

 ■ Zukauf stickstoffhaltiger Mineraldünger

 ■ Zufuhr organischer N-Dünger

 ■ Wirkungsgrad des Stickstoffs aus Wirtschaftsdüngern

 ■ Efizienz der N-Verwertung

Stoflich-analytische Erfolgskontrolle
Die Erfolgskontrolle erfolgt anhand gemessener Daten, 

die geeignet sind, die gebietsbezogene Entwicklung der 

Erfolge der Grundwasserschutzarbeit darzustellen (s. 

Kap. 2.7.4 bis 2.7.9). Die stoflich-analytische Erfolgskon-

trolle trägt zu einem differenzierten Monitoring auf allen 

Ebenen des Zonenmodells sowie zur Darstellung der Ist/

Soll-Zustandsänderung bei. Bei der Auswahl geeigneter 

Methoden sollten standörtliche (z. B. Boden, Hydrogeolo-

gie, Morphologie) und landwirtschaftliche Kriterien (z. B. 

Tierhaltung, Anbauverhältnisse, ortsübliche Fruchtfolge) 

berücksichtigt werden. Die Auswahl der Untersuchungs-

standorte sollte repräsentativ erfolgen. Eine Festlegung 

der Probenahmehäuigkeit, des Probenahmezeitpunkts 
und der Untersuchungsmethodik im Schutzkonzept ist 

sinnvoll.

Erfolgsindikator Anzahl

Zonenmodell 151

Hoftorbilanzüberschuss 29

Zukauf stickstoffhaltiger Mineraldünger 11

Zufuhr organischer und mineralischer 
N-Dünger

2

Wirkungsgrad des Stickstoffs aus 
Wirtschaftsdüngern

1

Schlagbilanzüberschuss 8

Herbst-N
min

27

Nitratkonzentration in der Dränzone 34

Nitratkonzentration im Grundwasser 19

Nitratkonzentration im Rohwasser 20

Maßnahmenumsetzung 69

Allgemein (z. B. Anteil der LF mit FV, 
N-Minderung aller FV)

25

Deckungsgrad Brachebegrünung, Red. 
N-Düngung

13

Deckungsgrad Mulchsaat- und 
Zwischenfruchtanbau

10

Deckungsgrad Grünlandextensivierung 10

Deckungsgrad Red. Bodenbearbeitung 
nach Raps

9

Deckungsgrad Begrünung Ausfallraps 2

Flächennutzung 2

Akzeptanz 16

Beratung 13

Gruppenberatungen und 
Informationsveranstaltungen

2

Anzahl an Einverständniserklärungen zur 
GFN- Datenlieferung

1

Tab. 54: Erfolgsparameter in Schutzkonzepten (Anzahl Nen-
nungen als Erfolgsindikator in 53 Schutzkonzepten, NLWKN 

2012a)
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Akzeptanzbezogene Erfolgskontrolle
Darunter werden Indikatoren zusammengefasst, die 

einen Gradmesser für die Akzeptanz von Beratungs- und 

Flächenmaßnahmen darstellen. Im Vordergrund stehen 

Bewusstseins- und Verhaltensänderungen zum Thema 

Grundwasserschutz (s. Kap. 2.7.1). Über die Bewertung 

der Akzeptanz von Maßnahmen zum Grundwasserschutz 

vor Ort und die Maßnahmenbeurteilung lassen sich 

frühzeitig Möglichkeiten der Maßnahmenetablierung und 

Erfolgsaussichten eines Schutzkonzepts abwägen.

Efizienzkontrolle
Bei der Umsetzung von Maßnahmen sollte auch immer 

eine Kosten-Nutzen-Betrachtung erfolgen. Die Efizi-
enz von Grundwasserschutzmaßnahmen lässt sich als 

das Verhältnis von Kosten zur N- Emissionsminderung 

beziffern. Grundlage hierfür sind die Ausgangsdaten zum 

N-Saldo bzw. der N-Konzentration im Grundwasser zu 

Beginn des Schutzkonzepts sowie die im Rahmen des 

Schutzkonzepts geplanten Freiwilligen Vereinbarungen 

(FV). Für die FV wird in den Schutzkonzepten die erwar-

tete N-Emissionsminderung (z. B. auf der Grundlage des 

N-Saldos oder des Herbst-Nmin-Werts) als Kenngröße an-

gegeben. Hierfür können eigene Untersuchungsergebnis-

se oder Literaturwerte genutzt werden (z. B. osterbUrG et 

al. 2007). Sie werden in Beziehung zu den Kosten der FV 

gesetzt. Durch den Bezug zur Maßnahmenläche können 
die Kosten pro kg N-Minderung je ha ermittelt werden (s. 

Tab. 55). Gesamtgebietlich kann der Maßnahmenerfolg 

als Summe der N-Emissionsminderung im Verhältnis zu 

den eingesetzten Finanzmitteln bewertet werden.

Eine Überprüfung ist am Ende des Schutzkonzeptzeit-

raums sinnvoll. Die Efizienzkontrolle sollte eine wichtige 
Entscheidungsgrundlage für die TWS-Kooperation zur 

Umsetzung des Schutzkonzepts sein.

Tab. 55: Beispiel 
zum Verfahren der 
Ermittlung der N-
Auswaschungsmin-
derung und Kosten-
Nutzen-Efizienz von 
Grundwasserschutz-
maßnahmen (INGUS 
2012b)
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2.7.1 Akzeptanz von Grundwasser-
schutzmaßnahmen

Einleitung
Ein erfolgreicher kooperativer Grundwasserschutz basiert 

auf der konstruktiven Zusammenarbeit aller Akteure. Dies 

erfordert Akzeptanz, also die Bereitschaft zum Annehmen 

und Mitwirken. Die Akzeptanz von Beratungs- und Flä-

chenmaßnahmen hängt von den allgemeinen Rahmen-

bedingungen, den Möglichkeiten zur Mitgestaltung, dem 

persönlichen Aufwand und den inanziellen Anreizen ab. 
Darüber hinaus sind aber auch eine offene Haltung und 

ein Grundverständnis für die Belange des Grundwasser-

schutzes von Bedeutung.

Grundlagen
Bewusstseins- und Verhaltensänderungen

Das Interesse an Umweltthemen, speziell am Grund-

wasserschutz, ist eine grundlegende Voraussetzung bei 

allen Akteuren. Durch den konstruktiven Dialog zwischen 

Wasserwirtschaft, Beratung, Landwirten und anderen 

Akteuren vor Ort kann eine Bewusstseins- und Verhal-

tensänderung initiiert werden, die sich zu einem für den 

Wasserschutz relevanten Handeln etabliert.

Auf diese Weise soll nicht nur die Akzeptanz zur 

Teilnahme an FV und Agrarumweltmaßnahmen (AUM) 

erhöht, sondern auch die Bereitschaft zur Ausnutzung 

aufgezeigter Einsparpotenziale bei der Düngung und bei 

Planzenschutzmaßnahmen verbessert werden.
Die intensive Kommunikation zwischen der Wasser-

wirtschaft und der Landwirtschaft, die sich in den Trink-

wasserschutzkooperationen über die Jahre entwickelt 

hat, ist die Basis, um vor Ort Lösungskonzepte zu erar-

beiten und Maßnahmen zu diskutieren und umzusetzen.

Durchführung
Akzeptanz der Beratung

Eine kompetente Wasserschutzzusatzberatung (WZB) 

ist aus organisatorischen und fachlichen Gründen zur 

Sensibilisierung der Akteure vor Ort für die Belange des 

Grundwasserschutzes erforderlich. Aufgabe der WZB ist 

es, die Landwirte über eine grundwasserschonende Be-

wirtschaftung und die Flächenmaßnahmen (FV/AUM) zu 

informieren, sie bei ihrem Dünge- und Planzenschutzma-

nagement zu beraten, gemeinsam standortangepasste 

Konzepte zu entwickeln und die Maßnahmenumsetzung 

zu begleiten. Durch die konkrete Mitwirkung der Akteure 

kann die Akzeptanz der Grundwasserschutzmaßnahmen 

verbessert werden. Dies erfordert eine hohe Kompetenz 

und Praxisnähe des Beraters, aber auch eine kontinuier-

liche Öffentlichkeitsarbeit der Trinkwasserschutzkoopera-

tion (z. B. durch Veranstaltungen, Presseartikel, Internet-

auftritte).

Beispiele für quantitative Erfolgsindikatoren zur Ak-

zeptanz sind: 

 ■ die Annahme von Beratungsangeboten, z. B. Dünge-

planung Teilnahme prioritärer Betriebe

 ■ die Anzahl der Teilnehmer an Gruppenberatungen/ 

Informationsveranstaltungen

 ■ der Abschluss von FV.

Für die Bewertung der Akzeptanz können die Ergebnis-

se für die oben genannten Indikatoren der Anzahl der 

Bewirtschafter gegenüber gestellt werden.

Qualitative Aussagen zur Akzeptanz ergeben sich z. B. 

aus Diskussionsbeiträgen, Fragen und Rückmeldungen 

zu Rundschreiben.

Eine Befragung zur Akzeptanz der Wasserschutzzu-

satzberatung wurde 2010 im Rahmen der Halbzeitbewer-

tung des PROFIL-Programms in Niedersachsen durchge-

führt (s. Abb. 135). 

Bewertung 

Ein umfassendes gebietsbezogenes und efizientes 
Erfolgsmonitoring ist ein wichtiger Bestandteil der 
Schutzkonzepte. Von großer Bedeutung ist die Auswahl 
geeigneter Erfolgsindikatoren, die die Maßnahmen-
wirkung erfassen. Außerdem sollten die methodische 
Vorgehensweise, die erforderliche Datendichte und 
Auswertungsroutinen festgelegt werden. 

Nur mit einer kontinuierlichen gebietsrepräsentativen 
Datenerfassung lassen sich lückenlose Trendbetrach-
tungen anstellen, die einen Überblick über den Erfolg 
der umgesetzten Maßnahmenkonzepte geben und 
Grundlagen zur fortlaufenden Maßnahmenoptimierung 
liefern.
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Akzeptanz von Flächenmaßnahmen

Die Akzeptanz des Maßnahmenangebots wird durch die 

wirtschaftlichen und organisatorischen Bedingungen zur 

Maßnahmenumsetzung, durch den Kenntnisstand des 

Landwirts und seine Aufgeschlossenheit den Belangen 

des Grundwasserschutzes gegenüber bestimmt. Der 

MU-Maßnahmenkatalog sollte in der Trinkwasserschutz-

kooperation abgestimmt und an die standörtlichen Gege-

benheiten und die beschlossenen Grundwasserschutz-

ziele angepasst werden. Agrarstrukturelle Entwicklungen 

(Pachtpreise, Marktpreise, Befallsdruck) und lokale stra-

tegische Aspekte (z. B. Aufforstung, Umwandlung Acker 

in Grünland) beeinlussen die Akzeptanz ebenfalls.
Die Wasserschutzzusatzberatung kann durch eine 

fundierte Beratung und Vermittlung der Maßnahmen nicht 

nur den Maßnahmenerfolg sondern auch die langfristige 

Akzeptanz sichern.

Die Akzeptanz des Maßnahmenangebots ist am 

Flächenumfang der abgeschlossenen FV ersichtlich. Der 

Deckungsgrad drückt das Verhältnis der Maßnahmenlä-

che zur potenziell möglichen Fläche aus, die für die meis-

ten FV auf der Grundlage der Flächennutzungskartierung 

ermittelt werden kann.

Das Kriterium „Deckungsgrad“ ist oft in TGG mit einer 

hohen Grundwasserschutzpriorität und einer festgelegten 

Zielkulisse eine wichtige Größe. Abbildung 136 zeigt den 

Zusammenhang des Indikators „Akzeptanz“ im Verhältnis 

zum Deckungsgrad am Beispiel der möglichst lächen-

deckenden Umsetzung der Maßnahme „Reduzierung 

N-Düngung auf Ziellächen“. 

0% 20% 40% 60% 80% 100%

sich der Pflanzenschutzeinsatz verringert hat.

                  Mulch- und Direktsaatverfahren häufiger
eingesetzt werden.

grundwasserschutzorientierte Praktiken auch
außerhalb der Flächen mit freiwilligen Vereinbarungen

verstärkt eingesetzt werden.

das Düngungsniveau gesunken ist.

Wirtschaftsdünger gezielter eingesetzt werden.

     die Düngung stärker an Untersuchungs-
ergebnissen ausgerichtet wird.

die Bereitschaft zur Teilnahme an freiwilligen
Vereinbarungen gestiegen ist.

Nennungen in % 

Die Wasserschutzberatung hat auf meinem Betrieb dazu geführt, dass ... 

1 2 3 4 5 1 = trifft voll und ganz zu;          5 = trifft überhaupt nicht zu 

Abb. 135: Auswirkungen der WZB auf die Bewirtschaftungspraxis (bathKe 2010) 

Etwa 60 % der Betriebsleiter stimmten der Aussage zu, dass das Düngungsniveau auf dem Betrieb gesunken sei. Die Wirkungen 
auf den Planzenschutzmitteleinsatz scheinen dagegen eher gering zu sein. 
Etwa 50 % der Betriebe wählten bei der vorformulierten Aussage 7d: „Die Bereitschaft zur Teilnahme an freiwilligen Vereinbarungen 
hat sich durch die Arbeit der Wasserschutzberater deutlich verbessert“ die Antwortkategorie „trifft voll und ganz zu“. Etwa 80 % der 
Betriebe stimmen tendenziell eher zu (Kategorien 1 und 2).
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Eignung
Akzeptanzindikatoren haben keine direkt messbare 

Wirkung auf das Grundwasser. Als indirekte Indikato-

ren (oder „weiche Indikatoren“), dokumentieren sie die 

Grundvoraussetzungen für die Umsetzung von Grund-

wasserschutzmaßnahmen. Sinnvoll kann eine Bewer-

tung für die prioritären Betriebe oder die Umsetzung von 

Maßnahmen auf potentiellen Ziellächen sein.
In den Schutzkonzepten wird bei der Erfolgskontrolle 

(NLWKN 2014a) der Fokus auf die Indikatoren des Zo-

nenmodells und der Maßnahmenumsetzung gelegt, weil 

für sie konkrete zahlenmäßige Anfangs- und Zielwerte 

den Erfolg der Maßnahmenumsetzung beschreiben. Er-

folgsindikatoren zur Akzeptanz sind von untergeordneter 

Bedeutung.

Die Bedeutung der Akzeptanz der WZB und der 

Grundwasserschutzmaßnahmen ist für einen erfolgrei-

chen kooperativen Grundwasserschutz trotz der nicht 

zahlenmäßig zu beziffernden Erfolge unbestritten. Es ist 

erwiesen, dass die Akzeptanz in einem Wirkungszusam-

menhang mit der Verminderung von Grundwasserbelas-

tungen steht.

Abb. 136:  
Entwicklung des De-
ckungsgrads einer FV 
auf Ziellächen. Erreichte 
Fläche:1.154 ha,  
IST: 74 %, SOLL: 75 %.  
(Geries iNGeNieUre Gmbh 
2012)

Ergebnisse

Die Akzeptanz der Wasserschutzzusatzberatung und 

der Flächenmaßnahmen sind für den Grundwasser-

schutzerfolg von entscheidender Bedeutung.

Indikatoren für die Akzeptanz und die Wirksamkeit 

des Beratungs- und Maßnahmenangebots sind

 ■ die Beteiligung an Beratungsangeboten

 ■ der Deckungsgrad der Flächenmaßnahmen und

 ■ grundwasserschutzorientierte Bewirtschaftungs-

änderungen.

Aufbauend auf diesen Effekten können mittelfristig 

auch über stoflich-kalkulatorische und -analytische 
Indikatoren messbare Erfolge festgestellt werden.

Die Etablierung einer Wasserschutzzusatzbera-

tung ist die entscheidende Basis für die Zusammen-

arbeit von Wasserwirtschaft und Landwirtschaft bei 

der Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnahmen. 

Die WZB ist maßgeblich an der Entwicklung des indi-

rekten Erfolgs beteiligt auf dem der Erfolg im Grund-

wasser beruht.

Die Wirkungsweise der indirekten Indikatoren 

kann auch auf die Maßnahmenkulisse Nitratreduktion 

der EG-WRRL übertragen werden. Auch dort sind die 

Bewusstseinsänderung und die Akzeptanz aufgrund 

der Zielvorgaben der EU wichtige Voraussetzungen.
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2.7.2 Das Zonenmodell als  
Grundlage für die Methoden 
der Erfolgskontrolle

Einleitung
Das Zonenmodell nach drechsLer (1992) beschreibt den 

Weg des Wassers von der Bodenoberläche bis zum 
oberen Grundwasserleiter (Aquifer). Im Zonenmodell wird 

schematisch davon ausgegangen, dass der Stofftrans-

port im Wesentlichen in vertikaler Richtung verläuft. Das 

Rückhaltevermögen des Bodens wird nicht berücksich-

tigt. In der Praxis kann man nicht davon ausgehen, dass 

die Fließwege des Wassers homogen dem Zonenmodell 

entsprechen. 

Das Zonenmodell ist dennoch eine gute fachliche 

Grundlage für die systematische Beschreibung der zur 

Erfassung des Stoffzustands eingesetzten Methoden. 

Das Konzept zur Erfolgskontrolle von Grundwasser-

schutzmaßnahmen sollte möglichst alle Ebenen des 

Zonenmodells erfassen, um eine möglichst lückenlose 

Erfolgsbewertung des Fließwegs in den folgenden Ebe-

nen zu erhalten:

 ■ Betrieb / Bodenoberläche

 ■ Wurzelzone

 ■ Sickerwasser-Dränzone

 ■ Grundwasseroberläche

 ■ obere Grundwasserzone

 ■ Dränagen und Oberlächengewässer.

Die Ebenen des Zonenmodells werden nachfolgend 

erläutert. Im dem Kapitel folgenden Schema (s.Tab. 56) 

sind die methodischen Anforderungen zur Erfassung des 

Stoffzustands, die der Wassertropfen auf dem Weg zum 

Grundwasserleiter passiert, zusammengefasst.

Ebenen des Zonenmodells
Betrieb / Bodenoberläche
Die Bodenoberläche kann als Schnittstelle zwischen 
der Flächennutzung und dem Stoffhaushalt des Bodens 

bezeichnet werden. Der Nährstoffaustrag aus landwirt-

schaftlich genutzten Böden ist abhängig von der Intensi-

tät der Bodennutzung sowie der Nährstoffzu- und -abfuhr. 

Als methodische Ansätze zur Bewertung der Nährstoff-

ströme aus der Landwirtschaft werden betriebliche und 

lächenbezogene Bilanzen verwendet. Die Methoden zur 
Nährstoffbilanzierung sind im Kapitel 2.7.3 beschrieben.

Der Bereich von der Bodenzone bis zur Grundwasser-

oberläche ist nicht vollständig mit Wasser gesättigt, man 
spricht auch von der ungesättigten Zone. Diese wird in 

Wurzelzone und Sickerwasser-Dränzone unterteilt.

Wurzelzone

Als Wurzelzone wird der Bereich von der Bodenoberlä-

che bis zur tiefsten Lage der Bodenwasserscheide be-

zeichnet. In diesem Tiefenbereich kommt es im Sommer 

aufgrund des Wasserentzugs der Planzen und durch 
Verdunstung zu einer Aufwärtsbewegung des Wassers. 

Im Winter ist die Wasserbewegung überwiegend abwärts 

gerichtet. Zur Untersuchung des Stickstoffs in der Wur-

zelzone eignet sich die Nmin-Untersuchung besonders. 

Der Herbst-Nmin-Wert gibt die verlagerbare N-Menge vor 

Beginn der winterlichen Auswaschung an (s. Kap. 2.7.4).

Sickerwasser-Dränzone

Unterhalb der Wurzelzone schließt sich die Sickerwas-

ser-Dränzone an, in der die Wasserbewegung tendenziell 

ganzjährig abwärts erfolgt. Sie reicht bis zur Grundwas-

seroberläche. Das Sickerwasser ist in der Regel nicht 
mehr planzenverfügbar. Das im Sickerwasser enthaltene 
Nitrat ließt dem Grundwasser zu, sofern es nicht durch 
biochemische Vorgänge (z. B. Denitriikation) abgebaut 
wird. Das Sickerwasser ist damit der Teil des Bodenwas-

sers, der zur Grundwasserneubildung führt und für den 

noch ein Bezug zur untersuchten landwirtschaftlichen 

Fläche besteht. Die stofliche Belastung des Sickerwas-

sers ist ein wichtiges Kriterium für die Abschätzung der 

Grundwasserschutzpriorität nach dem niedersächsischen 

Prioritätenprogramm (MU 2007b). Als Methoden zur 

Ermittlung der Sickerwasserbelastung in der Dränzone 

werden vor allem Nitrat-Tiefenproile (s. Kap. 2.7.5.2) 
verwendet. Teilweise werden Lysimeter und Saugkerzen 

(s. Kap. 2.7.5.1) genutzt.

Grundwasseroberläche (GWOF)
Die Grundwasseroberläche wird als eigenständige Zone 
betrachtet, weil in diesem Bereich noch ein Bezug des 

Grundwassers zum Entnahmeort möglich ist, der inner-

halb des Grundwasserleiters aufgrund der Strömung 

nicht mehr gegeben ist. Mit dem Erreichen der GWOF 

spricht man von der gesättigten Zone. Die Beprobung 

der GWOF (Tiefenbereich bis ca. 30 cm des Grundwas-

sers) erfolgt oft mit Sauglanzen (s. Kap. 2.7.6.1). Eine 

Beprobung ist aber auch mit dem Direct-Push-Verfahren 

möglich.
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Zonenmodell mit Methoden zur Erfassung des Stoffzustands für den Grundwasserschutz 

Zonen Nutzungsbezug 
und Potenzial für 
Erfolgskontrolle 

Methoden Ergebnis und 
Aussagewert 

Zeitliche Zuordnung 
 

Anforderungen und 
Einsatzbereiche in der Praxis 

Betrieb/Boden-
oberfläche 
 

 Nährstoffbilanzen 
- Schlagbilanzen 
- Hoftorbilanzen 
- Feld-Stall-Bilanzen 

 

- Nährstoffüberschuss 
     -Betriebs-/Schlagebene 
     -nach Anbaufrüchten 
- Nährstoffeffizienz 

(Abgleich Ist-Sollwert) 
- potenzielle 

Auswaschung, Fracht 

- Frucht 
- Jahr 
- Mehrjahreszeitraum/ 

Fruchtfolge 
 

- Alle landwirtschaftlich genutzten 
Standorte 

- Vor allem für prioritäre Betriebe/ 
Modellbetriebe 

- Wichtig: Plausibilitätsprüfung der 
Datenbasis  

- Zur Bewertung der Salden Vorfrucht-
effekte und Witterungsverlauf berück-
sichtigen 

 Herbst-Nmin 

 
 

 

 
- Mineralstickstoff bis  

90 cm 
- auswaschungs-

gefährdeter Stickstoff  

- Mehrjahreszeitraum/ 
Fruchtfolge 

- Aktuelles Anbaujahr 
 

- Lockergestein, aber nicht bei leichten 
Böden 

- Beprobung abhängig vom Erreichen der 
Feldkapazität des Bodens (Sättigung) 
und dem Witterungsverlauf 

- Bei frühzeitiger Versickerung nur 
eingeschränkt nutzbar 

- Maßnahmen- und Gebietsmonitoring 

 

Wurzelzone 

Tiefenprofile mit 
schichtweiser Probenahme 

Vertikaler Tiefenverlauf 
der Stoffgehalte, z. B. 
Nitratkonzentration im 
Sickerwasser 

- -mehrere 
zurückliegende 
Anbaujahre 

 
 
 
 
- -mehrere Termine in 

der Auswaschungs-
periode  

- Lockergestein 
- Insbesondere auf repräsentativen 

Standorten 
- GW-Flurabstand > 1,5 m  
- Vertiefendes gebietsbezogenes 

(Maßnahmen)monitoring (aufwändig)  
- Standortbezogene Sonderfragen 

 
Grundwasser-
oberfläche 
 

Saugkerzen und Unterflur-
Lysimeter 

Qualitätskontrolle der 
jüngsten GW-Neubildung 

- Flachgründige, möglichst homogene 
(Versuchs-) Standorte 

- Bei Lysimetern keine ungestörte 
Probenahme möglich 

- sehr aufwendig 
Sauglanze Qualitätskontrolle der 

jüngsten GW-Neubildung, 
z. B. ausgewaschene 
Nitratkonzentration 

GW-Neubildung eines 
Jahres bis mehrerer 
Jahre  

- Lockergestein (sandige bis schluffige 
Schichten) 

- GW-Flurabstand < 4 m 

GW = Grundwasser 
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Grundwasser-
zone 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 GW-Messstellen-
untersuchung (bei 
Multilevel-Messstellen 
tiefenabgestuft) 

- Qualitätskontrolle des 
Grundwassers unter 
Beachtung von 
Stoffumsetzungs-
prozessen (z. B. 
Nitratabbau) 

- Vorfeldkontrolle des 
Grundwassers im 
Anstrom zur Förderung 

- Mehrere Untersu-
chungen/Jahr bis 
mehrjährig für 
Zeitreihen/Trend-
ermittlung 

- Verzögerung 
zwischen Maßnahme 
und Wirkungseintritt 
im Grundwasser 
berücksichtigen 

- Kenntnis der Filterlage  
- Zur Auswertung Kenntnis der GW-

Strömungsverhältnisse 
- Nutzung repräsentativer GW-

Messstellen zur Bewertung des 
Maßnahmenerfolgs teil- und 
gesamtgebietlich  

- Für Auswertung ist Kenntnis der GW-
Strömungsverhältnisse erforderlich 

Altersbestimmung des 
Grundwassers (z. B. 
Helium/Tritium-Methode) 

- Tiefenabhängige Misch-
probe des GW-Leiters 
(=Grundwasseralter des 
Mischwassers) 

- Alter des 
Grundwassers 
(mittlere Verweilzeit) 

- Kenntnis über Verzö-
gerung zwischen Maß-
nahmenumsetzung 
und -erfolg  

- Messstellen im GW-Zu- und abstrom 
des Zielgebiets auswählen 

- Kenntnis des Einzugsgebiets und der 
Verweilzeit des Sickerwassers in der 
Dränzone als zusätzliche Information 
zur Erfolgsbewertung 

-GW-Untersuchung zur 
Ermittlung des N2-
Überschusses (z. B. N2/Ar-
Methode) 
Ggf. tiefenabgestufte 
Probenahme 

- Rückschluss auf 
ursprüngliche Nitrat-
konzentration im 
Grundwasser 

- N2-Überschuss im 
Grundwasser bei nitrat-
reduzierenden Verhält-
nissen (Denitrifikation) 

- Einzeljahre  
- Mehrere Jahre 

- In Gebieten mit Stickstoff 
reduzierenden Verhältnissen 

Rohwasseruntersuchung Qualitätskontrolle der 
Wasserförderung 

- Gemäß wasser-
rechtlicher Vorgabe 
(mehrere Unter-
suchungen/Jahr bis 
mehrjährig) 

- Trendermittlung  

- Beachtung der Bedingungen bei 
Förderung aus mehreren Brunnen bzw. 
mehreren GW-Stockwerken 

- Bewertung von gebietsbezogenen 
Maßnahmeneffekten mittel- bis 
langfristig  

 

Gesamtaquifer 

 GW-Strömungsmodelle 
zum Stofftransport 

- Abbildung der 
Grundwasser- und 
Stoffströme im Aquifer 

- Maßnahmenszenarien 
- Trendermittlung und-

prognose 

Festgelegte (definierte) 
Zeiträume 

- Planungsinstrument zur Prioritäten-
setzung in Betrachtungsräumen und zur 
Erfolgs- und Effizienzkontrolle 

- Abhängig von der Qualität der 
Datengrundlage 

 Flächen- und 
teilgebietsbezogene 
Erfolgskontrolle 

Dränagen- und 
Oberflächengewässer (OW)-
Beprobung 

- Anhaltspunkt für Qualität 
der GW-Neubildung  

- N-Austrag ins Grund-
wasser aus der Fläche 
über Abschwemmung 
oder Infiltration 
 

- Mehrere Proben/Jahr 
- Gemäß Witterungs-

verlauf über mehrerer 
Sickerwasserperioden 

- Kenntnis des Dränagen-/ Vorfluter-
systems bzw. der Infiltrationsbereiche im 
Oberflächengewässer 

- P-Einträge in Oberflächengewässer von 
Bedeutung bei Abschwemmung/ Erosion 
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Oberflächen-
gewässer 
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Obere Grundwasserzone 

Durch die Strömungsverhältnisse innerhalb des Grund-

wasserleiters sowie mit zunehmender Tiefe ist eine lä-

chenscharfe Zuordnung von stoflichen Belastungen nicht 
mehr möglich. Ein entscheidender Einlussfaktor auf den 
stoflichen Zustand des Grundwassers kann auch hier 
der Nitratabbau (Denitriikation) sein. Aufgrund hydro-

chemischer Abbauvorgänge kann die Nitratkonzentration 

im Grundwasser nicht mit dem üblichen Untersuchungs-

verfahren ermittelt werden. Ein in den letzten Jahren 

erprobtes Verfahren zur Ermittlung der Nitratkonzentrati-

on im Grundwasserleiter ist die N
2
/Ar-Methode. Sie wird 

in Kapitel 2.7.9 beschrieben. Die zeitliche Verzögerung 

zwischen der Durchführung von Grundwasserschutzmaß-

nahmen und der Wirkung im Grundwasser ist abhängig 

von den hydraulischen Verhältnissen (z. B. Grundwas-

serstand, Strömungsverhältnisse). Da in der gesättigten 

Zone nur eine geringe vertikale Durchmischung des 

Grundwassers stattindet, nimmt mit der Tiefe das Grund-

wasseralter (s. Kap. 2.7.6.3) zu. Kenntnisse über das 

Grundwasseralter erleichtern die Bewertung der Untersu-

chungsergebnisse.

Die Beprobung der Grundwasseroberläche bzw. der 
oberen Grundwasserzone ist besonders geeignet für die 

Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen. 

Bei der landesweiten Datenerfassung im niedersächsi-

schen DIWA-Shuttle werden Messstellen mit Verilterung 
bis max. fünf Meter unter GWOF und solche mit einer 

Verilterung von fünf bis 20 Metern unter GWOF differen-

ziert, während tiefer verilterte nicht berücksichtigt werden 
(NLWKN 2012c).

Meistens werden für die Untersuchung der oberen 

Grundwasserzone lach verilterte Einzelmessstellen 
verwendet. Zur Beprobung werden auch Mehrfach-

(Mulitlevel)-Messtellen genutzt.

Unerlässlich für die Nutzung von Grundwasser-

messstellen für die Erfolgskontrolle ist die Kenntnis der 

Ausbaudaten. Für die räumliche Zuordnung der Unter-

suchungsergebnisse zur Flächenbewirtschaftung und 

den Grundwasserschutzmaßnahmen ist eine möglichst 

genaue Kenntnis des Anstrombereichs der Messstelle 

erforderlich. Wechselnde Strömungsverhältnisse sollten 

durch Grundwassergleichenpläne für verschiedene Stich-

tage (Hoch- und Niedrigstand) dokumentiert werden.

In Gebieten, in denen keine repräsentativen Grund-

wassermessstellen zur Verfügung stehen, werden 

zunehmend Grundwassersondierungen im Direct-Push-

Verfahren angewendet. Mit diesem Verfahren können 

ähnlich wie bei Tiefenproilen direkte lächen- und tiefen-

bezogene Grundwasserproben entnommen werden  

(s. Kap. 2.7.6.2).

Grundwasserleiter 

Die Untersuchung des Rohwassers aus den Förderbrun-

nen ist der Zielpunkt der Erfolgskontrolle. Für das abge-

grenzte Trinkwassergewinnungsgebiet (TGG) soll auf die 

im Rahmen eines Schutzkonzepts durch die Maßnah-

menumsetzung erzielten Erfolge rückgeschlossen bzw. 

die Entwicklung z. B. der Nitratkonzentration beobachtet 

werden. Meist ist eine Verbesserung der Rohwasserqua-

lität aufgrund der hydrogeologischen Verhältnisse und 

der Fließzeit des Grundwassers erst mittel- bis langfristig 

zu erwarten, so dass eine hohe Kontinuität bei der Durch-

führung von Grundwasserschutzmaßnahmen erforderlich 

ist.

Wird aus mehreren Brunnen im TGG Rohwasser 

gefördert, kann es zu einer Durchmischung des Rohwas-

sers kommen, das die direkte Zuordnung zu einzelnen 

Brunnen-Zulussbereichen erschwert. Wird zur Förderung 
von Rohwasser der zweite oder dritte Grundwasserleiter 

genutzt, ist eine Erfolgsbewertung von Grundwasser-

schutzmaßnahmen ebenfalls schwierig. Hier können 

Informationen zum Grundwasseralter und zu den hydrau-

lischen Verhältnissen im TGG hilfreich sein. 

Dränagen und Oberlächengewässer
Dränagen und Oberlächengewässer können nicht direkt 
dem Fließschema des Zonenmodells zugeordnet werden. 

Dränagen führen neugebildetes Grundwasser (gegebe-

nenfalls auch Stauwasser) ab und können ergänzend 

zur Sickerwasser-Dränzone beprobt werden. Durch die 

Kenntnis des Dränagesystems ist gegebenenfalls für Ein-

zellächen eine Aussage zum Stoffeintrag in das Oberlä-

chengewässer möglich. Oberlächengewässer nehmen 
das Dränagewasser auf. Untersuchungen zur Erfolgs-

kontrolle können von Bedeutung sein, wenn bestimmte 

Bereiche in das Grundwasser iniltrieren (s. Kap. 2.7.8).
Die stoflichen Belastungen der Dränagen und Ober-

lächengewässer können auf die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung und den Boden- und Stoffabtrag von 

erosionsgefährdeten Flächen hinweisen.

Dränage- und Oberlächenwasser-Analysewerte sind 
sehr vom jährlichen Witterungsverlauf abhängig. Deshalb 

sollten die Ergebnisse erst nach mehrjährigen Untersu-

chungen zur Bewertung des Stofftransports im TGG mit 

Bezug zur Maßnahmenumsetzung verwendet werden.
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Ein wichtiges Instrument zur Beurteilung einer grund-

wasserschonenden Landbewirtschaftung ist die Nähr-

stoffbilanzierung. Dabei werden die zu- und abgeführten 

Nährstoffmengen einer deinierten Bezugsebene (gesam-

ter landwirtschaftliche Betrieb, Einzelschlag) meist für ein 

Jahr oder einen Mehrjahreszeitraum gegenüber gestellt:

Nährstoffbilanzen können für unterschiedlichste Betrach-

tungsebenen berechnet werden. Auf Grundlage von 

Daten der Agrarstatistik, InVeKoS-Daten und anderen 

Quellen werden Bilanzen auf Gemeinde- bis Bundesebe-

ne oder auch für Flussgebiete aufgestellt (Frede et al. 

1995, bach et al. 1998, Nieder et al. 2007, osterbUrG & 

schmidt 2008). Überregionale Nährstoffbilanzen bilden 

auch die Basis zur Emissionserkundung im Rahmen der 

Bestandsaufnahme zur EG-WRRL in Niedersachsen 

(schäFer et al. 2007). Sie sind Grundlage der Ermittlung 

der Nitratkonzentration im Sickerwasser im Rahmen des 

niedersächsischen Prioritätenprogramms Trinkwasser-

schutz (MU 2007b).

Durch die aktuelle Düngeverordnung (DüV, BMELV 

2007) wird ein jährlicher betrieblicher Nährstoffvergleich 

(Synonym: Nährstoff-Flächenbilanz) für Stickstoff und 

Phosphor gefordert, der wahlweise als Feld-Stall-Bilanz 

oder als aggregierte Flächenbilanz ausgeführt werden 

kann. Als weiterer Grundnährstoff wird häuig auch Kali-
um in der Nährstoffbilanz dargestellt.

In der WZB werden Nährstoffbilanzen auf Einzel-

schlag- oder Betriebsebene erstellt und je nach Frage-

stellung gegebenenfalls aggregiert. Die atmosphärische 

N-Deposition und die Denitriikation werden (im Unter-
schied zu vielen überregionalen Bilanzierungsverfahren) 

nicht berücksichtigt, da sie nicht vom Landwirt beeinluss-

bar sind.

In der Feld-Stall-Bilanz ist entsprechend den Vorga-

ben der DüV der Abzug gasförmiger N-Verluste bei Tier-

haltung vorgesehen. Auch bei den Hoftorbilanzen werden 

gasförmige Verluste meist noch abgezogen, man spricht 

von einer Netto-Bilanz. Auch wenn durch die WZB bereits 

umfangreiche Zeitreihen zu den Hoftor-Nettobilanzen vor-

liegen, sollte zukünftig entsprechend den Empfehlungen 

des VDLUFA (2010) die Erstellung von Bruttobilanzen im 

Rahmen der WZB angestrebt werden. Es ist zu berück-

sichtigen, dass die Ammoniak-Ausgasung zu Belastun-

gen angrenzender Ökosysteme führt und deshalb nicht 

als überschussmindernd bewertet werden sollte.

Das Ergebnis der Nährstoffbilanzierung ist der Nähr-

stoffsaldo, der in kg Nährstoff je Hektar angegeben wird. 

Dieser dokumentiert den nach Abfuhr der Erzeugnisse 

verbleibenden Nährstoffeintrag in die Umweltmedi-

en Wasser, Boden und Luft. Nährstoffbilanzen dienen 

sowohl als Grundlage zur Optimierung des betrieblichen 

Nährstoffmanagements, als auch zur Erfolgskontrolle von 

Grundwasserschutzmaßnahmen (WZB und FV / landwirt-

schaftliche Agrarumweltmaßnahmen).

Biogasanlagen sollten immer als eigenständige Be-

triebe betrachtet werden. Sie werden meist ohne An-

bauläche geführt und sollten eine ausgeglichene Bilanz 
haben. Beim Zulieferer erscheint die Substratabgabe 

an die Biogasanlage als Erntegut- und gegebenenfalls 

Wirtschaftsdüngerexport. Beim Abnehmer werden die 

Gärreste als Wirtschaftsdüngerimport angerechnet.

Die Qualität der Eingangsdaten von Nährstoffbilanzen 

bestimmt die Zuverlässigkeit der Ergebnisse. Die Beleg-

barkeit der Eingangsdaten kann folgendermaßen katego-

risiert werden:

belegt  = Kauf- und Verkaufsbelege, Naturalre-

gister der Buchführung

berechnet  = feststehende nachvollziehbare Be-

rechnungsverfahren oder amtliche 

Faustzahlen und Richtwerte der Nähr-

stoffgehalte

aufgezeichnet  = eigene Datenerfassung des Landwirts 

(z. B. Ackerschlagkartei)

geschätzt  = z. B. Futtererträge, Einsatzmengen 

von Wirtschaftsdüngern

(nach KoLbe & KöhLer (2008))

In den folgenden Kapiteln 2.7.3.1 bis 2.7.3.3 wird die 

Anwendung der Bilanzierungsformen Hoftorbilanz, Feld-

Stall-Bilanz und Schlagbilanz in Bezug auf den für den 

Grundwasserschutz besonders relevanten Nährstoff 

„Stickstoff“ erläutert.

 Nährstoffzufuhr
–  Nährstoffabfuhr

=  Nährstoffsaldo
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Kurzcharakteristik
Bei der HTB wird die gesamte Nährstoffzufuhr zu einem 

Betrieb der Nährstoffabfuhr aus dem Betrieb gegenüber-

gestellt. Innerbetriebliche Nährstoffströme, wie der Futter-

bau zur Eigenverwertung oder die Ausbringung betriebs-

eigener Wirtschaftsdünger, werden nicht berücksichtigt. 

Die Aufstellung der HTB stützt sich auf den Natural-

bericht der betriebswirtschaftlichen Buchführung bzw. bei 

steuerlichen Schätzungslandwirten auf die Kontoführung 

mit dem Landhandel. HTB weisen damit von allen Bilanz-

typen die größte Prüffähigkeit auf.

Abbildung 137 zeigt die Zu- und Abfuhr-Parameter der 

HTB. Die belegbaren Nährstoffströme sind grün hinter-

legt. Nur die symbiontische N-Bindung (bei Legumino-

sen) wird auf Basis von Faustzahlen berechnet. 

BezugseďeŶe 
Gesaŵtďetrieď 

Mineraldünger 

Futtermittel-Zukauf 

Saatgut- / Vieh-Zukauf 

Wi.dünger-Aufnahme 

symbiont. N-Bindung 

pflanzl. Marktprodukte 

Verkauf Tiere, Milch, Eier 

Wi.dünger-Abgabe 

Hoftorbilanz-Saldo 
(brutto) 

gasförŵige N-Verluste 

HTB-Saldo Ŷetto 

belegt 

nach Faustzahlen 

berechnet 

Abb. 137:  
Schema der 
Hoftorbilanz 
(IGLU)

Brutto- und Nettobilanz

Bei viehhaltenden Betrieben werden in der FSB gemäß 

DüV in Abhängigkeit von Viehzahlen und Stall- sowie 

Weidetagen gasförmige Stickstoffverluste angerechnet 

(BMELV 2007).

Werden diese Verluste in der HTB angerechnet, 

spricht man von einer Hoftor-Nettobilanz. Ein Vergleich 

mit der FSB ist somit möglich. Die Hoftor-Nettobilanz 

gibt den Saldo an, der theoretisch mit dem Sickerwas-

ser ausgewaschen werden kann.

Bei der Nettobilanz bleibt unberücksichtigt, dass die 

Ammoniakverluste an anderer Stelle (z. B. in Wäl-

dern) durch trockene und nasse Deposition wieder 

den Boden erreichen und umweltschädigend wirken. 

Nachteilig auf eine Zeitreihenbewertung wirken sich die 

Anpassungen der Berechnungsmethoden nach DüV 

aus. Bei der Bilanzierung sollten auch die erhöhten 

Anstrengungen zur Minderung der NH
3
-Emissionen aus 

der Landwirtschaft beachtet werden. Zum Teil liegen 

die gasförmigen Verluste deutlich unter den Pauschal-

werten.

Wird in der WZB mit Netto-N-Bilanzsalden gerech-

net, sollten zusätzlich die angerechneten gasförmigen 

Verluste angegeben werden, damit der Brutto-N-Saldo 

daraus abgeleitet werden kann.

Die Ausweisung der Brutto-N-Salden wird in gängi-

gen Publikationen empfohlen (VDLUFA 2010) oder als 

Standard beschrieben (baUmGärteL et al. 2007, DVGW 

2004). Der Verzicht auf die Berechnung gasförmiger 

Verluste vereinfacht die Bilanzberechnung, da außer 

dem Zu- und Verkauf von Vieh keine Viehhaltungsda-

ten erfasst werden müssen. Da Stall- und Weidetage 

schwer überprüfbar sind, ist die Hoftor-Bruttobilanz 

prüffähiger, als die Hoftor-Nettobilanz.
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Durchführung
Datenquellen

Die HTB kann weitestgehend auf der Basis von Buch-

führungsdaten erstellt werden. Details zu den Daten-

grundlagen der einzelnen Bilanzglieder sind in Tabelle 57 

dargestellt.

Wirtschaftsjahr – Anbaujahr – Zuordnung

Zur Erstellung von HTB werden die Unterlagen der 

landwirtschaftlichen Buchführung herangezogen. Da das 

landwirtschaftliche Buchführungsjahr in der Regel vom 

01.07. bis zum 30.06. des Folgejahres geht, beziehen 

sich die darin verbuchten Düngemittel-Zukäufe auf das 

Anbaujahr, dessen Ernteprodukte erst im folgenden 

Buchabschluss erscheinen. Deshalb ist eine wirtschafts-

jahrbezogene HTB nur eingeschränkt aussagekräftig.

Für eine anbaujahrbezogene HTB müssen die 

Buchabschlüsse von zwei aufeinanderfolgenden Wirt-

schaftsjahren berücksichtigt werden (z. B. für das An-

baujahr 2014 der Abschluss 01.07.2013 bis 30.06.2014 

und der Abschluss 01.07.2014 bis 30.06.2015). In der 

Anbaujahrbilanz werden dann die Zufuhrmengen des ers-

ten Wirtschaftsjahres den Ernteabfuhren zugeordnet, die 

im zweiten Wirtschaftsjahr verbucht wurden. Wegen der 

jahresübergreifenden Buchführungsdatenübernahme ist 

die Bilanzierung für Einzeljahre deutlich aufwändiger, als 

für zusammenhängende Zeitreihen.

Lagerhaltung im Naturalbericht

Die Unterlagen der Buchführung beinhalten Belege über 

Zu- und Verkäufe. Mit Hilfe des Naturalregisters lassen 

sich Veränderungen bei den Tierbeständen und Hofvor-

räten erkennen. Hierdurch wird es möglich, die Nähr-

stofimporte und -exporte erst mit dem Zeitpunkt ihres 
Gebrauchs (Düngung oder Verfütterung) oder bereits mit 

der Ernte anzurechnen.

Zuordnung der Nährstoffgehalte

Wenn Düngemittel und Futtermittelbuchungen keine 

eindeutige Zuordnung der Nährstoffgehalte zulassen 

(ungenaue Bezeichnungen, Sammelbuchungen), müssen 

Einzelnachweise des Landhandels oder auch Angaben 

des Landwirts hinzugezogen werden.

Bezüglich der Nährstoffgehalte von Erntegut und Wirt-

schaftsdünger sind eigene Analysen des Landwirts bzw. 

Analysen, die im Rahmen der Beratung durchgeführt 

wurden, vorrangig vor Faustzahlen zu verwenden. Ana-

lyseergebnisse von Lieferanten und Abnehmern können 

ebenfalls einbezogen werden.

Faustzahlen zu den Nährstoffgehalten von Dünge-

mitteln, Futter sowie Haupt- und Nebenernteprodukten 

sind den aktuellen Tabellen der Landwirtschaftskammer 

Niedersachsen zu entnehmen.

Flächenbezug

Der Bilanzsaldo wird in kg N/ha angegeben. Dabei ist 

die Bilanzläche des Betriebs die tatsächlich genutzte 
landwirtschaftliche Fläche. Flächen, die nicht der Erzeu-

gung dienen (Brachen, Stilllegungs-, Hof-, Wegelächen), 
werden nicht berücksichtigt.

Tab. 57: Datengrundlage der Hoftor-Bruttobilanz

Bilanzglieder Datengrundlage zur Erfassung der ...

Gesamtmenge Nährstoffgehalte

Nährstoffzufuhr durch ...

Mineraldünger Naturalbericht der Buchführung
ersatzweise:  
Kontoführung mit Lieferanten

Düngemittelverordnung / Herstellerangaben

Zukauf von Futtermitteln Angaben des Lieferanten / Faustzahlen

Import von organischen Düngern eigene Analysen oder Faustzahlen
Angaben des Lieferanten

Zukauf von Saatgut Faustzahlen

N-Bindung durch Leguminosen eingesäte Flächen: Schlagkataster oder anhand Saatgutzukauf,  
N-Bindungsleistung: über Faustzahlen 

Nährstoffabfuhr durch ...

planzliche Marktfrüchte Naturalbericht und sonstige  
Aufzeichnungen

Analysen durch Abnehmer oder Faustzahlen

Nebenerntegut Faustzahlen

tierische Produkte Analysen durch Abnehmer (Milch) 
oder Faustzahlen (Fleisch, Eier)

Export von organischen Düngern eigene Analysen oder Faustzahlen
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Mögliche Fehlerquellen

Beispielhaft sind nachfolgend einzelne Fehlerquellen bei 

der Erstellung der HTB aufgeführt.

 ■ Überprüfung der korrekten Datenübernahme: Es kann 

vorkommen, dass im Naturalbericht nicht zwischen 

Piamon (33 % N und 12 % S) und Piagran (46 % N) 

unterschieden wird.

 ■ Überprüfung der Mengeneinheiten: In den unter-

schiedlichen Buchführungssystemen können Mengen 

in unterschiedlichen Einheiten angegeben werden 

(Angaben Tonne, Kubikmeter oder Dezitonne).

 ■ Angabe Tieranzahl: Die Anzahl an Gelügel wird zum 
Teil einzeln oder in 100er angegeben. So kann die 

Nennung von 80 tatsächlich 80 Tieren oder 8.000 

Tieren entsprechen.

 ■ Berücksichtigung von Wirtschaftsdüngerzukäufen und 

-abgaben: Sie sind in der Regel nicht im Naturalbe-

richt enthalten. Quittungen und Analysen sind geson-

dert heranzuziehen.

Plausibilitätsprüfung

Bei der Übernahme von Buchführungsdaten kann die Da-

tenqualität zum Teil durch einfache Plausibilitätskriterien 

geprüft werden. Beispiele sind:

 ■ Futtermittelzukäufe sind mit dem tatsächlichen Vieh-

bestand abzugleichen. Im Naturalbericht kann ein 

Viehfutter angegeben sein, obwohl der Betrieb die 

dazugehörigen Tiere nicht hält. Hierbei handelt es sich 

in der Regel um Fehlbuchungen, die bereinigt werden 

müssen.

 ■ Die Größenordnung der laut Naturalbericht verkauften 

Eier kann mit der Anzahl an Legehennen abgeglichen 

werden. Analog lässt sich die Größenordnung der 

Milch- und Futtermenge abschätzen.

Anwendungsbereiche
Aufgrund ihrer hohen Aussagekraft wird die HTB im 

Rahmen der WZB intensiv eingesetzt. Die Senkung der 

N-Überschüsse bietet auch für die landwirtschaftlichen 

Betriebe ein wirtschaftliches Verbesserungspotenzial und 

damit die Chance zu nachhaltigen Beratungserfolgen. 

Die HTB ist ein wichtiges Werkzeug dafür.

Prioritätensetzung der WZB

Für den Gewässerschutz ist die Erstellung von HTB vor-

rangig für prioritäre Betriebe mit einem hohen Flächenan-

teil im Beratungsgebiet sinnvoll. Für diese Betriebe gibt 

der HTB-Saldo einen Hinweis zum betriebsspeziischen 
Beratungsbedarf. Dabei wird das im Sinne des Grund-

Tab. 58: Beispiel einer Auswertung der mittleren N-Salden aus Hoftorbilanzen, lächengewichtet aggregiert nach Betriebstypen für 
ein Kalenderjahr 

Betriebstyp
Anzahl 
Betriebe

Flächen-
anteil (%)

N-Zufuhr [kg/ha] N-Abfuhr [kg/ha]

N-Saldo
(kg/ha)

Min. 
Dünger

Futter 
+ Tiere

Import org. 
N-Dünger

Planzliche
Produkte

Tierische 
Produkte

Export N-
Dünger

Ackerbau
<= 40 kg/ha 
N-Import

5 14 133 20 112 41

Ackerbau
>= 40 kg/ha 
N-Import

4 16 100 55 109 46

Ackerbau-
Futterbau

2 25 105 38 20 75 35 53

Ackerbau-
Veredelung

3 24 82 60 17 49 53 57

Futterbau-
Ackerbau

4 12 42 118 36 65 9 50

Futterbau-
Veredelung

1 7 72 66 58 80

Futterbau 1 2 95 50 62 83

Gesamt 20 100 % 92 44 21 67 35 1 53
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wasserschutzes erreichbare Niveau des Saldos teilweise 

durch den Betriebstyp (Veredelung, Futterbau, Markt-

frucht) vorbestimmt.

Erfolgskontrolle
Nährstoff-Bilanzsalden stellen ein Maß für die potenziel-

len Nährstoffeinträge in die Umwelt dar. Die HTB-Salden 

für Stickstoff und Phosphor werden als Belastungs- und 

Erfolgsindikatoren für landwirtschaftliche Emissionen und 

ihre Verminderung erfasst (NLWKN 2012c und 2014a).

Im Rahmen der Erfolgskontrolle im Trinkwasserschutz 

werden Betriebe berücksichtigt, deren landwirtschaftli-

che Nutzlächen zu mindestens 20 % im Trinkwasser-
gewinnungsgebiet liegen (NLWKN 2014b). In der Regel 

werden für ein TGG dauerhaft Referenzbetriebe mit 

einem möglichst hohen Flächenanteil zugrunde gelegt, 

die die Bewirtschaftungsverhältnisse im Gebiet wider-

spiegeln (NLWKN 2012a). Dazu sollten die Betriebe nach 

Betriebstypen oder idealerweise nach dem Wirtschafts-

dünger-Stickstoffeinsatz (planzlich + tierisch) gruppiert 
werden, da der erreichbare N-Saldo maßgeblich durch 

den Einsatz organischer Düngemittel beeinlusst wird. 
Für das Gebietsmonitoring werden die HTB-Ergebnisse 

zunächst innerhalb der festgelegten Gruppen aggregiert. 

Die Gruppen-Mittelwerte werden danach lächengewich-

tet zusammengefasst (s. Tab. 58).

Der Gesamterfolg der WZB in Kombination mit den 

Flächenmaßnahmen zeigt sich in der zeitlichen Entwick-

lung der HTB-Salden. Die Erfolgskontrolle von Einzel-

maßnahmen ist dagegen durch HTB nur selten möglich. 

Neben dem HTB-Saldo ist eine Betrachtung der 

einzelnen Bilanzglieder lohnend. Die Entwicklung des Mi-

neraldünger-Stickstoffeinsatzes kann als Erfolgsindikator 

für die Düngeberatung herangezogen werden (NLWKN 

2011c). Dabei erfolgt die Auswertung in Abhängigkeit 

vom Viehbesatz oder dem Wirtschaftsdünger-Stickstoff-

einsatz.

Eignungsbewertung 

Die Hoftorbilanz liefert belastbare Aussagen zum 

Nährstoffmanagement landwirtschaftlicher Betriebe. 

Werden Netto-Hoftorbilanzen erstellt, sollten die gas-

förmigen Verluste aus der Tierhaltung separat ausge-

wiesen werden, um eine Bruttobilanz zu ermöglichen.

Die Hoftorbilanz wird aufgrund ihrer hohen Aussa-

gekraft im Rahmen der Wasserschutzzusatzberatung 

vorzugsweise genutzt für:

 ■ die objektive Darstellung von Nährstoffüberschüs-

sen,

 ■ eine zielgerichtete betriebliche Prioritätensetzung 

für Beratungsmaßnahmen,

 ■ eine prüffähige Erfolgskontrolle landwirtschaftli-

cher Agrarumweltmaßnehmen und der Wasser-

schutzzusatzberatung (im Mehrjahresvergleich).

Neben den Hoftorbilanz-Salden bieten auch die darin 

verrechneten Eingangswerte, z. B. des Mineraldün-

gerzukaufs, wertvolle Möglichkeiten für Auswertun-

gen zur Zustandsbeschreibung und Erfolgskontrolle.

Neben Stickstoff werden Hoftorbilanzen auch 

für den Parameter Phosphor ausgewertet (NLWKN 

2014a). 
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Kurzcharakteristik
Die FSB oder Flächenbilanz für den Gesamtbetrieb ist 

eine Bilanzierungsmethode, die den Vorgaben der aktuel-

len Düngeverordnung (DüV, BMELV 2007) zur Erstellung 

des Nährstoffvergleichs entspricht. Die Bezugsebene ist 

die Anbauläche des landwirtschaftlichen Betriebs. Der 
Nährstoffluss zu und von der Anbauläche wird bilanziert.

Bei der FSB werden neben den buchmäßig belegten 

Daten gegenüber der HTB mehr berechnete Werte und 

Schätzwerte verwendet (s. Abb. 138). Damit sind größere 

Fehleinschätzungen als bei der HTB bezüglich der Be-

wertung der betrieblichen Nährstofflüsse möglich.

Durchführung
Umsetzung der Düngeverordnung (DüV)

Gemäß DüV § 5 sind alle landwirtschaftlichen Betriebe 

ab 10 ha landwirtschaftlicher Nutzläche zur jährlichen 
Erstellung eines Nährstoffvergleichs als FSB oder ag-

gregierte Schlagbilanz verplichtet. Die Nährstoffverglei-
che müssen zu einem mehrjährigen Nährstoffvergleich 

zusammengefasst werden, der für Stickstoff das dreijäh-

rige Mittel und für Phosphat das sechsjährige Mittel der 

Vorjahre ausweist.

Eingangsparameter

Die Eingangsparameter sind in Abbildung 138 entspre-

chend der Konzeption der FSB als Nährstoffbilanz für die 

betriebliche Anbauläche dargestellt. Die Wirtschaftsdün-

gerabgabe und gasförmige (NH
3
) Verluste der Tierhal-

tung reduzieren die Nährstoffmengen, die auf die Fläche 

gelangen. Sie sind deshalb der Zufuhrseite zugeordnet 

und nicht der Abfuhrseite.

Datengrundlage

In Tabelle 59 sind die Bilanzglieder der N-Zu- und Abfuh-

ren gruppiert und mit Angaben zur Datengrundlage ver-

sehen. Die Qualität/ Herkunft der Eingangsdaten ist mit 

entsprechender Farbgebung in Abbildung 138 dargestellt.

Plausibilitätsprüfung

Die Plausibilitätsprüfung der Zufuhr-Daten, die der 

Buchführung entnommen werden können, erfolgt anhand 

der gleichen Kriterien wie bei der Hoftorbilanz. In Kapitel 

2.7.3.1 (Hoftorbilanzen) sind Beispiele zur Plausibilitäts-

prüfung beschrieben.

Die Schätzung der Futter- und Grünlanderträge als 

Abfuhrdaten gilt als größte Unsicherheit der Feld-Stall-

Bilanz. Eine Plausibilitätsprüfung ist hierbei nach dem 

Grundsatz „die Tiere können nicht mehr fressen, als 

sie ausscheiden“ möglich. Hierzu wird die Summe aus 

Futter-Zukauf und den geschätzten Futterbau- und Grün-

landerträgen den nach Faustzahlen ermittelten Ausschei-

dungen gegenübergestellt. Sind die Ausscheidungen 

deutlich geringer, wurden die Erträge zu hoch geschätzt 

oder die Futterverwertung des Betriebs ist inefizienter, 
als sie den Faustzahlen zugrunde liegt.

Bezugsebene 

Betriebliche 

Anbaufläche 

Mineraldünger 

Saatgut 

symbiont. N-Bindung 

pflanzl. Marktprodukte 

Futter und Grünland 

Feld-Stall-Bilanz-Saldo 

nach DüV (netto) 

Wi.dünger-Anfall  

─ NH3-Verluste 

Wi.dünger-Aufnahme 

─ Wi.dünger-Abgabe 

Stroh 

belegt 

nach Faustzahlen 

berechnet 

geschätzt 

Abb. 138:  
Schema der Feld-
Stall-Bilanz (IGLU)
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Bilanzglieder Datengrundlage zu Erfassung der ...

Gesamtmenge Nährstoffgehalte

Nährstoffzufuhr (+)

Mineraldünger Naturalbericht der Buchführung
ersatzweise: Kontoführung mit 
Lieferanten

Düngemittelverordnung/Herstellerangaben

Zukauf Saatgut Faustzahlen

Import von organischem Dünger eigene Analysen oder Faustzahlen,
Angaben des Lieferanten

Nährstoffausscheidungen be-
triebseigener Tiere

Faustzahlen multipliziert mit der Anzahl der Stallplätze und Stall- und/oder Weide-
tage 

N-Bindung durch Leguminosen eingesäte Flächen: Schlagkataster oder Saatgutzukauf, N-Bindungsleistung: 
Faustzahlen 

Abzug von der Zufuhr (-)

Export von organischen Düngern Lieferschein gemäß Verbrin-
gungsverordnung (BMELV 
2010c)

Faustzahlen, eigene Analysen oder Analysen 
des Abnehmers

NH
3
-Verluste Wirtschaftsdünger Pauschalwerte nach DüV 2007 

(BMELV 2007)
Pauschalwerte nach DüV 2007 (BMELV 2007)

Nährstoffabfuhr (-) von der Anbauläche
planzliche Marktprodukte Naturalbericht und sonstige 

Aufzeichnungen
Analysen durch Abnehmer oder Faustzahlen

Futter bzw. Grünlandertrag Eigene Wiegung, geschätzt Faustzahlen, eigene Analysen

Stroh, sonstiges Faustzahlen Faustzahlen, eigene Analysen

Anwendungsbereiche
Beratung

Im Unterschied zur HTB werden in der FSB die Nähr-

stoffmengen beim Wirtschaftsdüngeranfall ausgewiesen. 

Durch den Überblick über die innerbetrieblichen Nähr-

stoffströme ist die FSB ein geeignetes Hilfsmittel für die 

Optimierung der Nährstoffverwertung im landwirtschaftli-

chen Betrieb.

Erfolgskontrolle

Da FSB gemäß DüV von den meisten Betrieben aufge-

stellt werden müssen und somit in großem Umfang vor-

handen sind, werden sie auch für Zwecke der Erfolgskon-

trolle erfasst und ausgewertet (NLWKN 2012c & 2014a), 

obwohl ihre Zuverlässigkeit bei viehhaltenden Betrieben 

deutlich geringer ist, als die der HTB.

Bei Betrieben ohne Viehhaltung sind FSB- und HTB-

Saldo gleich, der FSB-Saldo kann dann ebenso für die 

Erfolgskontrolle genutzt werden. Die Mineral-N-Zufuhr als 

Teil der FSB kann generell analog zur HTB ausgewertet 

werden.

Eignungsbewertung 

Da fast alle landwirtschaftlichen Betriebe durch die 

DüV zur Aufstellung von Feld-Stall-Bilanzen verplich-

tet sind, sind weitergehende Auswertungen z. B. zur 

Bewertung des Mineraldüngereinsatzes möglich, 

wenn die Daten von den Betrieben zur Verfügung 

gestellt werden.

Zur Erfolgskontrolle und beim Gebietsmonitoring 

kann die FSB nicht so universell wie die Hoftorbilanz 

eingesetzt werden. Bei viehhaltenden Betrieben ist 

die Zuverlässigkeit gegenüber der Hoftorbilanz deut-

lich geringer. Informationen über die innerbetriebli-

chen Nährstoffströme viehhaltender Betriebe werden 

durch den nach Faustzahlen ermittelten Wirtschafts-

düngeranfall gegeben.

Tab. 59: Datengrundlage der Bilanzglieder in der Feld-Stall-Bilanz (IGLU)
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2.7.3.3 Schlagbilanz

Kurzcharakteristik
Schlagbilanzen werden für die kleinste Bezugsebene, 

den Schlag, erstellt. Wenn mehrere Schläge mit gleicher 

Standortsituation, Anbaufrucht und Vorfrucht zusammen-

hängend bewirtschaftet werden, kann die Schlagbilanz 

auch auf eine solche Bewirtschaftungseinheit bezogen 

werden. Grundsätzlich sollte die Einzelschlagbetrachtung 

immer vorgezogen werden, da sie die Grundlage für die 

Düngeplanung (s. Kap. 2.3.1.1) und Ackerschlagkartei-

führung (s. Kap. 2.4.12) bildet.

Gemäß der aktuellen Düngeverordnung (DüV, BMELV 

2007) können Landwirte den geforderten jährlichen Nähr-

stoffvergleich für das abgelaufene Düngejahr alternativ 

zur Feld-Stall-Bilanz auch in Form einer aggregierten 

Schlagbilanz erstellen.

Die Schlagbilanz zeigt an, ob die vorangegangene 

Düngeplanung (s. Kap. 2.3.1.1) entsprechend den stand-

örtlichen Verhältnissen realistisch geplant wurde.

Abbildung 139 zeigt die Bestandteile der Schlagbilanz 

mit Angaben zur Datenqualität.

BezugseďeŶe 
SĐhlagfläĐhe 

Mineraldünger 

Saatgut 

symbiont. N-Bindung 

pflanzl. Marktprodukte 

Futter 

Schlag-Bilanz-Saldo 

Wirtschaftsdünger nach 

Abzug der NH3-Verluste Stroh / Nebenerntegut 

nach Aufzeichnung, 

plausibilisierbar 

nach Faustzahlen 

berechnet 

geschätzt 

Abb. 139:   
Schema der Nähr-
stoffbilanzierung 
auf Schlagebene 
(IGLU)

Durchführung
Schlagkartei als Grundlage

Grundlage der Schlagbilanz sind die Schlagaufzeichnun-

gen des Landwirts (s. Kap. 2.4.12). In der Regel werden 

Schlagkarteien geführt, in denen alle auf dem Schlag 

durchgeführten Tätigkeiten (z. B. Aussaat, Düngung, 

Planzenschutz, Ernteerträge) detailliert und termingenau 
dokumentiert werden.

Ganzjahresbezug

Die Schlagbilanz sollte für vollständige Anbaujahre 

erstellt werden. Eine mögliche Andüngung und Mahd/

Beweidung von Zwischenfrüchten wird in der Bilanz der 

Folgefrucht berücksichtigt.

Bestimmungen der SchuVO

Für landwirtschaftliche Betriebe, die in Wasser-

schutzgebieten Flächen bewirtschaften, besteht nach 

der niedersächsischen Schutzgebietsverordnung 

(SchuVo, MU 2009) eine Aufzeichnungsplicht. Eine 
schlagbezogene Nährstoffbilanzierung ist jedoch 

nicht erforderlich. Neben der Aufzeichnung der tat-

sächlich durchgeführten Nährstoffzufuhr an Stickstoff 

und Phosphor sind der Nährstoffgehalt des Bodens 

(ermittelt gem. § 3 Abs. 3 DüV) und die Ertragserwar-

tung der angebauten Kulturen schlagbezogen ein-

zutragen (§ 3 SchuVO). Die Erfassung der tatsächli-

chen Erträge, die für die Bilanz benötigt werden, ist 

nicht verplichtend.
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Berechnungen nach Faustzahlen

Die symbiontische N-Bindung wird nach Faustzahlen für 

die verschiedenen Leguminosen und gegebenenfalls den 

Leguminosenanteil ermittelt.

Die Nebenerntegutabfuhr (Stroh, Rübenblatt) wird 

anhand von Faustzahlen zum Haupt-/ Nebenerntegutver-

hältnis aus dem Ertrag der Hauptfrucht abgeleitet.

Die Nährstoffzu- und abfuhr durch Saatgut (unbedeu-

tend) und Marktfrüchte lässt sich anhand der relativ gut 

erfassten Mengen und der geringen Schwankungsbreite 

der Nährstoffgehalte relativ genau bestimmen und gilt 

deshalb als belegbar.

Schätzwerte

Die Nährstoffzufuhr durch Wirtschaftsdünger ist meist nur 

ungenau bekannt (Ungenauigkeit der Mengenangaben 

und Nährstoffgehalte nach Faustzahlen). Das gilt auch 

für die darauf basierende Abschätzung gasförmiger N-

Ausbringungsverluste.

Auch die Abfuhr durch Futtermittel/Beweidung (Menge 

x Trockensubstanzgehalt x Nährstoffgehalt in der TS) 

kann meist nur annähernd ermittelt werden.

Da es immer wieder vorkommt, dass für Eingangsda-

ten der Schlagbilanz keine schlagspeziisch belegten Da-

ten vorliegen, ist die Berechnung der Schlagbilanz über 

die aus der Buchführung hergeleiteten und die Schätzda-

ten qualitativ deutlich beeinträchtigt.

Plausibilitätsprüfung auf Betriebsebene

Eine Plausibilitätskontrolle von Schlagbilanzen ist an-

hand gesamtbetrieblicher Bilanzdaten möglich, wenn die 

Berechnung für alle Schläge des Betriebs oder einen 

repräsentativen Anteil der einzelbetrieblichen landwirt-

schaftlichen Fläche erfolgte. Die Plausibilität kann aber 

nur zusammenfassend für alle Schlagbilanzen und nicht 

für die einzelne Bilanz geprüft werden.

Hierzu werden die Summen der Mineraldünger-, Wirt-

schaftsdünger- und Erntegutmengen der Schlagbilanzen 

mit den Werten der gesamtbetrieblichen Bilanz abgegli-

chen. Für die Plausibilitätsprüfung einzelner Bilanzglieder 

bietet die (plausibilisierte) Feld-Stall-Bilanz den Vorteil, 

dass auch betriebseigene Wirtschaftsdünger und Fut-

termittel darin erfasst sind. Für die zusammenfassende 

Prüfung der Salden bietet die Hoftorbilanz eine bessere 

Vergleichsgrundlage.

Größere Abweichungen zwischen den Werten der 

gesamtbetrieblichen Bilanz und den Aggregierungsergeb-

nissen der Schlagbilanzen zeigen die Ungenauigkeiten 

der Datengrundlage der Schlagbilanzen. Gegebenenfalls 

müssen die Datengrundlagen beider Bilanzformen ge-

prüft und angepasst werden.

Anwendungsbereiche
Düngungsoptimierung

Obwohl die Schlagbilanz aufgrund ihrer Datenqualität nur 

eingeschränkt im Rahmen der Wasserschutzzusatzbe-

ratung geeignet ist, wird sie bei der Düngeberatung mit 

dem Landwirt verwendet. Sie dient innerhalb des land-

wirtschaftlichen Betriebs zur Optimierung der Düngung. 

Vor allem in viehlosen Betrieben ist die Schlagbilanz ein 

zuverlässiges Instrument.

Zur weitergehenden Anbau- und Düngungsoptimie-

rung ist die zusammenfassende Bewertung der Schlagbi-

lanzen einer Fruchtfolge sinnvoll.

Bei viehhaltenden Betrieben ist die Schlagbilanz 

aufgrund der Schätzgrößen für die Wirtschaftsdüngerauf-

bringung, die Futter- und Strohabfuhr sowie die Grünlan-

derträge für die Beurteilung des Nährstoffeinsatzes nicht 

gut geeignet.

Bei der Interpretation von Bilanzsalden muss die 

Vorfruchtwirkung berücksichtigt werden. So kann z. B. 

die Bilanz von Winterweizen nach Winterraps nicht mit 

derjenigen von Stoppelweizen verglichen werden.

Versuchswesen

Im Versuchswesen spielen Schlagbilanzen eine wichtige 

Rolle. Die oben beschriebenen Ungenauigkeiten und 

Unsicherheiten werden durch die höheren Anforderungen 

an die Datengenauigkeit u. a. auch der Ermittlung der 

Eingangsdaten minimiert.

Anbaufrucht-Monitoring

Im Rahmen der landesweiten DIWA-Datenerhebung in 

Trinkwassergewinnungsgebieten werden mittlere Bilanz-

salden der wichtigsten Hauptkulturen differenziert nach 

Flächen mit und ohne stickstoffmindernde Maßnahmen 

jährlich erfasst (NLWKN 2012c). Somit kann die langfris-

tige Entwicklung der Bilanzüberschüsse kulturbezogen 

beobachtet werden.

Gebietsmonitoring

Die Schlagbilanzen können aggregiert je nach Fragestel-

lung (z. B. Anbaufrucht, Flächenpriorität) für das Ge-

bietsmonitoring verwendet werden (NLWKN 2012a). Die 

Daten des Anbaufrucht-Monitorings werden bei ausrei-

chendem Deckungsgrad zu Gebietsmittelwerten (Acker/

Grünland/Gesamt-LF) verrechnet (NLWKN 2012c).

Sickerwassergüteprognose

Auf Gebietsebene wird der Bilanzsaldo im Rahmen der 

Ist-Zustandsanalyse (s. Kap. 2.1.2) zur Ermittlung der 

potenziellen Nitratkonzentration im Sickerwasser für 

Standorte im Humusgleichgewicht herangezogen. Bei 
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humusreichen N-Quellenstandorten ist diese Vorgehens-

weise nicht sinnvoll, da sie zu einer Unterschätzung der 

Sickerwasserbelastung führen würde.

Grundsätzlich ist diese Vorgehensweise nur bei lang-

fristigen Betrachtungen zulässig, da der Boden über eine 

hohe Pufferfähigkeit für Nitratüberschüsse verfügt. Die 

Rechenformel lautet:

Maßnahmen-Monitoring

Schlagbilanzen können zur Erfolgskontrolle lächenbezo-

gener Grundwasserschutzmaßnahmen genutzt werden. 

Tabelle 60 gibt einen Überblick über die nach Experten-

befragungen realistisch zu erwartende Saldenminderung 

von Freiwilligen Vereinbarungen.

Eignungsbewertung 

Schlagbilanzen basieren auf dem gemäß DüV ge-

forderten Nährstoffvergleich und sind als Nachweis 

der ordnungsgemäßen Landwirtschaft anerkannt. Sie 

sind vergleichsweise einfach zu erstellen und viel-

seitig auswertbar. Die mangelnde Prüffähigkeit der 

Datengrundlagen muss jedoch beachtet werden. Eine 

Plausibilisierung mit betrieblichen Bilanzen ist sinn-

voll, aber nur für die Gesamtheit der Schlagbilanzen 

des Betriebs, nicht für die einzelne Bilanz.

Für die die im Rahmen der Wasserschutzzusatzbera-

tung durchgeführte einzelbetriebliche Beratung ist die 

Schlagbilanz ein wertvolles Instrument zur Düngeop-

timierung.

Die gebietsbezogene Auswertung der N-Salden aus 

den Schlagbilanzen eignet sich für:

 ■ die Ermittlung der Maßnahmenwirkung von lä-

chenbezogenen Grundwasserschutzmaßnahmen

 ■  die Ist-Zustandsanalyse und die Erfolgsbewer-

tung der grundwasserschonenden Bewirtschaf-

tung auf der Grundlage der Ermittlung der potenti-

ellen Nitratkonzentration im Sickerwasser.

Auch im Versuchswesen sind Schlagbilanzen für die 

Auswertung von Bedeutung.

 N - Saldo (kg N/ha) * 443
potenzielle Nitratkonzentration = 
 Sickerwasserrate (mm/a)

2.7.4 Untersuchung der  
Wurzelzone – Herbst-N

min

Kurzcharakteristik
Herbst-Nmin-Untersuchungen werden durchgeführt, um 

winterliche N-Auswaschungsverluste mit dem Sicker-

wasser abzuschätzen. Der Herbst-Nmin-Wert gibt den 

Mineralstickstoffgehalt in der Wurzelzone vor Beginn der 

winterlichen Sickerwasserspende an. Der Mineralstick-

stoff besteht unter Acker größtenteils aus Nitrat (NO
3

-).  

Der Rest ist Ammonium (NH
4

+), das in Ackerböden bei 

Temperaturen über 10°C ebenfalls zu Nitrat umgewandelt 

wird. Da Nitrat nicht im Boden zurückgehalten wird, verla-

gert es sich mit dem Sickerwasser in das Grundwasser.

Der Nmin-Wert im Herbst resultiert aus dem Mineral-

stickstoffrest nach der Ernte (= Ernte-Nmin-Wert), der 

Mineralisation im Sommer/Herbst und gegebenenfalls 

der herbstlichen N-Düngung. Gegenzurechnen ist die 

N-Aufnahme durch die Zwischenfrucht oder Winterung 

(s. Tab. 61).

Tab. 60: Mittlere Minderung des N-Überschusses von Schlag-
bilanzen durch Freiwillige Vereinbarungen (nach Expertenbe-
fragung in osterbUrG et al. 2007, zusammengefasst in NLWKN 
2012a)

Maßnahme Saldo-
minderung
(kg N/ha)

Umwandlung von Acker in Grünland 50

Brachebegrünung 50

Ökolandbau+ (Gewässerschutz) 60

Grünlandextensivierung 30

Begrünung ZF, Untersaaten u. Ä. 15

Grünlanderneuerung 10

Wirtschaftsdünger-Aufbringzeiten 20

Wirtschaftsdünger-Aufbringverzicht 20

Optimierte Fruchtfolgegestaltung 15

Reduzierte N-Düngung 30

Reduzierte Bodenbearbeitung 10

Unterfußdüngung 10

Einsatz stabilisierter N-Dünger 10

Wirtschaftsdünger-Verteiltechnik 15

Maisengsaat 10

Schlagbilanzen 0

Reduzierter Herbizideinsatz 0
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Neben der Bewirtschaftung beeinlussen die Standortei-
genschaften und der Witterungsverlauf den Herbst-Nmin-

Wert. Das muss bei der Beprobungsplanung und bei der 

Ergebnisinterpretation berücksichtigt werden. Weiterge-

hende Informationen zur Verwendung der Herbst-Nmin-

Methode zur Erfolgskontrolle sind in der Broschüre „Un-

tersuchungen des mineralischen Stickstoffs im Boden“ 

(NLWKN 2012c) enthalten.

Durchführung
Die Auswahl des geeigneten Untersuchungsstandorts 

ist ein entscheidendes Kriterium. Für das Maßnahmen-

monitoring sind N-Gleichgewichtsstandorte am besten 

geeignet (Standorte mit gleichbleibendem Humus-N-

Gehalt). In das Gebietsmonitoring sollten jedoch auch N-

Quellenstandorte und N-Senkenstandorte je nach ihrem 

Flächenanteil im Gebiet einbezogen werden. Die aus-

gewählten Flächen sollten eine Gründigkeit von 90 cm 

aufweisen sowie einen mittleren Grundwasserlurabstand 
von mindestens 90 cm haben. Zusätzlich sollte der 

Weitere Nmin-Untersuchungstermine

Die Frühjahrs-Nmin-Beprobung dient der gezielten 

Düngeplanung, z. B. nach der SOLLWERT-Methode 

(s. Kap. 2.3.1.2). Die Probenahme erfolgt zu Getreide 

im Februar / März. Zu Hackfrüchten im Mai ist eine 

„Spätfrühjahrs-Nmin-Beprobung“ (s. Kap. 2.3.1.3) 

sinnvoll.

Die Ernte-Nmin-Beprobung erfasst den N-Status 

unmittelbar nach der Ernte der Hauptfrucht und gibt 

Hinweise, ob im Herbst noch ein N-Düngebedarf 

besteht. Sie verbessert die Interpretierbarkeit des 

Herbst-Nmin-Werts.

Im Versuchswesen werden weitere Nmin-Bepro-

bungen während der Hauptwachstumsphase durch-

geführt, um den zeitlichen Verlauf der planzenverfüg-

baren N-Mengen im Boden zu verfolgen.

 















ø











ø



 





 





  
























































































 











 









Abb. 140: Standortkriterien für die Anwendbarkeit der Herbst-N
min

-Methode (NLWKN 2012c)

Tab. 61: Bestimmungsgrößen des Herbst- Nmin-Werts  
(nach NLWKN 2012c)

Mineral-N-Gehalt nach der Ernte  
(Ernte-Nmin)

⇑ 
(Basis)

+ Mineralisation im Herbst ⇑

+ ggf. herbstliche Düngung ⇑

- N-Aufnahme durch Zwischenfrucht /  
Winterung

⇓
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Skelettanteil (Kies/Steine) kleiner als 40 Vol.-% sein. Auf 

lachgründigen Standorten, bei denen die Standardbepro-

bungstiefe von 90 cm nicht erreicht werden kann, können 

Herbst-Nmin-Untersuchungen nur eingeschränkt bewertet 

werden. Bei Flächen mit Dränagen sollten andere Verfah-

ren geprüft werden, da diese beschädigt werden können. 

Abbildung 140 gibt einen Überblick über Standortkriteri-

en, die bei der Auswahl der Herbst-Nmin-Probenahme zu 

berücksichtigen sind.

Festlegung von Repräsentativparzellen

Durch die gebietsrepräsentative Flächenauswahl soll 

der Einluss heterogener Standortverhältnisse ausgegli-
chen werden. Bei homogenen Flächen größer ein Hektar 

werden Repräsentativparzellen mit einer Größe von ca. 

40 – 60 x 80 –100 m festgelegt, auf die sich die Nmin-Be-

probung beschränkt (s. Abb. 141). Bei jeder Herbst-Nmin-

Beprobung wird derselbe Schlagbereich beprobt. Damit 

ist die Vergleichbarkeit von mehrjährigen Herbst-Nmin-

Werten eines Schlags gewährleistet.

Festlegung der Probenahme-Tiefe

Die Probenahme sollte nach Abschluss der herbstlichen 

Mineralisierungsphase und vor Beginn der winterli-

chen Auswaschung erfolgen. In der Regel erfolgt die 

Probenahme bis in 90 cm Tiefe. Bei früh einsetzender 

Sickerwasserbildung kann je nach Bodenart ein Teil des 

Herbst-Nmin-Gehalts mit dem Sickerwasser bereits vor 

der Probenahme in tiefere Bodenschichten verlagert wer-

den. Um dennoch die gesamte herbstliche Mineralstick-

stofffreisetzung zu erfassen, ist auf leichten Böden eine 

tiefenerweiterte Beprobung sinnvoll. Die Nmin-Beprobung 

ist bis maximal 150 cm realisierbar.

Probenahmezeitraum

Der Probenahmezeitpunkt sollte unmittelbar vor Beginn 

der Sickerwasserbildung im Herbst gewählt werden. Die 

optimale Zeit liegt zwischen Mitte Oktober und Ende 

November (s. Abb. 142), kann aber witterungsbedingt 

davon abweichen. Für die Ermittlung des Beginns der 

Sickerwasserbildung stellt das LBEG das internetgestütz-

te „Fachprogramm Bodenwasserhaushalt“ zur Verfügung, 

das gleichzeitig für die Beregnungssteuerung in der 

Vegetationsperiode eingesetzt werden kann.

Probenahme

Die Beprobung erfolgt standardmäßig mit 16 Einstichen 

pro Fläche. Dabei werden Proben in 30 cm-Abschnitten 

entnommen. Auf eine verschleppungsfreie Probenahme, 

also keine Mischung von Material verschiedener Tiefen-

schichten, muss geachtet werden. Für jeden Tiefenbe-

Beginn der 
Sickerwasser- 
bildung 

optimaler Probenahmezeitraum 

zu früh zu spät 

Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. Mär. 

k
g

 N
/h

a
 

Nmin-Gehalt 
(0 bis 90 cm) 

kumulierter 
N-Austrag 

 (max.Herbst-Nmin > N-Austrag) 

MINERALISATION 

Ernte-
Nmin 

AUSWASCHUNG 

Abb. 141: Repräsentativparzellen für die N
min

-Beprobung  
(NLWKN 2012c)

Abb. 142:  
Bestimmung des optimalen 
Probenahmezeitraums für 
die Herbst-N

min
-Beprobung 

(hiLLebraNd 2002)
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reich wird eine Mischprobe erstellt. Die Proben werden 

vollständig eingetütet. Eine Probenteilung (Reduzierung 

der Probenmenge) ist aus Qualitätsgründen erst nach der 

Homogenisierung im Labor möglich. 

Das Probenahmeprotokoll muss Beprobungsda-

tum, Schlagnummer und Anbaufrucht, sowie Hinweise 

auf mögliche Düngungsmaßnahmen, Beweidung von 

Zwischenfrüchten etc. enthalten. Die Proben werden in 

Kühlboxen verpackt und bis zur Analyse gekühlt (unun-

terbrochene Kühlkette).

Neben der Probenahme „von Hand“ stehen verschie-

dene maschinelle selbstfahrende Beprobungsgeräte zur 

Verfügung. Für die manuelle Beprobung werden überwie-

gend folgende Probenahmegeräte eingesetzt.

Mit dem Göttinger Bohrstock wird für jeden Tiefen-

abschnitt im Bohrloch ein eigener Bohrstock verwendet 

(s. Abb. 143). Dadurch wird die Verschleppung von 

Bodenmaterial zwischen den einzelnen Tiefen nahezu 

ausgeschlossen. Die relativ dünnen Bohrstöcke können 

im Idealfall ohne Hammer in den Boden gedrückt werden. 

Für gefrorene, verdichtete, steinige oder trockene Böden 

ist der Göttinger Bohrstock nicht geeignet.

Der Pürckhauer-Bohrstock (s. Abb. 144) wird bis 30 cm 

Tiefe eingeschlagen, entleert und erneut in das Bohrloch 

eingesetzt, dann bis 60 cm eingeschlagen und entleert, 

auf diese Weise wird fortgefahren bis die gewünschte 

Tiefe erreicht ist. Beim Entleeren werden jeweils die 

oberen drei bis fünf cm des Bohrstock-Inhalts verwor-

fen. Wegen des hohen Zeit- und Kraftaufwands und der 

möglichen Verschleppung von Bodenmaterial zwischen 

den Einzeltiefen wird der Pürckhauer-Bohrstock in der 

Herbst-N
min

-Beprobung nur dann eingesetzt, wenn wegen 

der Bodenverhältnisse andere Beprobungsverfahren 

nicht praktikabel sind.

Analyse

Die Nmin-Analyse erfolgt durch ein hierfür akkreditiertes 

Labor. Untersucht werden die Parameter Nitrat, Ammo-

nium und der Wassergehalt. Die Werte werden für die 

einzelnen Schichten durch das Labor auf kg NO
3
-N und 

NH
4
-N pro Hektar umgerechnet. Die Wassergehalte (in 

Gewichts-%) sollten von den Laboren grundsätzlich mit 

angegeben werden, damit die Ergebnisse auf Plausibilität 

geprüft werden können.

Darstellung und Auswertung

Nmin-Werte werden häuig in Säulendiagrammen darge-

stellt, beispielsweise als Säulenpaare „mit / ohne“ Maß-

nahme, als Säulengruppen von Fruchtmittelwerten oder 

als Einzelwertdarstellung in aufsteigender Reihenfolge 

zur Darstellung des Verteilungsmusters der Herbst- Nmin-

Werte.

Die graische Darstellung der Ergebnisse sollte neben 
der Summe auch die Tiefenverteilung des Mineralstick-

stoffs beinhalten (gestapelte Säulen). Beispielsweise 

können vergleichsweise hohe Nmin-Werte der untersten 

Tiefe auf mögliche Vorab-Verluste von Nitrat hinweisen. 

Eine Überprüfung ist anhand der Wassergehalte und der 

standörtlichen Feldkapazität möglich.

Die Aggregierung von Nmin-Werten erfolgt meist durch 

arithmetische Mittelwert-Berechnung. Da Mittelwerte 

durch einzelne hohe Werte stark beeinlusst werden und 
Nmin-Werte nicht normal verteilt sind, ist für Vergleichsun-

tersuchungen (z. B. Maßnahmenmonitoring) die Median-

berechnung besser geeignet. Der Median ist meistens 

kleiner als der arithmetische Mittelwert. Medianwerte 

dürfen nicht mit Mittelwerten verglichen werden.

Landesweite Auswertung

Für das landesweite TGG- und WRRL-Monitoring werden 

Herbst-Nmin-Werte aller Beratungsträger jährlich mit dem 

Datenerfassungsprogramm DIWA-Shuttle zusammenge-

führt (NLWKN 2012a).

Für TGG werden die Nmin-Werte vor der Weitergabe 

nach Auswertungsräumen, Früchten und Grundwasser-

schutzmaßnahmen gemittelt. Anhand der zugeordneten 

Flächenanteile und der mittleren Sickerwasserraten und 

Feldkapazitäten wird bei ausreichendem Untersuchungs-

umfang neben dem Gesamtgebietsmittelwert auch die 

prognostizierte Nitratkonzentration im Sickerwasser 

ausgewiesen.

Für die WRRL-Maßnahmenräume werden statt ag-

gregierter Daten die Einzelwerte (ohne Bewirtschafterzu-

ordnung) zusammen geführt, um weitergehende Auswer-

tungsmöglichkeiten auf Landesebene zu erhalten.

Abb. 144: Pürckhauer-Bohrstock (IGLU)

Abb. 143: Göttinger Bohrstock (IGLU)



242

2.7.4 Untersuchung der Wurzelzone – Herbst-N
min

Anwendungsbereiche 
Die Herbst-Nmin-Methode kann für die Ersterfassung und 

das fortlaufende Gebiets- und Maßnahmenmonitoring 

eingesetzt werden:

Stofliche Ist-Zustandsanalyse
Ziel der Erstuntersuchung ist es, einen Überblick über 

betriebs- und fruchtspeziische Schwachstellen der land-

wirtschaftlichen Bewirtschaftung zu erhalten und daraus 

Schwerpunkte für die zukünftige Beratungstätigkeit ab-

zuleiten. Je nach dem möglichen Untersuchungsumfang 

wird die Herbst-Nmin-Untersuchung gebietsrepräsentativ 

oder für einzelne Schwerpunktfragestellungen eingesetzt.

Gebietsmonitoring

Im Rahmen des Gebietsmonitorings wird die Methode auf 

Referenzlächen genutzt, um Aussagen für die gebiets-

bezogenen Standort- und Bewirtschaftungsverhältnisse 

und die Wirkung von Grundwasserschutzmaßnahmen zu 

erhalten. Die Auswertung der Ergebnisse erfolgt lächen-

gewichtet nach den Flächenanteilen der Anbaufrüchte 

und differenziert nach Flächen “mit Maßnahmen“ und 

„ohne Maßnahmen“.

Maßnahmenmonitoring

Zum Maßnahmenmonitoring sind die Herbst-Nmin-Un-

tersuchungen für die Maßnahmen besonders geeignet, 

von denen eine direkte Verminderung der winterlichen 

Nitratausträge zu erwarten ist.

Zum Vergleich von Flächen “mit“ und „ohne“ Maßnah-

me wird der Medianvergleich empfohlen. Tabelle 62 ist zu 

entnehmen, für welche Maßnahmen sich die Herbst-Nmin-

Untersuchung eignet.

Prognose der Sickerwassergüte und Nitratfracht

Unter der Annahme einer gleichförmig abwärts gerichte-

ten Sickerwasserbewegung nach Auffüllung der Feldka-

pazität kann der Herbst-Nmin-Wert für die Prognose der 

Nitratkonzentration im Sickerwasser ausgewertet werden. 

Als weitere Eingangswerte werden hierbei die Feldkapa-

zität bis 90 cm Tiefe (FK90 in mm) und die Sickerwas-

serrate (SWR in mm/Jahr) benötigt. Die Berechnung der 

SWR erfolgt nach der Methodenbank des NIBIS (müLLer 

2011).

Die folgende Berechnungsformel für die Sickerwas-

sergüte-Prognose ist auch EDV-technisch leicht umsetz-

bar. Der Faktor 443 ergibt sich aus dem Mol-Massen-

verhältnis NO
3
/ N und den verwendeten Einheiten. Im 

Nenner wird entweder die FK90 oder die SWR berück-

sichtigt, je nachdem welcher Wert größer ist.

Die Nitrat-N-Fracht im Sickerwasser ergibt sich nach der 

folgenden Formel:

Tab. 62: Eignung der Herbst-Nmin-Methode zur Bewertung 
einzelner, schlagbezogener Grundwasserschutzmaßnahmen 
(NLWKN 2012d)

Grundwasserschutzmaß-
nahmen

Eignung der Herbst-
Nmin-Untersuchung

gut
be-

dingt
unge-
eignet

Zeitliche Beschränkung der 
Aufbringung tierischer Wirt-
schaftsdünger (A) Spätsom-
mer/Herbst (B) Frühjahr 

X (A) X (B)

Verzicht auf den Einsatz tieri-
scher Wirtschaftsdünger

X

Gewässerschonende  
Aufbringung von Wirtschafts-
düngern

X

Wirtschaftsdünger- und  
Bodenuntersuchungen

X

Aktive Begrünung  
(Zwischenfrucht, Untersaat, 
Brache)

X

Gewässerschonende Frucht-
folgegestaltung

X

Extensive Bewirtschaftung 
von Grünland

X

Umbruchlose Grünlander-
neuerung

X

Reduzierte N-Düngung X

Reduzierte Bodenbearbei-
tung (im Herbst)

X

Maisengsaat X

Unterfußdüngung X

Einsatz stabilisierter  
N-Dünger

X

Reduzierter Herbizideinsatz X

Umwandlung von Acker in 
extensives Grünland /  
extensives Feldgras

X

Erosionsschutz Forst X

Waldumbau X

 Herbst-Nmin x 443
  = mg NO

3
/l im Sickerwasser

 max (FK90, SWR)

 Herbst-Nmin x SWR
  = kgNO

3
-N /ha

 max (FK90, SWR)
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Maximal tolerierbarer Herbst-Nmin-Wert

Je nach Bodenart und Sickerwassermenge lässt sich bei 

Vorgabe eines Grenzwerts für die Nitratkonzentration im 

Sickerwasser ein maximal tolerierbarer Herbst-Nmin-Wert 

ableiten:

Wenn der Nitrat-Grenzwert der Trinkwasserverordnung 

(BMG 2013) als kurzfristig anzustrebendes Ziel für die 

Sickerwasserqualität eingesetzt wird, ergibt sich die fol-

gende vereinfachte Rechenformel:

   max. zulässige 
 NO

3
 Konz. im SW

max (FK90, SWR) x  = 
          433

max. tolerierbarer 
Herbst-Nmin-Wert

 max. tolerierbarer Herbst-Nmin-Wert
max (FK90, SWR) x 0,113 = zur Einhaltung von 50 mg NO

3
/l 

 Sickerwasser

Eignungsbewertung

Die Herbst-Nmin-Untersuchung erlaubt die unmittelbare Bewertung der zu erwartenden Auswaschungsfrachten 

des aktuellen Anbaujahrs. Von den stoflich-analytischen Verfahren der Erfolgskontrolle ist die Herbst-Nmin-Be-

probung zeitlich gesehen der Maßnahmen-Durchführung am nächsten. Sie ist daher gut geeignet für die jährliche 

Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen auf landwirtschaftlichen Flächen.

Grundvoraussetzungen für aussagekräftige Ergebnisse sind

 ■ geeignete Standortverhältnisse

 ■ mindestens 16 Einstiche pro Fläche

 ■ Probenahme ab Oktober, unmittelbar vor Beginn der Sickerwasserperiode 

 ■ bei hohen Herbstniederschlägen Tiefenanpassung der Beprobung 

Bei der Auswertung von Nmin-Daten muss generell der Probenahmetermin und der Witterungsverlauf im Herbst 

berücksichtigt werden.

aktuelles Anbaujahr

Ist-Zustand für die innergebietliche Prioritätensetzung +

Erfolgskontrolle von Einzelschlag-Maßnahmen ++

Erfolgskontrolle auf Repräsentativlächen +

Ausblick: Herbst-N
min

-Wert-abhängige Honorierungsverfahren

In einigen Trinkwasserschutzkooperationen Niedersachsens wird eine Herbst-N
min

 ergebnisabhängige Honorie-

rung von Grundwasserschutzmaßnahmen der Bewirtschafter mit gutem Erfolg praktiziert und weiter entwickelt. 

Zusätzlich zu den Honorierungssätzen müssen die Kosten für die N
min

-Probenahme berücksichtigt werden. Bisher 

erfolgt die Bewertung auf der Basis gestaffelter Hektarsätze nach festen N
min

-Klassen. Gegebenenfalls ist auch 

eine Honorierung mit variablen Klassengrenzen möglich.
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2.7.5 Untersuchung der  
Sickerwasser-Dränzone

Untersuchungen der Sickerwasser-Dränzone zum Stoff-

transport bzw. zur Verweildauer werden in der ungesät-

tigten Zone, das heißt im Bereich vom Ende der Wur-

zelzone bis zur Grundwasseroberläche, durchgeführt. 
Im Vergleich zu Grundwasseruntersuchungen ist eine 

eindeutige Zuordnung der Ergebnisse zur Herkunftslä-

che möglich. 

Im Kapitel 2.7.5.1 werden Saugsonden und Lysimeter 

als stationäre Messverfahren beschrieben. Der Hauptein-

satzbereich sind Dauerbeobachtungs- und Demonstra-

tionslächen. Da das Sickerwasser direkt aufgefangen 
wird, sind die Verfahren auch für weitere Fragestellun-

gen, z. B. den Nachweis von Planzenschutzmittelrück-

ständen im Sickerwasser unterhalb der Wurzelzone 

geeignet. Beide Verfahren bieten eine standortfestgelegte 

Probenahme, die vor allem zur Erhebung lächenreprä-

sentativer Daten vorteilhaft ist. Im Gegensatz zur Nmin-

Methode können Zeitreihen zur Sickerwasserqualität 

erstellt werden. 

Als standortunabhängige Untersuchungsmethode in 

der Sickerwasserzone werden im Kapitel 2.7.5.2 bo-

denkundliche Tiefenproile beschrieben. Sie werden im 
Rahmen der WZB häuig verwendet. Durch die Ent-
nahme von tiefenabgestuften Bodenproben, kann die 

Verlagerung des Nitrats im Sicker wasser zuverlässig für 

repräsentative Flächen, einen festgelegten Zielbereich 

oder speziische Fragestellungen ermittelt werden.

2.7.5.1 Saugsonden und Lysimeter

Zur Bestimmung der Qualität des Sickerwassers können 

Saugsonden und Lysimeter als stationäre Verfahren zur 

Bestimmung der Qualität des Sickerwassers eingesetzt 

werden. Im Rahmen der WZB werden diese Verfahren 

bisher selten genutzt. Meist wird auf lexible, nicht räum-

lich festgelegte Methoden der Sickerwasseruntersuchun-

gen zurückgegriffen.

Seit mehr als 20 Jahren werden in Niedersachsen Bo-

dendauerbeobachtungsprogramme zur Beobachtung der 

Umweltmedien durchgeführt. Zur langjährigen Sickerwas-

seruntersuchung wurden Saugsonden auf Bodendauer-

beobachtungslächen (BDF) installiert. Ergebnisse dieser 
Untersuchungen, die auch im Rahmen von Exaktver-

suchen der LWK auf den BDF-Flächen genutzt werden, 

dienen als Datengrundlage für die WZB.

Kurzcharakteristik Saugsonden
Saugsonden sind Röhren aus keramischen oder poly-

meren Werkstoffen mit einer Länge von ca. 20 –120 cm, 
an deren Ende sich die Saugkerze beindet. Die Saug-

kerze besteht aus porösem Material, dessen Poren in 

der Regel ständig mit Wasser gefüllt sind (DVWK 1990) 

und die in Kontakt mit dem bodenkapillaren Wasser, aber 

keine Luft, einlassen. Die Sickerwasserproben werden 

mittels eines Unterdrucks, der Sicker- und Kapillarwasser 

ansaugt, gewonnen. Das angesaugte Sickerwasser wird 

in einem separaten Behälter gesammelt (s. Abb.145). Zur 

Untersuchung der Nitratkonzentration sollten die Saug-

sonden in mehrfacher Wiederholung installiert werden. 

Bei geringen Grundwasserlurabständen ist die Methodik 
nicht geeignet.

Durchführung
Einbau

Der Einbau der Saugsonden kann horizontal oder vertikal 

erfolgen (s. Abb. 145). Dabei muss der hydraulische 

Kontakt zur Bodenmatrix hergestellt werden. Auch bei 

tiefenabgestuften Untersuchungen sollte das Fließfeld im 

Bereich der Saugkerzen durch einen möglichst großen 

Einbauabstand zur Grube nicht gestört werden. Bei 

einer Beprobung in der Frostperiode ist ein frostsicherer 

Einbau erforderlich, bei tiefengestuften Untersuchungen 

sollte eine Beheizung der Grube erfolgen.

Probenahme

Die Probenahmegefäße müssen temperatur- und lichtge-

schützt aufgestellt werden (s. Abb. 146). Jede Saugson-

Saug-
kerze

Unterdruckapparat

Sammelflasche

Boden-
lösung

Abb. 145: Einbaumöglichkeiten von Saugkerzen (IGLU)
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de ist mit einem Probenahmegefäß verbunden, auf das 

ein Unterdruck ausgeübt wird. Eine konstante Probenah-

me mit einer gleichmäßigen Beprobung erfordert eine 

dauerhaft anliegende Saugspannung (ähnlich wie bei 

einem Unterdrucklysimeter). Sie ermöglicht eine vollstän-

dige Erfassung der Sickerfronten. Bei der intervallbezo-

genen Probenahme wird nur zu einzelnen Probenahme-

terminen eine Saugspannung angelegt. Das Anlegen der 

richtigen Saugspannung erfolgt in der Regel mit Tensio-

metern. Die natürliche Sickerwasserbewegung soll durch 

die Saugkerze nicht wesentlich gestört werden. Deshalb 

muss sich der angelegte Unterdruck an der Saugspan-

nung des Substrats orientieren, die mit dem Tensiometer 

gemessen werden kann. Das Beprobungssystem ist 

relativ störanfällig. Die Probenahme kann unter Umstän-

den mit einem hohen technischen Aufwand verbunden 

sein. Die Gewinnung von Bodenwasserproben mit Hilfe 

von Saugkerzen ist im DVWK-Merkblatt 217 detailliert 

beschrieben (DVWK 1990). 

Anwendungsbereich
Mit der Untersuchung wird die Sickerwasserkonzentra-

tion im Tiefenverlauf direkt erfasst. Im Unterschied zu 

bodenkundlichen Tiefenproilen (s. Kap. 2.7.5.2) erfolgt 
keine Extraktion von Substratproben, so dass die Ergeb-

nisse mit hoher Zuverlässigkeit auch für Frachtenberech-

nungen verwendet werden können, da Totwasser nicht 

erfasst wird und keine Desorption erfolgt.

Die Ergebnisse werden für einzelne Untersuchungs-

termine als Konzentrations-Tiefenproil oder für einen 
Untersuchungszeitraum als Zeitreihe der Stoffkonzentra-

tionen dargestellt.

Die Anwendung der Saugsonden-Untersuchung 

im Rahmen der WZB erfolgt aufgrund des baulichen 

und technischen Aufwands nur in wenigen Fällen. Der 

Schwerpunkt liegt auf langfristigen Untersuchungen auf 

Dauerbeobachtungs- und Versuchslächen.

Eignungsbewertung

Mithilfe von Saugsonden kann die Tiefenverlage-

rung des Nitrats mit dem Sickerwasser verfolgt 

werden. Wegen des Aufwands ist der Einsatz von 

Saugsonden auf Dauerbeobachtungs- und Ver-

suchslächen begrenzt.
Ein Vorteil des Verfahrens ist die geringe Störung 

des Bodenproils. Aufgrund der stationären Einrich-

tung erfolgt die Probenahme punktscharf.

Der Vorteil von Lysimetern besteht im einfacheren 

Einbau und dem nur gering gestörten Bodenproil.

Ist-Zustand für Prioritätensetzung o

Erfolgskontrolle von Einzelschlag-

Maßnahmen
–

Erfolgskontrolle auf Repräsentativ-

lächen +
Erfolgskontrolle großlächiger 
GW-Schutzmaßnahmen

–

Kurzcharakteristik Lysimeter
Lysimeter ermöglichen eine quantitative und qualitative 

Untersuchung des Sickerwassers in der zeitlichen Ent-

wicklung. Man unterscheidet baulich festangelegte, zum 

Teil wägbare Unterdrucklysimeter, die für wissenschaftli-

che Projekte meist dauerhaft genutzt werden und Kleinly-

simeter (auch Feldlysimeter genannt), mit denen schlag-

bezogene Fragestellungen zum Stofftransport untersucht 

werden können. Unterdrucklysimeter simulieren die 

hydraulischen Verhältnisse des natürlichen Bodenproils 
und sind deshalb besonders geeignet für die Kalibrierung 

von Wasserhaushaltsmodellen. Kleinlysimeter werden 

schwerpunktmäßig in Versuchsprojekten oder in lach-

gründigen Bereichen eingebaut, bei denen keine anderen 

Untersuchungen zur Ermittlung der Sickerwasserkonzen-

tration möglich sind. Es gibt verschiedene Lysimeterva-

rianten. Im Rahmen der WZB wird das Wannenlysimeter 

eingesetzt.

Das Wannenlysimeter fängt das Sickerwasser einer 

deinierten Fläche unterhalb der Wurzelzone am unteren 
Rand des Lysimeters auf (DWA 2012). Das gesammelte 

Sickerwasser wird regelmäßig abgepumpt. Auf lachgrün-

digen Böden, die sich durch kurze Sickerstrecken aus-

zeichnen, kann das Sickerwasser erfasst werden, bevor 

es dem Grundwasser zuließt.

Abb. 146: Beispiel Saugkerzenuntersuchung auf einer Ackerlä-
che (NLWKN)
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Durchführung
Einbau

Einzelheiten zum Bau und Betrieb von Lysimeteranla-

gen sind in den DVWK-Empfehlungen (DVWK 1980) 

beschrieben. Der Einbau einer Lysimetereinrichtung ist 

sehr aufwändig. Ein Grundproblem beim Einbau ist die 

Störung des Bodenproils. Der Einbau und Einsatz sollte 
wegen der Vegetationsruhe im Winterhalbjahr erfolgen. 

Das Wannenlysimeter ist ein mit Bodenmaterial gefüll-

ter wannenartiger Behälter. Zwei Wannen aus Kunststoff, 

die nach unten leicht verjüngt sind, werden ineinander 

gestellt (s. Abb.147). Ein Abstandshalter in der unteren 

Wanne schafft einen Hohlraum, in dem sich das Sicker-

wasser sammeln kann. In der oberen Wanne sind Löcher 

im Boden, die mit einem Flies abgedeckt werden. Durch 

eines der Löcher wird vorher ein Schlauch geführt, mit 

dem später das Sickerwasser abgepumpt werden kann 

(s. Abb. 148). Das Umhüllen der beiden Wannen mit 

einer wasserdichten Folie stellt sicher, dass nur Wasser 

gesammelt wird, das vorher durch die innere Wanne 

gelaufen ist. In die obere Wanne wird abschließend der 

Boden eingefüllt. Es wird darauf geachtet, die Lagerungs-

dichte des ungestörten Bodens und eine Durchmischung 

weitestgehend zu minimieren. Es wird davon ausge-

gangen, dass durch die regelmäßige Bearbeitung der 

Ackerkrume das Bodenmaterial im geplügten Ackerbau 
so homogenisiert wurde, dass der Einbau des Bodens 

in das Wannenlysimeter ohne gravierende Fehler, wie 

z. B. bevorzugte Fließkanäle, erfolgt. Zur Absicherung der 

Untersuchungsergebnisse sollte aber mit zwei bis vier 

Wiederholungen gearbeitet werden (IGLU 2004).

Abb. 147: Schematische Skizze zum Aufbau eines Wannenlysimeters auf einem lachgründigen Festgesteinsstandort (IGLU 2004)

Abb. 148:  Bau eines Wannenlysimeters (IGLU 2004) 
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Probenahme

Die Häuigkeit der Leerung des Sickerwasserbehälters 
richtet sich nach der Höhe der Niederschläge. Ohne 

intensive Niederschläge sollte ein ein- bis zweiwöchiger 

Beprobungsturnus zur Gewinnung einer Zeitreihe einge-

halten werden. In der Sickerwasserperiode ist bei einem 

gesättigten Bodenkörper die Reaktionszeit des Lysime-

ters sehr kurz. Nach stärkeren Niederschlägen sollte am 

Folgetag eine Probe entnommen werden.

Auswertung

Aus der unterhalb der Wurzelzone aufgefangenen Si-

ckerwassermenge kann für den deinierten Bilanzraum 
des Behälters (Auffangläche) annähernd die tatsächliche 
Grundwasserneubildung abgeleitet werden. Beachtet 

werden muss, dass die auf einer relativ kleinen Fläche 

gewonnenen Sickerwassermengen eine hohe Varianz 

aufweisen können. Die Ursache dafür sind bevorzugte 

Fließbahnen im Untergrund, die örtlich eine schnellere 

Verlagerung von Sickerwasser ermöglichen. Vor al-

lem bei den ersten Messungen kann es zu überhöhten 

Werten kommen, wenn der Boden beim Einbau zu stark 

gelockert wurde. Mit dem Wannenlysimeter ist auch eine 

Frachtenberechnung möglich (s. Abb. 149). Ihre Aussa-

gekraft ist abhängig von der Genauigkeit der erfassten 

Sickerwassermenge. Daten aus einem Lysimeterversuch 

können auf größere Flächen ähnlicher Bodenart, des 

Bodentyps und der Bodenbedeckung hochgerechnet 

werden. 

Anwendungsbereich
Lysimeter gelten als vergleichsweise kostenintensive An-

lagen, die aufwändige Vor- und Nacharbeiten erfordern, 

um eine dem Standort gerechte realistische Auswer-

tung zu erreichen. Deshalb werden sie insbesondere im 

Versuchswesen verwendet. Für exakte Untersuchungen 

zum Wasserhaushalt (z. B. begleitende Lysimeterunter-

suchungen des Landesamtes für Bergbau, Energie und 

Geologie zu den Exaktversuchen der Landwirtschafts-

kammer Niedersachsen) werden Lysimeter mit hohem 

technischen Standard verwendet. Zur Untersuchung 

der regionalen Auswirkungen der Landnutzung können 

Feldlysimeter verwendet werden. Der Einbau von Wan-

nenlysimetern zur Untersuchung des Sickerwassers ist 

für folgende Anwendungsbereiche sinnvoll:

 ■ zur fortlaufenden Erfassung der Sickerwasserqualität 

und N-Dynamik in enger zeitlicher Aulösung für reprä-

sentative Standorte

 ■ zum Nachweis von Auswaschungsereignissen auf 

Demonstrations- oder Dauerbeobachtungslächen

 ■ zur Erfolgskontrolle langfristiger Extensivierungsmaß-

nahmen (z. B. Umwandlung von Ackerland in Grün-

land).

Um möglichst die gesamte Wurzelzone mit dem Wannen-

lysimeter zu erfassen, ist diese Methode der Erfolgskon-

trolle weitgehend auf lachgründige, grundwasserferne 
Standorte beschränkt. Auf tiefgründigen, tonhaltigen 

Böden ist der technische Aufwand für die erforderliche 

Einbautiefe zu groß.

Abb. 149:  
Beispiel einer Darstellung 
von Messwerten aus Wan-
nenlysimetern, Frachten-
berechnung des Stickstoffs 
(IGLU 2004, verändert).
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2.7.5.2 Nitrat-Tiefenproile

Kurzcharakteristik
Tiefenabgestufte Beprobungen der ungesättigten Zone 

(kurz: Tiefenproile) ermöglichen auf geeigneten Standor-
ten die Ermittlung von Stoffkonzentrations-Tiefenproilen 
bis zur Grundwasseroberläche (s. Abb. 150). Meist 
werden in Tiefenschritten von z. B. 30 cm Substratproben 

entnommen und im Labor analysiert.

In der Sickerwasser-Dränzone, unterhalb der hydrau-

lischen Wasserscheide des Bodens ist die Wasserbe-

wegung bis zur Grundwasseroberläche ausschließlich 
abwärts gerichtet. Die Stoffkonzentration wird nicht mehr 

durch die Nährstoffaufnahme der Planzen beeinlusst. 
Wenn Nitratabbau durch Denitriikation ausgeschlossen 
werden kann, entspricht die mittlere Nitratkonzentration 

in der Sickerwasser-Dränzone der mittleren Konzentra-

tion in der Grundwasserneubildung. In der Prinzipskizze 

Abbildung 150 sind das 87 mg NO
3
/ l.

In Abhängigkeit von der Mächtigkeit der Dränzone, der 

jährlichen Sickerwassermenge und der Feldkapazi-

tät des Substrats kann das Nitrat-Tiefenproil mehrere 
Sickerwasserjahrgänge abbilden. Zum Teil können die 

Auswirkungen von Bewirtschaftungsänderungen anhand 

der zeitlichen Zuordnung der Tiefenbereiche eines Nitrat-

Tiefenproils identiiziert werden (s. Abb. 153). Häuiger 
aber wird der Mittelwert der Nitratkonzentration in der 

Dränzone zur Bewertung eines Mehrjahreszeitraums 

(beispielsweise einer Fruchtfolge) herangezogen und 

durch Vergleich wiederholter Beprobungen im Mehrjah-

resabstand für die Erfolgskontrolle genutzt.

Eignungsbewertung

Der Einbau von Lysimetern eignet sich zur Erfolgs-

kontrolle von Maßnahmen sowie zum Nachweis von 

Prozessen, insbesondere:

 ■ Maßnahmen, die direkt zu einer Reduzierung der 

Nitratkonzentration im Sickerwasser führen sollen 

(vor allem Zwischenfruchtanbau und reduzierte 

Bodenbearbeitung im Herbst)

 ■ direkter Nachweis des Auswaschungsverhaltens 

in Abhängigkeit vom Sickerwasseranfall und der 

Witterung

 ■ Nachweis des zeitlichen Verlaufs von Mineralisie-

rungsprozessen auf Dauerbeobachtungslächen.

Zur statistischen Absicherung sind mehrere Wieder-

holungen und somit ein großer Beprobungsaufwand 

notwendig. Der Einsatz von Lysimetern zur Erfolgskon-

trolle ist weitgehend auf lachgründige, grundwasser-
ferne Standorte und den Einbau im Winter beschränkt.

1-jährige 
Maßnahmen

mehrjährige 
Maßnahmen

Ist-Zustand für 
innergebietliche  
Prioritätensetzung

– –

Erfolgskontrolle 
von Einzelschlag-
maßnahmen

o –

Erfolgskontrolle auf 
Repräsentativ-
lächen

o +

Abb. 150: Prinzipskizze zur Durchführung und Ergebnisaus-
wertung von Tiefenproilen
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Eine deutliche Abnahme der Nitratkonzentration mit der 

Tiefe bei gleichzeitiger Zunahme der Sulfatkonzentration 

ist ein Indiz für Denitriikation bereits in der ungesättigten 
Zone (z. B. bei sehr dichtgelagerten Lockersedimenten 

mit Sauerstoffarmut), deren Umfang und Verbreitung 

durch Tiefenproile nachgewiesen werden kann (s. 
Abb.151).

Durchführung
Untersuchungsumfang

Der fachlich erforderliche Untersuchungsumfang richtet 

sich nach der Fragestellung und den Anforderungen an 

die statistische Absicherung der Ergebnisse. Angestrebt 

werden sollte eine mindestens dreifache Wiederholung 

der Bohrungen je Fläche. Bei nur einer Bohrung je Flä-

che sollten die Ergebnisse lächenübergreifend ausge-

wertet werden.

Für die Erfolgskontrolle werden häuig Tiefenintervalle 
von 20 bis 40 cm (meistens 30 cm) gewählt. Tiefenschrit-

te unter 20 cm werden z. B. bei Sonderuntersuchungen 

zur Niedermoordegradierung im kritischen Tiefenbereich 

gewählt. Große Tiefenintervalle sind für Überblicksun-

tersuchungen bei homogenen Substraten und großen 

jährlichen Sickerwasserverlagerungsstrecken geeignet.

 

Standortauswahl und -dokumentation

Die Flächenauswahl richtet sich nach der Fragestellung, 

der Bewirtschaftung (z. B. Fruchtfolge, Düngepraxis, 

Grundwasserschutzmaßnahmen) und den Standort-

eigenschaften. Die Bohrpunkte werden im Büro nach 

bodenkundlich-geologischen Kartengrundlagen festge-

legt und vor Ort mit den Bewirtschaftern abgesprochen. 

Eine Anpassung im Gelände kann erforderlich sein, wenn 

„unplanmäßig“ Stauwasser auftritt, Steine das Bohren 

behindern oder die angestrebte Mindestbohrtiefe aus an-

deren Gründen nicht erreicht werden kann. Die tatsächli-

chen Bohrpunkte werden vor Ort eingemessen oder per 

GPS erfasst um mehrjährige Vergleichsuntersuchungen 

zu ermöglichen.

Probenahmegeräte

Für die Probenahme bis etwa fünf Meter werden Hand-

bohrer (s. Abb. 152) verwendet, die bei geringem Gerä-

teaufwand eine tiefengenaue Beprobung ermöglichen. 

Bei größeren Tiefen und / oder steinigem oder sehr 

bindigem Substrat werden Rammkernsondierungen 

eingesetzt.

Probenahme

Zur Ermittlung der Nitratkonzentration in der Sickerwas-

ser-Dränzone erfolgt die Probenahme meist ab einer 

Tiefe von 1,20 m. Für jede Bohrung wird ein Probe-

nahmeprotokoll mit einer geologisch-bodenkundlichen 

Substratansprache gefertigt. Bei der Probenahme ist 

darauf zu achten, dass keine Materialvermischung über 

verschiedene Horizonte erfolgt. Die gewonnenen Boden-

proben werden deshalb im Gelände oben und seitlich 

mindestens soweit beschnitten und gesäubert, dass eine 

Kontamination durch herabgefallenes Bodenmaterial aus-

geschlossen ist. Im Gelände erfolgt keine Homogenisie-

rung und Teilung der Proben. Die Bodenproben werden 

für jede Proiltiefe getrennt und vollständig zum Labor 
transportiert. Die Kühlkette darf beim Transport nicht 

unterbrochen werden.

Abb. 151: Tiefenproil mit Denitriikation in der Sickerwasser-
Dränzone im pyrithaltigen, reduktiven Geschiebelehm 

Abb. 152: Handbohrer für verschiedene Substrate
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Laboranalyse

Die Bodenproben werden im Labor standardmäßig auf 

Nitrat-, Ammonium- und Sulfatkonzentrationen sowie den 

Wassergehalt in der Bodenlösung untersucht. Die Extrak-

tion erfolgt nach dem VDLUFA-Methodenbuch Band I mit 

0,01 M Calciumchloridlösung.

Ergebnisauswertung

Die tiefenbezogenen Analyseergebnisse werden in der 

Regel in Form von Konzentrations-Tiefenproilen darge-

stellt. Im Idealfall (homogene Sickerwasser-Dränzone, 

kurze jährliche Verlagerungsstrecken) können zeitliche 

Variabilitäten z. B. als Folge von Grundwasserschutzmaß-

nahmen aus einem Proil abgeleitet werden.
In Abbildung 153 ist ein solcher Idealfall für ein 

Tiefenproil aus dem Löss-Bergland dargestellt. Das 
Proil erfasst ca. sieben Anbaujahre. In der Abbildung 
entspricht ein Sickerwasserjahrgang bei einer jährlichen 

Sickerwasserrate von 150 mm und einer Feldkapazität 

von 30 % einem Tiefenbereich von 0,5 m. Die Zuordnung 

der Zeitachse zeigt eine deutliche Verbesserung der 

Bewirtschaftung an.

Bei der Interpretation von Tiefenproilergebnissen muss 
der präferenzielle Fluss als Einlussgröße berücksichtigt 
werden. In der ungesättigten Zone ist der präferenzielle 

Fluss die Regel (LeNNartZ 2003).

Beeinlussungen durch Stoffumsetzungsprozesse (z. B. 
Denitriikation: Nitratabbau/Sulfatbildung) können identii-

ziert werden, wenn eine parameterübergreifende Aus-

wertung unter Berücksichtigung der stöchiometrischen 

Mengenverhältnisse und gegebenenfalls der bodenkund-

lichen und hydrologischen Informationen erfolgt.

Anwendungsbereich

Tiefenproile werden im Rahmen der Wasserschutzzu-

satzberatung zur Zustandserfassung und Erfolgskontrolle 

sowie für Sonderfragestellungen eingesetzt.

Sie können auf tiefgründigen Lockergesteinsstandor-

ten mit nicht zu großem Steinanteil durchgeführt werden. 

Das Verfahren ist gegenüber den kalkulatorischen Ver-

fahren zur Erfolgskontrolle bzw. zur Herbst-Nmin-Untersu-

chung aufwändiger, liefert aber zuverlässigere Aussagen 

zur tatsächlichen Sickerwasserqualität.

Zustandserfassung und Gebietsmonitoring

Nitrat-Tiefenproile dokumentieren die mehrjährige 
Sickerwasserqualität. Im Unterschied zur Ableitung aus 

dem Herbst-Nmin-Wert wird die Nitratkonzentration im 

Sickerwasser unmittelbar gemessen, das bedeutet Unge-

nauigkeiten z. B. durch die Ermittlung der Sickerwasser-

rate und der Sickerwasserbildung vor der N
min

-Beprobung 

entfallen.

Durch eine tiefenbezogene Auswertung der Nitrat- 

(und Sulfat-)konzentrationen kann die Bedeutung eines 

möglichen Nitratabbaus durch Denitriikation in der Drän-

zone eingeschätzt werden.
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Präferenzieller Fluss

Die Berechnung der jährlichen Sickerwasser-Verlage-

rungsstrecke nach DIN 19732 geht von einer gleich-

mäßigen Tiefenverlagerung des Sickerwassers aus. 

Tatsächlich kann das Wasser aber in Teilbereichen 

des Bodens schneller als im übrigen Boden ließen, 
z. B. in Regenwurmgängen, Rissen und Wurzelgän-

gen und bei einer Übersättigung des Bodens. Der 

Sickerwasseranteil, der diesen bevorzugten Fließwe-

gen folgt, wird bei der Gewinnung von Bodenproben 

nur ungenügend erfasst. Unmittelbar nach einer 

Düngungsmaßnahme kann dieses Wasser eine hö-

here Stoffkonzentration als das übrige Bodenwasser 

enthalten.

Die mengenmäßige Bedeutung des präferenziel-

len Flusses ist bisher kaum bekannt. Tendenziell ist 

sie auf Sand- und Tonstandorten höher als im Löss 

und bei Grünland größer als unter Ackerlächen. 
Wenn der präferenzielle Fluss einen wesentlichen Teil 

des Sickerwassers ausmacht, erfolgt die Tiefenverla-

gerung des übrigen Sickerwassers in der Bodenma-

trix langsamer als nach DIN 19732 berechnet (DIN 

2011).

Abb. 153: Tiefenproil aus dem Löss-Bergland mit geringen 
jährlichen Sickerwasser-Verlagerungsstrecken (IGLU)



251

2.7.5.2  Nitrat-Tiefenproile

Tiefenproile sind zur Erfassung der tatsächlichen 
Sicker wasserqualität auf Schlagebene besonders geeig-

net.

Bewirtschaftungs- und standortrepräsentative Bohr-

programme ermöglichen eine zuverlässige Ermittlung der 

tatsächlichen Sickerwasserqualität auf Gebietsebene. 

Diese kann mit der abgeleiteten Nitratkonzentration nach 

Herbst-Nmin 
oder mit der potenziellen Nitratkonzentration 

im Sickerwasser nach Bilanzsalden abgeglichen werden.

Erfolgskontrolle

Durch den Vergleich von Tiefenproilen z. B. im zeitlichen 
Verlauf einer Fruchtfolge ist die Wirkungskontrolle mehr-

jähriger Grundwasserschutzmaßnahmen auf Ebene des 

Sickerwassers möglich. Eine Ergänzung der Tiefenproile 
durch jährliche Herbst-Nmin-Untersuchungen ist sinnvoll. 

(s. Abb. 154).

Unter günstigen Voraussetzungen (keine Denitriikati-
on, geringe Sickerwasser-Verlagerungsgeschwindigkeit, 

unbedeutender Makroporenluss) wird der Effekt von 
Bewirtschaftungsänderungen bereits innerhalb des Tie-

fenproils sichtbar (s. Abb. 153).

Sonderfragestellungen

Unter Einbeziehung der bodenkundlichen Proilaufnahme 
können bei der Auswertung des Konzentrationstiefen-

verlaufs (z. B. von Nitrat und Sulfat) Stofffreisetzungs-, 

Umwandlungs- und Festlegungsprozessen in der Wurzel-

zone und der Sickerwasser-Dränzone erkannt werden. 

Damit kann die Schutzfunktion der Sickerwasser-Dränzo-

ne für das Grundwasser abgeschätzt werden (Beispiel: 

Denitriikation durch reduktiven Geschiebelehm, s. Abb. 
151).

Außerdem ist eine Bewertung des Erhaltungszustands 

stark humoser bis organischer Böden möglich. Abbildung 

155 zeigt: 

a) einen Niedermoorstandort mit vollständiger Denitrii-

kation durch ausreichenden Grundwassereinstau,

b) den gleichen Standort bei abgesenktem Grundwas-

serstand mit Nitratfreisetzung im oberen Bereich, aber 

noch weitgehender Denitriikation im unteren Bereich,

c) einen Niedermoorstandort mit einem Torfkörper ohne 

Grundwasseranschluss. Das Nitrat-Tiefenproil zeigt 
einen deutlichen Nitratdurchbruch bis zum Grundwas-

ser.

Tief- 
bohrung 

Herbst  
Nmin 

Ausgangs-
zustand 

im 
Verlauf 

Ende der 
Maßnahme 

Erfolgskontrolle 
der Gesamt- 
maßnahme 

“Zwischenprüfung”  
(ggf. Maßnahmenanpassung) 

Tief- 
bohrung 

Beispiel Niedermoor-Degradierung:

Niedermoortorf enthält in einer 10 cm-Schicht bis zu 

10.000 kg Stickstoff je Hektar in organisch gebun-

dener Form. Bei der Torfzersetzung (durch Nieder-

moorentwässerung) wird dieser größtenteils über 

Ammonium zu Nitrat umgewandelt. Unter günstigen 

Umständen wird Nitrat in den unteren Torfschichten 

durch Denitriikation wieder abgebaut, ansonsten 
kann es zu einem Nitratdurchbruch in das Grundwas-

ser kommen (Nitrat-Tiefenproil (c) in Abb. 6).

Abb. 154: Erfolgskontrolle einer mehrjährigen Grundwasser-
schutzmaßnahme durch Kombination von jährlichen Tiefenproi-
len und Herbst-Nmin (iGLU)

Abb. 155: Nitratkonzentrations-Tiefenproile von Niedermoor-
standorten mit unterschiedlichem Erhaltungszustand (NLÖ 
2001)
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2.7.6 Untersuchung des  
Grundwassers

Die Untersuchung des Grundwassers spielt für die Kennt-

nis der hydrochemischen Zusammenhänge in einem 

TGG eine wichtige Rolle. 

Im Rahmen der WZB steht die Untersuchung der 

stoflichen Belastung (z. B. der Nitratkonzentration) des 
Grundwassers im Vordergrund. Die Untersuchungen wer-

den zur Betrachtung des Teil- oder Gesamteinzugsge-

biets durchgeführt. Mit zunehmender Tiefe des beprobten 

Grundwassers nimmt der Bezug zum Probenahmestand-

ort ab. 

Mit der Kenntnis der Belastungssituation kann die 

Intensität der Grundwasserschutzmaßnahmen festgelegt, 

eine zielgerichtete Erfolgskontrolle etabliert und Rück-

schlüsse zur Erreichung des Maßnahmenerfolgs gezo-

gen werden. 

Da in den Förderbrunnen eines TGG meist das Misch-

wasser des Einzugsgebiets erfasst wird, bieten Grund-

wasseruntersuchungen an den Grundwassermessstellen 

die Möglichkeit, räumlich und zeitlich differenziert aus 

den Zustrombereichen Ergebnisse zur Nitratkonzentra-

tion zu erhalten. In den nachfolgenden Kapiteln werden 

die im Rahmen der WZB eingesetzten Grundwasserun-

tersuchungen beschrieben.

Untersuchungen der Grundwasseroberläche zeigen, 
dem Zonenmodell folgend, die Eingangsbelastung des 

neu gebildeten Grundwassers an. Die Untersuchung 

kann mit Sauglanzen durchgeführt werden. Im Kapitel 

2.7.6.1 wird die Vorgehensweise beschrieben.

Die Beprobung des Grundwassers wird im Kapitel 

2.7.6.2 erläutert. Dabei sind die technischen Regelungen 

und Vorgaben in den Arbeitsblättern W 101 und W112 

des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfachs 

(DVGW 2006 & 2011) zu berücksichtigen. Insbesondere 

in Porenwasserleitern können Grundwassermessstellen 

im Anstrom- und Abstrombereich der Förderbrunnen in 

ein Konzept zur Erfolgskontrolle von Grundwasserschutz-

maßnahmen einbezogen werden. Stoffumwandlungspro-

zesse, insbesondere der Nitratabbau, sind zu beachten. 

In TGG, in denen keine oder nicht geeignete Grund-

wassermessstellen zur Verfügung stehen, kann mit dem 

Direct-Push-Verfahren gearbeitet werden. Im Gegensatz 

zu den stationären Grundwassermessstellen kann orts-

ungebunden mit dem Direct-Push-Verfahren auch eine 

lächenspeziische Grundwasseruntersuchung vorgenom-

men werden. Über die Grundwassermessstellen sowie 

das Direct-Push-Verfahren sind tiefenabgestufte Grund-

wasseruntersuchungen möglich. Das Verfahren wird 

ebenfalls im Kapitel 2.7.6.2 erläutert.

Eignungsbewertung

Nitrat-Tiefenproile in der ungesättigten Zone sind 
geeignet:

 ■ zur schlagbezogenen Erfolgskontrolle

 ■ zur Erfolgskontrolle mehrjähriger Grundwasser-

schutzmaßnahmen

 ■ durch bewirtschaftungs- und standortrepräsentative 

Bohrprogramme zum turnunsmäßigen Gebietsmoni-

toring des Sickerwassers

 ■ zur Erkennung von Stoffumsatzprozessen in der 

Sickerwasser-Dränzone

 ■ zur Abschätzung des Schutzpotenzials der Böden.

Vorteile gegenüber der Herbst-N
min

-Beprobung:

 ■ Die Bewertbarkeit der Ergebnisse ist unabhängig 

von der Sickerrate.

 ■ Die Erfassung eines Mehrjahreszeitraums ist nur 

durch eine Untersuchung möglich.

 ■ Reaktionsprozesse in der ungesättigten Zone kön-

nen identiiziert und bewertet werden.

Vorteile gegenüber der Beprobung des oberlä-

chennahen Grundwassers: 

 ■ eindeutiger räumlicher Bezug zur Flächennutzung

 ■ Möglichkeit frühzeitiger Aussagen zur Qualität der 

zukünftigen Grundwasserneubildung

 ■ Erfassung der Auswirkungen eines mehrjährigen 

Bewirtschaftungszeitraums.

1-jährige 
Maßnahme

mehrjährige 
Maßnahme

Ist-Zustandserfassung 
für innergebietliche  
Prioritätensetzung

++ ++

Erfolgskontrolle von 
Einzelschlag maßn. – ++
gebietsrepräsentative 
Erfolgskontrolle – ++
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Ziel der Grundwasserschutzmaßnahmen ist die Ver-

ringerung der stoflichen Belastung im Grundwasser und 
letztlich im Rohwasser. Deshalb sind neben der Kenntnis 

des stoflichen Zustands auch die hydraulischen Verhält-
nisse (Fließrichtung, Fließgeschwindigkeit) von großer 

Bedeutung. Auf dieser Grundlage kann abgeschätzt 

werden, wann ein Erfolg der umgesetzten Grundwasser-

schutzmaßnahmen im Rohwasser der Förderbrunnen 

messbar sein wird. Eine wichtige Zusatzinformation für 

die Etablierung und die Zielerreichung von Maßnahmen-

konzepten kann die Kenntnis des Grundwasseralters 

sein. Im Kapitel 2.7.6.3 wird auf die Altersbestimmung 

des Grundwassers eingegangen. 

2.7.6.1 Beprobung der  
Grundwasseroberläche

Kurzbeschreibung
Die Beprobung der Grundwasseroberläche (GWOF) 
ermöglicht eine Aussage zur stoflichen Qualität des neu 
gebildeten Grundwassers. Eine wichtige Planungsgrund-

lage für Untersuchungen der GWOF sind dabei Kenntnis-

se der standörtlichen bodenkundlichen und hydrogeologi-

schen Verhältnisse.

Da im Grundwasser meist nur eine geringe Durch-

mischung stattindet, ermöglicht die Untersuchung der 
GWOF räumlich und zeitlich differenzierte Aussagen zu 

Stoffkonzentrationen, z. B. Nitrat. Somit können Rück-

schlüsse zur Wirksamkeit von landwirtschaftlichen Maß-

nahmen auf das Grundwasser gezogen werden.

Die Probenahme an der GWOF wird mit einer Saug-

lanze durchgeführt. Mit diesem mobilen Verfahren ist auf 

geeigneten Standorten eine relativ einfache und kosten-

günstige, lächenhafte Untersuchung möglich.

Anwendungsbereich
Gemäß DWA-Merkblatt M911 (DWA 2013) soll die Grund-

wasserentnahme über Sauglanzen wegen der fehlenden 

Filtrierung nicht bei anmoorigen Standorten und Standor-

ten mit hohem Feinsedimentanteil erfolgen. Die Proben 

müssten dann vor der Analyse iltriert werden, was zu 
Fehlern bei der Analytik führen kann.

Die mobile Entnahme von Grundwasser an der 

GWOF mittels Sauglanzen ist bis zu einem Grundwas-

serstand von sechs Meter unter Gelände relativ einfach 

durchzuführen. Bei mehr als sechs Meter Flurabstand 

reicht der Unterdruck bei der Probenahme nicht mehr 

aus, um eine qualitativ und mengenmäßig ausreichen-

de Wasserprobe zu fördern. Das Beprobungsverfahren 

ermöglicht im Unterschied zu stationären Messstellen 

auch bei schwankenden Grundwasserständen die Probe-

nahme von der GWOF. Die hohe zeitliche und räumliche 

Variabilität der Stoffkonzentration an der Grundwasser-

oberläche muss aber berücksichtigt werden. Deshalb ist 
ein enger räumlicher und zeitlicher Probenahmeabstand 

sinnvoll. Eine schlagbezogene Bewertung ist nur bei 

ausreichender Schlaglänge in Strömungsrichtung und 

präziser Erfassung der Grundwasseroberläche möglich.
Im Trinkwasserschutz wird die Untersuchung im Rah-

men der WZB selten durchgeführt, da sie genaue Kennt-

nisse der Grundwasserströmungsverhältnisse erfordert.

Die GWOF-Untersuchung kann zur Ist-Zustandser-

fassung der Grundwasserneubildungsqualität und somit 

als Grundlage für die Festlegung räumlicher Prioritäten 

für Grundwasserschutzmaßnahmen verwendet werden. 

Durch Wiederholung des GWOF-Beprobungsprogramms 

ist eine teilgebietsbezogene Erfolgskontrolle von Grund-

wasserschutzmaßnahmen möglich.Für Stoffe wie Nitrat, 

Kalium, Schwermetalle und Planzenschutzmittel, deren 
Konzentration im Sickerwasser durch die Analyse von 

Bodenproben nicht sicher bestimmt werden kann, stellt 

die GWOF-Beprobung eine zweckmäßige Ergänzung zur 

Ermittlung der herkunftsbezogenen Belastung dar. 

Durchführung
Mit der Sauglanze ist die gezielte Beprobung bis maximal 

20 cm unterhalb der GWOF (DWA 2013) möglich. Saug-

lanzen bestehen aus einem Führungsrohr mit Saug-

schlauch und einer aufgeschraubten Schlitzsonde aus 

Plexiglas oder Telon.

Saugschlauch

Führungsrohr

Schlitzsonde

Abb. 156: Sauglanze  
(nicht maßstabsgerecht) 
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Für jede Untersuchungsläche werden pro Beprobungs-

termin mindestens fünf Probenahmepunkte empfohlen. 

Ein ausreichender Sicherheitsabstand zu Störeinlüs-

sen (abweichende Flächennutzung etc.) muss gewahrt 

werden, da die Fließrichtung und -geschwindigkeit des 

Grundwassers meist nicht lächengenau bekannt sind.
Die Probenahmepunkte werden in Form von Trans-

sekten oder als Raster mit gleichmäßigen Rasterpunkt-

Abständen positioniert. Für die Untersuchung der 

landschaftsräumlichen Variabilität werden die Bohr-

punktabstände in besonders kritischen Bereichen (z. B. 

Niedermoor - Rand) verringert. In Abhängigkeit von der 

Zielsetzung sollte eine mehrfache Beprobung im Verlauf 

der Versickerungsperiode erfolgen (z. B. bei einsetzen-

dem Anstieg des oberlächennahen Grundwassers, nach 
Erreichen von 50% und nach 75% der mittleren Winter-

niederschlagssumme).

Probenahme
Mit dem Pürckhauer- oder Linnemann-Bohrer wird die 

Sickerwasser-Dränzone bis an die GWOF durchbohrt. 

Die Grundwasseroberläche ist an der Sättigung erkenn-

bar. Die Sauglanze wird in das Bohrloch eingebracht. 

Durch das Anlegen eines Unterdrucks wird eine Wasser-

probe von der GWOF angesaugt. Dabei wird die Saug-

lanze auf und ab bewegt, um ein Verstopfen der Schlitze 

zu vermeiden und den kompletten Tiefenbereich zu 

erfassen. Der Absaugvorgang muss so lange wiederholt 

werden, bis eine klare Probe gewonnen wurde, die im 

Labor untersucht wird.

Auswertung

Die Proben werden einzeln und nicht als Mischproben 

untersucht. Für die Bewertung der Grundwasserneubil-

dungsqualität abgegrenzter Teilgebiete werden Mittelwer-

te der Stoffkonzentration berechnet.

Flächenrepräsentative Mittelwertbildung

Bei gleichen Abständen zwischen den Probenahme-

punkten ergibt sich die mittlere Stoffkonzentration der 

Grundwasserneubildung als arithmetisches Mittel der 

Einzelwerte. Bei unterschiedlichen Abständen zwischen 

den Beprobungspunkten oder bei unterschiedlichen 

Grundwasserneubildungsraten müssen die Einzelwerte 

bezogen auf eine repräsentative Fläche lächengewichtet 
werden (s. Abb. 158).

Die Erstellung von Auswertungskarten (Isolinien gleicher 

Stoffkonzentration) kann für den gebietsbezogenen Über-

blick sinnvoll sein. Die Kartenerstellung erfordert eine 

hohe räumliche Datendichte (DVWK 1982).
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Abb. 157: Probenahme mit der Sauglanze (Prinzipskizze) 

Abb. 158: Beispiel für die Ermittlung der lächengewichteten 
NO

3
-Konzentration
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2.7.6.2 Beprobung  
des Grundwassers

Grundwasseruntersuchungen im Rahmen der WZB sind 

ein wichtiges Instrument der Erfolgskontrolle zur Bewer-

tung stoflicher Veränderungen z. B. durch Grundwasser-
schutzmaßnahmen. 

Im Rahmen des Schutzkonzepts (s. Kap. 2.2) in TGG 

wird in Abstimmung mit dem WVU, der WZB und gege-

benenfalls dem Hydrogeologen ein Konzept zur Erfolgs-

kontrolle der Grundwasserschutzmaßnahmen (Freiwillige 

Vereinbarungen) entsprechend den standörtlichen Gege-

benheiten erstellt. Die zuständigen Fachbehörden (UWB, 

NLWKN) sollten beteiligt werden. In das Konzept zur Er-

folgskontrolle werden geeignete Grundwassermessstel-

len (GWM) des WVU, aber auch gegebenenfalls weitere 

Grundwassermessstellen (z. B. des NLWKN) einbezogen. 

Dabei sollte auch geprüft werden, ob das Messnetz den 

Anforderungen an eine zielgerichtete Erfolgskontrolle 

im oberlächennahen Grundwasserbereich genügt oder 
eventuell verdichtet werden muss. Im Einzelfall erfolgt 

auch ein Messstellenneubau im Rahmen der WZB. 

Entscheidend für die Auswahl der GWM zur Erfolgs-

kontrolle ist die Kenntnis der hydrogeologischen und 

hydraulischen Standortbedingungen (z. B. Strömungsver-

hältnisse, Grundwasserließrichtung, Fließgeschwindig-

keit) sowie der Kenndaten der GWM (z. B. Rechts- und 

Hochwert, Ausbautiefe, Filterlage). In Gebieten mit un-

zureichendem GWM-Netz werden in den letzten Jahren 

zunehmend Grundwasserbeprobungen mit dem Direct-

Push-Verfahren durchgeführt.

In den meisten TGG werden geeignete Vorfeldmess-

stellen zur Erfolgskontrolle genutzt. Die Unternehmen 

der öffentlichen Trinkwasserversorgung sind gemäß Nds. 

Wassergesetz (NWG, Nds. LaNdtaG 2010) verplichtet, 
Vorfeldmessstellen zu errichten und zu betreiben. Die 

Vorfeldmessstellen werden gebaut, um frühzeitig Stoff-

belastungen im Zulussbereich von Grundwasserentnah-

men zu erfassen. Sie sind so platziert, dass eine Vorwar-

nung bei lächenhaft ausgedehnten Einträgen und somit 
eine Qualitätsüberwachung möglich ist. Außerdem gelten 

landesweit weitere Vorgaben zu Rohwasseruntersu-

chungen und Untersuchungen an Vorfeldmessstellen der 

öffentlichen Wasserversorgung (MU 2012). Die Anforde-

rungen an den Bau und den Betrieb von Grundwasser-

messstellen sind in den DVGW-Arbeitsblättern W108 und 

W121 geregelt (DVGW 2003a & b).

Eignungsbewertung

Die GWOF-Untersuchung ist für den gebietsbezogenen 

Überblick der stoflichen Ist-Zustandserfassung des 
neugebildeten Grundwassers

 ■ als Grundlage der räumlichen Prioritätensetzung 

und 

 ■ zur Prüfung der räumlich differenzierten Wirksam-

keit von Maßnahmen der WZB geeignet.

Vorteile gegenüber bodenanalytischen Verfahren sind

 ■ die Berücksichtigung der Schutzfunktion des Bo-

dens und des präferenziellen Flusses

 ■ der relativ geringere Analyseaufwand der Wasser-

proben

 ■ die Probenahme mit der Sauglanze garantiert eine 

geringe Störung des Substrats

Ein Vorteil gegenüber der Beprobung des tieferen 

Grundwassers ist die größere räumliche und zeitliche 

Nähe zur Durchführung von Grundwasserschutzmaß-

nahmen.

Ein Nachteil ist der relativ hohe Beprobungsaufwand 

und die zeitliche und räumliche Variabilität der Grund-

wasserneubildungsqualität.

Ist-Zustand für Prioritätensetzung +
Erfolgskontrolle von Einzelschlag-
Maßnahmen o
Erfolgskontrolle auf Repräsentativ-
lächen +
Erfolgskontrolle großlächiger GW-
Schutzmaßnahmen +
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Anwendung verschiedener 
Messstellentypen zur Erfolgskontrolle
Die Anforderungen zur Verwendung von GWM zur 

Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen 

sind im Plichtenheft zum Digitalen Informationssystem 
Wasserschutz zur landesweiten Datenerfassung für den 

Trinkwasserschutz festgelegt.

Für die Grundwasserüberwachung können je nach 

standörtlichen Bedingungen und fachlicher Fragestel-

lung unterschiedliche Messstellentypen genutzt werden 

(s. Abb. 159). Die einzelnen Messstellentypen werden 

nachfolgend erläutert und die Anwendung im Rahmen 

der Erfolgskontrolle beschrieben.

Voll verilterte Einzelmessstelle
Sie wird vor allem im Absenkungsbereich der Förder-

brunnen gebaut. Aufgrund der Beeinlussung im brun-

nennahen förderbedingten Absenkungsbereich ist sie für 

die Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen 

nicht geeignet.

Flach verilterte Grundwassermessstellen
Flach verilterte GWM sind nur im Bereich des Grund-

wasserleiters mit einem Filterrohr ausgebaut. Sie erfas-

sen den Stoffzustand des neu gebildeten Grundwassers 

im oberlächennahen Bereich. Flach verilterte Grund-

wassermessstellen werden zur Verdichtung des beste-

henden Vorfeldmessnetzes gebaut, zur Ermittlung der 

Grundwasserließrichtung oder zur Untersuchung der 
Grundwasserbeschaffenheit.

Für die Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaß-

nahmen sind sie besonders geeignet, weil sie relativ 

frühzeitig den Effekt von Grundwasserschutzmaßnahmen 

aufzeigen. Grundwassermessstellen, die weniger als fünf 

Meter unter der Grundwasseroberläche veriltert sind, 
werden zur Beobachtung des jüngsten neu gebildeten 

Grundwassers herangezogen. Durch die geringe Filtertie-

fe wird die Untersuchung kaum durch Stoffumsetzungs-

prozesse (Denitriikation) im Grundwasserleiter beein-

lusst, wie es bei tiefer liegenden Grundwasserleitern 
möglich ist. Aber es werden auch GWM, die im Bereich 

von 5 bis 20 m unter der Grundwasseroberläche veriltert 
sind, in die Erfolgskontrolle einbezogen, wenn sie nicht 

oder nur wenig durch Denitriikation beeinlusst sind. 
Tiefer verilterte Messstellen erfassen oft aufgrund des 
größeren Grundwasseranstrombereichs im Unterschied 

zur Beprobung an der Grundwasseroberläche ein größe-

res Teileinzugsgebiet. Durch Denitriikation beeinlusste 
Messstellen (gekennzeichnet durch sehr geringe bis 

keine Nitratkonzentration) sind nicht zur Erfolgskontrolle 

der Nitratsituation im Grundwasser geeignet bzw. nur in 

Verbindung mit zusätzlichen Untersuchungen zur Denitri-

ikation (z. B. mit der N
2
/Ar-Methode (s. Kap. 2.7.9)). 

Die Ergebnisse von Grundwasseruntersuchungen 

werden für folgende Auswertungen verwendet: 

 ■ zusätzliche hydrogeologische und hydraulische Kennt-

nisse zum oberlächennahen Bereich des Grundwas-

serleiters

Abb. 159:  
geeignete Messstellenty-
pen für die Überwachung 
der WZB in TGG  
(DVWK 1997, verändert)
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 ■ stoflich-analytische Überwachung der Qualität des 
oberlächennahen Grundwassers (Zeitreihe, Trendbe-

trachtung), Ist-Zustandserfassung der Nitratkonzentra-

tion eines Teileinzugsgebiets

 ■ Erfolgskontrolle von grundwasserschutzorientierten 

Flächenmaßnahmen

 ■ Monitoring von großlächigen Grundwasserschutz-

maßnahmen (z. B. in prioritären Teilgebieten).

Messstellengruppen

Messstellengruppen (auch Mehrfachmessstellen ge-

nannt) bestehen aus mehreren, in geringer räumlicher 

Entfernung (wenige Meter) voneinander errichteten GWM 

mit unterschiedlichen Filtertiefen (s. Abb. 160). Bei Mess-

stellengruppen wird beim Ausbau jeder Einzelmessstelle 

besonders auf die standörtlichen geologischen Schichten 

und die Strömungsverhältnisse geachtet. Da die Mess-

stellen für die gewählten Tiefen einzeln abgeteuft werden, 

ist eine tiefenabgestufte Untersuchung der Stoffkonzen-

tration im Grundwasser möglich. Bei entsprechendem 

Ausbau und Positionierung im Einzugsgebiet können sie 

als Vorfeldmessstellen genutzt werden und zur Erfolgs-

kontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen in Teilein-

zugsgebieten eingesetzt werden zur: 

 ■ tiefenabgestuften Untersuchung der Grundwasser-

qualität in Bezug auf die Wirksamkeit von Grundwas-

serschutzmaßnahmen

 ■ Ermittlung der Qualität der Grundwasserneubildung in 

den Teileinzugsgebieten bzw. Zustrombereichen zum 

Förderbrunnen

 ■ Ermittlung der Beeinlussung der Grundwasserqualität 
durch Denitriikation im Grundwasserleiter.

Multilevel-Messstellen

Im Unterschied zu Mehrfachmessstellen werden Mulitle-

vel-Messstellen in einem Bohrloch errichtet. Die Multile-

vel-Messstelle besteht in der Regel aus mehreren je nach 

Fragestellung tiefenabgestuft verilterten Messstellen. Die 
kompakte Bauweise der Multilevel-Messstellen erleichtert 

die Beprobung gegenüber Mehrfachmessstellen. Optimal 

ist die zeitgleiche Beprobung aller Filterbereiche durch 

eine entsprechende multiple Pumpenvorrichtung. Für die 

zeitnahe Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaß-

nahmen ist vor allem der oberste Grundwasserbereich 

(bis fünf Meter unter der Grundwasseroberläche) von 
Interesse. Multilevel-Messstellen eignen sich zur:

 ■ tiefenabgestuften, fortlaufenden Erfolgskontrolle von 

Grundwasserschutzmaßnahmen

 ■ Untersuchung von Stoffumsetzungsprozessen, z. B. 

zur Beurteilung der Denitriikationsleistung des Grund-

wasserleiters durch die genau festgelegte tiefenabge-

stufte Untersuchung.

Direct-Push-Verfahren

Das Verfahren gehört zu den Sondierungsverfahren 

und ist vor allem durch die Altlastenerkundung bekannt 

geworden. Es wird zunehmend in TGG angewendet, in 

denen keine ausreichenden oder nutzbaren GWM zur 

Verfügung stehen (DWA-M911 2013). Es ermöglicht 

eine ortsungebundene Grundwasserprobenahme. Mit 

dem Verfahren können auch tiefenabgestuft Beprobun-

gen durchgeführt werden. Das Verfahren kann auch bei 

größeren Flurabständen genutzt werden. Die hydrogeo-

logischen Standortbedingungen sollten bekannt sein, um 

eine fachlich fundierte Auswertung sicher zu stellen.

Die Beprobung erfolgt mit einer Rammkernsonde 

(Grundwassersonde mit nachlaufendem Rohrgestänge). 

Nach Erreichen der Beprobungstiefe wird der Filter aus 

Edelstahl, PVC/HDPE oder Keramik gezogen, der in der 

Regel eine Länge von zehn Zentimeter bis ein Meter 

besitzt. Bei mächtigen Grundwasserleitern kann auch 

ein offenes Filtersystem verwendet werden. Zur Unter-

suchung wird die Grundwasseroberläche innerhalb des 
Gestänges mit einem Lichtlot ermittelt. Die Beprobung 

erfolgt je nach Grundwasserstand durch Abpumen über 

das Gestänge von unten nach oben. Der Aufbau der 

Rammkernsonde ist in Abbildung 161 als Prinzipskizze 

dargestellt. Abbildung 162 zeigt ein Direct-Push-Gerät vor 

dem Einsatz.

 
Abb. 160: Messstellengruppe (NLWKN)
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Standortwahl für Grundwassermessstellen 
zur Erfolgskontrolle
Bei der Erstellung eines Konzepts zur Erfolgskontrolle 

sollten die hydrogeologischen und hydraulischen Gege-

benheiten und der Ausbau der GWM bekannt sein. Bei 

der Auswahl des Messnetzes sind die Regeln des DVGW 

(z. B. Arbeitsblatt W108, DVGW 2003b) zu beachten. Die 

Standortauswahl der Erfolgskontrollemessstellen erfolgt 

in enger Abstimmung des Wasserschutzzusatzberaters 

mit dem WVU, dem zuständigen Hydrogeologen und den 

Fachbehörden (Untere Wasserbehörde, NLWKN). Bei 

der Auswahl von GWM zur Erfolgskontrolle von Grund-

wasserschutzmaßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen) 

muss auch die Lage der landwirtschaftlichen Flächen 

berücksichtigt werden. Die Standorte sollten so gewählt 

werden, dass der gesamte Maßnahmenbereich räumlich 

und zeitlich erfasst werden kann, um später die Maßnah-

menwirkung abzuleiten.

Folgende Anforderungen sollten bei der Standortwahl 

berücksichtigt werden: 

 ■ Die Auswahl sollte anhand der hydraulischen Erkennt-

nisse (Fließrichtung, Fließgeschwindigkeit) erfolgen.

 ■ Optimal für die Auswahl zur Erfolgskontrolle ist eine 

homogene geologische Schichtenfolge im Einzugsbe-

reich.

 ■ Zur Bewertung von Nitratbelastungen sollten die 

Standorte möglichst wenig durch Denitriikation ge-

kennzeichnet sein.

 ■ Messstellen im Grundwasseranstrom des Einzugsge-

biets als „Eingangskontrolle“ und im Grundwasserab-

strom als „Ausgangskontrolle“ sollten einbezogen wer-

den (s. Abb. 163). Die Messstellen sollten möglichst 

wenig durch die Rohwasserförderung (Absenkung) 

beeinlusst sein. 

 ■ Vor dem Bau neuer Messstellen sollte eine Bestands-

analyse des bestehenden Messnetzes erfolgen und 

die Zielsetzungen der bestehenden GWM überprüft 

werden.

Beprobung von Grundwassermessstellen
Für die öffentliche Wasserversorgung gelten in Nieder-

sachsen landesweit für die Probenahme, den Parame-

terumfang sowie die Beprobungshäuigkeit einheitliche 
Vorgaben für Rohwasseruntersuchungen und Unter-

suchungen an Vorfeldmessstellen. Vorfeldmessstellen 

müssen jährlich untersucht werden. Die an Vorfeldmess-

Pegel 1
Pegel 2

Pegel 3

Vorfluter

GW- Fließrichtung

Beobachtungsfläche

Tefolonschlauch

Probenahmegefäße

Abwassergefäß

Schlauchquetschpumpe

Bohrgestänge

Spitze mit Probenahmeadapter

Abb. 161: Prinzipskizze B&K Hanse (www.ufz.de/export/
data/1/19873_6_Buntin_BK_Hanse.pdf)

Abb. 162: Beispiel Direct-Push-Gerät (http://baermannundpart-
ner.jimdo.com/kurzbeschreibung)

Abb. 163: Schematische Darstellung der Lage der Messstellen 
zur Beobachtungsläche mit den Messstellen P1 und P2 im 
Abstrom und P3 als Referenzmessstelle im Anstrom (IGLU).
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stellen gewonnenen Daten (Grundwassergüte- und 

Grundwasserstandsdaten) werden vom Gewässerkund-

lichen Landesdienst (GLD) erfasst, ausgewertet und 

der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. In Tabelle 63 ist 

der Basisuntersuchungsumfang für Vorfeldmessstellen 

dargestellt.

Bezüglich der Probenahme, des Beprobungszeit-

punkts und des Parameterumfangs sind die Vorgaben 

des DVGW (Arbeitsblatt W254, DVGW 1988a & b) zu 

berücksichtigen. Dort sind die Funktionsprüfung, Entnah-

me, Vorbereitung, der Transport und die Konservierung 

von Proben aus Grundwasserleitern geregelt, um die 

Vergleichbarkeit der Analysenergebnisse sicherzustellen. 

Das Beprobungskonzept zur Erfolgskontrolle baut auf 

den aufgeführten Vorgaben auf. Oft werden zusätzliche 

Untersuchungstermine festgelegt um die Datendichte zu 

verbessern.

Mit Ausnahme der Beprobung mit dem Direct-Push-

Verfahren wird das Abpumpen meist mit Unterwasser-

pumpen durchgeführt, da bei Saugpumpen der Sauer-

stoffgehalt und das Kalk-Kohlensäure-Gleichgewicht 

verfälscht werden können (s. Abb. 164).

Auswertung zur Erfolgskontrolle
Grundwasseruntersuchungen sind ein wichtiger Bestand-

teil der Erfolgskontrolle der Grundwasserschutzmaßnah-

men. Für einen umfassenden Überblick zur Wirksamkeit 

von Grundwasserschutzmaßnahmen ist es optimal, wenn 

dem Zonenmodell folgend (s. Kap. 2.7.2) ein Monitoring 

von der Wurzelzone, über die Dränzone, den Grundwas-

serleiter bis zum Förderbrunnen möglich ist. Die Verän-

derung der Nitratkonzentration von der Wurzelzone, über 

den gesättigten Bereich bis zum Grundwasserleiter kann 

zeitlich und räumlich optimal bewertet und plausibilisiert 

werden. Deshalb ist eine zusammenhängende ganzheitli-

che Betrachtung sinnvoll.

Die Untersuchung der GWM zur Erfolgskontrolle wird, 

wenn sich das Messstellenkonzept bewährt hat, meist 

langjährig im Rahmen der WZB weitergeführt. Somit ste-

hen oft Zeitreihen zur Trendbetrachtung der Ergebnisse 

im TGG zur Verfügung. Die Visualisierung der Untersu-

chungsergebnisse erfolgt über die graische Darstellung 
als:

Abb. 164: Grundwasserbeprobung mit Unterwasserpumpe 
(NLWKN)

Tab. 63:  Basismessprogramm f. Vorfeldmessstellen (MU 2012)

Beobachtungen und Messungen vor Ort

Kenngröße Einheit

Wasserstand m

Geruch (qualitativ) SZ

Färbung (qualitativ) SZ

Trübung (qualitativ) SZ

Bodensatz SZ

Wassertemperatur °C

pH-Wert -

Sauerstoffgehalt mg/l

Elektrische Leitfähigkeit (25°C) µS/cm

Säurekapazität bis pH 4,3 mmol/l

Basekapazität bis pH 8,2 mmol/l

SZ - Schlüsselzahl

Basismessprogramm

Kenngröße Einheit

spektraler Absorptionskoefizeint bei 
254nm und 43,6 nm

1/m

Gesamthärte mmol/l

Calcium mg/l

Magnesium mg/l

Natrium mg/l

Kalium mg/l

Eisen mg/l

Mangan mg/l

Aluminium, gelöst mg/l

Ammonium mg/l

Nitrit mg/l

Nitrat mg/l

Chlorid mg/l

Sulfat mg/l

o-Phosphat mg/l

DOC mg/l

AOX mg/l
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 ■ Ganglinie zum zeitlichen Verlauf (s. Abb. 165)

 ■ Konzentrationskarte/-diagramm (s. Abb. 166 und 168) 

 ■ Häuigkeitsverteilung (s. Abb. 167) und

 ■ hydrochemischer Isolinienplan (s. Abb. 169).
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Abb. 165:  
Ganglinie Nitratmittelwerte 
in lachen GWM der TGG 
Ostfrieslands (NLWKN)

Abb. 166:   
Darstellung der mittleren jähr-
lichen Nitratkonzentration des 
Grundwassers (IGLU)

Isolinienpläne

Sie sind ein wichtiges Instrument für die Auswertung der 

Grundwasserverhältnisse im Einzugsgebiet zu einem 

bestimmten Zeitpunkt. Isolinien sind Linien der gleichen 

größenmäßigen Verteilung des Parameters (z. B. des 

Grundwasserstands oder der Grundwassergüte z. B. 

der Sulfatkonzentration, s. Abb.169). Für die Erstellung 

von Isolinienplänen ist eine räumliche Interpolation der 

Messwerte erforderlich. Hierfür können spezielle EDV-

Programme, die unterschiedliche Interpolationsverfahren 

und Einstellmöglichkeiten anbieten, genutzt werden. Als 

Eingangsdaten sollten nur Daten des gleichen Grund-

wasserleiters, bei stoflichen Parametern Eingangsdaten 
aus dem gleichen Tiefenbereich herangezogen werden. 

Im Ergebnis wird mit dem Isolinienplan eine Momentauf-

nahme gezeigt, die das Beprobungsergebnis am Stichtag 

wiedergibt. Sie ermöglicht eine visuelle Darstellung der 

räumlichen Verteilung und eine Bewertung des Parame-

ters. 
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Abb. 167:  
Darstellung der Häuigkeitsverteilung der 
nitratbelasteten GÜN-Messstellen  
(NLWKN, Stand 2013b)

Abb. 168:  
Flächenbezogene Nitratkonzentration an 
GWM im WSG Herrenteich (LübKe 2012): 
y-Achse mNN; x-Achse Nitratkonzentration im 
Grundwasserleiter für die einzelnen Zustrom-
bereiche 1 bis 10; blau NO

3
<10mg/l; grün 

10-20 mg/l NO
3
; hellgrün NO

3
 20-30 mg/l
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Grundwassergleichenpläne zur Auswertung der Grund-

wasserstände sind für die konzeptionelle Vorbereitung 

des Erfolgskontrollemessnetzes von Bedeutung, da sie 

die Strömungsverhältnisse (die Fließrichtung des Grund-

wassers) aufzeigen. Auf dieser Basis können die an den 

GWM ermittelten Stoffkonzentrationen in Abhängigkeit 

von den Strömungsverhältnissen dargestellt werden. 

Eine Ist-Zustandsanalyse zur räumlichen Verteilung der 

stoflichen Belastung im Einzugsgebiet kann erstellt wer-
den. In der folgenden Abbildung 169 wird aufbauend auf 

den Grundwasserströmungsverhältnissen, die im Rah-

men des Grundwassergleichenplans ermittelt wurden, die 

Sulfatkonzentration des Grundwassers dargestellt. 

Abb. 169: Isolinienplan der Sulfatkonzentration des Grundwassers unter Berücksichtigung der Grundwasserströmungsverhältnisse 
im WSG Eckerde (LübKe 2003); dunkelrot >325 mg/l; orange>275 mg/l; gelb>175 mg/l; grün>150 mg/l; dunkelgrün< 150 mg/l
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Tiefenkonzentrationsproile
Die Untersuchungsergebnisse der tiefenabgestuften Be-

probungen bei Mehrfachmessstellen, Mulitlevel-Messstel-

len oder aus dem Direct-Push-Verfahren werden für die 

einzelnen Beprobungstermine als Stoffkonzentrations-

Tiefenproil dargestellt (s. Abb. 170). In die Auswertung 
der tiefenabgestuften Analysewerte werden Nutzungsein-

lüsse, geogene Faktoren und mögliche Stoffumsatzpro-

zesse einbezogen. Bei der Auswertung der Konzentra-

tions-Tiefenproile im Anstrombereich zur GWM werden 

die Grundwasserneubildungsrate, die Abstandsge-

schwindigkeit und die nutzbare Porosität des Grundwas-

serleiters berücksichtigt. Bei homogenen Standort- und 

Nutzungsverhältnissen im Anstrombereich der Messstelle 

können mit Stoffkonzentrations-Tiefenproilen der Para-

meter Nitrat (NO
3

-), Sauerstoff (O
2
), gegebenenfalls Sulfat 

(SO
4

2-) und Hydrogenkarbonat (HCO
3

-) auch Rückschlüs-

se auf Stoffumsetzungsprozesse im Grundwasserleiter 

gezogen werden. 

Eignungsbewertung

Grundwasseruntersuchungen zur Erfolgskontrolle von 

Grundwasserschutzmaßnahmen sind geeignet wenn:

 ■ die hydrogeologischen und hydraulischen Standort-

verhältnisse bekannt sind und

 ■ eine oberlächennahe Grundwasserbeprobung 
möglich ist.

Das Untersuchungskonzept sollte Grundwassermess-

stellen im Anstrom- und Abstrombereich von Belastun-

gen einbeziehen, um die Auswertung zum Erfolg der  

 

Grundwasserschutzmaßnahmen und die Überprüfung 

der räumlichen Prioritätensetzung der WZB zu gewähr-

leisten.

Die tiefenabgestufte Beprobung bei Mehrfachmess-

stellen, Multilevel-Messstellen oder durch das Direct-

Push-Verfahren ermöglicht eine räumlich differenzierte 

Bewertung.

In Verbindung mit der Altersbestimmung des 

Grundwassers kann abgeschätzt werden, wann die 

umgesetzten Grundwasserschutzmaßnahmen zu einer 

Verringerung der Nitratbelastung im Rohwasser führen.

Flach verilterte 
Messstellen

Mehrfach- 
Messstellen

Multilevel- 
Messstellen

Direct-Push

Ist-Zustand für die innergebietliche 
Prioritätensetzung + + + +
Erfolgskontrolle von  
Einzelschlag-Maßnahmen + + o +
Erfolgskontrolle auf  
Repräsentativlächen o o + +
Erfolgskontrolle großlächiger  
GW-Schutzmaßnahmen + + + +

Abb. 170:  
Schematische Darstellung des 
Grundwasseranstroms einer 
Multilevel-Messstelle mit tiefen-
abgestuftem Nitratkonzentrati-
onsproil. Ein Nitratabbau durch 
Denitriikation ist erkennbar.
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2.7.6.3 Altersbestimmung des 
Grundwassers

Kurzcharakteristik
Zusätzliche hydrogeologische Erkenntnisse in den TGG 

können die Bewertung stoflicher Belastungen in der 
gesättigten Zone ergänzen sowie die Aussagefähigkeit 

zur Zielerreichung von Grundwasserschutzmaßnahmen 

deutlich verbessern. Von besonderem Interesse sind 

in diesem Zusammenhang die Verweilzeit des Grund-

wassers und die Bestimmung des Grundwasseralters. 

Zunehmend werden Untersuchungen zur Altersbestim-

mung des Grundwassers auch im Rahmen der WZB von 

Wasserversorgungsunternehmen in Zusammenarbeit mit 

Hydrogeologen und der WZB durchgeführt. 

Anwendung
Die Ermittlung der Verweilzeit des Grundwassers ist vor 

allem im obersten, für die WZB wichtigen, Grundwas-

serleiter interessant, wenn es darum geht, den Effekt 

von Grundwasserschutzmaßnahmen abzuschätzen. 

Grundlegende Parameter zur Altersbestimmung sind 

die Fließgeschwindigkeit bzw. Abstandsgeschwindigkeit 

sowie die Verweilzeit im Grundwasser. Mit zunehmender 

Entfernung vom Standort der Grundwasserneubildung 

erfolgt durch den vertikalen Zuluss meist eine Mischung 
unterschiedlich alten Wassers im Einzugsgebiet. Da eine 

zuverlässige altersmäßige vertikale Zuordnung des be-

probten Grundwasserbereichs kaum möglich ist, bezieht 

sich die Altersbestimmung auf die mittlere Verweilzeit im 

Grundwasser. Die Deinitionen der wichtigsten Parameter 

zur Altersbestimmung sind in Tabelle 64 zusammenge-

stellt. 

Bei der Auswahl geeigneter GWM sollte die Lage im 

Einzugsgebiet/des Grundwasserzustroms, die Filterlage 

der GWM (kurze Filterstrecken zeigen meist keine starke 

Durchmischung) und die stofliche Situation berück-

sichtigt werden. Außerdem sollten für die Fragestellung 

„Erfolgsbewertung von landwirtschaftlichen Maßnahmen“ 

die GWM im ersten Grundwasserleiter veriltert sein. Eine 
tiefenabhängige Probenahme von der Grundwasserober-

läche und dem Grundwasserleiter ermöglichen eine ver-
tikale Zuordnung der beprobten Grundwasserabschnitte 

(GeodieNste 2012). 

Methodenbeschreibung

Es gibt verschiedene Methoden, das Alter des Grund-

wassers zu ermitteln. Sie basieren auf der Ermittlung 

der Iniltrationszeit unter den regionalen klimatischen 
Bedingungen. Dazu werden bevorzugt radiometri-

sche Methoden eingesetzt. Als Isotopen werden vor 

allem Kohlenstoff, Tritium und Krypton-85 verwendet, 

aber auch z. B. anthro pogen in die Umwelt eingetrage-

nes FCKW. Welches Verfahren sinnvoll ist, hängt von 

den hydrogeologischen Rahmenbedingungen ab. Die 

Krypton-85-Untersuchung ist die am besten geeignete 

Methode für eine exakte Altersbestimmung, weil Kryp-

ton kaum chemische Reaktionsprozesse eingeht und 

nur geringfügig an Austausch- und Sorptionsprozessen 

beteiligt ist. Zur Altersbestimmung von relativ jungem 

Grundwasser (Zeitintervall bis etwa 50 Jahre) wird meist 

die Helium(He)-Tritium(T)-Methode eingesetzt. Tabelle 65 

gibt einen Überblick über Methoden zur Altersdatierung.

Begriff Deinition Abhängig von Bemerkungen

Mittlere Verweil-
zeit (MVZ)

Mittlere Aufenthaltsdauer 
des Wassers im Untergrund 
vom Zeitpunkt der Iniltration 
im Boden bis zum Abluss in 
einer Quelle oder der Förde-
rung in einem Brunnen

den physikalischen Eigen-
schaften des Untergrunds 
und der Grundwasserneu-
bildung

Berechnet o. geschätzt in Jahren. 
Wegen der heterogenen Natur des 
Bodens, der ungesättigten Zone 
un des Aquifers bzw. der Mischung 
von Wässern mit unterschiedlicher 
Verweildauer handelt es sich meist 
um eine Altersverteilung

Verweildauer in 
der gesättigten 
Zone

Zeitspanne vom Eintritt des 
Wassers in den Grund-
wasserleiter (Aquifer) und 
seinem Austritt aus diesem 

den physikalischen Eigen-
schaften des Grundwasser-
leiters und der Grundwas-
serneubildung

Berechnet o. geschätzt in Jahren

Abstandsge-
schwindigkeit

Geschwindigkeit, mit der 
Wasser oder eine in diesem 
gelöste Verunreinigung die 
Verbindungsstrecke zwi-
schen zwei Punkten in der 
Zeit t durchließt

den physikalischen Eigen-
schaften und dem Rückhal-
tevermögen des durchlos-
senen Untergrunds

Berechnet od. geschätzt in Metern/
Jahr. Wegen der Heterogenität 
des Untergrunds und der hydrody-
namischen Dispersion handelt es 
sich meist um eine Verteilung von 
Geschwindigkeiten

Tab. 64: Deinitionen der Parameter zur Altersbestimmung des Grundwassers (UBA GmbH Wien 2009)
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Aufgrund der Erfahrungen der Wasserversorgungsun-

ternehmen in den TGG zur Anwendung der Helium/

Tritium-Methode zur Altersdatierung und der Nutzung der 

Untersuchungsergebnisse zur Prioritätensetzung und 

Erfolgskontrolle wird nachfolgend nur auf diese Methode 

eingegangen. 

Laboranalyse:

Die Wasserproben werden im Labor massenspektrome-

trisch untersucht. Dabei wird Tritium über die Messung 

seines Zerfallsproduktes 3He nachgewiesen. Die Wasser-

proben werden vollständig entgast und in heliumdichten 

Glaskolben mehrere Monate gelagert. Dann werden die 

Glaskolben an die Probeneinlasseinheit angeschlossen 

und unter Hochvakuum-Bedingungen aufgebrochen. 

Die während der Zeit gestiegene 3He-Konzentration wird 

vom Wasser getrennt. Über die massenspektrometrische 

Messung werden 3He und 4He analysiert. Die Analyse der 

Helium-Konzentration erfolgt ohne Lagerungszeit (Geries 

2005).

Auswertung
Im Zuge der Auswertung werden im ersten Schritt die Tri-

tium-Konzentration (Summe aus 3H und 3He) der Grund-

wasserproben und das ermittelte Grundwasseralter der 

Tritium-Konzentration den regionalen Niederschlagsdaten 

des rückwärtigen Zeitraums gegenübergestellt. Werden 

keine wesentlichen Konzentrationsunterschiede festge-

stellt, erfolgt über die Erfassung des Tritium-Zerfallspro-

dukts 3He die Berechnung des Grundwasseralters. Um 

mit der Helium / Tritium-Methode das Gesamtalter (nicht 

nur die zeitliche Differenz von der Grundwasserneu-

bildung zum Beprobungszeitpunkt) zu erfassen, muss 

auch die Verweilzeit des Sickerwassers in der Dränzone 

berücksichtigt werden.

Eignung
Durch die Altersbestimmung besteht die Möglichkeit, die 

Kenntnisse zum Weg-Zeit-Verhalten des Grundwassers 

zu verbessern. Die Bestimmung des Grundwasseralters 

kann als zeitlicher Indikator betrachtet werden, um Effek-

te von Grundwasserschutzmaßnahmen zu bewerten und 

die Prioritätensetzung von Grundwasserschutzmaßnah-

men zu überprüfen.

Die Altersdatierung wird zur Bewertung des Maß-

nahmeneffekts im oberen genutzten Grundwasserleiter 

eingesetzt und ergänzt bereits vorliegende hydrogeolo-

gische (z. B. zum Fließverhalten) und hydrochemische 

Ergebnisse.

In heterogenen Gebieten besteht für die WZB oft nur 

die Möglichkeit über die kalkulatorischen landwirtschaftli-

Zusatzinformation zur Altersbestimmung mit der 
Helium / Tritium-Methode

In den 50er und 60er Jahren des 20. Jahrhunderts 

wurden durch oberirdische Wasserstoffbombentests 

große Mengen an Tritium oder radioaktivem Was-

serstoff emittiert (3H oder T). 1962 lagen die Konzen-

trationen im Niederschlag bis zu dreimal über den 

natürlichen Tritiumkonzentrationen. Tritium zerfällt mit 

einer Halbwertzeit von 12,32 Jahren zu dem Helium-

Isotop 3He, sodass man durch Messung von Tritium 

und Helium die Zeit ableiten kann, die seit der Iniltra-

tion des Wassers vergangen ist. Die Messung erfolgt 

mit einem Massenspektrometer im Labor. Nach 

Angaben der Universität Bremen ist die Genauigkeit 

der Altersdatierung mit der 3He-T-Methode mit einer 

Fehlerquote von < 10 % möglich (www.noblegas.uni-

bremen.de).

Nuklide/Methode T½ Typische Werte Interpretation

Sauerstoff -18 (δ18O) -8 bis -11 (δ18O) T und Höhe Einzugsgebiet

Deuterium (δ2H) -40 bis -80 (δ2H) Verdunstungseffekte und Herkunft Nieder-
schläge

Tritium (3H) 12,43 0 bis 30 TE Datierung Iniltration (< 40 a)

Tritium/Helium-(3H/3He) Datierung Iniltration (< 40 a)

Chlorluorkohlenstoffe 
(CFCs)

1996: F11: 273 pptv; F12: 538 
pptv

Datierung Iniltration (< 50 a)

Schwefelhexalouride (SF
6
) 1996; F6: ca. 4 pptv Datierung Iniltration (< 30 a)

Krypton-85 (85Kr) 10,76 1,4 Bq/m3 Datierung Iniltration (einige Dekaden)

Legende: T½…Halbwertszeit in Jahren, TE…Tritiumeinheiten, pptv…parts per trillion by volume

Tab. 65: Methoden zur Datierung <50 Jahre u. Charakterisierung v. Iniltrationsbedingungen in Grundwässern (Uba Gmbh WieN 2009)
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chen Erfolgsindikatoren (NLWKN 2012a) zur Erfolgskont-

rolle den Maßnahmenerfolg ausschließlich in der Boden-

zone zu bewerten. In diesen Gebieten ist es besonders 

wertvoll, durch Erkenntnisse zur Verweilzeit des Grund-

wassers auf das Weg-Zeit-Verhalten z. B. der Nitratfracht 

zu schließen und Erkenntnisse zur zeitlichen Erwartung 

von Maßnahmeneffekten abzuleiten.

In Verbindung mit N
2
/Ar-Untersuchungen (s. Kap. 

2.7.9) kann in TGG mit reduzierenden Grundwasserver-

hältnissen (Denitriikation) über eine Altersbestimmung 
der zeitliche Verlauf des Nitratabbaus ermittelt werden.

In den nachfolgenden Abbildungen werden Beispiele 

zur Anwendung der Altersbestimmung zur Erfolgskont-

rolle dargestellt. Abbildung 171 zeigt, dass auch mit Hilfe 

langer Zeitreihen lokaler Niederschlagsdaten in Verbin-

dung mit der Tritiumkonzentration das Grundwasseralter 

nicht immer eindeutig ermittelt werden kann. Im Beispiel 

ist zu erkennen, dass vor allem die relativ gleichförmi-

gen Niederschlagsverhältnisse in den 80er Jahren eine 

differenzierte Festlegung zum Grundwasseralter kaum 

ermöglichen. 
   
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Abb. 171:  
Zeitreihe der Tritiumkon-
zentration im Niederschlag 
der Station Salzulen sowie 
das Grundwasseralter 
ausgewählter GWM im 
WSG Hameln-Süd (Geries 
iNGeNieUre Gmbh 2005)

Abb. 172:  
Rückwirkend kumulier-
te Verlagerungstiefen 
(Sickerwasserperiode 
2003/04) bei unterschied-
lichen Bodensubstraten 
in der Mittelterasse (MT) 
und Niederterasse (NT) 
im WSG Hameln-Süd 
(Geries iNGeNieUre Gmbh 
2005).
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2.7.6.3 Altersbestimmung des Grundwassers

Da mit der Helium-Tritium-Methode die zeitliche Differenz 

zwischen dem Probenahmezeitpunkt und der Grundwas-

serneubildung (dem Iniltrationsjahr als Zeitpunkt des 
Übertritts von der ungesättigten in die gesättigte Zone) 

ermittelt wird, kann unter Berücksichtigung der Verweil-

zeit des Sickerwassers das Alter des Grundwassers 

genauer abgeschätzt werden. Dieser Auswertungsschritt, 

die rückwirkende Ermittlung der Verlagerungstiefen, ist in 

Abbildung 172 dargestellt. 

In dem nachfolgenden Nitrat-Gleichenplan in Abbil-

dung 173 sind die Ergebnisse der hydrochemischen 

Untersuchung und das ermittelte Grundwasseralter auf-

grund der Tritium-Helium-Methode für einen Teilbereich 

im WSG Hameln-Süd dargestellt. Die Auswertung zeigt, 

dass trotz Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnah-

men seit 1993 weiterhin hohe Nitratgehalte in Teilberei-

chen der Mittelterrasse im WSG Hameln-Süd gemessen 

werden. Dagegen wird im Bereich der Niederterrasse 

relativ junges Grundwasser angetroffen. Durch zusätz-

liche Untersuchungen zur Denitriikation (s. Kap. 2.7.9) 
können die Umsetzungsprozesse in der Niederterrasse 

und der Weseraue in die Bewertung einbezogen werden. 

Es wird deutlich, dass in bestimmten Bereichen des WSG 

Hameln-Süd weiterhin eine hohe Maßnahmenintensität 

erforderlich ist, um mittelfristig eine Verringerung der 

Nitratgehalte im Grundwasser zu erreichen. 

Demzufolge kann durch die zusätzliche Altersbe-

stimmung die innergebietliche Prioritätensetzung zur 

Maßnahmenumsetzung, insbesondere die Maßnahmen-

intensität festgelegt werden. Die Zielerreichung von 

umgesetzten Maßnahmen kann insgesamt genauer 

abgeschätzt werden.

Abb. 173: Gleichenplan zur Nitratkonzentration u. Grundwasseralter im WSG Hameln-Süd (Ausschnitt) (Geries iNGeNieUre Gmbh 
2005)
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2.7.7 Untersuchung des Rohwassers

2.7.7 Untersuchung des Rohwassers

Kurzcharakteristik
Als Rohwasser bezeichnet man das zur Trinkwasser-

versorgung gewonnene Wasser vor der Aufbereitung 

(DIN 1983). Mit dem Rohwasser eines TGG wird das 

gesamte zuließende Grundwasser in einem oder meh-

reren Förderbrunnen erfasst. Die Qualität des Rohwas-

sers kann also als qualitative Eingangskontrolle für das 

Reinwasser (Trinkwasser) angesehen werden. Anhand 

der Rohwasserqualität kann der erforderliche Aufwand 

für die Aufbereitung des Rohwassers festgelegt werden. 

Deshalb muss bei der Untersuchung und Auswertung 

berücksichtigt werden, dass ein stofliches und zeitliches 
Mischwasser des Einzugsgebiets bewertet wird. Außer-

dem ist das Wasserfördermanagement des Wasserver-

sorgungsunternehmens von Bedeutung. Veränderungen 

der Fördermengen können die Qualität des Rohwassers 

beeinlussen.
Die Analyseergebnisse ermöglichen einen Überblick 

der durchschnittlichen Grundwasserqualität im Einzugs-

gebiet der Messstelle. Sie geben Hinweise auf erforder-

liche Maßnahmen in der Trinkwasseraufbereitung und 

belegen langfristig Veränderungen der Grundwasserbe-

schaffenheit im Einzugsgebiet.

Kleinräumige Veränderungen in der Grundwasserbe-

schaffenheit sind meist nicht zu erkennen, da sich das 

Grundwasser auf seinem Fließweg mit zuströmendem 

Grundwasser anderer Schichten vermischen kann. Somit 

sind Ursache - Wirkungsbeziehungen zu Grundwasser-

belastungen oder zu den Wirkungen von Grundwasser-

schutzmaßnahmen durch Rohwasseruntersuchungen nur 

zu identiizieren, wenn sie das Haupteinzugsgebiet des 
betrachteten Förderbrunnens betreffen.

Anwendungsbereich
Für die Förderung von Rohwasser zu Trinkwasserzwe-

cken sind umfassende Regelungen vorgegeben (z. B des 

DVGW 1988a). Die Untersuchung des Rohwassers ist 

hinsichtlich der Beschaffenheit und des Untersuchungs-

turnus in Niedersachsen landeseinheitlich geregelt (gem. 

RdErl. d. MU v. 12. 12. 2012 (MU 2012)) und zielt auf die 

langjährige Dokumentation der zeitlichen Entwicklung der 

Rohwasserqualität ab. Im Prioritätenprogramm Trinkwas-

serschutz des Lands Niedersachsen (MU 2007b) ist der 

Nitratgehalt des Rohwassers eines der entscheidenden 

Kriterien für die Einstufung der TGG in Handlungspriori-

täten und die transparente Vergabe von Fördermitteln (s. 

Kap. 2). So basiert die Einteilung in die C-Gebiete (Ge-

biete mit der höchsten Handlungspriorität) überwiegend 

auf der Grundlage der Rohwasserdaten. Der Grenzwert 

für diese Einstufung liegt fördermengengewichtet bei ei-

nem durchschnittlichen Jahresgehalt von größer 25 mg/l 

Nitrat oder einem Trend, der die Überschreitung in naher 

Zukunft erwarten lässt.

Rohwasserdaten werden hauptsächlich zur langfristi-

gen Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen 

z. B. im Rahmen von Schutzkonzepten verwendet. Es ist 

mit einem zeitverzögerten Rückgang der Nitratgehalte 

nach der Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnah-

men zu rechnen.

Im Rahmen der WZB werden die Rohwasserdaten 

(Rohwasserfördermenge und mittlere Nitratkonzentration) 

dem NLWKN jährlich zur Verfügung gestellt. Auf dieser 

Grundlage kann landesweit der Erhalt bzw. die Verbesse-

rung der Rohwasserqualität als Hauptziel der Grundwas-

serschutzmaßnahmen dokumentiert werden.

Durchführung
Beprobung

Gemäß den niedersächsischen Vorgaben für Rohwas-

seruntersuchungen sind der Parameterumfang und die 

Probenahmehäuigkeit vorgeschrieben. Die Rohwasser-
untersuchung sollte in der Regel für die einzelnen Förder-

brunnen durchgeführt werden. In TGG mit mehreren 

Förderbrunnen werden häuig Mischproben untersucht. 
Die chemische Zuordnung zu den einzelnen Förder-

brunnen ist in diesen Fällen aufgrund der Durchmischung 

oder von Verdünnungs- und Maskierungseffekten kaum 

möglich. 

Veränderungen in der Rohwasserqualität sind nur 

nachweisbar, wenn Analysen in Zeitintervallen vorliegen. 

Deshalb sollte nach einer Bestandsaufnahme zur Roh-

wasserqualität der Förderbrunnen regelmäßig, mindes-

tens jährlich, eine Untersuchung erfolgen.

Werden Rohwasseruntersuchungen im Rahmen der 

Erfolgskontrolle der WZB eingesetzt oder als stoflicher 
Erfolgsindikator in TGG ohne Grundwassermessstellen 

herangezogen, kann eine Verdichtung der Probenahme-

häuigkeit (z. B. Abstimmung der Untersuchungstermine 
auf Vegetations- bzw. Fruchtfolgezyklen sinnvoll sein. 

Der Untersuchungsumfang (Parameter, Probenahme-

termine) wird im Rahmen des Schutzkonzepts bzw. in 

den jährlichen Arbeitsprogrammen der WZB festgelegt. 

Bei zusätzlichen Untersuchungen sollte der Parame-

terumfang an die standörtlichen Bedingungen bzw. die 

konkrete Fragestellung angepasst werden. Für die WZB 

sind neben Nitrat vor allem die Stoffkonzentrationen von 

Ammonium (NH
4
), Kalium (K), Sulfat (SO

4
), Hydrogen-

carbonat (HCO
3
), einige Spurenstoffe (z. B. Eisen (Fe3+, 
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2.7.8  Beprobung der Dränausläufe und Oberlächengewässer

 ■  Datenabgleich mit Grundwasseruntersuchungen an 

Vorfeldmessstellen (Typ, Trend, Periodizität).

Die spezielle Auswertung von Rohwasserdaten im Rah-

men der Erfolgskontrolle sollte Folgendes berücksichti-

gen:

 ■  Zeitreihenanalyse einschließlich Trendbetrachtungen 

für ausgewählte Parameter

 ■  Abgleich mit Daten der Vorfeldmessstellen insbeson-

dere im Hinblick auf Rückschlüsse zu den Grund-

wasserherkunftsbereichen (Teileinzugsgebieten bei 

mehreren Brunnen)

 ■  Nutzung zusätzlicher hydrogeologischer Erkenntnisse 

zu den Grundwasser-Strömungsverhältnissen, zu den 

Fließzeiten und zu den Stoffumsetzungsprozessen im 

Grundwasserleiter.

Fe2+), Cadmium (Cd), Nickel (Ni)) sowie Planzenschutz-

mittelwirkstoffe und deren Metabolite und gegebenenfalls 

Keimbelastungen von Bedeutung. Rohwasser, das durch 

Denitriikation gekennzeichnet ist, sollte zur Erfolgskon-

trolle nur herangezogen werden, wenn die N-Konzen-

tration im Grundwasserleiter durch die N
2 
/ Ar-Methode 

ermittelt wurde oder als chemisches Äquvivalent Sulfat in 

die Trendbetrachtung einbezogen wird (s. Kap. 2.7.9)

Ergebnisauswertung
Bei der Auswertung von Rohwasserdaten sollten folgen-

de Aspekte beachtet werden:

 ■ Kenntnis der Stammdaten, Prüfung der Verlässlichkeit 

und Plausibilität der Daten, Zeitreihenanalyse

 ■  Bestandsaufnahme struktureller Veränderungen und 

möglicher Belastungsquellen im Einzugsgebiet

 ■  Datenabgleich mit Fördermengen und Klimadaten 

(Grundwasserneubildung)

Eignungsbewertung

 ■ Rohwasseruntersuchungen eignen sich zur lang-

fristigen Erfolgskontrolle der gesamtgebietlichen 

Grundwasserschutzmaßnahmen und für die Prioritä-

tensetzung.

 ■ Die Rohwasseruntersuchung weist von allen 

Methoden zur Erfolgskontrolle die längste zeitliche 

Verzögerung zwischen Maßnahmendurchführung 

und Erfolgsnachweis sowie die geringste räumliche 

Zuordnung auf.

 ■ Für die kurzfristige Erfolgskontrolle und Erfolgsbe-

wertung einzelner, räumlich begrenzter Grundwas-

serschutzmaßnahmen ist sie daher kaum geeignet.

 ■ In Wassergewinnungsgebieten mit homogenen 

hydrogeologischen Verhältnissen und relativ kurzen 

Reaktionszeiten kann die Rohwasseruntersuchung 

bedingt zur Erfolgskontrolle großlächiger Maßnah-

men dienen.

 ■ In Trinkwassergewinnungsgebieten im Festge-

stein, in denen keine Grundwassermessstellen zur 

Verfügung stehen, erfolgt auf dieser Grundlage die 

Entscheidung über die Maßnahmenintensität.

Ist-Zustand für die innergebietliche 
Prioritätensetzung +
Erfolgskontrolle von  
Einzelschlagmaßnahmen -
Erfolgskontrolle auf  
Repräsentativlächen -
Erfolgskontrolle gesamtgebietlicher 
Grundwasserschutzmaßnahmen +

2.7.8 Beprobung der Dränausläufe 
und Oberlächengewässer

Kurzcharakteristik
Untersuchungen von Dränausläufen und Oberlächen-

gewässern können im Rahmen der WZB genutzt werden 

zur

 ■  orientierenden Ist-Zustandsbeschreibung der stofli-
chen Belastung im Einzugsgebiet

 ■  innergebietlichen Prioritätensetzung

 ■  Abschätzung von Effekten der schlagbezogenen 

Grundwasserschutzmaßnahmen 
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Die Aussagekraft der Untersuchungsergebnisse zum 

Grundwasserschutz ist von vielen Faktoren abhängig 

 ■  von der Größe und Heterogenität des Einzugsgebiets 

der beprobten Dränausläufe und Vorluter 

 ■  den bodenkundlichen, hydrologischen und hydrogeo-

logischen Gebietseigenschaften 

 ■  den Nutzungseinlüssen sowie 

 ■  den Stoffumsatzprozessen. 

Es muss berücksichtigt werden, dass die Ergebnisse 

durch die verschiedenen Einlüsse starken Schwan-

kungen unterliegen. Deshalb sind gesicherte Aussagen 

nur durch ein umfassendes und mehrjähriges Untersu-

chungsprogramm möglich. 

Anwendungsbereich
Ackerbaulich genutzte und dränierte sowie erosionsanfäl-

lige Flächen können Quellen für Stoffeinträge in Oberlä-

chengewässer (OW) sein (s. Kap. 3.3). Im Rahmen der 

Erfolgskontrolle der WZB werden Untersuchungen der 

Dränausläufe und OW-Untersuchungen oft miteinander 

verknüpft. Durch OW-Untersuchungen erhält man einen 

Überblick über die Gewässerbelastung im Einzugsgebiet 

(Gewässernetz). Durch Dränuntersuchungen können für 

bestimmte Bereiche Stoffeinträge lächen- und nutzungs-

bezogen konkretisiert werden. Auf dieser Grundlage 

können Stoffeinträge gezielter verringert werden. 

Unter bestimmten hydrogeologischen Bedingungen 

kann durch Iniltration ein direkter Abluss von Ober-
lächenwasser ins Grundwasser erfolgen, so dass 
Stoffeinträge in OW auch unmittelbar zu Einträgen ins 

Grundwasser führen können. Meist kann erst nach 

mehrjährigen Untersuchungen ein Zusammenhang zur 

Grundwasserbelastung festgestellt werden.

Neben Nährstoffen werden auch Planzenschutzmittel 
und ihre Abbauprodukte untersucht.

Durchführung
Die Wahl der Probenahmestellen ist entscheidend für die 

Aussagekraft der gewonnenen Daten.

Oberlächengewässer
Gebietliche Voraussetzungen

Soll von den Stoffkonzentrationen bzw. -frachten auf die 

stofliche Situation im Einzugsgebiet geschlossen wer-
den, müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein: 

 ■  Abgrenzung des Gewässernetzes im Einzugsgebiet 

zur Festlegung der OW-Beprobungsstellen

 ■  Kenntnisse der hydraulischen Wechselwirkungen 

zwischen dem OW und dem Grundwasserkörper (In- 

bzw. Exiltration)

 ■  Beachtung von Punktquellen (z. B. Straßenabluss, 
Einleitungen).

Auswahl der Probenahmestellen

Die Auswahl der Beprobungsstellen ist abhängig von der 

Dichte des Gewässernetzes eines Einzugsgebiets und 

der standörtlichen Gewässerbelastung im einzelnen OW.

Probenahmehäuigkeit
Aufgrund der starken Variabilität von Abluss und Stoff-
konzentrationen im Gewässernetz sollten für die OW-Un-

tersuchungen angepasste Probenahmeintervalle (monat-

lich, vierteljährlich) festgelegt werden.

Parameterumfang

Die physikalisch-chemischen Parameter pH-Wert, elek-

trische Leitfähigkeit, Temperatur und Sauerstoffgehalt 

sollten während der Probenahme aufgenommen werden. 

Weitere zentrale Parameter sind Gesamt-N und NO
3
-N. 

Wünschenswert sind ergänzende Untersuchungen von 

Gesamt-P, Orthophosphat-P, SO
4
, Fe, K, Ca, Mg, NO

2
 

und NH
4
 sowie, bei entsprechender Fragestellung, auch 

von Planzenschutzmitteln und deren Abbauprodukten.

Auswertung
Die Bewertung der OW-Untersuchungsergebnisse kann 

schwierig sein, da die Ergebnisse oft durch mehrere 

Nutzungen am Gewässerlauf beeinlusst sind. Somit 
ist grundsätzlich eine lächen- oder betriebsbezogene 
Erfolgsbetrachtung nicht möglich.

Eine Beurteilung der Oberlächengewässerqualität 
kann in Anlehnung an die chemische Gewässergüteklas-

siikation nach LAWA (1998) erfolgen.

Dränuntersuchungen

Gebietliche Voraussetzungen

 ■ Grundlegende Voraussetzung für die Auswahl der 

Dräne ist ein Dränageplan

 ■ die Funktionsfähigkeit und Lage des Dräns

 ■ Kenntnis der standörtlichen Eigenschaften (z. B. Bo-

dentyp, Bewirtschaftung der Flächen)

 ■ Beachtung von Punktquellen (z. B. Straßenabluss, 
Einleitungen)

Auswahl der Probenahmestellen

Unter Berücksichtigung des Dränplans sollte die Auswahl 

der zu beprobenden Dränausläufe an möglichst homo-
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Auswertung

Bei Aussagen zur Sickerwasserqualität muss beachtet 

werden, dass im Unterboden der Dräne keine Stoffum-

setzungsprozesses stattinden. 
Eine wichtige Grundinformation für die Auswertungen 

zum Sickerwasser sind regionale Niederschlagsdaten. 

Sie geben einen Überblick über den Verlauf (Nieder-

schlag, Temperatur) in der Sickerwasserperiode. Zur 

Berechnung von Sickerwasserraten bzw. zur Ermittlung 

der Sickerwasserspende kann das Einschicht-Bodenwas-

serhaushaltsmodell nach GrossmaNN (1996) verwendet 

werden.

Kann den Dränen ein Einzugsgebiet zugeordnet wer-

den, ist über die Fracht die Abschätzung des Stoffaust-

rages (kg/ha) möglich. Die Stofffrachten werden ermittelt 

aus der Stoffkonzentration mit dem zeitlich zugehörigen 

Abluss. Da oft keine Ablussdaten in hoher zeitlicher 
Aulösung vorliegen, können hilfsweise die Stofffrachten 
über die Grundwasserneubildungsrate nach GrossmaNN 

(1996) kalkuliert werden. 

Die Ergebnisse der Dränuntersuchungen können mit 

weiteren lächenbezogenen Ergebnissen der Erfolgskon-

trolle, z. B. den Ergebnissen der Herbst-Nmin-Untersu-

chungen, der Nitrat-Tiefenproile sowie der Flächen- und 
Hoftorbilanz verknüpft werden.

genen Ackerlächen erfolgen. Folgende Punkte sollten 
bei der Standortauswahl beachtet werden:

 ■ bodenkundliche Daten

 ■  die Höhenlage, Niederschlag, Temperaturverlauf, 

Neigung

 ■  Nmin-Gehalte

 ■  die Bewirtschaftung, Fruchtfolge sowie Art Menge und 

Zeitpunkte des Düngemitteleinsatzes

 ■  Rechts- und Hochwert.

Meist ist durch eine entsprechende Auswahl der Dräne 

eine lächenbezogene Zuordnung des untersuchten Was-

sers möglich.

Probenahmehäuigkeit
Bei Dränen ist mit hohen Schwankungen der Stoffkon-

zentrationen insbesondere zu Beginn der Sickerwas-

serperiode zu rechnen. Berücksichtigt werden muss der 

Verlauf der Sickerwasserperiode (Beginn und Ende der 

Sickerwasserperiode), der Witterungsverlauf (z. B. bei 

Stark- oder Dauerregen) und oft das Trockenfallen in den 

Sommermonaten. Deshalb sollten zusätzliche ereignis-

bezogene Probenahmen eingeplant werden. Die starken 

Schwankungen können durch möglichst enge Probenah-

meintervalle, insbesondere zu Beginn der Sickerwasser-

periode, festgehalten werden. Gute Erfahrungen wur-

den mit wöchentlichen Untersuchungen zu Beginn der 

Sickerwasserperiode und im weiteren Verlauf mit einem 

zweiwöchigen Beprobungsturnus gemacht. Aufgrund der 

Abhängigkeit der Untersuchungsergebnisse von den Wit-

terungsbedingungen sind Dränuntersuchungen mit einem 

hohen organisatorischen Aufwand verbunden.

Parameterumfang

Je nach Fragestellung werden z. B. die Stoffkonzentratio-

nen Nitrat, Ammonium, Sulfat oder auch Planzenschutz-

mitteln und deren Abbauprodukte untersucht.

Probenahme

Die Beprobung erfolgt bei OW und Dränen meist als 

Schöpfprobe. Bei OW sollte möglichst gleichzeitig eine 

Ablussmessung durchgeführt werden. Die Proben müs-

sen zur Analyse zeitnah und gekühlt in ein zertiiziertes 
Labor transportiert werden. Die einschlägigen Qualitäts-

standards und Normen (z. B. DIN, CEN) sind genaues-

tens zu beachten.

Eignungsbewertung

Dränuntersuchungen können bei entsprechend 

hoher Beprobungsdichte lächen-und nutzungsbe-

zogen Erkenntnisse zur stoflichen Belastung des 
Zwischenablusses aufzeigen. Bei mehrjährigen 
Untersuchungsprogrammen ist eine Erfolgskontrolle 

lächenbezogener Freiwilliger Vereinbarungen mög-

lich. Der Aufwand ist hoch und erst durch mehrjährige 

Untersuchungen können abgesicherte Bewertungen 

zu den Stoffkonzentrationen und -frachten erfolgen.

Oberlächengewässer-Untersuchungen geben 

einen Überblick über die stofliche Belastung im 
Gewässernetz an einzelnen Oberlächengewässern. 
Punktbelastungen sowie Eintragspfade für stofliche 
Belastungen können lokalisiert werden.

Die Beprobung von Dränausläufen und Oberlä-

chengewässern kann somit zur Klärung der stofli-
chen Belastungssituation im Einzugsgebiet beitra-

gen. Die Methode eignet sich zur innergebietlichen 

Prioritätensetzung.
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nisse der untersuchten TGG sind ausführlich im Bericht 

zum Pilotprojekt dargestellt (NLWKN 2012b). Die ersten 

Praxiserfahrungen bei der Anwendung der Methode, die 

Durchführung und die Eignung zur Erfolgskontrolle wer-

den nachfolgend hier beschrieben.

2.7.9 Untersuchung  
der Denitriikation

Ermittlung des N
2
-Überschusses im Grundwasser mit 

der N
2
/Ar-Methode

Kurzcharakteristik
Die Denitriikation ist einer der wichtigsten Prozesse, 
Nitrat im Grundwasser abzubauen. In vielen TGG in Nie-

dersachsen ist aufgrund dieses Nitratabbaus die Quanti-

izierung der Nitrateinträge durch die landwirtschaftliche 
Nutzung mit den üblichen hydrochemischen Untersu-

chungsparameter (Nitrat, Ammonium) nicht möglich. Dies 

erschwert auch eine Bewertung von Grundwasserschutz-

maßnahmen (z. B. stoflich-analytische Erfolgskontrolle). 
Bei der Denitriikation sind vor allem zwei Formen des 

Nitratabbaus von Bedeutung: die heterotrophe und die 

autotrophe Denitriikation.
Der Abbau von Nitrat beginnt in der Bodenzone. Der 

Boden ist ein wichtiger Filter für das Sickerwasser. Das 

Abbauverhalten hängt neben den klimatischen Bedingun-

gen auch von den Bodeneigenschaften ab. Sandig-kiesi-

ge Böden haben keine Filterfunktion und weisen deshalb 

kaum Abbaupotenzial auf, wogegen tonig-schlufige 
Ablagerungen den Abbau fördern.

Bakterien im Boden nutzen beim Nitratabbau orga-

nische Bodenbestandteile. Diesen Vorgang bezeichnet 

man als heterotrophe Denitriikation. Der Vorgang ist 
langfristig wirksam, wenn ausreichend organische Subs-

tanz zur Verfügung steht. 

Ein Hinweis auf eine autotrophe Denitriikation sind 
mit der Tiefe abnehmende Nitratgehalte, z. B. erkennbar 

im Tiefenverlauf von Nitrat-Tiefenproilen. Oft sind gegen-

gesetzt zum Nitrat steigende Sulfatgehalte zu beobach-

ten. Der Nitratabbau indet bei dieser Form der Denitri-
ikation unter Sauerstoffmangel statt, wobei Eisensulid 
(Pyrit) im Grundwasser gelöst wird. Aufgrund des Abbaus 

von Pyrit ist der Abbauvorgang endlich.

In TGG mit Denitriikation im Grundwasser wird zur 
Festlegung von Handlungsbereichen und Prioritäten 

(s. Kap. 2.1.3) nach dem Prioritätenprogramm Trink-

wasserschutz (MU 2007b) empfohlen, zur Abschätzung 

der Nitratkonzentration als Äquivalent Sulfat heranzu-

ziehen. Das ist aber nur möglich, wenn die geogene 

Hintergrundbelastung bekannt ist. Zur Verbesserung der 

Aussagekraft in solchen TGG wurde in einem Pilotpro-

jekt in verschiedenen TGG die Praxistauglichkeit der N
2
/

Ar-Methode untersucht. Die Beschreibung der Methodik, 

der Probenahme, des Messverfahrens, die Anwendungs-

möglichkeiten im Grundwasserschutz sowie die Ergeb-

Zusatzinformation Denitriikation

Es wird in eine biologische und eine chemische Re-

duktion unterschieden:

Biologische Reduktion

Unter anaeroben Verhältnissen erfolgt die Reduktion 

von Nitrat (NO
3

-) über die Zwischenstufe Nitrit (NO
2

-), 

 Stickstoffmonoxid (NO) und Lachgas (N
2
O) zu 

molekularem Stickstoff (N
2
). Lachgas tritt dabei nicht 

nur als Zwischenprodukt auf, sondern wird auch als 

Endprodukt in die Atmosphäre emittiert, wenn es in 

der obersten Bodenschicht gebildet wird.

Heterotrophe Denitriikation
Wird beim Abbau von Stickstoff und organischem 

Kohlenstoff durch Mikroorganismen (Bakterien, Pilze) 

im oberlächennahen Grundwasserleiter der Vorrat 
an organischer Substanz genutzt, spricht man von 

heterotropher Denitriikation. Sie kann langfristig 
funktionieren, wenn im Boden ausreichend organi-

sche Substanz vorhanden ist. 

Autotrophe Denitriikation
Chemische Reduktion

Unter Sauerstoffmangel erfolgt durch Bakterien die 

Aulösung von Eisensulid (Pyrit) im Grundwasser. 
N

2
 als Endprodukt der Denitriikation reichert sich im 

Grundwasser an und wird als gelöstes Gas mit dem 

Grundwasserstrom im Grundwasserleiter transpor-

tiert.

Chemische Gleichung zur Umsetzung (KöLLe et al. 

1985):

5 FeS
2
 + 14 NO

3
- + 4 H+ →

7 N
2
 + 10 SO

4
2- + 5Fe2+ + 2 H

2
0

Stöchiometrisches Verhältnis von Nitrat zu Sulfat:  

1 mg Nitrat / l → 1,1 mg Sulfat / l Durch die chemi-
schen Stoffumsetzungsprozesse kann es während 

der autotrophen Denitriikation zu Konzentrations-

erhöhungen bei anderen Parametern (z. B. Sulfat, 

Eisen) kommen.
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Anwendung
Durch die Denitriikation im Grundwasserleiter ist eine 
Bestimmung der Nitratkonzentration mit den üblichen 

Grundwasser- und Rohwasseruntersuchungen nicht 

möglich. Charakteristisch sind niedrige Nitratkonzentrati-

onen im Bereich der Nachweisgrenze, die einen Nitratab-

bau in der gesättigten Zone bzw. im Grundwasserleiter 

vermuten lassen. Eine Quantiizierung ist nicht möglich. 
In Abbildung 174 wird am Beispiel der Ergebnisse an 

einer Multilevel-Messstelle der Tiefenverlauf der gemes-

senen Excess-N
2
-Konzentration im Grundwasser darge-

stellt. Es wird deutlich, dass im Denitriikationsbereich 
durch die Reduktion von Nitrat die Excess-N

2
-Konzentra-

tion sprunghaft ansteigt.

Die Messung der Stickstoff (N
2
)- und Argon (Ar)-Konzen-

tration im Grundwasser und die daraus folgende Ermitt-

lung des N
2
-Überschusses ist eine effektive Möglichkeit, 

die quantitative und räumliche Verteilung der Denitriika-

tion im Grundwasserleiter zu bestimmen. In Abbildung 

175 sind die im Kasten „Zusatzinformation“ aufgeführten 

chemischen Umsetzungsprozesse bei der autotrophen 

Denitriikation graisch dargestellt.

Durchführung

Die Methodik, den Nachweis des Nitratabbaus durch 

Denitriikation im Grundwasser über die Ermittlung des 
N

2
-Überschusses (Excess-N

2
) zu führen, wurde bisher 

vor allem für wissenschaftliche Fragestellungen genutzt. 

Die Ermittlung der Denitriikation im Grundwasser beruht 
auf der Verschiebung des N

2
/Ar-Verhältnisses im Grund-

wasser gegenüber dem Gleichgewichtsverhältnis ohne 

Nitratabbau (NLWKN 2012b). Das Messverfahren ist 

geeignet, über die Stickstoff (N
2
)-und Argon (Ar)-Konzen-

tration im Grundwasser den N
2
-Überschuss zu ermitteln. 

Die atmosphärischen Konzentrationen von Stickstoff und 

Argon sind weitgehend konstant.

Erfolgt im Grundwasser ein denitriikativer Abbau von 
Nitrat, wird das Endprodukt „molekularer Stickstoff“ im 

Grundwasser angereichert. Die Anreicherung entsteht, 

weil der Gasaustausch zwischen dem Grundwasser und 

der Atmosphäre relativ langsam erfolgt. Im Gegensatz 

zum Stickstoff ist Argon als Edelgas nicht an den Umset-

zungsprozessen beteiligt, so dass im Grundwasser keine 

Anreicherung oder eine Verringerung von Argon im Ver-

gleich zur Gleichgewichtskonzentration der Atmosphäre 

erfolgt. Deshalb kann mit der N
2
/Ar-Methode der aus der 

Denitriikation stammende und im Grundwasser gelöste 
N-Überschuss (Excess-N

2
) gemessen werden. Abb. 174: Auswertung Multilevel-Messstelle, Beispiel WSG 

Fuhrberger Feld (NLWKN 2012b)

Sulfide SO4
- 

Corg
 CO2 

NO3
- N2O N2 

NO3
- 

NO3
- 

N2O 

e- 

e- 

DOM 

Abb. 175: Abbau von Nitrat und reduzierten Verbindungen 
im Grundwasser durch Denitriikation, Graik nach Well, Uni 
Göttingen (Geries iNGeNieUre Gmbh 2007b); (Abkürzung: DOM-
Grundwasserstand)
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In Abbildung 176 wird an einem Beispiel die Nitrat-

eintragskonzentration, die sich aus der Emission im 

Zustrombereich der Grundwassermessstelle oder des 

Förderbrunnens ergibt, dargestellt. Die Nitrateintragskon-

zentration ist die Summe aus dem Nitrat, das im Grund-

wasser analysiert wurde und der ermittelten Excess-N
2
-

Konzentration. Aufgrund der Denitriikationsprozesse wird 
im Grundwasserleiter des Beispielgebiets nur in wenigen 

Messstellen bzw. nur in einem Förderbrunnen Nitrat 

gemessen (rot dargestellt). Über die Excess-N
2
-Untersu-

chung wird der Umfang des denitriikativen Nitratabbaus 
ermittelt (grün dargestellt). Im Diagramm ist somit die 

vollständige Immission des Nitrats für jede Messstelle zu 

erkennen.

Die Grundwasserprobenahme erfolgt nach den Vorgaben 

des Arbeitsblattes DWA-A 909 (DWA 2011) für Grund-

wassermessstellen mit einer Tauchpumpe. Um Verän-

derungen der Gelöstgaskonzentrationen zu minimieren, 

muss beachtet werden, dass die Probe direkt aus dem 

Förderstrom entnommen wird. Vor Ort werden die Para-

meter Temperatur, pH-Wert, elektrische Leitfähigkeit und 

der Sauerstoffgehalt bestimmt.

Zur Laboranalyse des Excess-N
2
 sind die Gaschroma-

tograie (GC-Methode) oder die Membran-Einlass-Spek-

tronomie (MIMS-Methode) geeignet. Bei der Anwendung 

der GC-Methode ist eine umfassende Probenvorberei-

tung erforderlich. Die MIMS-Methode ist leichter hand-

habbar (NLWKN 2012b). Die Analytik des Excess-N
2
 wird 

bisher nur von wenigen Laboren in Niedersachsen durch-

geführt (z. B. Uni Göttingen, Thünen-Institut, Gesellschaft 

für Bioanalytik (GBA)).

Eignung

Bereits seit mehreren Jahren wird die Methodik von ein-

zelnen Wasserversorgungsunternehmen in TGG zur Ab-

schätzung der Nitratbelastung genutzt. Im Rahmen des 

Pilotprojekts hat sich bestätigt, dass die N
2
/Ar-Methode 

für die Prioritätensetzung und die Erfolgskontrolle in TGG 

anwendbar ist. In denitriikativen Grundwasserleitern 
kann die tatsächliche Nitrat-Immission über die gemesse-

ne Excess-N
2
-Konzentration ermittelt werden. In Verbin-

dung mit Untersuchungen zum Grundwasseralter (s. Kap. 

2.7.6.3) können die Nitratabbauraten für den Zustrom-

bereich der Messstelle abgeschätzt oder Auswirkungen 

von Nutzungsänderungen (z. B. verändertes Stoffumset-

zungsverhalten durch großlächige Grünlandumbrüche, 
Veränderungen der Grundwasserförderung) bewertet 

werden.
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Abb. 176:  
Nitrateintragskonzentration 
(Summe aus Nitrat- und 
Excess-N

2
-Konzentration) 

untersuchter Messstellen im 
WSG Forst Esloh  
(NLWKN 2012b)

Eignungsbewertung

Die wichtigsten Anwendungsmöglichkeiten der N
2
/Ar- 

Methode im Grundwasserschutz sind:

 ■ die Ermittlung von Nitrateintragskonzentrationen 

 ■ die Feststellung maskierter N-Belastungen in tiefe-

ren Grundwasserleitern

 ■ die Abschätzung anthropogener Anteile erhöhter 

Sulfatkonzentrationen

 ■ die Bewertung der tatsächlichen Nitratimmission 

unter Berücksichtigung der Denitriikation im Rah-

men der Erfolgskontrolle und

 ■ die Verbesserung der innergebietlichen Prioritä-

tensetzung.
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2.7.10 Modellanwendung zur  
Erfolgskontrolle

Kurzcharakteristik
Ein umfassendes Systemverständnis der Stoffausträ-

ge aus dem Bereich Boden-Landwirtschaft (Emission) 

und der Einträge in das Grundwasser (Immision) sowie 

der Stoffumsetzungsprozesse im Grundwasserleiter ist 

erforderlich, um zielgerichtete Maßnahmenkonzepte für 

den Grundwasserschutz zu entwickeln und ihren Erfolg 

zuverlässig zu überprüfen.

Die Nutzung von Modellen bietet die Möglichkeit, die 

komplexen Wirkungszusammenhänge optimal darzustel-

len und erforderliche Ergebnisse abzuleiten. Die Visua-

lisierung der Ergebnisse kann das Prozessverständnis 

der Wirkzusammenhänge verbessern und die Maßnah-

menumsetzung efizienter gestalten. Modelle ermögli-
chen systematische lächendeckende Aussagen zu den 
Wirkungen von Grundwasserschutzmaßnahmen auf den 

Wasserhaushalt. Grundsätzlich sollten für praxisnahe 

Bewertungen bewährte benutzerfreundliche Modelle, zu 

den bereits Erfahrungen bei ähnlichen Fragestellungen 

vorliegen, ausgewählt werden. Zur Modellanwendung 

sind immer speziische Fachkenntnisse erforderlich.
Das vorliegende Kapitel stellt die Möglichkeiten und 

Anforderungen an eine Modellanwendung bei der Erstel-

lung und Umsetzung der Schutzkonzepte zum Trinkwas-

serschutz dar.

Exkurs Modelle

Ein Modell ist eine vereinfachte und formalisierte 

Beschreibung natürlicher Phänomene. Der Begriff 

Modellierung bezieht sich auf die empirische oder 

theoretische Entwicklung von Ergebnisansätzen zur 

Klärung bestimmter Fragen. Modelle eignen sich als 

Planungsinstrument sowie zur Überprüfung von Maß-

nahmen. Für die Betrachtungen im Bereich Boden, 

Landwirtschaft, Wasser und Klima eignen sich mathe-

matische Modelle. Es werden empirische / statistische 

Modelle für eine zeitliche und räumliche Abschätzung 

(z. B. zur Verdunstung, Grundwasserneubildung), 

analytische Modelle (z. B. Niederschlags-Abluss-
Modell) und numerische Modelle für standortbezo-

gene zeitliche und räumliche Zusammenhänge (z. B. 

Stofftransport) unterschieden.

Numerische Modelle sind mathematisch logische 

Modelle, die bei komplexen Prozessen verwendet 

werden. Mit Hilfe von mathematischen Funktionen 

werden alle im System ablaufenden Prozesse (phy-

sikalisch, chemisch, biologisch) möglichst zeitlich 

und räumlich so miteinander verknüpft, wie sie in 

der Natur ablaufen. Je nach Berücksichtigung des 

zeitlichen Verhaltens wird zwischen stationären (ohne 

zeitliche Dimensionierung) und instationären (Be-

rücksichtigung der zeitlichen Entwicklung) Modellen 

unterschieden.

Häuig werden in Modellverbunden Anwendungen 
zu verschiedenen Fachthemen z. B. Landwirtschaft, 

Nährstoffe und Grundwasser zusammengefügt um 

eine regionale Differenzierung der komplexen Zu-

sammenhänge darstellen zu können. Einige Beispiele 

werden nachfolgend aufgeführt:

Nährstoffemissionsmodelle dienen zur Berech-

nung und Darstellung von Nährstoffquellen und 

Eintragspfaden. Durch Verknüpfung mit landwirt-

schaftlichen Bodendaten können die Nährstoffströme 

bilanziert werden (Beispiel: MONERIS – Modelling 

Nutrient Emissions in River Systems).

Grundwassermodelle werden zur Berechnung 

des Wasserhaushalts und zur Prognose von Effekten 

wasserwirtschaftlicher Maßnahmen verwendet. Sie 

werden in Strömungs- und Stofftransportmodelle ein-

geteilt. (Bsp.: GROWA – Großräumiges Wasserhaus-

haltsmodell mit Separierung Ablusskomponenten)

 ■ Eindimensionale Modelle: zur Interpretation von 

Säulenexperimenten (z. B. zur Sickerwasserprog-

nose)

 ■ 2-D-Modelle: Beschreibung der regionalen Grund-

wasserströmung und des Stofftransports

 ■ 3-D-Modelle: Anwendung bei kleinräumigen Prob-

lemstellungen und hohem Detaillierungsgrad. 

Strömungsmodelle sollen die Wasserbewegung in 

der ungesättigten oder gesättigten Zone beschreiben. 

Im Ergebnis kann z. B. ein Grundwassergleichenplan 

erstellt werden. Strömungsmodelle werden zur Be-

stimmung von Grundwasserbilanzen, zu Vorhersagen 

von Grundwasserabsenkungen, zur Festlegung von 

Schutzzonen für Trinkwassergewinnungsgebiete sowie 

zur Vorbereitung von Transportmodellen eingesetzt. 

Stofftransportmodelle beschreiben den räumlichen 

und zeitlichen Verlauf von Stoffkonzentrationen im 

Grundwasser. Sie werden eingesetzt, um stofliche 
Bilanzierungen (Stoffkonzentrationen, Frachten) 

vorzunehmen und zur Planung und Entwicklung von 

mPlanungs- und Umsetzungsinstrumenten. (Beispiel: 

WEKU – Grundwassertransportmodell) (GeoLexiKoN).
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Der Einsatz von Modellen zum Grundwasserschutz kann 

für folgende Einzelfragen sinnvoll sein (NLWKN 2013a):

 ■ Erfassen und Bewerten von Stoffeinträgen aus land-

wirtschaftlichen Flächen (Ziellächen-Identiikation)

 ■  Abschätzung von Wechselwirkungen mit grundwas-

serabhängigen Landökosystemen und Oberlächen-

gewässern

 ■  Planung von Maßnahmenkonzepten und deren Be-

wertung (Maßnahmenwirkung)

 ■  Überprüfung und Optimierung der Erfolgskontrolle.

Anwendung
Aufgrund des erforderlichen Datenumfangs und Auf-

wands kann eine Einbindung von Modellbetrachtungen 

im Rahmen der Schutzkonzepte nur gemeinsam mit dem 

WVU erfolgen. Möglicherweise stehen aus Projekten 

des WVU (z. B. im Rahmen von Wasserrechtsverfahren) 

Modellergebnisse zur Verfügung, die sich als Grundlage 

für weitere Betrachtungen eignen. Außerdem ist eine 

umfangreiche hydrogeologische Datenbasis erforderlich, 

sodass es sinnvoll ist, auch einen Hydrogelogen einzu-

binden. Eine Kosten-Nutzen-Analyse zur Einbindung von 

Modellen im Rahmen des Schutzkonzepts zum Trinkwas-

serschutz sollte ebenfalls berücksichtigt werden.

Bei der Umsetzung von Grundwasserschutzmaßnah-

men ist eine integrierte Bewertung von Einlüssen und 
Maßnahmen erforderlich. Dabei spielen die Wirkungs-

zusammenhänge des Wasserkreislaufs, z. B. Nieder-

schlag, Abluss, Stofftransport, Bodenwasserhaushalt, 
Sickerwasser und Grundwasserneubildung eine Rolle. 

Ein Modell kann diese hydrologischen Zusammenhänge 

betrachten und modellhaft beschreiben. Ein wichtiges 

Ergebnis der Modellanwendung für den Grundwasser-

schutz sollte eine qualiizierte räumlich differenzierte 
Maßnahmen-Wirkungsanalyse (Prüfung der Maßnah-

menintensität, standortspeziische Maßnahmenwirkung) 
sein. Dabei sind folgende Schwerpunkte zu betrachten: 

 ■  Abschätzung der Langzeitwirkung von Maßnahmen 

unter Berücksichtigung der Stoffumsetzungsprozesse 

im Boden

 ■  Empfehlung von standörtlich differenzierten Maßnah-

men (Einluss der Standort- und Nutzungsbedingun-

gen)

 ■ Auswirkung der Maßnahmen- oder Maßnahmenkom-

bination auf den Nitrataustrag.

Um die komplexen Wirkungszusammenhänge im Grund-

wasser abzubilden, können Strömungs- und Transport-

modelle verwendet werden. Daneben werden integrierte 

Modellansätze (oder Modellverbunde) genutzt um Zu-

sammenhänge abzubilden (NLWKN 2013a). Sie ermögli-

chen für einen festgelegten Einzugsbereich eine Betrach-

tung des Wasserhaushalts sowie der Transportpfade 

von diffusen und punktuellen Nährstoff- und PSM-Belas-

tungen. Sie sind für eine gemeinsame Betrachtung der 

Grund- und Oberlächengewässer besonders geeignet. 
Dabei unterscheidet man empirisch orientierte Modelle, 

die eher für den fachlichen Überblick zu bestimmten Fra-

gestellungen verwendet werden und prozessorientierte, 

die sich mit regionalisierten Fragestellungen beschäfti-

gen. Beispiele sind:

 ■  integrierte Stoffbilanzmodelle: GROWA-WEKU – DE-

NUZ (Denitriikation im Boden und im Grundwasser), 
LUH

 ■  integrierte Stoffhaushaltsmodelle: MONERIS, SWAT 

(Soil and Water Assesment Tool), EPIC (Environmen-

tal Policy Integrated Calculator).

Anforderungen

Die wichtigste Voraussetzung für den Einsatz von Model-

len ist die Datengrundlage für ein räumlich festgelegtes 

Gebiet oder einen Zielbereich. Bei heterogenen Standort-

verhältnissen sollten gegebenenfalls zusätzliche reprä-

sentative Raster oder Zonen festgelegt werden.

Anforderungen an die Eingangsdaten

1. Festlegen von Datenstandards 

Grundsätzlich ist die Aussagefähigkeit der Modellie-

rungsergebnisse abhängig von der Eignung und dem 

Umfang (zeitlich und räumlich) der zur Verfügung 

stehenden Daten. Durch eine sorgfältige Auswahl der 

Eingangsdaten kann die Modellberechnung bzw. die 

Analyse aussagekräftiger und belastbarer werden. 

Bei der Bearbeitung einzelner Arbeitsschritte oder 

bestimmter Einzelfragen (z. B. Randbedingungen, 

Parameter, Daten) kann eine Überprüfung oder An-

passung der festgelegten Randbedingungen während 

der Modellierung sinnvoll sein, um dem Ziel, möglichst 

die natürlichen Verhältnisse abzubilden, nahe zu 

kommen. Werden mehrere Modelle verwendet, z. B. 

bei Modellverbunden, sollten einheitliche Datenstan-

dards festgelegt werden. Die Modelle haben meist 

unterschiedliche Eingangsdatenformate aus denen sie 

gegebenenfalls unterschiedliche Informationen ablei-

ten. Eine hohe Transparenz bei der Modellanwendung 
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Mit Hilfe von Modellanwendungen kann das Systemver-

ständnis für die regionalen Prozesse verbessert und der 

Weg zur Zielerreichung, die Verringerung der stoflichen 
Belastung (z. B. von Nitrat), fachlich differenziert begleitet 

und gegebenenfalls über bestimmte Maßnahmenszena-

rien prognostiziert werden. In Abbildung 177 sind die An-

forderungen an Modellanwendungen zusammengestellt.

Fachliche Anforderungen

Wichtige Grunddaten, die für eine Modellanwendung im 

Rahmen des Grundwasserschutzes erforderlich sind, 

werden nachfolgend aufgeführt:

 ■ Geograische Basisdaten: z. B. Topograische Karten, 
Gewässernetz, Bodendaten

 ■ Morphologische Daten: z. B. Digitales Geländemodell

 ■ Hydrologische / hydrogeologische Informationen: z. B. 

Grundwasserstand, Fließrichtung, Durchlässigkeit

 ■ Klimatische Daten: z. B. Niederschlag, Verdunstung

 ■ Landnutzungsdaten: z. B. Feldfrüchte, Grünland, 

Düngung, Viehdichte, Nutzungsänderungen beispiels-

weise Grünlandumbruch

 ■ Chemische Daten: z. B. Nährstoff- oder PSM-Konzen-

tration.

erleichtert die Nachvollziehbarkeit und das Verständ-

nis für die Ergebnisse der Modellierung.

2. Datenqualität 

Die Datenqualität ist von großer Bedeutung für die 

Aufstellung, Kalibirierung und Validierung der Modelle. 

Vor Beginn der Modellanwendung sollte das vorhan-

dene Messnetz auf Eignung und Aussagekraft über-

prüft werden. Beispiele für Fehlerquellen sind unplau-

sible oder falsche Einzeldaten, große Datenlücken bei 

Zeitreihen sowie veraltetes Datenmaterial. 

3. Dokumentation  

Die Durchführung der Modellierung sollte von Be-

ginn an dokumentiert werden. Dazu gehören die 

Beschreibung der technischen Voraussetzungen, der 

Datengrundlagen (z. B. Art und Umfang der Daten, 

Unsicherheiten, Verknüpfungen), die Beschreibung 

des Modells (z. B. Informationen zur Software, zum 

Modellaufbau, Eingangsdaten, zu den Modellschritten, 

Deinition von Szenarien). Die Ergebnisauswertung 
sollte ebenfalls nachvollziehbar dargestellt werden.

Exkurs Unsicherheiten

Die Aussagefähigkeit der Modellierungsergebnisse 

hängt ab von

 ■ der Qualität und dem Umfang der zur Verfügung 

stehenden Daten

 ■ der Unsicherheit und der Schwankungsbreite der 

verwendeten Parameter (z. B. Sickerwasserrate, 

Denitriikation)

 ■ den ausgewählten Berechnungsansätzen

 ■ der Auswahl und den Möglichkeiten bzw. der Kom-

plexität der Modellanwendung.

Die Komplexität der Modellanwendungen verbessert 

nicht zwingend die Aussagekraft der Modellierungs-

ergebnisse. Die Bedeutung einzelner Faktoren kann 

großen Einluss auf die Genauigkeit des Ergebnisses 
haben.

Häuig sind die für die Modellanwendung benötig-

ten Daten für den Bezugsraum nicht in ausreichender 

Dichte, Genauigkeit oder Aktualität verfügbar. Des-

halb wird bei der Datenaufbereitung oft mit Nähe-

rungswerten und Algorithmen zur Schließung von 

Datenlücken gearbeitet. 

Exkurs Darstellung/Visualisierung

Die Akzeptanz der Ergebnisse einer Modellierung 

hängt wesentlich von der Nachvollziehbarkeit ab. Für 

eine transparente Darstellung sind folgende Punkte 

bedeutsam:

 ■ Überprüfung der Eingangsdaten auf Genauigkeit 

(z. B. Problematik Schätzdaten auf Kreisebene zur 

Verwendung von Berechnungen auf Schlagebene) 

 ■ Katalog der verwendeten Daten und Visualisie-

rung/graphische Aufbereitung (z. B. im GIS)

 ■ Überblick zu den Berechnungsmethoden, Para-

metern und (Zwischen)-ergebnissen (Beachtung 

z. B. DIN Normen, übliche Einheiten)

 ■ Graphische Darstellung der Modellarbeitsweise 

(Fließschema)

 ■ Genauigkeit der Ergebnisse, Aufzeigen kritischer 

(ggf. ungenauer) Größen im Modell (z. B. Durch-

lusszeit im Grundwasserleiter).
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Als geeignete Modelle zur Anwendung von Fragestellun-

gen zum Grundwasserschutz in Niedersachsen werden 

die im NLWKN genutzten Modelle LUH und EPIC nach-

folgend vorgestellt: 

LUH-Modell

Es handelt sich um ein integriertes Stofftransportmodell 

zur Darstellung der Bilanzgrößen des Wasser- und Stoff-

haushalts in räumlich hoher Aulösung. Das Modell dient 
zur Beschreibung der Belastungssituation durch Stoffe-

inträge in die Gewässer in einem Einzugsgebiet bis auf 

Schlagebene. Ziel des Modells ist eine Bewertung von 

Maßnahmenwirkung auf dieser Ebene. Mit dem Modell 

kann man gebietsspeziische Nährstoffeinträge bezogen 
auf die Eintragspfade (z. B. Direktabluss, Zwischenab-

luss, Iniltration, Erosion/ Abschwemmung, Punkteintrag, 
Dränage) berechnen. Das Modell wurde von der Leibniz-

Universität Hannover (LUH) entwickelt und wird im 

NLWKN eingesetzt (NLWKN 2013a).

EPIC

Mit dem Modell können die Prozesse, die die Nähr-

stoffdynamik im Boden und Grundwasser prägen (N-

Haushalt, Bodenwasserhaushalt der Planzen, Erosion), 
abgebildet werden. Zur Darstellung des Grundwasser-

bereichs erfolgt eine Verknüpfung mit Grundwasserströ-

mungs- und Grundwassertransportmodellen. Über die 

Berechnung von beispielsweise N- und P-Überschüssen 

(aus Felddatenerhebungen, Agrarstatistik) kann das 

Modell zur Berechnung von Ernteentzügen und Stoffum-

sätzen verwendet werden und so auch zur Ableitung von 

Düngeempfehlungen genutzt werden. Das Modell kann 

für die regionale Wirkungsanalyse von Grundwasser-

schutzmaßnahmen eingesetzt werden. Es wird im  

NLWKN bisher in Einzugsgebieten der EG-WRRL-Kulis-

se genutzt (NLWKN 2013a).

Im Bereich des Trinkwasserschutzes liegen modellbe-

zogene Erfahrungen aus einer Projekt-Studie vor: 

Das Nicomat-Verfahren der Geo-Infometric GmbH 

Hildesheim wurde bezüglich einer gesamtgebietlichen 

modellhaften Bewertung und Visualisierung getestet. Es 

handelt sich bei dem Verfahren um eine prozessorien-

tierte Verknüpfung von Informationen zur Flächendiffe-

renzierung, z. B. Landnutzung, Bodenwasserhaushalt, 

Grundwasserneubildung mit Daten zum Stofftransport im 

Grundwasser. Die Visualisierung erfolgt über ein geogra-

isches Informationssystem. Das Verfahren eignet sich 
zur Quantiizierung und Visualisierung von lächenbezo-

genen N-Emissionen und kann zur Deizitanalyse von be-

stehenden Erfolgskontrollkonzepten eingesetzt werden. 

Eine Einbindung des Verfahrens in die Erfolgskontrolle 

der WZB erfolgte bisher in der Praxis nicht (Geo-iNFomet-

ric 2008).

Prozessverständnis

 ■ Identiizierung von Einlussgrößen (Parameter und Randbedingungen, 
z. B. Nitratkonzentration- Fließzeit Grundwasser) 

 ■ Erfassung von komplexen Wirkzusammenhängen (z. B. Landnutzung-

Sickerwasser-Grundwasserneubildung- diffuse Stoffeinträge)

 ■ Bedeutung (z. B. für die Maßnahmenefizienz)

Wirkungsanalyse

 ■ Vorgabe eines Zielwertes (z. B. Nmax im Sickerwasser) für Szenarien-

berechnung (z. B. zur Auswahl der efizientesten Maßnahmen) 

 ■ Prognose von Maßnahmenwirkungen

Übertragbarkeit

 ■ Übertragbarkeit bzw. Anpassung des Modellkonzepts (besonders geeig-

net sind Modelle, die auf mathematisch- physikalischen Annahmen beru-

hen und unabhängig von den Gebietseigenschaften entwickelt wurden)

 ■ Weiterentwicklung/Fortschreibung des Modells durch Aktualisierung und 

Verbesserung der Datengrundlagen

Visualisierung  ■ Transparente Darstellung der Ergebnisse

Abb. 177: Anforderungen an Modellanwendungen
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Die Erfolgskontrolle von Grundwasserschutzmaßnahmen 

hat sich in den Trinkwasserschutzkooperationen lang-

jährig entwickelt. Im Rahmen des Kooperationsmodells 

Trinkwasserschutz wurden in Arbeitskreisen und Pilot-

projekten methodische Ansätze geprüft, weiterentwickelt 

und neue Methoden erprobt. Wesentlich für die Erfolgs-

kontrolle ist, dass eine den Zielen des Schutzkonzepts 

gerecht werdende sowie eine standort- und problembe-

zogene Erfolgskontrolle eingesetzt wird. Sie sollte mög-

lichst für alle Ebenen des Zonenmodells (s. Kap. 2.7.2) 

im TGG erfolgen und für einzellächenbezogene, teil- und 
gesamtgebietliche Aussagen zur Maßnahmenwirkung 

herangezogen werden können.

Im Folgenden werden die wichtigsten Methoden der 

Erfolgskontrolle mit einem Auswertungsbeispiel darge-

stellt. Dabei wird vor allem auf die Parameter eingegan-

gen, die im Arbeitspapier des NLWKN zur Zielerreichung 

der Schutzkonzepte zur Auswahl stehen (NLWKN 

2014a). Für drei Parameter sind demnach durch Be-

schluss der Trinkwasserschutzkooperation verbindliche 

Ausgangs- und Zielwerte im Schutzkonzept festzulegen.

Erfolgsparameter im Bereich des 
Zonenmodells
Zur kalkulatorischen Bewertung werden nur Betriebe 

herangezogen, die mehr als 20 % ihrer Betriebsläche im 
Trinkwassergewinnungsgebiet bewirtschaften. Meist wer-

den die prioritären Betriebe (s. Kap. 2.1.3) berücksichtigt. 

Für Auswertungen der Schlagbilanzen und Herbst-

Nmin-Untersuchungen sollte ein ausreichender Stich-

probenumfang der im TGG angebauten Kulturarten 

berücksichtigt werden (z. B. vier Einzelwerte). Der 

lächengewichtete Gebietsmittelwert kann nur berech-

net werden, wenn für alle Kulturarten größer als 5 % der 

TGG-Fläche ein Mittelwert berechnet wurde.

Freiwillige Vereinbarungen wirken häuig N-Saldo- 
oder Herbst-Nmin-mindernd. Bei Auswertungen zur 

Erfolgskontrolle sollten nur Maßnahmen berücksichtigt 

werden, die eine lächenbezogene Minderungswirkung 
erzielen. Brachebegrünungs- und Grünlandlächen wer-
den grundsätzlich als Verdünnungslächen betrachtet. Sie 
werden bei der Gebietsmittelwertberechnung von Bedeu-

tung. Bei der Ermittlung von lächenbezogenen N-Salden 
sollten sie nicht berücksichtigt werden.

Eignungsbewertung

Entscheidend für die direkte Rückkopplung zwischen 

Maßnahme und Erfolg beim Trinkwasserschutz sind

 ■ Prioritätensetzung

 ■ Etablierung und Platzierung von efizienten Maß-

nahmen und Maßnahmenkombinationen,

 ■ angepasste Erfolgskontrolle.

In den fünfjährigen Schutzkonzepten erfolgen bereits 

bei der Erfolgskontrolle Festlegungen von erreichba-

ren Zielwerten für bestimmte Indikatoren des Zonen-

modells. Eine Prognose zur Zielerreichung ist mit den 

bisher verwendeten Methoden nicht möglich.

Modelle bieten die Möglichkeit, schon zu Beginn 

des Schutzkonzepts die Wirksamkeit der geplanten 

Maßnahmen bezogen auf die räumlichen Verhältnis-

se und den Umsetzungszeitraum einzuschätzen bzw. 

zu modiizieren. 
Für die Nutzung von Modellen ist das fachliche 

Engagement der Wasserversorgungsunternehmen 

erforderlich

 ■ die standörtlichen Kenntnisse 

 ■ bereits vorliegende nutzbare Modellergebnisse 

 ■ der hydrogeologische Sachverstand und die Nut-

zung der vorliegenden Daten. 

Entscheidend für die Nutzung von Modellen bei Trink-

wasserschutzkonzepten ist die

 ■ Zusammenarbeit aller Beteiligter 

 ■ technische Ausstattung, Praktikabilität des/der 

Modelle, Verfügbarkeit von Fachleuten für die 

Modellierung

 ■ Datengrundlage

 ■ Kosten-Nutzen-Betrachtung.

Um Modellanwendungen für die Fragestellungen der 

Wirkzusammenhänge im Bereich Landwirtschaft-Bo-

den-Grundwasser und die Wirksamkeit von Grund-

wasserschutzmaßnahmen einzusetzen, müssen 

verfügbare praxisnahe Modellanwendungen getestet 

und entsprechende Handlungsempfehlungen für eine 

landesweite Nutzungsmöglichkeit erstellt werden.
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Hoftorbilanz-Überschuss (kg N/ha)

Die Hoftorbilanz stützt sich auf Daten der landwirtschaft-

lichen Buchführung und gilt als die am besten prüffähige 

Bilanzform (s. Kap. 2.7.3.1). Bisher wird in Niedersach-

sen die Nettobilanz berücksichtigt, Ziel ist aber, zukünftig 

den Hoftorbilanzsaldo als Brutto-Wert, also ohne Abzug 

gasförmiger Verluste, zu berechnen. Die Hoftorbilanz 

wird auch durch die agrarstrukturelle Entwicklung, vor al-

lem die Entwicklung der Viehhaltung beeinlusst. Viehhal-
tende Betriebe weisen in der Regel höhere Salden auf, 

als viehlose Betriebe. Der N-Saldo aus der Hoftorbilanz 

ist ein Maß für den potentiellen N-Eintrag in die Umwelt. 

Er wird betriebsübergreifend als Indikator zur Gebietsbe-

lastung herangezogen. In der zeitlichen Entwicklung ist 

der Hoftorbilanzsaldo ein Erfolgsindikator für die WZB. 

Zukauf stickstoffhaltiger Mineraldünger (kg N/ha)

Die Entwicklung des Mineraldüngerzukaufs kann nur 

dann als Erfolgsindikator ausgewertet werden, wenn der 

Wirtschaftsdünger-Einsatz konstant ist. Bei der Auswahl 

des Betriebs für diese Auswertung ist dies zu beachten. 

Das Ergebnis wird auch zur Bewertung der gesamtge-

bietlichen N-Belastung herangezogen.

Einsatz organischer und mineralischer Stickstoffdün-

ger (kg N/ha) 

Die Berechnung erfolgt als Feld-Stall-Bilanz. Sie beinhal-

tet neben dem Import (abzüglich Export) auch den Wirt-

schaftsdüngeranfall innerhalb des Betriebs. Der Gesamt-

N-Dünger-Einsatz spiegelt den N-Belastungsdruck im 

TGG wieder. Der N-Einsatz wird meist für die prioritären 

Betriebe als Grundlage der WZB erhoben. Als Erfolgspa-

rameter ist er nicht geeignet (s. Abb. 178).

Schlagbilanz-Überschuss (kg N/ha) 

Der N-Saldo aus Schlagbilanzen wird als Indikator für 

den potenziellen N-Eintrag gewertet, aber auch als 

Erfolgsindikator von Freiwilligen Vereinbarungen die den 

N-Saldo reduzieren. Die Aussagekraft ist eingeschränkt, 

da die Schlagaufzeichnungen oft Schätzungen des Land-

wirts beinhalten (s. Abb. 179). 

Herbst-Nmin (kg N/ha) 

Herbst-Nmin-Untersuchungen geben die auswaschungs-

gefährdete Mineralstickstoffmenge vor Beginn der winter-

lichen Sickerwasserbildung wieder. Der durchschnittliche 

Herbst-N
min

-Wert der Flächen mit Freiwilligen Vereinba-

rungen im Vergleich zu praxisüblicher Bewirtschaftung 

wird berechnet. Außerdem kann die gebietsbezogene 

Nitratkonzentration in der Dränzone aus dem mittleren 

Herbst-Nmin, der Sickerwasserrate und der Feldkapazi-

tät bis 90 cm ermittelt werden. Die Berechnung erfolgt 

auf der Grundlage von Bodendaten (BÜK M 1 : 50.000) 

und regionalisierten Klimadaten mit einem empirischen 

Modell zum Bodenwasserhaushalt (GROWA) im Raster 

50 x 50 m. In der Regel sollten jährlich die Ergebnisse 

der gleichen repräsentativen Flächen in die Bewertung 

verwendet werden. Zusätzlich können gesonderte Unter-

suchungen für die Beobachtung von Problemstandorten 

erfolgen (s. Abb. 180).

Abb. 178:  
Beispiel für die Ent-
wicklung der lächenge-
wichteten N-Zufuhr von 
hoch und mittel priori-
tären Betrieben (Geries 
iNGeNieUre Gmbh 2013)
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Nitratkonzentration im Grundwasser (mg/l) 

In die Bewertung werden nur lache Messstellen (GWM) 
mit überwiegend landwirtschaftlicher Beeinlussung 
einbezogen. Die Untersuchungen sollten jährlich im 

möglichst gleichen Zeitraum erfolgen. Für die Auswertung 

werden arithmethische Mittel gebildet. Die Ergebnisdar-

stellung erfolgt als Ganglinie bzw. als Säulendiagramm. 

Aufgrund wechselnder äußerer Bedingungen (z. B. 

Strömungsverhältnisse) kann es zu Schwankungen kom-

men. Deshalb sollte die Auswertung mehrjährig erfolgen 

(s. Abb. 182).

Nitratkonzentration im Sickerwasser (mg/l) 

Die Ermittlung der Nitratkonzentration des Sickerwassers 

aus Tiefenproilen ist zuverlässiger als die Berechnung 
aus dem Herbst-Nmin, da die Untersuchung insgesamt 

unabhängiger von den Einlüssen in der Wurzelzone ist. 
Die Ermittlung aus Nitrat-Tiefenproilen kann gebiets-

bezogen nur erfolgen, wenn ein gebietsrepräsentatives 

Untersuchungsprogramm festgelegt wurde. Aufgrund des 

relativ hohen Aufwands werden diese Untersuchungspro-

gramme oft nur in Gebieten mit hoher Handlungspriorität 

durchgeführt (s.Abb. 181).

Abb. 179:  
Beispiel für den N-Saldo 
von praxisüblich und mit 
Fruchtfolgevereinbarungen 
(FFV) bewirtschafteten 
Flächen (2008 –2012)  
(Geries iNGeNieUre Gmbh 
2013)

Hauptfrucht 2005 Anzahl  Ø Nmin (kg/ha) Fläche (ha) Nmin [kg] Anzahl  Ø Nmin (kg/ha) Fläche Nmin [kg]

So-Getreide 8 72 240 17.280 3 22 38 836

Wi-Getreide 22 50 392 19.600 25 35 413 14.455

Mais 20 61 298 18.178 0 (12)

Raps 5 72 62 4.464 3 22 66 1.452

sonstige 0 (78)

Auswertungs-Grundlage 55 992 59.522 31 517 16.743

flächengew. Mittelwerte 60 32

Anzahl  Ø Nmin (kg/ha) Fläche Nmin [kg]

Grünland 11 21 531 11.151

Feldgras 10 26 71 1.846

Brache 12 15 259 3.885

33 861 16.882

20

39 kg N/ha 39

ohne Nmin-reduzierende Maßnahme mit Nmin-reduzierender Maßnahme

Verdünnungsflächen mit Nmin-reduzierender Wirkung

flächengew. Mittelwert Verdünnungsflächen

gesamtgeb. flächengew. Mittelwert

Abb. 180:  
Beispiel für die lächenge-
wichtete Herbst-Nmin-Aus-
wertung (NLWKN 2012c)

Frucht FV -Fläche
(ha)

-Düngung
(kg N/ha)

-Ertrag
(dt/ha)

-N-Saldo
(kg N/ha)

Winterweizen Praxis
FFV

801
513

220
145

85
76

33
8

Wintergerste Praxis
FFV

219
142

180
121

75
72

56
2

Zuckerrüben Praxis
FFV

167
117

150
97

700
625

24
-15

Winterraps Praxis
FFV

247
186

190
111

45
39

39
-20

Silomais Praxis
FFV

147
101

160
131

500
450

-55
-63

Flächengewichteter 
Mittelwert

Praxis
FFV

1.581
1.059

28
-7
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Ist die Stoffkonzentration des Grundwassers durch 

Denitriikation beeinlusst, kann der Erfolgsindikator nur 
verwendet werden, wenn durch die N

2
/Ar-Methode (s. 

Kap. 2.7.9) die Nitratkonzentration im Grundwasserleiter 

ermittelt wurde.

Bei der landesweiten Datenerfassung im DIWA wer-

den die Ergebnisse der GWM mit Filterlage lacher als 
fünf Meter unter Grundwasseroberläche (GWOF) und 
die GWM mit Filterlagen bis 20 m unter GWOF gesondert 

berücksichtigt (NLWKN 2012a).

Nitratkonzentration im Rohwasser (mg/l) 

Brunnen, die durch Denitriikation beeinlusst sind, kön-

nen als Erfolgsindikator nur genutzt werden, wenn die 

N-Konzentration im Grundwasserleiter durch die N
2
/Ar-

Methode ermittelt wurden. Die Auswertung erfolgt förder-

mengengewichtet für jeden Brunnen (s. Abb. 183).

Erfolgsparameter der Flächenmaßnahmen
Zur Ermittlung der Maßnahmenwirkung werden die Er-

folgsparameter für praxisübliche und Flächen mit Freiwil-

ligen Vereinbarungen gegenüber gestellt. Dazu werden 

die mittlere Minderung der Herbst-Nmin-Gehalte und der 

N-Überschuss der Schlagbilanzen ermittelt.

Speziische N-Minderungswerte sind der Zusammen-

stellung von schmidt & osterbUrG 2010 zu entnehmen. 

Gegebenenfalls können auch die von der WZB gebiets-

bezogen ermittelten Werte berücksichtigt werden. 

Abb. 181: Beispiel für die 
Entwicklung der mittleren 
Nitratkonzentration in der 
Dränzone (Geries iNGeNieUre 
Gmbh 2013)

Abb. 182:  
Beispiel für die Entwicklung 
der Nitratkonzentration in 
GWM (Geries iNGeNieUre 
Gmbh 2012a) 0
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2.7.1 aufgeführten Parameter, sind sie die entscheidende 

Grundlage für den Beratungserfolg, der z. B. an einer ver-

änderten Düngestrategie sowie an der Umsetzung von 

Freiwilligen Vereinbarungen deutlich wird.

Als wichtigster Parameter der Akzeptanz lässt sich die 

Beteiligung an der Grundwasserschutzarbeit der Trink-

wasserschutzkooperation bei Informationsveranstaltun-

gen, Feldbegehungen und Arbeitskreisen aber auch die 

Beteiligung an Beratungsgesprächen, der Anfrage von 

Untersuchungen und dem Interesse an Grundwasser-

schutzmaßnahmen allgemein und besonders den Freiwil-

ligen Vereinbarungen feststellen.

Durch Multiplikation der Flächensumme der jeweiligen 

Freiwilligen Vereinbarung (ha) mit der speziischen N-
Minderung (kg N/ha) kann die Minderungswirkung der 

Maßnahme gebietsbezogen ermittelt werden. Vereinfacht 

wird oft auch der Deckungsgrad von Freiwilligen Verein-

barungen z. B. auf Ziellächen als Erfolg für den Grund-

wasserschutz im Säulendiagramm dargestellt (s. Abb. 

184). 

Erfolgsparameter der Akzeptanz

Parameter, die die Akzeptanz der WZB beschreiben, 

können unabhängig von der zahlenmäßigen Erfolgsbe-

wertung im Trinkwasserschutz in die Erfolgsbetrachtung 

einbezogen werden. Bezugnehmend auf die im Kapitel 

Abb. 183:  
Beispiel Nitratganglinie 
einer Rohwasserförderung 
(Geries iNGeNieUre Gmbh 
2012a)

Abb. 184:  
Beispiel Entwicklung des 
Flächenumfangs einer FV  
in einem TGG (Geries  
iNGeNieUre Gmbh 2013)
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Das Berichtswesen und gegebenenfalls weitere Doku-

mentationen begleiten die Umsetzung von Grundwas-

serschutzmaßnahmen. Sie dienen der Transparenz, der 

Nachvollziehbarkeit und insbesondere der Erfolgskont-

rolle der Beratungsleistungen und Flächenmaßnahmen. 

Für die Akteure der Trinkwasserschutzkooperationen sind 

sie ein wichtiges Instrument, um eine Gesamtübersicht 

der Aktivitäten in der Kooperation zu erhalten und die 

Erreichung der vereinbarten Ziele nachzuvollziehen. Die 

Datenerhebung und -auswertung ist darüber hinaus von 

zentraler Bedeutung für die landesweite Bewertung (z. B. 

der Nitratkonzentration im Grundwasser in den TGG).

Die Grundlage für das Berichtswesen ist das von 

der Trinkwasserschutzkooperation verabschiedete 

Schutzkonzept. In den Berichten wird gemäß der im 

Schutzkonzept festgelegten Erfolgsparameter und Ziele 

der erreichte Fortschritt hinsichtlich der beabsichtigten 

Zielerreichung durch die umgesetzten Beratungs- und 

Flächenmaßnahmen dargestellt. 

Niedersachsen hat die Förderung von Trinkwasser-

schutzmaßnahmen basierend auf der Verordnung über 

die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 

durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds (EU 2013) 

und der Verwendung der Wasserentnahmegebühr des 

Landes Niedersachsen geregelt. Damit sind verschie-

dene Berichtsplichten gegenüber der EU verbunden. 
Im Kooperationsprogramm Trinkwasserschutz (MU 

2014) sind in dem für die WZB geltenden Standardleis-

tungsverzeichnis weitere Vorgaben zum Berichtswesen 

enthalten. Die formellen und inhaltlichen Anforderungen 

zur Datenlieferung und den Berichtsplichten der Trink-

wasserschutzkooperationen werden in den Verträgen zur 

Umsetzung der Schutzkonzepte zwischen dem NLWKN 

und dem geschäftsführenden WVU sowie DIWA-Plich-

tenheft in der jeweils aktuellen Fassung (NLWKN 2012c) 

geregelt. Für die Erstellung von Unterlagen und für 

Datenlieferungen gelten landesweit einheitlich verbind-

liche Fristen. Ergänzend stellt der NLWKN landesweit 

gültige Merk- und Hinweisblätter mit zusätzlichen Erläu- Abb. 185: Aktuelle Termine für Berichts- und Nachweisplichten

01.02.: Jährliche Liste 
Informations- und 
Publikationsmaßnahmen 

01.03.: Jährliche Übermittlung 
der Grundwassergütedaten 

01.06.: Jährliche „DIWA-
Berichtspflichten“ 

01.09. des Folgejahres: 
Jahresbericht WZB 

15.09.: Abgabe „FV-Shuttle“  

31.10.: Detailkostenplan WZB 
für das Folgejahr 

31.08. des letzten 
Teilbewilligungszeitraumes: 
Vorläufiger Abschlussbericht 
der WZB (nach 5 Jahren) 

Ja
n

. 
A
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li 
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terungen zur Verfügung. Dazu gehören auch Muster und 

Vordrucke als Hilfestellung zur Erfüllung der Vorgaben 

des Landes und der EU (s. www.nlwkn.niedersachsen.de 

> Wasserwirtschaft > Grundwasser > Niedersächsisches 

Kooperationsmodell Trinkwasserschutz).

Grundsätzlich werden die Auswertungen zu den 

Grundwasserschutzmaßnahmen in Datenlieferungen, 

jährlichen Berichten und im abschließenden Erfolgsbe-

richt zusammengestellt. Einen Überblick über die Be-

richts- und Nachweisplichten gibt die Abbildung 185.

Datenlieferung
Die Datenlieferungen dienen der Erstellung konsistenter 

Datenreihen zum fachlichen Sachstand und zu aktuellen 

Entwicklungen. Zur Datenplege und Historienverwal-
tung ist eine sachgerechte und effektive Dokumentation 

unumgänglich. Hierzu werden landeseinheitliche digitale 

Datenhaltungssysteme eingesetzt. Folgende Berichts-

plichten sind verbindlich geregelt:

Digitales Informationssystem Wasserschutz – DIWA

Mit dem Digitalen Informationssystem Wasserschutz wer-

den jährlich wiederkehrend für jedes TGG Daten zur Er-

folgskontrolle digital erhoben. Die WVU und die von der 

Trinkwasserschutzkooperation beauftragte WZB erfassen 

die Daten und übermitteln sie dem NLWKN. Hierfür steht 

ein Microsoft Access-basiertes Erfassungsprogramm, 

das DIWA-Shuttle, zur Verfügung. Die erfassten Daten 

werden für jedes TGG in drei Themenblöcke gegliedert: 

A = Grunddaten, Belastungs- und Erfolgsparameter, N-

Monitoring 

B = Maßnahmenabschluss inklusive Umfang und Kos-

ten abgeschlossener Freiwilliger Vereinbarungen (FV)

C = Ausgaben für die WZB einschließlich der Kosten für 

die Erfolgskontrolle. 

Im DIWA-Plichtenheft sind die fachlichen und statisti-
schen Anforderungen an die Datenerhebung sowie die 

Stichprobenumfänge verbindlich festgeschrieben. Auf 

diese Weise werden die Informationen und Kennzahlen 

für die TGG zentral und landesweit einheitlich im NLWKN 

erfasst. Dies ermöglicht nicht nur regionale, sondern 

auch landesweite Auswertungen zu bestimmten Fra-

gestellungen hinsichtlich der Wirksamkeit und Efizienz 
der Grundwasserschutzmaßnahmen in der Land- und 

Forstwirtschaft (s. NLWKN 2011c). Gleichzeitig bietet die 

zentrale Datenhaltung die Möglichkeit zur komfortablen 

Erfüllung der Berichtsplichten gegenüber der EU. Zur 
langfristigen Archivierung werden die Daten in die zentra-

le Landesdatenbank übernommen.

FV-Shuttle

Die einheitliche digitale Datenerfassung der FV (s. 

Kap. 2.4) dient vor allem dem Abgleich auf unzulässige 

Doppelförderung mit Agrarumweltmaßnahmen ande-

rer Förderprogramme. Hierfür wird der FV-Shuttle als 

Datenbank vom WVU zur Erfassung und Verwaltung aller 

Antragsdaten zu den FV genutzt. Er erleichtert dem WVU 

die Erfassung der Daten zu den abgeschlossenen FV 

und gibt einen Gesamtüberblick über die durchgeführ-

ten Flächenmaßnahmen im TGG. Die FV-Daten werden 

vom WVU über den NLWKN zentral an die zuständige 

Landesbehörde (Servicezentrum Landentwicklung und 

Agrarförderung – SLA) weitergegeben. Dort werden 

landesweit die Schlagdaten der FV und die Angaben der 

weiteren vom Bewirtschafter abgeschlossenen Agrarum-

weltmaßnahmen mit dem Antrag des Bewirtschafters auf 

Agrarförderung abgeglichen. Dieser Abgleich ist für die 

Berichtsplichten des Landes gegenüber der EU wichtig.

Informations-und Publizitätsmaßnahmen

Die jährlich im Rahmen der WZB durchgeführten Infor-

mations- und Publizitätsmaßnahmen müssen verbind-

lich von jeder Trinkwasserschutzkooperation gemeldet 

werden. Dabei handelt es sich um alle öffentlichkeits-

wirksamen Maßnahmen, wie z. B. Rundschreiben, Flyer, 

Veranstaltungen oder Internetinformationen. Diese 

Maßnahmen werden mit Angabe des Datums, der Art, 

des Inhalts, der Zielgruppe sowie der Beteiligung an 

der durchgeführten Maßnahme in einer Liste zusam-

mengestellt. Diese Angaben geben einen umfassenden 

Überblick über die öffentlichkeitswirksamen Aktivitäten 

der Kooperation. Sie sind gleichzeitig ein Bestandteil der 

Berichtsplichten des Landes gegenüber der EU.

Datenlieferung der WVU zu Rohwasseruntersuchun-

gen und Untersuchungen an Vorfeldmessstellen 

Unternehmen der öffentlichen Wasserversorgung sind 

grundsätzlich verplichtet, die Beschaffenheit des zur 
Trinkwassergewinnung entnommenen Wassers untersu-

chen zu lassen, um nachteilige Veränderungen frühzeitig 

erkennen und rechtzeitig Gegenmaßnahmen einleiten zu 

können. In Niedersachsen werden der konkrete Unter-

suchungsumfang, die Untersuchungsintervalle und der 

Datenaustausch durch den Erlass zu Rohwasserunter-

suchungen und Untersuchungen an Vorfeldmessstellen 

(MU 2012) geregelt. Neben jährlichen Untersuchungspro-

grammen müssen z. B. auch alle drei Jahre PSM unter-

sucht werden.

Die Grund- und Rohwasseruntersuchungen geben 

einen Überblick, ob die im kooperativen Trinkwasser-

schutz umgesetzten Maßnahmen eine Verbesserung der 
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Grundwasserqualität, z. B. der Nitratkonzentration, be-

wirkt haben. Deshalb werden die Daten auch im Rahmen 

des Vertrags zur Umsetzung des Schutzkonzepts ange-

fordert. Die WVU geben die Untersuchungsergebnisse in 

digitaler Form an den Gewässerkundlichen Landesdienst 

im NLWKN weiter. In der Praxis ist oftmals auch die WZB 

eingebunden. Als Ergänzung der Datengrundlage des 

landesweiten Grundwassergütemessnetzes werden die 

Daten zentral in der Landesdatenbank vorgehalten.

Detailkostenplan der WZB
Die Finanzierung von Leistungen der WZB erfolgt anteilig 

über die Verwendung der Wasserentnahmegebühr des 

Landes Niedersachsen und die Förderung der ländli-

chen Entwicklung durch den Europäischen Landwirt-

schaftsfonds (EU 2013). Entsprechend den Vorgaben 

im Kooperationsprogramm Trinkwasserschutz ist das 

WVU verplichtet, auf der Grundlage des in der Trink-

wasserschutzkooperation beschlossenen fünfjährigen 

Schutzkonzepts jährliche detaillierte Kostenpläne für die 

Leistungen der WZB einzureichen. Der jährliche Detail-

kostenplan ermöglicht eine genaue und transparente 

Aussage zum fachinhaltlichen und inanziellen Leistungs-

umfang der WZB. Er wird vom NLWKN fachlich geprüft 

und die im Vertrag mit dem geschäftsführenden WVU 

festgelegte Fördersumme für die Leistungen der WZB 

bewilligt.

Jährliche Berichte
Jährliche Berichte geben einen kontinuierlichen Sach-

stand zur Umsetzung der Schutzkonzepte wieder. 

Wesentliche Inhalte sind die Darstellung, Erläuterung und 

Bewertung der Untersuchungsergebnisse, der durchge-

führten Beratungs- und Flächenmaßnahmen zum Grund-

wasserschutz sowie sonstiger Aktivitäten. Dazu gehören 

auch einmalige oder regelmäßige Ergebnisberichte der 

WZB, z. B. zu Drän- und Oberlächengewässerunter-
suchungen, PSM-Untersuchungen oder Tiefenproilen. 
Die jährlichen Berichte können einerseits zur kritischen 

Auseinandersetzung mit den jährlichen Erfolgen der WZB 

genutzt werden. Anderseits kann die weitere Vorgehens-

weise bei der Beratungs- und Maßnahmenumsetzung 

abgeleitet werden. Somit können frühzeitig unerwarte-

te Entwicklungen vor Ort erkannt und gegebenenfalls 

Anpassungen bei der Umsetzung des Schutzkonzepts 

vorgenommen werden.

Die jährlichen Berichte zu den Aktivitäten und Leistun-

gen der TWS-Kooperation bieten allen Akteuren einen 

gemeinsamen Wissensstand und ermöglichen, das 

Schutzkonzept angepasst an Entwicklungen und Erfor-

dernisse vor Ort umzusetzen. Eine Übersicht der Inhalte 

ist in Tabelle 66 abgebildet. Gleichzeitig wird mit den auf-

einander aufbauenden Jahresberichten eine Grundlage 

für den abschließenden Erfolgsbericht geschaffen. 

Abschließender Erfolgsbericht 
Mit Ablauf des Vertrags zwischen dem NLWKN und dem 

geschäftsführenden WVU der Trinkwasserschutzkoope-

ration werden die im Vertragszeitraum durchgeführten 

Maßnahmen im Hinblick auf die vorher festgelegten 

Ziele zusammenfassend dargestellt und bewertet. Die 

Bezugsgröße ist hierbei das Schutzkonzept der Trink-

wasserschutzkooperation mit den darin festgelegten 

Erfolgsparametern (z. B. Verringerung der Nitratkonzen-

tration) und Zielgrößen. Die grundlegenden Kenndaten 

(z. B. TGG-Größe, Flächennutzung, Anzahl der Betriebe 

sowie Grund- und Rohwassergüte) sind für jedes TGG 

separat darzustellen. Das wichtigste Element im Endbe-

richt ist die Auswertung bezüglich der im Schutzkonzept 

festgelegten Zielgrößen für einzelne Erfolgsparameter. 

Dazu wird jeder Parameter graphisch und tabellarisch mit 

erläuterndem Text abgebildet. Die Nichterreichung von 

Zielen muss fachlich begründet werden. Auch weitere 

land- und wasserwirtschaftliche Erfolgsparameter können 

in die Bewertung einbezogen werden, wenn sie den Ef-

fekt der Grundwasserschutzmaßnahmen widerspiegeln. 

Beim Vergleich zwischen den Datenauswertungen im Er-

folgsbericht und der jährlichen DIWA-Shuttle-Datenerfas-

sung kann es aufgrund der statistischen Vorgaben (z. B. 

Anzahl der ausgewerteten Untersuchungsergebnisse) 

zu Unterschieden kommen, die im Erfolgsbericht erklärt 

werden müssen.

Die in Tabelle 66 enthaltene Gliederung und die skiz-

zierten Inhalte können bei der Erstellung der jährlichen 

Berichte und des abschließenden Erfolgsberichts ver-

wendet werden.

Die Datenauswertungen (z. B. DIWA-Daten), die 

jährlichen Berichte sowie der abschließende Erfolgsbe-

richt werden für die Bewertung der Zielerreichung der 

fünfjährigen Schutzkonzeptphasen in der Trinkwasser-

schutzkooperation herangezogen. Sie dienen als wichtige 

Entscheidungsgrundlage, wie die Grundwasserschutz-

maßnahmen vor Ort im nächsten fünfjährigen Schutzkon-

zept-Zeitraum ausgestaltet werden sollen. 

Die Bereitstellung der Daten und Berichte in digitaler 

Form hat sich grundsätzlich bewährt. Eine Ergänzung 

durch analoge Exemplare ist vor allem dann hilfreich, 

wenn umfangreiches Kartenmaterial und Tabellen ent-

halten sind. Die digitale Datenbereitstellung ist aber auch 

mit Blick auf die Berichtsvorgaben der EU hilfreich. Für 
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den Datenaustausch und die Übermittlung von Daten an 

andere Institutionen ist deren digitale und strukturierte 

Bereitstellung die Voraussetzung für eine efiziente Pro-

jektabwicklung und Verwaltung im Sinne aller Beteiligten.

Fazit

Die Dokumentation der Tätigkeiten und Leistungen 

der Trinkwasserschutzkooperation sowie das da-

zugehörige Berichtswesen spiegeln die Kontinuität 

der Grundwasserschutzarbeit vor Ort wider. Anhand 

von Dokumentationen und Berichten werden die 

durchgeführten Grundwasserschutzmaßnahmen für 

alle Beteiligten transparent dargestellt und bewertet. 

Damit stehen regelmäßig und verlässlich aktuelle 

Daten sowohl für die örtliche Kooperation als auch 

landesweit für die Ableitung von Handlungsempfeh-

lungen im Grundwasserschutz zur Verfügung. Dieser 

Mehrwert relativiert den damit verbundenen Aufwand 

zum Vorteil aller Beteiligten an den Trinkwasser-

schutzkooperationen.

Tab. 66: Gliederung und Inhalt eines Berichts 

Gliederung beispielhafte Inhalte

Kurzcharakteristik Gebiet Beschreibung

Grundlagendaten 

Erhebung

Aktualisierung

Auswertung

Daten zum Schutzgebiet (Größe, Lage, Prioritäteneinstufung)

Fördermengen

Nitratgehalte im Rohwasser

Landwirtschaftliche Flächennutzung (eindeutige Identiizierbarkeit über digitale 
Schlagnummern)

Umsetzung der Beratung

Konzepterstellung

Koordinationstätigkeit

Einzelbetriebliche Beratung (Basis- und Intensivberatung)

Gruppenberatung (z. B. Feldbegehungen)

Informationsveranstaltungen, Arbeitskreise, Kooperationssitzungen

Rundschreiben

Begleitende Untersuchungen z. B. Frühjahrs-N
min

, Wirtschaftsdünger, Grundnährstoffe 

Umsetzung der 
Flächenmaßnahmen

Freiwillige Vereinbarungen (Umfang und Kosten)

Monitoring 
Untersuchungen zur Erfolgskontrolle, z. B. Herbst-N

min
, Tiefenproile, Drän- und 

Oberlächengewässeruntersuchungen

Erfolgskontrolle
Zielerreichung anhand der im Schutzkonzept festgelegten Parameter sowie ggf. 
weiterer Indikatoren, z. B. zur Erhöhung des Flächenanteils extensiver Flächen 
oder zur Akzeptanz

Gesamtbewertung des 
Beratungszeitraums und 
Ausblick

Rahmenbedingungen

Künftige Schwerpunktsetzung
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um Maßnahmen auf freiwilliger Basis, wie Beratung und 

Flächenmaßnahmen (s. Kap. 3.1), die durch ein entspre-

chendes Wirkungsmonitoring (s. Kap. 3.2) begleitet wer-

den. Ziel ist es, die N-Einträge in das Grundwasser durch 

ein verbessertes Nährstoffmanagement und durch eine 

grundwasserschonende Bewirtschaftung zu reduzieren. 

 

Herleitung der Zielkulisse EG-WRRL

Nach den Vorgaben der EG-WRRL bilden GWK die 

räumliche Basis für die Zustandsbewertung des Grund-

wassers. GWK sind abgegrenzte Grundwasservolumina 

innerhalb eines oder mehrerer Grundwasserleiter. Das 

Grundwasser wird in Niedersachsen zusätzlich in so 

genannte Typlächen mit vergleichbaren hydrogeologi-
schen, hydrodynamischen, hydrochemischen und boden-

kundlichen Eigenschaften unterteilt (de Vries et al. 2009).

Die Europäische Union hat die „Richtlinie zur Schaffung 

eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein-

schaft im Rahmen der Wasserpolitik“, kurz EG-Wasser-

rahmenrichtlinie (EG-WRRL) im Dezember 2000 in Kraft 

gesetzt (EG 2000). Auf dieser Grundlage wird ein luss-

gebietsbezogenes ganzheitliches Gewässerbewirtschaf-

tungsmanagement geschaffen, das alle Gewässer – das 

Grundwasser, die Flüsse, die Seen und die Übergangs-

und Küstengewässer – einbezieht. Die Richtlinie schreibt 

vor, dass alle Gewässer in der Europäischen Union bis 

zum Jahr 2015 in einen guten Zustand gebracht werden 

müssen. Wird dieses Ziel nicht erreicht, kann der Zeit-

raum unter bestimmten Bedingungen bis 2027 verlängert 

werden.

Im Rahmen einer Bestandsaufnahme wurde der men-

genmäßige und chemische Zustand der niedersächsi-

schen Grundwasserkörper (GWK) festgestellt. Dies führte 

zu dem Ergebnis, dass viele GWK aufgrund diffuser 

Belastungen in einen schlechten chemischen Zustand 

einzustufen sind. Am problematischsten ist hierbei das 

Nitrat, für das der Grenzwert von 50 mg/l auf fast 60 % 

der Landesläche Niedersachsens überschritten wird. Um 
den „guten Zustand“ zu erreichen, sind die Belastungen 

durch entsprechende Maßnahmen zu reduzieren.

Zusätzlich zur Umsetzung sogenannter grundlegender 

Maßnahmen (Umsetzung des landwirtschaftlichen Fach-

rechts: Nitrat-Richtlinie (EG 1991), Düngeverordnung 

(BMELV 2007), Direktzahlungen-Verplichtungengesetz 
(BMELV 2010a), Direktzahlungen-Verplichtungenver-
ordnung BMVEL 2004)) werden den Landwirten, die in 

der so genannten „Maßnahmenkulisse Nitratreduktion“ 

Flächen bewirtschaften, seit 2010 ergänzende Maßnah-

men angeboten (s. Abb. 186). Es handelt sich hierbei 

Anforderungen der EG-WRRL  
an den stoflichen Gewässerschutz

3
Wege zur Zielerreichung für das Grundwasser

Grundlegende  

Maßnahmen

(EG-WRRL Art. 11 Abs. 3)

z. B. Umsetzung  
Nitrat-RL,DüV,  

Cross-Compliance

Umsetzung Fachrecht

Ergänzende  

Maßnahmen

(EG-WRRL Art. 11 Abs. 4)

z. B. Agrarumweltmaß-
nahmen, Beratung

Kooperativer Ansatz 
Prinzip d. Freiwilligkeit

Abb. 186: Zielerreichung gemäß EG-WRRL
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Insgesamt gibt es in Niedersachsen 120 voneinander 

abgegrenzte GWK. Sie wurden im Rahmen einer Be-

standsaufnahme nach den Vorgaben der EG-WRRL bis 

Ende 2004 auf ihren chemischen und mengenmäßigen 

Zustand hin untersucht.

Basierend auf der Richtlinie 2006/118/EG zum Schutz 

des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlech-

terung (EG 2006) enthält die Verordnung zum Schutz 

des Grundwassers (GrwV) (BMU 2010) alle wesentlichen 

Vorgaben zur Bewertung des chemischen Zustands ei-

nes Grundwasserkörpers oder einer Gruppe von Grund-

wasserkörpern. Folgende für den Grundwasserschutz 

relevanten Qualitätsnormen (QN) sind darin vorgegeben:

 ■ Nitratkonzentration: 50 mg/l

 ■ Planzenschutzmittel und Biozide: 0,1 µg/l für Einzel-
substanzen und 0,5 µg/l für die Summe aller Einzel-

substanzen.

Ein GWK ist in einem guten Zustand, wenn keine Über-

schreitungen von QN an den Gütemessstellen festgestellt 

wurden oder wenn Überschreitungen vorhanden sind, 

aber keine signiikante Umweltgefährdung vorliegt. Die 
Kriterien sind im Leitfaden für die Bewertung des chemi-

schen Zustands der Grundwasserkörper nach EG-WRRL 

in Niedersachsen und Bremen nach EG-Wasserrahmen-

richtlinie (WRRL) (de Vries et al. 2009) deiniert.
Den Typlächen sind Gütemessstellen des Über-

blicksmessnetzes des GLD zum Monitoring der Grund-

wassergüte zugeordnet. Auf dieser Grundlage kann die 

maximale Ausdehnung von Belastungen bezogen auf die 

QN ermittelt werden. Die Bewertung des chemischen Zu-

stands der GWK erfolgte auf der Grundlage der Richtlinie 

zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und 

Verschlechterung (EG 2006) und zusätzlicher LAWA-Ab-

stimmungen. Demnach beindet sich ein GWK in einem 
schlechten chemischen Zustand, wenn eine signiikante 
Belastung auf mindestens 25 km² oder einem Drittel der 

Fläche eines GWK vorliegt.

Als Ergebnis der Bestandsaufnahme für das Grund-

wasser in Niedersachsen im Jahr 2009 sind bezüglich 

des Parameters Nitrat 50 der 120 GWK im schlechten 

Zustand (s. Abb. 187). Berücksichtigt man zusätzlich 

die Planzenschutzmittel sowie den mit einem Schwel-
lenwert versehenen Parameter Cadmium beinden sich 
insgesamt 53 GWK im schlechten Zustand (www.umwelt.

niedersachsen.de).

Als Maßnahmenkulisse für den Grundwasserschutz 

mit dem Ziel der Nitratreduktion wurden unter Berück-

sichtigung der hydrogeologischen Verhältnisse die Typlä-

chen ermittelt, in denen ein effektiver Grundwasserschutz 

sinnvoll ist. Deshalb wurden zur Herleitung der Maß-

nahmenkulisse Nitratreduktion die Typlächen mit einer 
signiikanten Gefährdung innerhalb der Grundwasserkör-
per mit schlechtem Zustand zugrunde gelegt. Signiikant 
gefährdete Typlächen innerhalb „gut“ bewerteter GWK 
wurden nicht berücksichtigt. In den Typlächen liegende 
Niederungsgebiete mit einer geringen Grundwasserneu-

bildungsrate wurden ebenfalls nicht in die Zielkulisse 

Nitratreduktion aufgenommen, da der Direktabluss etwa 
zwei Drittel des Gesamtablusses ausmacht. In diesen 
Bereichen sind vor allem Maßnahmen zur Frachtreduzie-

rung an Oberlächengewässern relevant. 

Insgesamt umfasst die Maßnahmenkulisse Nitratreduk-

tion eine Fläche von 12.708 km², was etwa 27 % der 

Landesläche Niedersachsens entspricht. Etwa die Hälfte 
davon, ca. 6.500 km², wird landwirtschaftlich genutzt. Da-

mit ist die landwirtschaftliche Nutzläche in der Maßnah-

menkulisse Nitratreduktion etwa doppelt so groß wie die 

landwirtschaftliche Nutzläche in den niedersächsischen 
Trinkwassergewinnungsgebieten (3.038 km²) (NLWKN 

2011c).

2014 wurden in die Beratungskulisse drei Gebiete mit 

besonderem Handlungsbedarf an Oberlächengewässern 
als „Pilotgebiete Oberlächengewässerberatung“ aufge-

nommen. Hier soll eine Beratung zur Reduzierung von 

ete
K mit
nd; ohne

te

htem Zustand:   28.173 km² 
ahmenkulisse:   12.708 km²

se für

tand

lisse Nitratreduktion

(58,6 %)

(26,5 %)

Ableitung der Maßnahmenkulisse für Nitratreduktion

Signiikant belastete Typlächen in GWK mit schlechtem Zustand;  
ohne Niederungsgebiete

Fläche in schlechtem Zustand: 28173 km2 (58,6%)
Fläche der Maßnahmenkulisse: 12708 km2 (26,5%)

Abb. 187: Belastete Grundwasserkörper und signiikant belas-
tete Typlächen, Bewertung 2009

Guter Zustand

Schlechter Zustand

Maßnahmenkulisse Nitratreduktion
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Nährstoffeinträgen – vor allem Phosphat – in Fließgewäs-

ser erfolgen. 

Diese Pilotgebiete liegen in folgenden WRRL-Bearbei-

tungsgebieten: 

 ■ Fuhse/Wietze 

 ■  Große Aue 

 ■  Hase

Mit diesen drei Pilotgebieten umfasst die Zielkulisse 

8.000 km² landwirtschaftliche Fläche.

Fazit

Das Grundwasser in Niedersachsen beindet sich in 
weiten Teilen des Lands aufgrund diffuser Belastun-

gen in einem schlechten Zustand. Durch ergänzende 

Maßnahmen wie die Wasserschutzzusatzberatung 

und Flächenmaßnahmen sollen in die Zielkulisse zur 

Nitratreduktion die Stickstoffeinträge in das Grund-

wasser verringert werden. Die Umsetzung basiert wie 

im Trinkwasserschutz auf dem kooperativen Ansatz 

und dem Prinzip der Freiwilligkeit.
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Beratung
In der „Maßnahmenkulisse Nitratreduktion“ werden seit 

2010 sogenannte ergänzende Maßnahmen zur Verbes-

serung des Grundwasserschutzes auf den landwirtschaft-

lichen Flächen angeboten. Bei der Kulisse handelt es 

sich um Typlächen nitratbelasteter Grundwasserkörper, 
bei denen ein besonderer Handlungsbedarf besteht (s. 

Kap. 3). Die Maßnahmenkulisse umfasste bis 2013 eine 

Fläche von 12.708 km2, von denen 6.500 km2 von ca. 

18.000 Betrieben landwirtschaftlich genutzt wurden. Zur 

Umsetzung der Beratung wurde die Maßnahmenkulisse 

Nitratreduktion in zehn Beratungsgebiete gegliedert.

Seit 2014 umfasst die Zielkulisse, durch die Er-

weiterung um drei Pilotgebiete (s. Kap. 3) insgesamt 

8.000 km2 landwirtschaftliche Nutzläche außerhalb von 
Trinkwassergewinnungsgebieten. Zum Start der kombi-

nierten Beratung zu OW und zum Grundwasser wurde 

die Kulisse in zehn Beratungsgebiete unterteilt. In sieben 

Beratungsgebieten wird eine reine Wasserschutzzusatz-

beratung angeboten, in drei Gebieten eine kombinierte 

Wasserschutzzusatzberatung (s. Abb. 188).
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WRRL-Gewässerschutzberatung

- Zielkulisse und Beratungsgebiete -

Stand: 26.09.2013

Aufgestellt:
Geschäftsbereich III, Hannover

±
1:1.700.000

Quelle: 
Auszug aus den Geobasisdaten der 

Niedersächsischen Vermessungs- 
und Katasterverwaltung ©2012

* GW= Grundwasser; OW= Oberflächengewässer

Pilotgebiete mit kombinierter
OW- und GW-Beratung*

In Teilen der Beratungsgebiete Mittlere
Ems Süd, Mittlere Weser und Aller links

WRRL-Bearbeitungsgebiete

Hase, Große Aue, Fuhse/Wietze

Beratungsgebiete (flächendeckende
GW-Beratung)*

Mittlere Ems Süd

Mittlere Ems Nord

Mittlere Weser

Obere Aller rechts

Untere Aller rechts

Untere Elbe

Untere Weser

Aller links

Hunte

Mittlere Elbe

!. Betriebsstellen NLWKN

Trinkwassergewinnungsgebiete

Flussgebietseinheit Rhein

Flussgebietseinheit Ems

Flussgebietseinheit Weser

Flussgebietseinheit Elbe

Betriebsstellengrenzen

Abb. 188: Beratungsgebiete Maßnahmenkulisse Nitratreduktion nach EG-WRRL inklusive der Gebiete mit kombinierter Wasser-
schutzzusatzberatung 
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Landwirte, die mindestens 25 % ihrer in Niedersach-

sen beindlichen Flächen oder mindestens 10 ha in der 
Zielkulisse bewirtschaften, können eine einzelbetriebliche 

Wasserschutzzusatzberatung in Anspruch nehmen sowie 

spezielle Agrarumweltmaßnahmen abschließen.

Bei der Umsetzung der ergänzenden Maßnahmen 

wird auf den Erfahrungen des Kooperationsmodells Trink-

wasserschutz aufgebaut. Ziel der Beratung zur Umset-

zung der EG-WRRL ist genau wie dort die Verminderung 

der Nährstoffüberschüsse, vorrangig von Nitrat. Phos-

phor als Indikator der organischen Düngung und beson-

ders kritischer Nährstoff für Oberlächengewässer sowie 
Planzenschutzmittel werden im Sinne einer nachhaltigen 
Bewirtschaftung thematisiert. In den Pilotgebieten zur 

Beratung an Oberlächengewässern wird eine integrative 
Beratung zu Stickstoff und Phosphor angeboten.

Der Aufbau von Kommunikationsstrukturen unter Ein-

bindung bestehender örtlicher Gefüge und die Auswer-

tung von Gebietsdaten stehen zu Beginn der Beratung 

im Vordergrund. Die erforderlichen Basisdaten wurden in 

großem Umfang vom NLWKN und vom LBEG geliefert. 

Aufgrund der Größe der Beratungsgebiete kann nicht für 

jeden Einzelbetrieb eine intensive Beratung angeboten 

werden. Auch deshalb ist die Schaffung eines Modellbe-

triebsnetzes von besonderer Bedeutung. Das Modellbe-

triebsnetz spiegelt die für das jeweilige Gebiet typische 

Bandbreite unterschiedlich strukturierter Betriebe in Be-

zug auf Tierhaltung und Anbaustruktur wider. Außerdem 

werden die im Rahmen der einzelbetrieblichen Beratung 

gewonnenen Daten anonymisiert zur Erfolgskontrolle 

verwendet.

In jedem Beratungsgebiet wurden „GrundWasserKrei-

se“ eingerichtet (s. Abb. 189). Dort erfolgt mit den Mo-

dellbetrieben ein regelmäßiger Austausch zu den Arbeits-

schwerpunkten sowie zur Anpassung und Entwicklung 

neuer Grundwasserschutzmaßnahmen. Die Modellbe-

triebe nehmen somit auch eine Multiplikatorenfunktion für 

alle im Beratungsgebiet wirtschaftenden Landwirte ein. In 

den Pilotgebieten zur OW-Beratung werden die Grund-

WasserKreise zu „GewässerSchutzKreisen“ erweitert. 

Wesentliches Merkmal ist die Beteiligung von Unterhal-

tungsverbänden sowie Wasser- und Bodenverbänden 

(WBV).

Die Umsetzung der Beratungsleistungen erfolgt in der 

Maßnahmenkulisse Nitratreduktion nach einem zweistui-

gen Beratungsansatz.

1. Einzelbetriebliche Beratung für Modellbetriebe:

 ■ Gesamtbetriebliche bzw. einzelschlagbezogene 

Düngeplanung und -beratung und begleitende 

Untersuchungen (Nmin, Nitracheck etc.)

 ■ Optimierungsempfehlungen zur N-Efizienz

 ■ Erstellung von Nährstoffvergleichen nach DüV 

(BMELV 2007), Hoftorbilanzen

 ■ Fachliche Begleitung und Unterstützung der Land-

wirte bei der Umsetzung der Agrarumweltmaßnah-

men zum Gewässerschutz

 ■ Angebote für alle Landwirte im Gebiet:

 ■ Rundschreiben und Informationsveranstaltungen 

wie Schulungen, Vorträge, Feldtage und Rundfahr-

ten zu gewässerschutzrelevanten Themen

 ■ Gruppenberatungen, Feld- und Demonstrations-

versuche 

 ■ Sprechtage zu gewässerschutzrelevanten Themen 

und Fragen der Landbewirtschaftung

 ■ Vorträge (z. B. bei Winterveranstaltungen der LWK, 

Gewässerforum und Grundwasserworkshop des 

NLWKN)

 ■ Artikel und Interviews in Lokalzeitungen und Fach-

zeitschriften (z. B. Land & Forst)

 ■ Posterausstellungen

 ■ Internetpräsenz.

Seit 2013 können auch sogenannte „Beratungsbetriebe“ 

eine einzelbetriebliche Beratung erhalten. Diese erfolgt 

aber weniger intensiv als in den Modellbetrieben. In 

diesen Beratungsbetrieben werden zwei Indikatoren für 

das Erfolgsmonitoring erhoben: der im Düngeoptimierer 

der LWK Niedersachsen (www.lwk-niedersachsen.de, 

Webcode: 01011632) ermittelte Düngeüberschuss und 

der Bilanzüberschuss nach Düngeverordnung (BMELV 

2007).

Als viertes Element kommen Schulungen von Mul-

tiplikatoren wie Berufsschullehrern und Beratern (z. B. 

Fortbildung Berufsschullehrer, Schulung zur einzelbetrie-

blichen Beratung zu den „Neuen Herausforderungen“) 

hinzu.
Abb. 189:  
Logo des GrundWasserKreises 
„Aller links“
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Agrarumweltmaßnahmen
Neben den Beratungsangeboten können die Landwirte 

in der Maßnahmenkulisse Nitratreduktion auf freiwilli-

ger Basis grundwasserschonende Flächenmaßnahmen 

abschließen. In der Richtlinie über die Gewährung von 

Zuwendungen für Niedersächsische und Bremer Agrar-

umweltmaßnahmen (NiB-AUM) werden unter anderem 

Maßnahmen zum Schutz des Bodens vor Erosion und 

Nährstoffaustrag, zur Förderung der biologischen Aktivität 

und Struktur des Bodens sowie zum Schutz des Grund-

wassers angeboten. Nähere Angaben sowie sonstige 

Fördervoraussetzungen sind der aktuellen Richtlinie NiB-

AUM (ML/MU 2014) zu entnehmen.

Weitere Förderprogramme
Förderung der einzelbetrieblichen Beratung im Hin-

blick auf den Klimawandel, die Wasserwirtschaft, die 

biologische Vielfalt und weitere Herausforderungen 

für die Landwirtschaft

Landwirte können bei Inanspruchnahme von innovativen, 

einzelbetrieblichen Beratungsleistungen Zuwendungen 

beantragen. Die Beratungsinstitutionen, die diese einzel-

betriebliche Beratung ausüben möchten, müssen durch 

die Bewilligungsbehörde der LWK Niedersachsen aner-

kannt werden, wozu sie unter anderem die Teilnahme an 

Schulungen nachweisen müssen. Schulungen werden 

vom Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasser-

wirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) und der 

LWK Niedersachsen angeboten. Nähere Informationen 

sind der Richtlinie zur Förderung der einzelbetrieblichen 

Beratung in Hinblick auf den Klimawandel, die Wasser-

wirtschaft, die biologische Vielfalt und weitere Heraus-

forderungen für die Landwirtschaft (ML/MU 2014) zu 

entnehmen.

Wirkungsmonitoring
Um den Erfolg der umgesetzten Gewässerschutzmaß-

nahmen in Hinblick auf die Zielvorgaben der EG-WRRL 

darzustellen, erfolgt ein sogenanntes Wirkungsmoni-

toring. Das Ziel des Wirkungsmonitorings ist der Erhalt 

einer Aussage zur Trendentwicklung des stoflichen 
Zustands des Grundwasserkörpers, insbesondere zur 

Verringerung der Nitratkonzentration. Als Wirkungsindi-

katoren können stofliche und kalkulatorische Methoden 
genutzt werden. Die einzelnen Methoden zur Erfolgskon-

trolle werden im Kapitel 2.7 erläutert. Die Wirkungsindika-

toren und die Vorgehensweise zum Wirkungsmonitoring 

in der Maßnahmenkulisse Nitratreduktion werden in 

Kapitel 3.2 beschrieben. In den Beratungsgebieten liegt 

der Fokus bei der Erfassung kalkulatorischer Indikatoren 

(z. B. Schlagbilanzen, Hoftorbilanzen). Es ist Aufgabe 

der Wasserschutzzusatzberatung, die Umsetzung, die 

Wirksamkeit und den Erfolg der durchgeführten Bera-

tungs- und Agrarumweltmaßnahmen anhand bestimmter 

Wirkungsindikatoren zu erfassen und darzulegen. Die 

Vorgaben für die Datenlieferung zum Wirkungsmonitoring 

in den Beratungsgebieten sind ähnlich den Berichtsvor-

gaben zum Trinkwasserschutz in einem Plichtenheft 
zusammengestellt. In einer entsprechenden Datenbank, 

dem DIWA-WRRL-Shuttle, sind die Daten der Beratung 

jährlich an den NLWKN zu liefern. Dort erfolgt die landes-

weite Zusammenführung und Auswertung der Daten.

Nachfolgend sind die Grundwasserschutzmaßnahmen 

zur Umsetzung des Kooperationsmodells Trinkwasser-

schutz und der EG-WRRL tabellarisch gegenübergestellt 

(s. Tab. 67). Die WRRL-Maßnahmen zeichnen sich 

gegenüber dem kooperativen Trinkwasserschutz durch 

ein wesentlich größeres Zielgebiet aus, dass allerdings in 

wenige Beratungsgebiete zusammengefasst ist.

Abb. 190:  
Verfahrensablauf bei der 
Umsetzung ergänzender 
Maßnahmen.

Gebietserfassung / 
Abgrenzung  
Teilräume

Stofliche  
Ist-Analyse

Zustands bewertung 
GWK / Typlächen

Festlegung der Ziel-
kulisse

GW-Schutz-
maßnahmen

Vermittlung und 
Durchführung

ErfolgsmonitoringKontrolle

Anpassung
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3.1 Beratung und Flächenmaßnahmen in der Maßnahmenkulisse zur Nitratreduktion

Die Durchführung der ergänzenden Maßnahmen wird 

durch den NLWKN begleitet. Für Umsetzung Kontrolle 

und Weiterentwicklung der Maßnahmen bestehen zwei 

aneinander gekoppelte Steuerkreise: Zum einen werden 

die Grundwasserkörper im sechsjährigen Bearbeitungs-

rhythmus der EG-WRRL bewertet, wodurch in der Folge 

die Bearbeitungsgebiete mit besonderem Handlungs-

bedarf ausgewiesen werden. Zum anderen erfolgt eine 

laufende Maßnahmenentwicklung in den betroffenen 

Bearbeitungsgebieten (s. Abb. 190). Die Maßnahmenpla-

nung und die Festlegung der Zielkulisse sind eng an die 

Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme der 

EG-WRRL gebunden. Dies ist ein weiterer Unterschied 

zum Trinkwasserschutz, dessen Anforderungen sich letzt-

lich auf das „zu liefernde Produkt“ beziehen.

Tab. 67: Gegenüberstellung der Grundwasserschutzmaßnahmen zur Umsetzung des Kooperationsmodells Trinkwasserschutz und 
der EG-WRRL.

Kooperationsmodell Trinkwasserschutz Ergänzende Maßnahmen nach EG-WRRL

Grundlagen  ■ Niedersächsisches Wassergesetz 

(NWG, Nds. Landtag 2010)

 ■ EG-Wasserrahmenrichtlinie (EG 2000)

Grundsätze Kooperation mit der Landwirtschaft und freiwillige Mitwirkung der Landwirte

Schutzgut  ■ Grundwasser welches der Trinkwas-

serversorgung dient

 ■ Grundwasser allgemein, in drei Pilotgebieten 

zusätzlich Oberlächengewässer
Kooperationsformen  ■ Trinkwasserschutzkooperationen 

(Wasserversorger, Landwirte und 

Gäste: NLWKN, Berater, UWB)

 ■ Gebietskooperationen (Vertreter aller Interes-

sengruppen in einem Bearbeitungsgebiet)

 ■ GrundWasserKreise (Landwirte, Berater, Land-

volk, Beratungsringe, Maschinenringe, NLWKN, 

ggf. weitere)

 ■ Gewässerschutzkreise (in den Pilotgebieten 

GW/OW-Beratung; wie GrundWasserKreise, 

aber ergänzt um Unterhaltungsverbände und 

Wasser-/Bodenverbände)

Maßnahmen  ■ Zusatzberatung, Freiwillige Verein-

barungen, Modell- und Pilotprojekte

 ■ Einzel- und überbetriebliche Beratung, Agra-

rumweltmaßnahmen, Modell- und Pilotprojekte

Maßnahmengebiete  ■ 370 Wasserschutz-/ Wassergewin-

nungsgebiete (304.000 ha LF)

 ■ 10 Beratungsgebiete der Zielkulisse EG-WRRL, 

davon 7 mit reiner GW-Beratung und 3 mit kom-

binierter GW-/OW-Beratung (800.000 ha LF)

Start der 

Maßnahmen

 ■ 1993  ■ 2010 (davor Modellprojekte; entsprechend 

WRRL-Zeitplan)

Umsetzung der 

Flächenbezogenen 

Maßnahmen

 ■ EU-notiizierter MU-Maßnahmenka-

talog der FV

 ■ regionale Ausgestaltung der Maß-

nahmen

 ■ Prioritätensetzung nach Handlungs-

bereichen (s. Kap. 2.1.3)

 ■ Umsetzung der Agrarumweltmaßnahmen ge-

mäß Richtlinie NiB-AUM (ML/MU 2014)

Monitoring  ■ Ausgewählte Messstellen der WVU

 ■ Erfolgsbewertung über Indikatoren

 ■ Überblicksmessnetz nach EG-WRRL (Landes-

messstellen und Messstellen Dritter) 

 ■ Erfolgsbewertung über Indikatoren

Ziele  ■ Mindestanforderung: Einhaltung 

der Trinkwasserverordnung (BMG 

2013); Verringerung des Nitratge-

halts im Rohwasser der Brunnen

 ■ Guter chemischer Zustand des Grundwas-

sers; Erfüllung der Qualitätsnormen gemäß 

EG-WRRL; Verringerung des Nitratgehalts im 

Grundwasser

vorbeugender Grundwasserschutz
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ist es, den Effekt der Maßnahmen und letztlich die gefor-

derte Trendumkehr gemäß EG-WRRL nachzuweisen.

Aus fachlicher Sicht orientiert sich das Wirkungsmo-

nitoring am Vorgehen der Erfolgskontrolle in den nieder-

sächsischen Trinkwasserschutzkooperationen (s. Kap. 

2.7).

Die Zusammenarbeit verschiedener Akteure und die 

differenzierten Anforderungen an das Wirkungsmoni-

toring auf den verschiedenen Ebenen (lokal-regional-

landesweit-europaweit) erfordern ein abgestimmtes 

Vorgehen beim Datenmanagement. Eine Übersicht zu 

den Datenherkünften und Indikatoren ist in Tabelle 68 

dargestellt.

3.2 Wirkungsmonitoring in der  
EG-WRRL Maßnahmenkulisse 
Nitratreduktion

Zur Erfassung der Wirksamkeit der ergänzenden Maß-

nahmen (s. Kap. 3.1) in der Maßnahmenkulisse gemäß 

EG-WRRL wird seit Beginn der Maßnahmenumsetzung 

im Jahr 2010 ein begleitendes Monitoring durchgeführt. 

Im Mittelpunkt dieses Monitorings steht der Hauptbelas-

tungsfaktor Nitrat.

Von besonderer Bedeutung ist beim Wirkungsmoni-

toring der integrierte Ansatz der emissions- und immissi-

onsseitigen Betrachtung. Ziel des Wirkungsmonitorings 

Modellbetriebe InVeKoS Basisemissions-
erkundung (BEE)

Gewässerüberwachungs-
system Nds. (GÜN)

Datenherkunft 160 Modellbe-
triebe in der 
Zielkulisse Nitrat

GAP-Antrag, GFN Basis: Daten der  
Agrarstatistik

davon 1031 Überblicks-GWM 
(z. T. auf BDF), 
davon 600 operative GWM

Daten / 
 Indikatoren

HTB
Schlagbilanz
N

min

Flächen nutzung
AUM
Viehbesatz

Flächennutzung
Viehbesatz und weite-
re, wie z. B. BGA, Öko-
landbau, Klimadaten

NO
3
 (und ggf. weitere Parameter)

Anforderungs-
proil

PH DIWA GAP-Antrag, GFN mit MU abgestimmte 
Datenmatrix

GÜN-Messnetzkonzept

Verfügbarkeit jährlich jährlich 4-jährig  
(2007, 2010 …)

Überblicks-GWM 1x jährlich
operative GWM 2x jährlich

Format /  
Dimension

kg N/ha ha LF; €, Anzahl 
Verträge; DE/ha

kg N/ha
mg/l

mg / l

Auswertungs-
routinen

DIWA-Shuttle
vgl. TW-Modul

abgestimmte  
Methodik

abgestimmte Methodik
Gemeindeebene

Bewertungsschema Güte (GWK)
Trendbetrachtung Güte (Zeitreihe)

Auswertungs-
ergebnisse

N-Überschuss Maßnahmeneffekt/      
N-Red (t N/ha)
Nutzungsänderung      
(z. B. A-GL-Anteil)
Deckungsgrad 
Maßn.-Umsetzung

N- Überschuss
pot. NO

3
 SW-Konzen-

tration

NO
3
-Konz. oberer GWL 

(< 30m u. GW-OF)

Emission Immission

Tab. 68: Übersicht zu Datenherkünften und Indikatoren des Wirkungsmonitorings (DE – Dungeinheit; PH – Plichtenheft; BDF – Bo-
dendauerbeobachtungslächen; GWM – Grundwassermessstelle; GWL – Grundwasserleiter; BGA – Biogasanlagen, SW-Sickerwas-
ser; HTB-Hoftorbilanz)
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3.2 Wirkungsmonitoring in der EG-WRRL Maßnahmenkulisse Nitratreduktion 

Operative Indikatoren:

 ■  Anzahl der einzelbetrieblichen Beratungen

 ■  Anzahl der Rundschreiben

 ■  Anzahl der Arbeitskreis-Treffen

 ■  Anzahl der Analysenergebnisse

 ■  Anzahl der Demoversuche

Mit Hilfe dieser Indikatoren sollen die Beratungsaktivi-

täten beschrieben und der fachliche Austausch mit den 

Bewirtschaftern in der Zielkulisse abgebildet werden. Sie 

liefern wertvolle Hinweise zur Maßnahmenakzeptanz.

Mit der Maßnahmenumsetzung in der WRRL-Zielku-

lisse zur Nitratreduktion wurde 2010 begonnen, so dass 

derzeit noch keine langjährigen Auswertungen vorliegen. 

Dennoch sind erste Beratungserfolge beispielsweise 

durch die Senkung der N-Überschüsse bei den Hoftor- 

und den Schlagbilanzen erkennbar. 

InVeKoS-Daten / Daten zur Agrarförderung

Zur Ermittlung der Maßnahmenwirkung werden die Daten 

zur Agrarförderung aus dem sogenannten Integrierten 

Verwaltungskontrollsystem (InVeKoS) des Service-

zentrums Landentwicklung jährlich durch den NLWKN 

ausgewertet. Aus dem Deckungsgrad der Maßnahmen-

umsetzung in der Zielkulisse wird auf Grundlage der 

Maßnahmenwirkung (NLWKN 2011c) die N-Reduktion 

in t/a abgeleitet. Ferner können die unterschiedlichen 

Nutzungen Acker und Grünland im zeitlichen Verlauf dar-

gestellt werden, um beispielsweise Nutzungsänderungen 

(z. B. Grünlandumbruch) und deren Auswirkungen auf die 

Zielerreichung berücksichtigen zu können.

Basisemissionserkundung (BEE)

Zur Beschreibung der zeitlichen Entwicklung der N-Über-

schüsse erfolgt die so genannte landesweite Basisemis-

sionserkundung auf Grundlage der im vierjährigen Turnus 

erhobenen Daten der Agrarstatistik. Hierbei werden vom 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 

die N-Überschüsse auf Gemeindeebene ermittelt. Auf 

dieser Grundlage können N-Flächenbilanzen berechnet 

werden. Im Betrachtungszeitraum 2007/2010 liegen die 

N-Überschüsse durchschnittlich bei 84 kg N/ha landwirt-

schaftlicher Nutzläche ohne Stilllegung (s. Abb. 191). 
Des Weiteren kann auf Basis dieser Überschüsse die 

potenzielle Nitratkonzentration im Sickerwasser bzw. der 

potenzielle N-Austrag unter Berücksichtigung der klimati-

schen Wasserbilanz und der Denitriikation in der Boden-

zone ermittelt werden. 

Wichtige Kenngrößen sind hier beispielsweise der N-

Überschuss in kg/ha oder die potenzielle NO
3
-Sickerwas-

serkonzentration für den Bereich der Emission, sowie 

immissionsseitig die NO
3
-Konzentration im Grundwasser 

in den WRRL-Messstellen.

Emission
Der Erfassung der Emission kommt besondere Bedeu-

tung zu, da im Vergleich zur Immissionsbetrachtung im 

Grundwasser Veränderungen durch die Umsetzung von 

Grundwasserschutzmaßnahmen in der Regel, z. B. Sen-

kung der Hoftortorbilanz unmittelbar nachweisbar sind.

Modellbetriebe
Für den Bereich der Emission wurden Indikatoren zur 

Erfolgskontrolle festgelegt, die jährlich durch die Wasser-

schutzzusatzberater in der WRRL-Zielkulisse auf Mo-

dellbetrieben erhoben werden. Neben den 160 intensiv 

betreuten Modellbetrieben werden zusätzliche Daten auf 

so genannten Beratungsbetrieben erhoben, um die aus-

wertbare Datengrundlage entsprechend zu erweitern. Die 

Daten werden analog zu den Trinkwassergewinnungsge-

bieten in einem eigenen Datenerfassungsprogramm, dem 

Digitalen Informationssystem Wasserschutz (DIWA-Shut-

tle-WRRL), für die landesweite Auswertung zusammen-

geführt. Bei den erhobenen Daten wird unterschieden 

in Plichtindikatoren, sowie ergänzende und operative 
Indikatoren (NLWKN 2012c):

Plichtindikatoren:

 ■  Hoftorbilanz (Brutto- und Nettobilanz) 

 ■  N-Feld-Stall-Bilanz (gem. Düngeverordnung)

 ■  N-Schlagbilanz

Ergänzende Indikatoren:

 ■  Herbst-Nmin (als Beratungsinstrument, begrenzter 

Umfang)

 ■  mittlere Nitratkonzentration im Sickerwasser nach 

Herbst-Nmin

 ■  Nitrat-Tiefenproile (standortspeziisch)

 ■  Nitratkonzentration im Sicker- und Dränwasser (stand-

ortspeziisch)

Die Plichtindikatoren und die ergänzenden Indikatoren 
bieten die Grundlage für eine fachlich fundierte Bewer-

tung der Maßnahmenwirkung. Darüber hinaus werden 

operative Indikatoren erfasst.
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3.2 Wirkungsmonitoring in der EG-WRRL Maßnahmenkulisse Nitratreduktion 

schutzmaßnahmen verwendet werden. Trendbetrach-

tungen zur Maßnahmenwirkung sind möglich. Folgende 

Ergebnisse werden zurzeit in die landesweite Betrach-

tung einbezogen:

 ■  N-Hoftorbilanzüberschuss (lächengewichteter Mittel-
wert)

 ■  N-Mineraldüngerzukauf

 ■  Ausbringung organischer Wirtschaftsdünger

 ■  Mittlere Minderung des N-Überschusses aus Schlag-

bilanzen

 ■  Herbst-N
min

-Gehalt durch FV bzw. NAU-Maßnahmen

 ■  Nitratgehalt von Grundwassermessstellen / Förder-

brunnen mit ansteigenden / abnehmendem Nitratge-

halt

 ■  Entwicklung des Flächenanteils von Grünland und 

Silomais

Die aus den N-Überschüssen (kg/ha) ermittelte po-

tenzielle Sickerwasserkonzentration sowie gemessene 

Nitratkonzentrationen in den Grundwassermessstellen 

werden zur Gefährdungsabschätzung und zur Bewertung 

der Grundwasserkörper gemäß EG-WRRL genutzt.

Zusätzlich zu den Modellbetriebs- und InVeKoS-Daten 

sowie den Ergebnissen der Basisemissionserkundung 

werden weitere Datenquellen in die Emissionsbetrach-

tung einbezogen, die nachfolgend näher beschrieben 

werden.

Kooperationsmodell zum Trinkwasserschutz

Die im Rahmen der Erfolgskontrolle in den TGG jähr-

lich erhobenen und im DIWA-Shuttle Trinkwasserschutz 

zusammengeführten Daten werden genau wie die Daten 

der Modell- und Beratungsbetriebe in der Zielkulisse zur 

Erfassung der Maßnahmenwirkung und Erfolgsbewer-

tung verwendet (NLWKN 2011c). Aufgrund der abge-

stimmten Methodik, die in verbindlichen Plichtenheften 
festgeschrieben ist, können die Daten zum Abgleich bzw. 

zur landesweiten Erfolgsbewertung von Grundwasser-

tier. AussĐheiduŶgeŶ
iŶĐl. Gärreste
ϭϭϵ kg/ha LF

NHϯ-Verluste 

ϯϮ kg/ha LF

N-Aďfuhr ϭϯϯ kg/ha LF

Stickstoffemission Niedersachsen 2007/2010

MiŶeraldüŶguŶg

ϭϭϳ kg/ha LF

N-ÜďersĐhuss iŵ BodeŶ Ϯϵϴ.ϴϮϮ t  ;ϲϯ kg N/ha GFͿ

GW
Basisaďfluss

aďzügliĐh DeŶitrifikatioŶ iŵ BodeŶ ϭϬϴ.ϴϵϴ t ;ϮϯͿ

Koŵpost / KlärsĐhlaŵŵ / 
LeguŵiŶoseŶ /Iŵ-/Export

ϭϯ kg/ha LF

DepositioŶ 
Ϯϱ kg/ha 

LaŶdesfläĐhe ;GFͿ
ϰ.ϳϴϬ.ϱϬϱ ha

Direktaďfluss

N-)ufuhr Ϯϭϳ kg/ha LF

org. DüŶguŶg
iŶĐl. Gärreste
ϴϳ kg/ha LF

N-BilanzüďersĐhuss
ϴϰ kg N/ha LF LF o. St. Ϯ.ϱϯϲ.Ϭϱϭ ha

IŵŵoďilisieruŶg GrüŶlaŶd
ϭϳ kg/ha LF / ϲϮ kg/ha GL

MoďilisieruŶg zus. MaisaŶďau
Ϯ,ϱ kg/ha LF / ϯ,ϰ kg/ha AĐker
MoďilisieruŶg GL-UŵďruĐh 
ϳ,ϯ kg/ha LF / ϭϬ kg ha AĐker

IŵŵoďilisieruŶg GL-)uŶahŵe 
Ϭ,ϳ kg/ha LF / Ϯ,ϰ kg ha GL
IŵŵoďilisieruŶg  Forst

ϮϬ kg/ha Wald + Forst

OďerfläĐheŶ-
gewässer

pot. NitratkoŶzeŶtratioŶ
iŵ SiĐkerwasser 

N-Austrag ϭϴϵ.ϵϮϰ t ;ϰϬ kg/ha GFͿ  

Abb. 191: N-Emission 2007/2010 in Niedersachen – Ergebnisse der Basisemissionserkundung (LBEG 2013)
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Neben dem Hauptbelastungsfaktor Nitrat sollen zu-

künftig auch weitere Belastungen des Grundwassers wie 

Rückstände von Planzenschutzmitteln im Grundwasser 
in das Wirkungsmonitoring einbezogen werden.

Das Vorgehen zum Wirkungsmonitoring wird in einem 

landesweiten vom NLWKN koordinierten Expertenkreis 

festgelegt. Die Ergebnisse des Wirkungsmonitorings 

bilden im Rahmen der Gefährdungsabschätzung und 

bei der Bewertung der Grundwasserkörper eine wichti-

ge Grundlage für die Berichterstattung am Ende eines 

Bewirtschaftungszeitraums. Ferner liefern die Ergebnisse 

wesentliche Impulse bei der kontinuierlichen Maßnah-

menoptimierung und -weiterentwicklung in Kooperation 

mit den beteiligten Akteuren. Ziel des Wirkungsmonito-

rings ist der integrierte Bewertungsansatz, das heißt die 

gemeinsame Betrachtung von Emission und Immission. 

Dabei kann emissionsseitig bereits relativ zeitnah die 

N-Reduktion durch die Maßnahmenumsetzung nach-

gewiesen werden (z. B. Reduzierung von N-Salden). Im 

Grundwasser ist dieser Nachweis dagegen aufgrund 

längerer Fließzeiten in der Regel erst mit entsprechender 

Zeitverzögerung zu führen.

Bodendauerbeobachtungsprogramm

Seit 20 Jahren wird das Bodendauerbeobachtungspro-

gramm vom LBEG durchgeführt. Die BDF sind häuig 
mit dem langjährigen Versuchsprogramm der Land-

wirtschaftskammer Niedersachsen zu Exaktversuchen 

verknüpft. Außerdem sind auf vielen BDF Überblicks-

messstellen des WRRL-Monitorings etabliert, so dass 

zusätzlich eine Verknüpfung der Auswertungen zur 

Immission möglich ist. Aufgrund der Langzeitauswertun-

gen haben die Ergebnisse für verschiedene Fragestellun-

gen der N-Dynamik und Maßnahmenwirkung eine große 

Bedeutung beim Abgleich mit der standörtlichen und 

zeitlichen Maßnahmenwirksamkeit.

Untersuchung von Dränausläufen

Eine pilothafte Beprobung von Dränausläufen und 

Gräben indet zukünftig in den Gebieten statt, in denen 
zur Umsetzung der EG-WRRL neben der Beratung zum 

Grundwasserschutz auch eine Beratung zum Schutz der 

Oberlächengewässer durchgeführt wird (s. Kap. 3.3). 
Hinweise zur Beprobung der Dränausläufe enthält Kapitel 

2.7.8.

Im Hinblick auf die Beratung zum Schutz der Ober-

lächengewässer ist Phosphor ein besonders sensibler 
Parameter. Für Einzugsbereiche von Seen und Fließ-

gewässern werden vom Verband Deutscher Landwirt-

schaftlicher Untersuchungs- und Forschungsanstalten 

als Orientierungswerte für Dränwasser (Ablauf) 0,12 mg 

Gesamt-P/l bzw. 0,08 mg Orthophosphat-P/l vorgeschla-

gen. Ob das Überschreiten dieser Orientierungswerte im 

Einzelfall „schädliche Auswirkungen“ auf das Gewässer 

im Sinne von § 3 Abs. 6 DüV (BMELV 2007) hat, hängt 

sowohl vom erfassten Zeitraum (Einzelmesswert oder 

Mittelwert einer längeren Periode) als auch von der Re-

präsentanz der gemessenen Fläche für das Einzugsge-

biet (räumliche Mischung) ab (aUersWaLd et al. 2001).

Immission
Das WRRL-Monitoring des NLWKN bezieht sich auf 

den oberen Grundwasserleiter. Zur Beobachtung der 

Grundwassergüte sind überwiegend lache Grundwas-

sermessstellen bis 30 m unter Gelände einbezogen. Das 

Monitoring beinhaltet Überblicksmessstellen (einmalige 

Untersuchung pro Jahr) sowie die zweimalige Beprobung 

von operativen Messstellen in Grundwasserkörpern, 

die als gefährdet eingestuft sind. Die Untersuchungen 

werden auf Grundlage eines umfassenden Grund- und 

Ergänzungsprogramms durchgeführt. Die Auswertungen 

erfolgen als Trendbetrachtung (NLWKN 2014c, NLWKN 

2014e).
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 ■  Binnengewässer (Seen, Flüsse, Bäche und Kanäle) 

 ■  Übergangsgewässer (tidebeeinlusste Mündungsbe-

reiche und Ästuare)

 ■  Küstengewässer.

In den Gewässern des Binnenlands stellt P in der Regel 

den limitierenden Faktor für die Primärproduktion dar. 

Eine Faustregel besagt, dass ca. 1 g Phosphat-Phosphor 

die Entwicklung von ca. 1000 g Phytoplanktonbiomasse 

ermöglicht. In unbeeinlussten Binnengewässern kom-

men, mit Ausnahme einiger Sonderfälle, gelöste P-Ver-

bindungen meist nur in geringen Mengen vor.

Stickstoff bzw. seine Verbindungen sind hingegen vor 

allem für die Küstengewässer als limitierende Faktoren 

relevant. Dort kann der gute ökologische Zustand nur 

dann erreicht werden, wenn die Ferneinträge aus dem 

Binnenland reduziert werden. Eine umfassende Maßnah-

menstrategie zum Oberlächengewässerschutz hat daher 
sowohl die Reduzierung der P-Einträge (insbesondere 

bezüglich der Fließgewässer und Seen) als auch der 

N-Einträge (insbesondere bezüglich Übergangs- und 

Küstengewässer) zu berücksichtigen.

Bedeutung der Nährstoffe bei der 
Zustandsbewertung nach EG-WRRL
Die EG-WRRL fordert einen guten Zustand der Oberlä-

chengewässer und des Grundwassers. Dieser besteht, 

wenn beim Grundwasser sowohl der gute chemische als 

auch der gute mengenmäßige Zustand und bei Oberlä-

chengewässern sowohl der gute chemische als auch der 

gute ökologische Zustand erreicht werden (s. Abb. 192). 

Für die Bewertung des chemischen Zustands ist 

sowohl beim Grund- als auch beim Oberlächenwasser 
unter anderem die Nitratkonzentration relevant. Nach 

der Verordnung zum Schutz des Grundwassers (BMU 

2010) und nach der Verordnung zum Schutz der Oberlä-

chengewässer (BMU 2011) ist eine Umweltqualitätsnorm 

von 50 mg Nitrat/l (als Jahresmittelwert) einzuhalten. Bei 

Überschreiten der Norm ist der chemische Zustand als 

schlecht zu bewerten. Hinsichtlich der hohen Empind-

3.3 Schutz der Oberlächengewässer 
als zusätzliche Herausforderung

Obwohl Oberlächengewässer- und Grundwasserschutz 
prinzipiell größere Schnittmengen aufweisen, ergeben 

sich Unterschiede aus der Anzahl und Art der Eintrags-

pfade, der Wirkung der eingetragen Stoffe im Gewässer 

(bei oberirdischen Gewässern insbesondere auf die 

Lebensbedingungen für Organismen) und somit der 

tolerierbaren Stoffmengen und -konzentrationen. Hierbei 

liegen die Nährstoffkonzentrationen, die in Oberlächen-

gewässern bereits zu deutlichen Beeinträchtigungen der 

Gewässerqualität führen, erheblich unter den Werten, 

die als Qualitätsnorm im Grundwasserschutz gelten. Die 

daraus resultierenden Zielsetzungen für Oberlächenge-

wässer erfordern damit auch speziische Anforderungen 
an ein eventuelles Maßnahmenprogramm und -monito-

ring. In der Regel bedeutet dies für Oberlächengewäs-

ser, dass gegenüber dem Themenbereich Grundwasser 

erweiterte Ansätze zu verfolgen sind.

Im Gegensatz zu Schadstoffen ist für Nährstoffe 

niedersachsenweit eine nahezu lächendeckende Be-

lastung der Oberlächengewässer zu beobachten. Diese 
Nährstoffe beeinträchtigen nicht nur die Binnengewässer, 

sondern in der Folge auch die Übergangs- und Küs-

tengewässer. Die Nährstoffeinträge, verursacht durch 

Bodenerosion, Oberlächenabluss, Einträge aus Dräna-

gen und Grundwasserzuluss resultieren überwiegend 
aus der landwirtschaftlichen Nutzung. Sie wurden als 

eine der wichtigsten Wasserbewirtschaftungsfragen in 

Niedersachsen benannt (NLWKN 2009b). Aufgrund der 

besonderen Bedeutung der Nährstoffe liegt der Schwer-

punkt der folgenden Ausführungen auf Stickstoff (N) und 

Phosphor (P).

N- und P-Verbindungen in 
Oberlächengewässern
Gemäß der EG-WRRL werden die Oberlächengewässer 
eingeteilt in 
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sich aber in der Regel sehr gut für einen orientierenden 

Überblick.

In der „Rahmenkonzeption Monitoring (RAKON)“ 

hat die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 

Orientierungswerte für einige physikalisch-chemische 

Komponenten angegeben. Sie sind als Schwellenwerte 

zu verstehen, deren Nichteinhaltung ein Hinweis auf 

mögliche ökologisch wirksame Deizite ist (LAWA 2007). 
Gemäß den Anforderungen der EG-WRRL sind diese 

nach Gewässertypen differenziert, berücksichtigen also 

die verschiedenen Lebens- und Umweltbedingungen 

in unterschiedlichen Gewässern. Im Gegensatz zu den 

in der OGewV genannten Werten haben die LAWA-

RAKON-Werte zwar eine höhere ökologische Relevanz, 

aber keine gesetzliche Verbindlichkeit.

Für die Gesamt- und Nitrat-Stickstoffkonzentrationen 

(TN bzw. NO
3
-N) in Binnengewässern sind in der RAKON 

keine Orientierungswerte benannt. Zur Beurteilung dieser 

Parameter sind daher weitere Maßstäbe heranzuziehen. 

Hier bietet sich unter anderem die LAWA-Güteklassii-

kation an (LAWA 1998). Danach erfolgt die Bewertung 

gemäß einer siebenstuigen Klassiikation, wobei in der 
Regel die Güteklasse II (oder besser) anzustreben ist. 

Bei deren Einhaltung ist eine Gefährdung der Gewäs-

serqualität nach derzeitigem Stand des Wissens nicht 

zu befürchten (UBA 2010). Streng genommen ist diese 

Klassiikation nicht EG-WRRL-konform, da sie nicht nach 
Gewässertypen differenziert erfolgt. 

Im Bund/Länder-Messprogramm für die Meeresum-

welt von Nord- und Ostsee (BLMP) ist für Gesamtstick-

stoff der sogenannte BLMP-Zielwert festgelegt (BLMP 

2011). Gemäß dieser Zielvorgabe soll an allen Übergabe-

punkten der Binnengewässer in ein Übergangsgewässer 

im Jahresdurchschnitt eine Konzentration von 2,8 mg 

TN/l eingehalten werden. Um dieses Ziel mittel- bis lang-

fristig zu erreichen, müssen die Nährstoffkonzentrationen 

in den Zulüssen der Küstenwasserkörper um 32 % bis 
48 % verringert werden (BLMP 2011).

Pfade und Größenordnungen der 
Nährstoffeinträge in Oberlächengewässer
Durch den gezielten Ausbau der Kläranlagen konnten 

in den vergangenen Jahrzehnten die Einleitungen aus 

Punktquellen deutlich reduziert werden. Die Reinigungs-

leistung der kommunalen Kläranlagen betrug 2009 

durchschnittlich 91 % für TN und 95 % für Gesamtphos-

phor (TP) (NLWKN 2009a). Dennoch ist die aktuelle 

Belastungssituation der oberirdischen Gewässer unbe-

friedigend. Im Zeitraum von 2008 bis 2011 erreichten 

in Niedersachsen bezogen auf TN lediglich ca. 10 %, 

bezogen auf TP nur etwa 20 % der Gütemessstellen in 

lichkeit von Oberlächengewässern gegenüber Nährstof-
fen ist dieser Wert jedoch viel zu hoch, um als gewässer-

ökologisches Bewertungskriterium zu dienen.

Bei Oberlächengewässern ließen Nährstoffe darüber 
hinaus auch in die Bewertung des ökologischen Zustands 

ein. Zwar erfolgt diese Bewertung primär anhand der 

Zusammensetzung der Arten- und Lebensgemeinschaf-

ten in einem Gewässer („biologische Komponenten“), 

die aber ihrerseits auch von der Nährstoffversorgung 

beeinlusst werden. Daher unterstützen die sogenannten 
„allgemeinen physikalisch-chemischen Komponenten“ 

(z. B. Nährstoffkonzentration, Wärmebedingungen, Salz- 

und Sauerstoffgehalt) die Bewertung der biologischen 

Komponenten (s. Abb. 193).

Daher sind zusätzliche Bewertungsmaßstäbe erforder-

lich. Die im Folgenden beschriebenen Kriterien sind zwar 

nicht rechtskräftig und erfüllen zum Teil die Anforde-

rungen der EG-WRRL nicht in vollem Umfang, eigenen 

Abb. 192: Elemente zur Beurteilung des Zustands von Grund-
wasser und Oberlächengewässern nach EG-WRRL.
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Abb. 193: Rolle der Nährstoffe bei der Bewertung von oberirdi-
schen Gewässern nach EG-WRRL.



302

3.3  Schutz der Oberlächengewässer als zusätzliche Herausforderung

über die verschiedenen Pfade in die Oberlächengewäs-

ser gelangen (Thünen Institut & Forschungszentrum Jü-

lich, Endbericht in Vorbereitung, aber zum Zeitpunkt der 

Drucklegung noch nicht vorliegend). Demnach erfolgen 

nach Abzug der Denitriikation in der Bodenzone und im 
Grundwasser fast 80 % der N-Einträge über Grund- und 

Dränagewasser. Auch für TP stellen sich Grund- und 

Dränagewasser als Haupteintragspfade dar (s. Abb. 194 

und 195). 

Flüssen und Bächen die LAWA-Gewässergüteklasse II 

oder besser (NLWKN 2014a). 

Ein messtechnischer Nachweis, um die Anteile der 

einzelnen Eintragspfade lächendeckend zu quantiizie-

ren, ist nicht umsetzbar. Um dennoch belastbare Aus-

sagen treffen zu können, kommen zunehmend EDV-ba-

sierte Modelle zum Einsatz. Für Niedersachsen wurde im 

Rahmen des Forschungsprojekts „AGRUM-Niedersach-

sen“ ermittelt, in welchen Größenordnungen Nährstoffe 

Abb. 194:  
N-Einträge in oberirdische 
Gewässer aus diffusen und 
punktuellen Quellen  
(nach Thünen Institut &  

Forschungszentrum Jülich) Ϭ
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Abb. 195:  
P-Einträge in oberirdische 
Gewässer aus diffusen und 
punktuellen Quellen  
(nach Thünen Institut &  
Forschungszentrum Jülich) Ϭ
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etwa 4 % an den Gesamteinträgen beteiligt (s. Abb. 195), 

jedoch sind in Niedersachsen deutlich regionale Schwer-

punkte zu erkennen. Beispielsweise beträgt der Anteil 

der P-Einträge über Erosion im Gebiet „Fuhse / Wietze“ 

– eines der Gebiete mit pilothafter Beratung zu Oberlä-

chengewässern – ca. 30 % an den gesamten P-Einträ-

gen. Denkbar sind hier neben „on-site-Maßnahmen“ (z. B. 

Maßnahmen zur Minderung der Erosion, Begrünung von 

Ablussbahnen) auch „off-site-Maßnahmen“, die auf die 
Unterbindung des Eintrags von erodiertem Boden in Ge-

wässer abzielen (z. B. Gewässerrandstreifen, Sediment-

rückhaltebecken).

Einen besonderen Stellenwert nehmen P-Einträge 

über Grund- bzw. Dränagewasser ein, deren Quellen 

häuig in Gebieten mit einem hohen Anteil an organi-
schen Böden (z. B. Hoch- und Niedermoore, Anmoore) 

sowie im Bereich der Marschen liegen. Auch wenn ein 

Teil der grundwasserbürtigen Einträge geogenen Ur-

sprungs ist, hat die landwirtschaftliche Nutzbarmachung 

zu deren Erhöhung beigetragen. Vor allem dort, wo hohe 

Einträge über das Grundwasser erfolgen, werden die Zie-

le der EG-WRRL durch die alleinige Umsetzung von AUM 

nicht erreicht werden können. Hier sind großlächigere 
Konzepte, idealerweise im Zusammenspiel mit Natur- 

oder Moorschutzmaßnahmen (s. Kap. 4.1), erforderlich.

Monitoring zum Oberlächengewässerschutz
Im Rahmen des Gewässerüberwachungssystems Nie-

dersachsen (GÜN) wird die Wasserqualität von Bächen, 

Flüssen, Seen, Übergangs- und Küstengewässern an 

mehr als 400 Messstellen regelmäßig und kontinuierlich 

erfasst (NLWKN 2010a). Da für einen „messbaren“ Erfolg 

umgesetzter Beratungs- und Agrarumweltmaßnahmen 

zum einen mit einem zeitlichen Verzug zu rechnen, zum 

anderen eine hohe lächenhafte Umsetzung erforderlich 
ist, ist das GÜN-Messnetz für ein kurzfristig aussagekräf-

tiges Wirkungsmonitoring nur eingeschränkt geeignet.

Daher werden weitergehende Indikatoren benötigt, 

um die Wirksamkeit von Maßnahmen zum Oberlächen-

gewässerschutz zeitnah beurteilen zu können. Für ein 

derartiges Monitoring sind generell die gleichen Metho-

den wie für die Erfolgskontrolle von Grundwasserschutz-

maßnahmen geeignet, die jedoch variiert und erweitert 

werden müssen. Neben zusätzlichen Eintragspfaden ist 

insbesondere die Einbeziehung des Nährstoffs Phosphor 

zu berücksichtigen. Gut veranschaulichen lassen sich die 

Anforderungen an das Monitoring mit dem Zonenmodell 

(s. Kap. 2.7.2). Stärker zu konkretisieren sind die Pfade 

Interlow, Dränage und Abschwemmung. Neu aufzuneh-

men ist die Erosion (s. Abb. 196). Demgegenüber treten 

die Zonen unterhalb der Sickerwasser-Dränzone in den 

Maßnahmenkonzeption und 
Maßnahmenprogramme
Mithilfe von Modellen können regional- und pfadbezo-

gene Differenzierungen der Stoffeinträge vorgenommen 

werden. Insbesondere bei der großskaligen Konzeption 

von Maßnahmenprogrammen besitzen sie eine gute 

Eignung als sogenannte „entscheidungsunterstützen-

de Werkzeuge“. Durch das Aufzeigen von Räumen mit 

hohem Handlungsbedarf und Erfolgspotenzial ist es z. B. 

möglich, Ziel- und Maßnahmenkulissen auszuweisen 

und so den (Finanz-)Mitteleinsatz möglichst efizient zu 
gestalten. Bei der konkreten Umsetzung der Maßnahmen 

vor Ort sind darüber hinaus die standörtlichen Gegeben-

heiten zu berücksichtigen.

Seit dem Jahr 2010 wird in einigen Teilen Niedersach-

sens eine auf die Anforderungen der EG-WRRL ausge-

richtete landwirtschaftliche Beratung angeboten, die auf 

die Reduktion der Nitrateinträge ins Grundwasser abzielt. 

Zudem können spezielle Agrarumweltmaßnahmen abge-

schlossen werden. Dieses Angebot beinhaltet seit Januar 

2014 pilothaft in einigen Regionen auch eine Beratung 

zum Themenbereich Oberlächengewässerschutz. Inhalt-
lich wurde die Beratung daher um den Parameter Phos-

phor erweitert. Beratung und Maßnahmen gehen dabei 

ausdrücklich über die Mindestanforderungen des Ord-

nungsrechts sowie der guten fachlichen Praxis hinaus.

Die inhaltliche Ausweitung auf die Aspekte des Ober-

lächengewässerschutzes zieht eine entsprechende An-

passung der Beratung nach sich. Während die Beratung 

zum Schutz des Grundwassers vor Nitrateinträgen einen 

einzelnen, verhältnismäßig klar deinierten Eintragspfad 
zu berücksichtigen hat, muss sich eine umfassende Was-

serschutzzusatzberatung an Anforderungen orientieren, 

die zusätzlich den Nährstoff Phosphor sowie eine erwei-

terte Anzahl an Eintragspfaden berücksichtigt.

Die bestehenden Instrumente und Maßnahmenkata-

loge zum Schutz des Grundwassers sind prinzipiell auch 

aus Sicht des Oberlächengewässerschutzes zielführend. 
Grundsätzlich sinnvoll sind die bewährten Handlungsfel-

der auf betrieblicher Ebene wie z. B. eine lächengenaue 
Düngeplanung. Auch die Umsetzung von AUM, die auf 

eine Minderung bzw. Fixierung der auswaschbaren N-

Gehalte im Boden während des Winters abzielen, ist für 

Flächen mit standort- oder meliorationsbedingt ungüns-

tiger Denitriikation zweckmäßig. Wenn diese Maßnah-

men auch eine ausreichende Bedeckung des Bodens 

bewirken, werden zugleich Abschwemmung und Erosion 

vermindert.

Bezüglich der Belastung der Gewässer mit P sind wei-

tergehende Maßnahmen notwendig. Zwar sind die Einträ-

ge über den Erosionspfad landesweit gesehen nur zu 
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Hierbei ist der Parameter P sowohl bei der Erstellung von 

betrieblichen Nährstoffbilanzen als auch bezüglich der 

Medien Boden bzw. Bodenlösung zu erheben. Konkret 

bedeutet dies z. B. die Erfassung der P-Gehalte des 

Oberbodens im Zuge einer status-quo-Erhebung oder die 

Bestimmung der Konzentration von ortho-Phosphat in der 

Bodenlösung bzw. dem Drän- oder Grabenwasser.

Niedersachsen steht derzeit am Anfang eines detail-

lierten Monitorings von landwirtschaftlichen Maßnahmen 

zum Oberlächengewässerschutz. Ziel der pilothaften 
Beratung zu Oberlächengewässern in Niedersachsen 
ist es daher, aus den gesammelten Erfahrungen die 

relevanten Anforderungen abzuleiten sowie geeignete, 

praxisgerechte Methoden zu benennen. Ein verlässliches 

lächendeckendes Wirkungsmonitoring zur Minderung 
von Erosion und Abschwemmung ist beispielsweise nur 

unter erheblichem Aufwand umsetzbar. Zum einen sind 

die Einträge über diese Pfade an Einzelereignisse wie 

Starkregen gebunden, was an die zeitlich-räumliche 

Flexibilität eines Monitoringkonzepts (bzw. des mit dem 

Monitoring betrauten Personals) hohe Anforderungen 

stellt, die in der Praxis nur schwer zu realisieren sind. Zu-

dem ist die messtechnische Erfassung des Eintrags über 

diese Pfade in der Regel sehr aufwändig.

Hintergrund, wobei nicht zu vergessen ist, dass ein Groß-

teil der Stoffeinträge in oberirdische Gewässer über den 

Zuluss von Grundwasser erfolgt.
Geeignete Methoden für das Monitoring sind: 

 ■  Nährstoffbilanzen (s. Kap. 2.7.3)

 ■  Untersuchungen des Mediums Boden

 ■  Untersuchungen des Mediums Bodenlösung

 ■  Beprobung von Dränwasser und lokalen Vorlutern  
(s. Kap. 2.7.8).

Abb. 196: Schematische Darstellung der Erweiterung des Zo-
nenmodells (NLWKN 2014a)
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Weitere Umweltleistungen  
von Grundwasserschutzmaßnahmen

4
Meist sind in Gebieten mit intensiver Landnutzung nicht 

nur die Grundwasserqualität, sondern auch andere 

Schutzgüter, z. B. der Boden, die Luft oder die dort vor-

kommende Flora und Fauna beeinträchtigt. Darüber hin-

aus gewinnt der Klimaschutz immer mehr an Bedeutung. 

Einige der in diesem Handbuch beschriebenen Maß-

nahmen zum Grund- und Trinkwasserschutz haben auch 

positive Auswirkungen auf andere Schutzgüter, die in den 

folgenden Kapiteln (4.1 – 4.3) näher beschrieben werden. 
In Anbetracht des drängenden Handlungsbedarfs und 

knapper Mittel ist es bei der Maßnahmenplanung von 

Bedeutung, die betroffenen Schutzgüter gemeinsam zu 

betrachten und Synergieeffekte sowie unterschiedliche 

Fördermöglichkeiten zu nutzen.

4 Weitere Umweltleistungen von Grundwasserschutzmaßnahmen
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4.1 Naturschutz

Auf der Grundlage des Niedersächsischen Kooperations-

modells Trinkwasserschutz arbeiten Landwirtschaft und 

Wasserwirtschaft zusammen. Wasser, insbesondere das 

Grundwasser, ist ein zentrales Schutzgut. Aus Sicht des 

Grundwasserschutzes gibt es nicht nur zwischen den 

Schutzgütern Wasser und Boden, sondern auch mit dem 

Arten- und Biotopschutz sowie dem Schutz des Land-

schaftsbilds gemeinsame Bezugspunkte und Wechsel-

wirkungen. Dies spiegelt sich auch in den gesetzlichen 

Vorgaben (s. EG-WRRL (EU 2000), WHG (BMU & 

BMVBS 2009), Vogelschutz- und FFH-RL (EU 2009a, 

EG 1992), BNatSchG (BMU 2009)) wider. Instrumente 

des Naturschutzes und der Agrarstruktur bieten auch die 

Möglichkeit, Ziellächen für den Gewässerschutz langfris-

tig zu sichern. Agrarstrukturelle Veränderungen wie hohe 

Ertragssteigerungen, der Anbau nachwachsender Roh-

stoffe und der Biomasseanbau zur Energiegewinnung 

haben in den letzten Jahrzehnten direkten Einluss auf 
die Entwicklung der Landschaft und die Funktionalität des 

Naturhaushalts genommen. Das hat zu einer verstärkten 

Flächenkonkurrenz, oft zu Lasten extensiver Bewirtschaf-

tungsformen (z. B. Grünlandumbruch) geführt. Folge-

erscheinungen können eine zunehmende N-Belastung 

des Oberlächen- und Grundwassers, Erosionserschei-
nungen und der Verlust wertvoller Biotope sein. Daher 

ist es sinnvoll, alle Möglichkeiten vor Ort zu nutzen, um 

die Aspekte des Arten- und Biotopschutzes sowie des 

Landschaftsbild- und Bodenschutzes bei der Planung von 

Grundwasserschutzmaßnahmen zu berücksichtigen. Vor-

aussetzung für die Nutzung von Synergieeffekten bei der 

Zusammenarbeit der Akteure ist die Kenntnis über An-

knüpfungspunkte, Gemeinsamkeiten und Grenzen in den 

verschiedenen Handlungsfeldern sowie über mögliche 

Schnittmengen bei Planungs- und Förderinstrumenten.

Handlungsfelder
Für ein umfassendes Schutzgebietsmanagement in den 

Trinkwassergewinnungsgebieten kann die Erweiterung 

der Trinkwasserschutzkooperation von Wasser- und 

Landwirtschaft um weitere Fachdisziplinen und Akteure, 

z. B aus dem Bereich Naturschutz, sinnvoll sein. Dies 

gilt auch bei der Umsetzung der EG-WRRL. Eine abge-

stimmte Vorgehensweise zwischen Wasserwirtschaft und 

Naturschutz wird zwar auf der konzeptionellen Ebene 

Abb. 197:  
Gemeinsame Handlungs-
felder im Bereich Was-
serschutz – Naturschutz 
– Landwirtschaft.

Wasser

Sicherung Grundwasser
(quantitativ und qualitativ)

Versorgungssicherheit  
Trinkwasser (quantitiv, qualitativ)

→ Keine Verlagerung von Nach-
teilen auf andere Schutz-

güter (integriertes Wasser-
ressourcenmanagement)

Nachhaltige  
Wasserentnahme

Erosionsschutz

Nährstoffmanagement

Geringer Planzen-
schutzmitteleinsatz

Grünland- und  
Feuchtgebietsschutz

Umsetzung in Kooperation mit der Landwirtschaft

Natur und Landschaft

Erhalt von

 ■ Natur und Landschaft

 ■ biologischer Vielfalt

 ■ Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
sowie Erholungswert

   einschließlich der Plege, Ent-
wicklung und Wiederherstellung

→ Keine Verlagerung von 
Nachteilen auf andere 
Schutzgüter (integrier-
tes Wasserressourcen-
management)
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meist verfolgt, ist bei der praktischen Umsetzung vor Ort 

jedoch bislang nicht die Regel. Daher sind die aus unter-

schiedlicher fachlicher Sicht abgeleiteten Zielsetzungen 

und Maßnahmengestaltungen nicht immer deckungs-

gleich. Abbildung 197 veranschaulicht fachübergreifende 

gemeinsame Handlungsfelder.

Nachhaltige Wasserentnahme

Absenkungen des Grundwasserstands wirken sich 

nicht nur auf grundwasserabhängige Biotope und deren 

Artenzusammensetzung negativ aus. Sondern über den 

mit dem Wasserstand eng verbundenen Nährstoffhaus-

halt des Bodens kommt es auch zu Auswirkungen auf 

die Qualität des Grundwassers. Vor allem bei sensiblen 

Ökosystemen mit geringen Grundwasserlurabständen 
können Veränderungen des Grundwasserstands unmit-

telbare Folgen haben. Grundwasserabhängige Bereiche 

mit ihren vom (Grund)Wasser abhängigen Lebensräu-

men sollten deshalb im Rahmen des Schutzkonzepts als 

Ziellächen für Grundwasserschutzmaßnahmen berück-

sichtigt werden. 

Erosionsschutz

Bodenerosion durch Wind und/oder Wasser kann durch 

unsachgemäße Bewirtschaftung (z. B. Fehlen schützen-

der Vegetation, Überweidung, Abholzung) entstehen bzw. 

begünstigt werden. Sie führt, abhängig von der Bodenart, 

dem Geländerelief und dem Klima zur Verminderung der 

Bodendecke. Gleichzeitig führt Erosion auch schon bei 

relativ geringen Hangneigungen zum Nährstoffabtrag ins-

besondere in die Oberlächengewässer. Damit kann für 
die Landwirtschaft eine verminderte Bodenfruchtbarkeit, 

Ertragsfähigkeit und Nährstoffverlust verbunden sein (s. 

Kap. 2.3.4). Eine Vermeidung liegt deshalb im gemein-

samen Interesse von Grundwasserschutz, Naturschutz 

und der Landwirtschaft. Das Zusammenwirken von 

Grundwasserschutz und Bodenschutz wird ausführlich im 

Kapitel 4.3 beschrieben.

Nährstoffmanagement

Das Hauptziel des Trinkwasserschutzes in Nieder-

sachsen ist die Vermeidung einer Nitratbelastung des 

Grundwassers durch die landwirtschaftliche Nutzung. Die 

Intensivierung der Landwirtschaft ist ein Grund für den 

Verlust von Agrobiodiversität und damit die Verringerung 

der biologischen Vielfalt bei Kultur- und Wildplanzen. Die 
Verminderung von Nährstoffeinträgen, besonders aus der 

Düngung, ist deshalb gleichermaßen ein Anliegen des 

Gewässer- und des Naturschutzes in Zusammenarbeit 

mit der Landwirtschaft.

Geringer Planzenschutzmitteleinsatz
Auch der Einsatz von PSM ist für den Grundwasser-

schutz und den Naturschutz gleichermaßen relevant. 

Neben dem Auftreten von PSM-Rückständen im Grund-

wasser kann es durch den nicht fachgerechten Umgang 

mit PSM auch zur Verdriftung von Spritzmitteln oder von 

kontaminierten Beizstäuben in benachbarte Saumbioto-

pe oder Oberlächengewässer kommen. Unerwünschte 
Nebenwirkungen des PSM-Einsatzes können auch für 

landwirtschaftliche Flächen selbst ein Problem darstellen 

(z. B. verminderte Bodenfruchtbarkeit durch die Schä-

digung von Bodenorganismen). Die Anwendung chemi-

scher Planzenschutzmittel muss deshalb grundsätzlich 
auf das absolut notwendige Maß beschränkt werden.

Schutz des Grünlands

Grünland hat einen besonders hohen Wert für den Na-

tur-, Gewässer-, Klima- und Bodenschutz. Es beherbergt 

als Lebensraum mehr als die Hälfte aller in Deutsch-

land vorkommenden Arten. Allerdings ist Grünland nicht 

gleich Grünland und funktional unmittelbar von der 

Nutzungsform (s. Kap. 2.4.8 und 2.4.9) und den Stand-

ortbedingungen abhängig. Es leistet einen Beitrag zum 

Erosionsschutz, trägt zur Minderung der Belastung von 

Gewässern mit Nährstoffen und Planzenschutzmitteln 
sowie zur Verminderung von Kohlendioxidemissionen 

bei. Besonders gefährdet sind Feuchtgrünland- und 

Niedermoorbereiche, da eine Intensivierung der landwirt-

schaftlichen Nutzung dieser Standorte zu nachteiligen 

Veränderungen im Wasser- und Nährstoffhaushalt führt 

(BfN 2009).

Integrierter Planzenschutz und Nationaler Akti-
onsplan

Gemäß § 3 des Planzenschutzgesetzes (BMELV 
2012a) darf Planzenschutz nur nach Guter fachlicher 
Praxis durchgeführt werden. Diese beinhaltet die 

Einhaltung der allgemeinen Grundsätze des integ-

rierten Planzenschutzes nach Anhang III der Plan-

zenschutz-Rahmenrichtlinie (EU 2009b), die in der 

EU seit Beginn des Jahrs 2014 für alle Anwender von 

Planzenschutzmitteln verbindlich sind. Biologische, 
planzenzüchterische und anbautechnische Verfahren 
rücken damit stärker in den Vordergrund.

Genaueres hierzu enthält der Nationale Aktionsplan 

zur nachhaltigen Anwendung von Planzenschutz-

mitteln, der im April 2013 vorgelegt wurde (BMELV 

2013).
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Reaktivierung von Feuchtgebieten

Neben der Bewahrung vorhandener Flächen ist die Re-

aktivierung von Feuchtgebieten ein wichtiges Handlungs-

feld des Grundwasserschutzes mit positiven Effekten für 

den Natur- und Oberlächengewässerschutz.
Ursprünglich grundwassernahe Niederungsböden 

weisen häuig große natürliche N-Vorräte in Form von 
Niedermoortorf bzw. humusreichen mineralischen Boden-

horizonten auf. Bei der Grundwasserabsenkung durch 

Entwässerungsmaßnahmen oder Grundwasserentnahme 

kommt es zu einer beschleunigten Mineralisation der 

organischen Substanz und damit zu einer N-Freisetzung. 

Eine intensive landwirtschaftliche Flächennutzung kann 

diesen Prozess beschleunigen. Bei vollständiger Entwäs-

serung können im Sickerwasser von Niedermoorböden 

bzw. an der Grundwasseroberläche Nitratkonzentrati-
onen von bis zu 300 mg NO

3
/l gemessen werden. Eine 

Reaktivierung von Feuchtarealen dient der Verhinderung 

solcher „Nitratdurchbrüche“ in das Grundwasser. 

Mit folgenden Maßnahmen kann eine Anhebung des 

Grundwasserstands erreicht werden:

 ■  Einstellung der Gewässer- und Graben- bzw. Vorlu-

terunterhaltung

 ■  Einstellung der Teillächenentwässerung (Rückbau 
von Dränagen, Schließen von Entwässerungsgräben)

 ■  Vorluteranstau

 ■  Verringerung der Grundwasser-Entnahme (Trinkwas-

sergewinnung, Feldberegnung)

Die Wiedervernässung von Mooren bzw. die Revita-

lisierung von Feuchtgebieten führt nicht nur zu einer 

Senkung der Nitratbelastung, sondern mittelfristig auch 

zu einer Senkung der diffusen Phosphorbelastung der 

benachbarten Oberlächengewässer. Aufgrund intensiver 
landwirtschaftlicher Nutzung der Moore können jedoch 

auch irreversible bodenphysikalische und bodenchemi-

sche Veränderungen aufgetreten sein, die das Risiko 

erhöhter P-, N- und gelöster organischer Kohlenstoff 

(DOC)-Austräge aus wiedervernässten Mooren in an-

grenzende Gewässer steigern. Bei ungünstigen Eisen 

(Fe):P-Verhältnissen (> 10) kann die Wiedervernässung 

anfänglich zu einem erhöhten P-Austrag in den stark 

zersetzten Torfen aus Mooren führen und so kurzfristig 

zur Eutrophierung unterliegender Gewässer beitragen 

(meiNiKmaNN et al. 2013). Maßnahmen zur Reaktivierung 

von Feuchtgebieten erfordern deshalb eine gesamtge-

bietliche Planung und Steuerung des Wasserhaushalts 

und der landwirtschaftlichen Flächennutzung.

Aus Sicht des Grundwasser- und Naturschutzes gilt 

Grünland als optimale Nutzungsform von Feuchtgebie-

ten. Die Grünlandnutzung von Feuchtgebieten bietet 

folgende Vorteile:

 ■  keine Anregung der Mineralisation durch Bodenbear-

beitung

 ■  hohe N-Aufnahme und N-Abfuhr mit dem Mähgut

 ■  lexible Reaktion der Grasnarbe auf das N-Angebot 
aus der Boden-N-Mineralisation

 ■  Möglichkeit einer stärkeren Anhebung des Grundwas-

serspiegels als bei Ackernutzung

Praktikable Grundwasserschutzmaßnahmen sind neben 

einer auf den Standort ausgerichteten Düngeberatung 

(s. Kap. 2.3.1.5) die Freiwilligen Vereinbarungen zur 

extensiven Grünlandnutzung (s. Kap. 2.4.8.1) und die 

Umwandlung von Acker in extensives Grünland oder 

Feldgras (s. Kap. 2.4.9).

Handlungskonzepte
Zur Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz des Na-

turhaushalts können die im Folgenden beschriebenen 

fachübergreifenden Instrumente genutzt werden.

Naturschutzqualiikation
In einigen Landkreisen Niedersachsens wird Landwirten 

eine kostenlose Beratung in Form der Naturschutzquali-

ikation zur Verbesserung der Akzeptanz von AUM zum 
Naturschutz angeboten. Die Naturschutzqualiizierung in-

formiert und unterstützt die Bewirtschafter bei allen Fragen 

des Vertragsnaturschutzes. Der Abschluss der zum Teil in 

Bezug auf Gebietskulissen und Maßnahmenbedingungen 

komplexen Naturschutzmaßnahmen wird durch die Qua-

liizierung erleichtert. Eine betriebs- und gebietsbezogene 
Abstimmung mit der WZB ist sinnvoll und steigert die Mit-

telefizienz. Bei Maßnahmen mit ähnlicher Wirkungsstruk-
tur kann der Wasserschutz durch die Akzeptanzsteigerung 

naturschutzinanzierter Maßnahmen proitieren.

Dauergrünlanderhaltung

Die Regelungen der EU-Agrarpolitik, insbesondere 

die Bestimmungen von Cross Compliance (CC) for-

dern einen besonderen Schutz für landwirtschaftlich 

genutztes Grünland. Niedersachsen liegt beim CC-

relevanten Dauergrünlandanteil an der landwirtschaft-

lichen Nutzläche bezogen auf den Referenzwert 
von 2003 bei über 5 % Verlust, so dass der Umbruch 

mittlerweile genehmigungsplichtig ist (ML 2009a).
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Landschaftsplanung

Umfassende gutachterliche Bestandserhebungen, bewer-

tungen und schutzgutübergreifende Zielbestimmungen 

sind die Grundlage zur Abschätzung der Folgen von 

Eingriffen in Natur und Landschaft (z. B. im Rahmen von 

Genehmigungsverfahren). Sie bieten Steuerungsmög-

lichkeiten zur Planung von Naturschutzmaßnahmen der 

Gemeinden, vor allem für die naturbezogene Erholung, 

die Sicherung der biologischen Vielfalt und den Schutz 

von Boden, Gewässern und Klima im Gemeindegebiet 

sowie zur Bildung von Ausgleichslächen-Pools. Sie 
bieten außerdem die Möglichkeit, Synergien bei der 

Umsetzung von Nutzungskonzepten der Gemeinde und 

der im Planungsgebiet liegenden Ziellächen für den 
Grundwasserschutz bei der Planung frühzeitig zu nutzen. 

Falls kein kommunaler Landschaftsplan vorliegt, gibt der 

Landschaftsrahmenplan Aufschluss. Dieser ist von der 

zuständigen unteren Naturschutzbehörde aufzustellen 

und dort erhältlich.

Eingriffsregelung

Die Eingriffsregelung bindet bestimmte Veränderungen 

der Gestalt oder Nutzung von Grundlächen an Rechts-

folgen, welche die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts sowie das Landschaftsbild vor Beein-

trächtigungen schützen und im Falle der Zulassung des 

Eingriffs die unvermeidbaren Beeinträchtigungen best-

möglich kompensieren sollen. Können die Eingriffsfolgen 

nicht kompensiert werden, ist der Eingriff nur zulässig, 

wenn er vorrangig ist. In diesem Fall tritt an die Stelle 

von Kompensationsmaßnahmen als Ultima Ratio eine 

Zahlung, mit der Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftsplege zu inanzieren sind.
Bereits vor einem Eingriff können Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftsplege im Hinblick auf 
eine spätere Anrechenbarkeit auf Kompensationsplich-

ten bevorratet werden. Eine solche Bevorratung kann 

Maßnahmen des Naturschutzes in bestimmte Bereiche 

lenken, die auch aus Gründen des Schutzes von Grund-

wasser oder Oberlächengewässern besser geschützt 
werden sollen. Vorteile können bereits mit einer Bevorra-

tung von Flächen erreicht werden, auf denen später Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen realisiert werden sollen. 

Als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen können auch 

sogenannte produktionsintegrierte Kompensationsmaß-

nahmen in Frage kommen. Hierbei handelt es sich um 

Maßnahmen, welche unter Einschluss einer fortdauern-

den land- oder forstwirtschaftlichen Bodennutzung auf 

den Schutz oder die Entwicklung bestimmter Funktionen 

oder Werte von Natur und Landschaft gerichtet sind. Zu-

meist handelt es sich um Beschränkungen der Nutzung 

wie sie auch bei Agrarumweltmaßnahmen vereinbart wer-

den (z. B. zum Schutz der Ackerbegleitlora oder -fauna).
Ein frühzeitiger fachübergreifender Austausch über 

geplante Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ermöglicht 

eine optimale Maßnahmenumsetzung von Grundwasser- 

oder Naturschutzmaßnahmen. Ein Beispiel hierfür ist das 

Modell- und Pilotprojekt „Integriertes Wasserschutzge-

bietsmanagement Deistervorland“ (saiLe et al. 2004).

Gewässerentwicklungsplan

Gewässerentwicklungspläne (GEPl) sind gutachterliche 

maßnahmen- und umsetzungsorientierte Fachplanungen 

des Naturschutzes und der Wasserwirtschaft unter Betei-

ligung der Landwirtschaft. Aufbauend auf einer Bestands-

aufnahme (z. B. Hydrologie, Gewässer- und Biotopstruk-

tur, Wasserrechte) und dem Leitbild (naturnaher Zustand) 

werden Entwicklungsziele formuliert und ortskonkrete 

Maßnahmen sowie Handlungsempfehlungen zur Errei-

chung dieser Ziele (z. B. zur Verbesserung der Ufer- und 

Sohlenstrukturen oder zur Wiedervernässung von Bach-

auen) vorgeschlagen.

GEPl für ganze Gewässer oder einzelne Gewässer-

strecken sind in Niedersachsen ein wesentliches Pla-

nungsinstrument für die zielgerichtete Umsetzung des 

Fließgewässerprogramms. Der GEPl eignet sich auch 

zur Integration von Grundwasserschutzmaßnahmen in 

Auenbereichen eines TGG. Über einen begleitenden 

Arbeitskreis besteht ein Forum, das mit der Trinkwasser-

schutzkooperation in TGG oder der Gebietskooperation 

zur Umsetzung von EG-WRRL-Maßnahmen zusammen-

arbeiten kann. 

Flurneuordnung

Ein zielgerichteter Ankauf von Flächen mit Bedeutung 

für den Grundwasserschutz kann interessant sein, wenn 

langfristige Maßnahmen zur Verminderung von stoff-

lichen Belastungen in Zielbereichen erforderlich sind. 

Aufgrund unterschiedlicher Preisvorstellungen, betriebs-

wirtschaftlicher Zwänge oder konkurrierender Nutzungs-

ansprüche ist ein Flächenerwerb nicht immer möglich. 

Die Flurneuordnung, für die in Niedersachsen die Ämter 

für regionale Landesentwicklung zuständig sind, kann auf 

der Grundlage des Flurbereinigungsgesetzes (BMELF 

1953) zu einer Lösung beitragen. Damit gewinnt die 

Flurbereinigung neben der traditionellen Verbesserung 

der Arbeits- und Produktionsbedingungen in der Land-

wirtschaft auch für die Erfordernisse der Wasserwirtschaft 

sowie des Naturschutzes und der Landschaftsplege an 
Bedeutung. Die Bodenordnung kann bei wertgleicher 

Abindung der Teilnehmer zu einer Entschärfung des 
Nutzungskonlikts in Wasser- und Naturschutzgebieten 
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beitragen. Durch das fachübergreifende Flächenmana-

gement im Rahmen der Flurneuordnung können Einzel-

maßnahmen gezielter aufeinander abstimmt und so die 

Umsetzung des Maßnahmenkonzepts im Hinblick auf 

Akzeptanz und Nachhaltigkeit verbessert werden. 

Fördermöglichkeiten 
Für eine fachübergreifende Planung und Zielerreichung 

sind ein efizienter Einsatz von Fördermitteln und die 
Nutzung einzelner fachbezogener Förderinstrumente 

unverzichtbare Bausteine. Wichtige Ansätze sind die 

Überlagerung der Trinkwassergewinnungs- und Wasser-

schutzgebiete mit den Natur- und Landschaftsschutz-

gebieten und der Abgleich der Zielgebiete für Förder-

programme. Auf diese Weise können in gemeinsamen 

Gebietskulissen Maßnahmen fachübergreifend koordiniert 

werden. Zusätzlich sollten die Fachprogramme des Na-

turschutzes (z. B. Feuchtgrünland) herangezogen werden. 

Die Förderkulissen für jeden Feldblock in Niedersachsen 

und Bremen können mit dem Feldblockinder der Land-

wirtschaftskammer Niedersachsen oder mit dem Karten-

server des MU (http://www.umwelt.niedersachsen.de/

service/umweltkarten/) ermittelt werden. Die Landbewirt-

schafter erhalten die Förderkulissen für mögliche Förder-

maßnahmen auf den Feldblockkarten auf ihrer ANDI-CD. 

Es besteht eine enge Vernetzung zwischen den 

Fördermöglichkeiten des Landwirtschafts- und des MU 

in Niedersachsen. Die Basisförderung eines Vorhabens 

kann im Rahmen der Niedersächsischen und Bremer 

Agrarumweltmaßnahme (NiB-AUM) (ML/MU 2014) er-

folgen, während Vorhaben des Kooperationsprogramms 

Naturschutz (MU 2008) auf diese Förderung aufbauen 

beziehungsweise sie ergänzen. 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit auf einer land-

wirtschaftlichen Fläche in TGG Freiwillige Vereinbarun-

gen zum Trinkwasserschutz mit Agrarumweltmaßnahmen 

zu kombinieren. Dies kann sinnvoll sein, wenn sich bei 

der Betrachtung der Fachplanungen eine Überlagerung 

von Ziel- und Förderkulissen ergibt. Eine gute Über-

sicht und Hilfestellung gibt die Kombinationstabelle des 

Niedersächsischen Ministeriums für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz (ML), die fortlaufend 

aktualisiert wird und auf den Internetseiten des ML (www.

ml.niedersachsen.de) und des NLWKN abrufbar ist.

Beispiele für ein integriertes Schutzgebietsma-
nagement

Neue Wege für Naturschutz, Grundwasserschutz 

und Landwirtschaft

Im WSG „Fuhrberger Feld“ wurde im Rahmen eines 

von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt geför-

derten Modellvorhabens ein integriertes Schutzge-

bietsmanagement entwickelt und umgesetzt. Dabei 

wurden die Potenziale einer Kooperation zwischen 

Wasserschutz und Naturschutz unter enger Beteili-

gung der Landnutzer und Kommunen ausgelotet und 

ein aus Bausteinen bestehendes Managementsys-

tem entwickelt. Zentrale Bestandteile des Vorhabens 

waren:

 ■ Prioritätensetzung von Zielen und Maßnahmen

 ■ Informations- und Kommunikationsplattform; ge-

eignete Methoden der Informationsaufbereitung

 ■ Kooperationsformen mit der Landwirtschaft

 ■ Nutzung von Synergien zwischen Grundwasser- 

und Naturschutz hinsichtlich Maßnahmen und 

Finanzierungsinstrumenten

 ■ neue Honorierungsansätze für Agrarumweltmaß-

nahmen

 ■ Konzept für eine Wasser- und Landschaftsagentur 

(bathKe et al. 2003)

Integriertes Wasserschutzgebietsmanagement 
Deistervorland

In drei WSG im Deistervorland wurden zahlreiche 

Projekte unter Einbeziehung der Interessen aller 

Akteure im Raum entwickelt, geplant und erfolgreich 

umgesetzt. Mit Hilfe eines multilateralen Forums 

wurden Ziele, Schwerpunkte und Entscheidungsin-

dung gemeinsam betrieben und die Umsetzung über 

eine frühzeitige Abstimmung der entsprechenden 

Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten vorangetrie-

ben. Für das Projektgebiet wurde damit eine optimale 

Vorgehensweise zur Entschärfung von Nutzungskon-

likten zwischen Landwirtschaft, Naturschutz, Was-

serschutz und Siedlungsentwicklung gefunden. Das 

Zusammenspiel der unterschiedlichen fachplaneri-

schen Instrumente (u. a. Landschaftsplanung, Flur-

neuordnung) hat sich dabei als zielführend erwiesen 

(saiLe et al. 2004).

Fazit und Ausblick

Die Planung und Umsetzung efizienter Umwelt-
schutzmaßnahmen vor Ort erfordert eine fachüber-

greifende Zusammenarbeit der Trinkwasserschutzko-

operation mit regionalen Entscheidungsträgern aus 

Behörden, Verbänden und Organisationen.
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Synergien zwischen Gewässerschutz  
und Klimaschutz
Nahezu alle Maßnahmen zum Gewässerschutz haben 

positive Effekte auf den Klimaschutz. Für viele Maßnah-

men lassen sich solche Synergien direkt quantiizieren. 
Denn die Treibhausgase Kohlendioxid (CO

2
) und Lach-

gas (N
2
O) entstehen als Nebenprodukte der biologischen 

Umsetzung von Kohlenstoff und Stickstoff in landwirt-

schaftlichen Böden genauso wie Nitrat und gelöste or-

ganische Verbindungen, die auch für den Grundwasser-

schutz relevant sind. Ebenso wie beim Gewässerschutz 

lassen sich Treibhausgas-Emissionen wesentlich, aber 

nicht vollständig durch Bewirtschaftungsmaßnahmen 

steuern. Ammoniak ist ein indirekt klimawirksames Gas. 

Es entsteht, wenn Wirtschaftsdünger gelagert und wenn 

Mineral- oder Wirtschaftsdünger ausgebracht werden. 

Ammoniak wird vor allem im Hinblick auf die Luftqualität 

diskutiert. Es hat für die Bewertung von Maßnahmen 

zur N-Efizienz eine große Bedeutung. Zudem führt 
Ammoniak zu N-Depositionen aus der Luft, die auch für 

den Wasserschutz und als Quelle von indirekten N
2
O-

Emissionen aus eutrophierten naturnahen Ökosystemen 

relevant sind. 

Grundwasserschutz verfolgt in erster Linie lokale 

Prioritäten im Hinblick auf die Wasserqualität, z. B. für die 

Trinkwasserversorgung. Gewässerschutz hat aber mit 

den Anforderungen an die Qualitätsziele der Übergangs- 

und Küstengewässer der Nord- und Ostsee auch immer 

eine globale Dimension. Demgegenüber ist Klimaschutz 

immer ein überregionales Thema. Daher sollten Kli-

maschutzmaßnahmen in der Landwirtschaft stärker 

darauf zielen, Emissionen ertrags- und produktbezogen 

zu mindern statt auf einzelnen Flächen. Denn wenn 

die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Erzeugnissen 

unverändert hoch ist, sich die Produktion durch Klima-

schutzmaßnahmen aber verringert, verlagert sich wahr-

scheinlich nur die Produktion und die mit ihr verbundenen 

Emissionen. Maßnahmen zur Ressourcenefizienz, wie 
zum Beispiel die gewässerschonende Aufbringung von 

Wirtschaftsdüngern, reduzieren dagegen Emissionen, 

ohne dass die Produktion verlagert wird. Eine Ausnahme 

von dieser Regel sind humusreiche und entwässerte 

Standorte, die ein besonders hohes Freisetzungspotenzi-

al von Treibhausgasen haben. An diesen Standorten sind 

Klimaschutzmaßnahmen besonders effektiv, selbst wenn 

erhebliche Produktionseinschränkungen in Kauf genom-

men werden müssen. Denn die Produktionsverlagerung 

auf emissionsärmere Standorte gefährdet die positive 

Gesamtwirkung der Klimaschutzmaßnahmen an Hoch-

Emissions-Standorten nicht.

Gewässerschutz und Klimaschutz richten sich also 

beide auf die Erhöhung der N-Efizienz und die Erhaltung 
von grundwassernahen und noch nicht entwässerten 

humusreiche Standorte. Im Folgenden werden die Syn-

ergien zwischen den im Anwenderhandbuch in Kapitel 

2.5 beschriebenen Maßnahmen zum Grundwasserschutz 

und Klimaschutz speziisch beschrieben. Die Bewertung 
stützt sich weitgehend auf die detaillierten Berechnungen 

von FLessa et al. (2012) für Niedersachsen, berücksichtigt 

aber auch weitere Forschungsergebnisse und Emissions-

faktoren nach dem Methodenhandbuch des Weltklima-

rats IPCC (2006).

Die im Anwenderhandbuch beschriebenen Freiwilli-

gen Vereinbarungen können im Hinblick auf ihre weite-

ren Effekte für den Klimaschutz und die Luftreinhaltung 

qualitativ bewertet werden (s. Tab. 69). Dabei werden die 

Minderungspotenziale für die Treibhausgase CO
2
 und 

N
2
O einzeln und summarisch bewertet. Ebenso werden 

die Minderungspotenziale für Ammoniak bewertet, das 

als Luftschadstoff und indirektes Treibhausgas wirkt. Die 

Bewertung erfolgte im Rahmen eines Experten-Work-

shops 2014 unter Beteiligung des LBEG, der Landwirt-

schaftskammer Niedersachsen, der Ingenieurbüros der 

Wasserschutzzusatzberatung, des Thünen-Instituts und 

des NLWKN (s. Kap. 4.4).
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Beratung zur Düngung
Die Wasserschutzzusatzberatung mit ihrer besonderen 

Herangehensweise an düngungs- und produktionstech-

nische Fragen zielt auf eine erhöhte Nährstoffefizienz 
und reduzierte N-Überschüsse ab. Die Verminderung 

ertragsunwirksamer Nährstoffüberschüsse bedeutet 

direkt auch weniger NH
3
 und N

2
O. Die Effekte sind aber 

wegen Unsicherheiten bei der Ermittlung der N-Salden 

nicht ohne weiteres in der Praxis nachweisbar. Wenn sich 

gleichzeitig betrieblich oder überbetrieblich die Mengen 

an N-Dünger reduzieren, ist die Reduktion der Treibhaus-

gas-Emissionen auch quantitativ durch vier verschiedene 

Wirkmechanismen erfassbar:

1. Direkt in den gedüngten Böden gebildete N
2
O-Emissi-

onen (6,1 kg CO
2
-Äq./kg N; FLessa et al. 2012)

2. Über den Sickerwasser- oder Oberlächengewässer-
pfad ausgetragenes Nitrat bildet indirekt an anderer 

Stelle N
2
O-Emissionen (0,4 kg CO

2
-Äq./kg N; IPCC 

2006)

Tab. 69: Bewertung von FV unter den Aspekten Klimaschutz und Luftreinhaltung 

Umweltbewertung Klima / Luft

Maßnahmenübersicht: Bewertung:  
++ sehr positiv; + positiv; 0 neutral; - negativ; 
k. A. keine Angabe

THG Minderung 
CO

2

THG Minderung 
N

2
O

Gesamt-
bewertung 

Minderung  
Ammoniak-
Emissionen 

(NH
3
)

Maßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen) 
entsprechend notiiziertem MU-Maßnahmen-
katalog (MU 2007)

-/0/+/++/k. A. -/0/+/++/k. A. -/0/+/++/k. A. -/0/+/++/k. A.

I.A)  Zeitliche Beschränkung der Aufbringung 
tierischer Wirtschaftsdünger

0  +  +  -

I.B) Verzicht auf den Einsatz tierischer  
Wirtschaftsdünger

0 0 0 0

I.C) Gewässerschonende Aufbringung von 
Wirtschaftsdüngern

0  +  +  ++

I.D) Wirtschaftsdünger- und  
Bodenuntersuchungen

 +  +  + 0

I.E) Aktive Begrünung     

I.E a) Zwischenfruchtanbau, Untersaaten  + k. A.  + 0

I.E b) Brachebegrünung  +  +  + 0

I.F) Gewässerschonende  
Fruchtfolgegestaltung

 + 0  + 0

I.G) Extensive Bewirtschaftung von Grünland  +  +  +  +

I.H) Umbruchlose Grünlanderneuerung  ++  ++  ++ 0

I.I) Reduzierte N-Düngung  ++  ++  ++ 0

I.J) Reduzierte Bodenbearbeitung 0 0 0 0

I.K) Maisengsaat1) k. A. k. A. k. A. k. A.

I.L) Unterfußdüngung (rein mineralisch) 0 0 0 0

I.M) Einsatz stabilisierter N-Dünger 0 0 0 0

I.N) Reduzierter Herbizideinsatz 0 0 0 0

I.O) Ökologischer Landbau  + 0  + 0

II) Umwandlung von Acker in extensives 
Grünland/-extensives Feldgras

 ++  ++  ++  +

III) Erosionsschutz Forst 0 0 0 0

IV) Waldumbau 0 0 0 0

1) ab 2014 keine Förderung gem. MU-Maßnahmenkatalog
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3. Ammoniakemissionen bei der Düngerausbringung 

und indirekt an anderer Stelle aus der verursachten 

N-Deposition gebildete N
2
O-Emissionen. In Abhängig-

keit von der Ausbringungsart und Düngerform treten 

bei Wirtschaftsdüngern Emissionen bis zu 1,5 kg 

CO
2
-Äq./kg N auf. Bei N-Mineraldüngern liegen die 

Emissionen je nach Düngerform bei (bis 0,05 – 0,5 kg 

CO
2
-Äq./kg N (nach UBA 2014a)

4. Emissionen durch den Energieaufwand und Prozes-

se bei der Herstellung von N-Mineraldüngern (7,5 kg 

CO
2
-Äq./kg N; FLessa et al. 2012)

Zum Umgang mit organischen Nährstoffträgern siehe 

auch „Maßnahmen zur Wirtschaftsdüngung“. Betriebli-

ches und überbetriebliches Nährstoffmanagement unter-

stützen die Verbesserung der regionalen Nährstoffsalden, 

die letztlich für den Klimaschutz entscheidend sind.

Eine hohe N-Nachlieferung aus der Umsetzung der 

organischen Bodensubstanz ist vor allem bei humusrei-

chen und entwässerten Böden zu erwarten. Drainierte or-

ganische Böden, zum Beispiel Moorböden, sind Hotspots 

für Treibhausgase. Der Torfkörper wird mineralisiert und 

Stickstoff wird ausgewaschen. Nach IPCC (2014) emit-

tieren drainierte organische Böden unter Ackernutzung 

jährlich ca. 35,3 t CO
2
-Äq./ha/a. Drainierte organische 

Böden unter Grünland, die tiefer als 30 cm drainiert sind, 

emittieren ca. 26,4 t CO
2
-Äq./ha/a. Die enormen Treib-

hausgas-Emissionen aus diesen Flächen können nur 

reduziert werden, wenn die Dränagetiefe saisonal oder 

besser ganzjährig reduziert wird. 

Hier stellt sich für alle Akteure eine besondere Her-

ausforderung bei der Bewertung und der anschließenden 

Vermittlung einer dem Standort angepassten Bewirt-

schaftungsintensität. Dabei sind gleichermaßen der Ge-

setzgeber, die Fachbehörden, die Beratung und letztlich 

die Landwirte selbst aufgerufen, einen konsequenten 

Beitrag zum nachhaltigen Umgang mit der Ressource 

Boden zu leisten. Die negativen Folgen der Moorent-

wässerung des 20. Jahrhunderts sind den betroffenen 

Praktikern nur allzu gut bekannt, wenn in der Folge eine 

Torfvermullung, der erhebliche Substratverlust und die 

Störung der Ablagerungsfolge letztlich die Ackernutzung 

dieser sensiblen Standorte zunehmend unwirtschaftlicher 

werden lassen (Lampe et al. 2009). Ein erster Beitrag zur 

Emissionsminderung wird geleistet, wenn auf diesen 

sensiblen Standorten zumindest die N-Nachlieferung bei 

der Düngeplanung berücksichtigt wird. 

Maßnahmen zur Stickstoffdüngung mit 
Mineraldüngern
Reduzierte N-Düngung mit Mineraldüngern spart bei dem 

derzeit in Deutschland eingesetzten Mineraldüngermix 

pro kg N-Mineraldünger im Mittel rund 17,5 kg CO
2
-Äq./kg 

N ein (FLessa et al. 2012). Für andere Maßnahmen wie 

zum Beispiel dem Einsatz von stabilisierten N-Düngern 

ist die Datenbasis bisher noch nicht ausreichend für eine 

gesicherte Bewertung der Treib hausgas-Wirksamkeit. 

Maßnahmen zur Wirtschaftsdüngung
Stickstoff in Wirtschaftsdüngern efizienter zu nutzen, ist 
wichtig für den Klimaschutz. Denn wenn mehr Stickstoff 

im landwirtschaftlichen Nährstoffkreislauf bleibt und dies 

bei der Düngung berücksichtigt wird, kann der Einsatz 

von Mineraldünger entsprechend reduziert werden. Die-

sem Zusammenhang kommt in Niedersachsen aufgrund 

des erheblichen Wirtschaftsdüngeranfalls im Nordwes-

ten eine herausragende Bedeutung zu. Die sowohl im 

Nährstoffbericht 2012/13 (LWK NiedersachseN 2013g) als 

auch im Bericht zum Basis-Emissionsmonitoring (LBEG 

2013) aktuell dargestellten Nährstoffbilanz-Überschüsse 

von bis zu 90 kg Stickstoff / ha und Jahr lassen sich nach 

einhelliger Einschätzung der Fachleute vor allem dadurch 

begrenzen, indem der Ausnutzungsgrad des Stickstoffs 

der organischen Nährstoffträger erheblich gesteigert wird. 

In der Folge werden auch die N-Überschüsse reduziert, 

indem gezielt Wirtschaftsdünger statt Mineraldüngern 

eingesetzt werden.

Wirtschaftsdünger emissionsarm zu lagern und 

auszubringen, bietet bundesweit das größte Potenzial 

zur NH
3
-Emissionsminderung. Die gewässerschonende 

Aufbringung von Wirtschaftsdüngern reduziert NH
3
-Emis-

sionen und indirekt daraus entstehende N
2
O-Emissionen 

erheblich und ist eigentlich Stand der Technik. Direkte 

N
2
O-Emissionen werden nur dann reduziert, wenn die 

im Boden verbleibende N-Menge bei der Düngegabe 

berücksichtigt wird.

Auch die bedarfsgerechte Düngung auf der Basis von 

Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersuchungen macht 

den Düngereinsatz efizienter. Die zeitliche Beschrän-

kung der Ausbringung tierischer Wirtschaftsdünger min-

dert das Risiko für N
2
O-Emissionen im Winterhalbjahr, in 

dem ein Großteil der N
2
O-Freisetzung stattinden kann. 

Der Effekt ist aber stark standort- und witterungsabhän-

gig und kann nicht quantiiziert werden.
Der Verzicht auf den Einsatz von im Betrieb vorhan-

denem, tierischem Wirtschaftsdünger ist, im Gegensatz 

zur Gewässerschutzwirkung, für den Klimaschutz kontra-

produktiv, wenn stattdessen Mineraldünger eingesetzt 
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werden (siehe Maßnahmen zur N-Düngung mit Mineral-

düngern).

Begrünungsmaßnahmen
Begrünungsmaßnahmen umfassen Zwischenfruchtan-

bau, Untersaaten und Brachen. Sie tragen zu einer 

positiven Humusbilanz bei. Nur wenn dauerhaft Begrü-

nungsmaßnahmen erfolgen, kann Kohlenstoff im Boden 

gespeichert werden. Werden sie unterbrochen, wird 

der zusätzlich gespeicherte Kohlenstoff wieder frei. Die 

Kohlenstoffsequestrierung ist – anders als alle bisher 

beschriebenen Maßnahmen – reversibel. Als Faust-

zahl kann gelten, dass durch Begrünungsmaßnahmen 

ca. 1 t CO
2
/ha/a zusätzlich in Ackerböden gespeichert 

werden kann (FreibaUer et al. 2004), das aber in jedem 

Jahr ohne Maßnahme wieder frei wird. Die Wirkung von 

Begrünungsmaßnahmen auf N
2
O-Emissionen ist wider-

sprüchlich und daher nicht eindeutig bewertbar. Wird die 

Düngewirkung der Zwischenfrüchte bei der Folgekultur 

berücksichtigt, kann entsprechend Dünger eingespart 

werden. Werden Leguminosen eingesetzt, gibt es eine 

eindeutige N
2
O-Emissionsminderung durch die Einspa-

rung von Mineraldüngern, denn die N-Fixierung durch 

Leguminosen setzt kein N
2
O frei. 

Reduzierte Bodenbearbeitung
Eine reduzierte Bodenbearbeitung wirkt sich unterschied-

lich aus und sie ist daher nicht eindeutig bewertbar. 

Direkte N
2
O-Emissionen können steigen, weil sich die 

Oberböden bei reduzierter Bodenbearbeitung verdichten. 

In älteren Studien wurde eine Kohlenstoffsequestrie-

rung durch die geringere Störung des Bodens postuliert. 

Dies hat sich aber in neueren Studien unter deutschen 

Klimabedingungen nicht bestätigt, da der Kohlenstoff 

im Bodenproil vor allem umverteilt wird. Der geringere 
Dieseleinsatz bei reduzierter Bodenbearbeitung hat einen 

nachweisbaren, wenn auch geringen Klimaschutzef-

fekt. Er liegt gegenüber der Bodenbearbeitung mit Plug 
zwischen 0,01 – 0,02 t CO

2
-Äq./ha (konservierende Bo-

denbearbeitung) und ca. 0,16 t CO
2
-Äq./ha (Direktsaat; 

FLessa et al. 2012).

Grünlandmaßnahmen
Eine Bewertung von Grundwasserschutzmaßnahmen 

beim Grünland ist nur qualitativ möglich, da wenige 

Messdaten vorliegen und bei Extensivierungsmaßnah-

men Verlagerungseffekte zu beachten sind. Die exten-

sive Bewirtschaftung von Grünland reduziert direkte 

N
2
O-Emissionen. Die umbruchlose Grünlanderneuerung 

reduziert CO
2
-Emissionen aus dem Boden gegenüber 

der Grünlanderneuerung mit Umbruch. 

Bei Grünlandumwandlung zu Acker gehen 36 % des 

Humusvorrats im Oberboden verloren (poepLaU et al. 

2011). Dies entspricht im Mittel 150 t CO
2
-Äqu/ha verteilt 

über 20 Jahre. Bei humusreichen Böden kann dieser 

Verlust auch mehr als doppelt so hoch sein. Begleitende 

Maßnahmen zum Grundwasserschutz bei ansonsten 

unvermeidbarem Grünlandumbruch können daher helfen, 

die sehr hohen N-Überschüsse einzudämmen. Da diese 

Maßnahmen aber die hohen Kohlenstoffverluste nicht be-

einlussen können, bleiben sie für den Klimaschutz letzt-
lich unerheblich. Im Hinblick darauf sind Grünlandum-

bruch und Grünlandumwandlung zu Acker besonders auf 

humusreichen Standorten dringend zu vermeiden.

Umwandlung von Acker in extensives 
Grünland oder extensives Feldgras
Die Umwandlung von Acker zu Extensivgrünland redu-

ziert die Nitratauswaschung und damit auch indirekte 

N
2
O-Emissionen. Sie führt zu einer langsamen Anreiche-

rung von organischem Bodenkohlenstoff über einen Zeit-

raum von über 100 Jahren (poepLaU et al. 2011) umge-

kehrt zu den Gesamtmengen beim Grünlandumbruch zu 

Acker. Bei der Extensivierung sind Verlagerungseffekte 

durch Intensivierung auf anderen Flächen zu beachten. 

Dadurch ist die Gesamtwirkung für den Klimaschutz nicht 

eindeutig bewertbar. 

Drainierte organische Böden stellen aufgrund der 

nachfolgenden Zusammenhänge einen Sonderfall dar. 

Eine Voraussetzung dafür, dass Flächen mit potentiell 

höheren Wasserständen klimafreundlicher bewirtschaftet 

werden können, ist die Umwandlung von Acker in Ex-

tensivgrünland. Die daraufhin mögliche Anhebung des 

Wasserstands kann zur Vermeidung von jährlich über 30 

t CO
2
-Äq./ha/a Treibhausgase beitragen.

Weitere Maßnahmen zum Gewässerschutz 
Alle anderen Maßnahmen zum Grundwasserschutz ge-

mäß Kapitel 2.4 sind bezüglich der Klimaschutzwirkung 

neutral oder nicht eindeutig bewertbar.

Instrumente für die Erfolgskontrolle
Regionale und betriebliche Nährstoffsalden und Dünger-

mengen sind die wichtigste Kenngröße für Erfolgskont-

rollen im Klimaschutz. Das Instrument der Nährstoffbilan-

zierung auf Schlag- und Betriebsebene ist dafür bestens 

geeignet. Für die Klimaschutzwirkung sollten zusätzlich 

Indikatoren für eine efiziente Nährstoffverwertung 
angewendet werden, die die Input/Output-Relationen 

betrachten, z. B. die N-Ausnutzung. Produktbezogene 

Treibhausgasemissionen landwirtschaftlicher Güter sind 

ein Indikator für eine klimafreundliche Produktion. Sie 
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werden mit Hilfe von Ökobilanzen bzw. Lebensweganaly-

sen oder für den Agrarsektor insgesamt über die um-

weltökonomischen Gesamtrechnungen ermittelt. N
2
O hat 

einen hohen Anteil an der Emissionsbelastung landwirt-

schaftlicher Produkte.

Auf organischen Böden sind zudem Veränderungen 

in den Wasserständen zu kontrollieren, da die Anhebung 

des Grundwasserstands in organischen Böden die größte 

dauerhafte Klimaschutzwirkung pro Hektar bringt.

Fazit

 ■ Die Grundwasserschutzmaßnahmen zur Reduzie-

rung des Düngereinsatzes sind für Klimaschutz 

und Luftreinhaltung positiv zu bewerten.

 ■ Die Begrünungsmaßnahmen sind für den Klima-

schutz positiv und für die Luftreinhaltung neutral 

zu bewerten.

 ■ Grundwasserschutzmaßnahmen im Rahmen der 

Bodenbearbeitung und im Wald können auch zu 

positiven Effekten für den Bodenschutz führen.

 ■ Maßnahmen zur Verminderung des Herbizidein-

satzes sind im Allgemeinen für den Klimaschutz 

und die Luftreinhaltung neutral zu bewerten. 

Allerdings führt der Verzicht auf chemische 

Umbruchverfahren mit Totalherbiziden auch zur 

Vermeidung der ansonsten stark erhöhten Treib-

hausgasemission aufgrund des kurzfristigen 

Absterbens der gesamten Biomasse (VeLthoF et 

al. 2010).
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Kurzcharakteristik
Bodenschutz bedeutet vor allem die Erhaltung der um-

fassenden Bodenfunktionen. Hierunter werden z. B. die 

natürlichen Bodenfunktionen als Lebensraum, Filter und 

Puffer sowie als Regelgröße beim Ab- und Umbau von 

Stoffen im Naturhaushalt verstanden. Sie stehen in enger 

Beziehung zur Nutzung der Böden und zu den Nutzungs-

funktionen, allen voran der landwirtschaftlichen Nutzung 

(UBA 2014b). In diesem Kapitel wird die Bedeutung des 

Bodenschutzes sowie dessen Funktion im Rahmen des 

Grund- und Oberlächengewässerschutzes thematisiert. 
Es wird auf bestehende Synergien dieser Schutzziele 

hingewiesen und verdeutlicht, dass die Umsetzung einer 

gewässerschonenden Landwirtschaft vielfach positiv 

auf die Erhaltung der Bodenschutzfunktionen wirkt, bzw. 

dass diese eine bodenschonende Flächennutzung impli-

ziert. 

Es erfolgt eine Bewertung der derzeit gültigen Frei-

willigen Vereinbarungen zum Schutz des Grundwassers 

hinsichtlich der Effekte für den Bodenschutz. Weitere 

konkrete Hinweise zur Umsetzung von Maßnahmen 

zur Bodenbearbeitung sind den folgenden Kapiteln zu 

entnehmen:

 ■  Beratung zur Bodenbearbeitung: Kapitel 2.3.4

 ■  Umsetzung von Maßnahmen zur reduzierten Boden-

bearbeitung: Kapitel 2.4.2

 ■  Reduzierte Bodenbearbeitung nach Mais: Kapitel 

2.4.2.1

 ■  Reduzierte Bodenbearbeitung nach Raps: Kapitel 

2.4.2.2

Bodenschutz im Spannungsfeld 
Landwirtschaft und Wasserschutz
Der Boden ist eine zentrale Lebensgrundlage und eine 

nur bedingt wiederherstellbare Ressource. Stofliche und 
nicht stofliche Belastungen beeinlussen zunehmend 
die Bodenfunktionen und schränken sie ein. Zu den 

stoflichen Belastungen gehören zum Beispiel Nähr- und 
Schadstoffe aus der Atmosphäre und der Landwirtschaft 

sowie lokale Kontaminationen und Altlasten. Stofliche 
Belastungen können zu einem Überangebot von Nähr-

stoffen und zur Versauerung von Böden und Ökosys-

temen beitragen. Zu den nicht stoflichen Belastungen 
gehören neben dem direkten Verbrauch von Boden und 

Fläche (Bebauung, Versiegelung) die Bodenerosion 

durch Wasser und Wind sowie die Bodenverdichtung. 

Diese Belastungen werden vor allem durch die intensive 

landwirtschaftliche Nutzung verursacht und sie können 

sich negativ auf die unterschiedlichen Bodenfunktionen 

auswirken bis hin zum Verlust der Bodenfruchtbarkeit. 

Auch der Klimawandel beeinlusst die Entwicklung von 
Böden und kann die Risiken für Böden erhöhen, z. B. 

durch steigende Temperaturen und veränderte Nieder-

schlagsmengen (UBA 2014b).

Die Landwirtschaft nimmt hier eine vielseitige Rolle 

ein. Sie ist der mit Abstand größte Flächennutzer und 

trägt dadurch ein hohes Maß an Verantwortung für den 

Schutz der Bodenfunktionen sowie für das Wirkungsge-

füge zwischen Tieren, Planzen, Luft und Wasser. Intakte 
Umweltbedingungen sind die Grundlage und die Voraus-

setzung für eine verlässliche Landwirtschaft, gleichzeitig 

kann die Landwirtschaft aber auch Verursacher von 

Umweltbelastungen sein. Durch den Einsatz angepasster 

Bewirtschaftungsmethoden kann die Landwirtschaft aber 

auch einen erheblichen Beitrag zum Erhalt der Boden-

funktionen liefern.

Empfehlungen zum Bodenschutz
Ein wichtiges Ziel des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

(BBodSchG, BMU 1998) ist der „Erhalt der Bodenfunk-

tion als Standort für den Anbau von Nutzplanzen“. Zum 
dauerhaften Erhalt der Bodenqualität und damit auch der 

Bodenfruchtbarkeit ist die chemische, physikalische und 

biologische Bodenbeschaffenheit zu schützen. Dazu sind 

im BBodSchG (Vierter Teil § 17) die Anforderungen an die 

Gute fachliche Praxis festgelegt, woraus sich die Vorga-

ben zur Minderung des Erosionsrisikos, der Vermeidung 
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von Schadverdichtungen sowie zum Erhalt optimaler 

Humusgehalte ableiten (UBA 2008a, DWA 2010):

 ■  Erzielung einer hohen Bodenbedeckung z. B. durch 

Zwischenfrüchte, Untersaaten, Wahl von Kulturen mit 

engem Reihenabstand, Engsaat bei Mais und Bestel-

lung quer zum Hang

 ■  Technischen Möglichkeiten zur Erosionsvermeidung 

wie der Einsatz von Verfahren zur nicht wendenden 

Bodenbearbeitung, Mulch- oder Direktsaat sollten 

genutzt werden. Wo möglich ist auf die Herbstfurche 

zugunsten einer Frühjahrsfurche bei den Sommerun-

gen zu verzichten.

 ■  Anbausysteme mit positiver Humusbilanz sollten ge-

wählt werden. Hierbei sind Winterungen günstiger als 

Sommerungen zu bewerten. Der Anbau von Humus-

mehrern wie Zwischenfrüchten und die angepasste 

Rückführung von organischen Düngern bzw. Koppel-

produkten wird bevorzugt.

 ■  Vermeidung von Bodenschadverdichtungen, z. B. 

durch angepasste Technik und Untersaaten

 ■  Hinweis: Zu hohe Humusgehalte erhöhen durch die 

Freisetzung von Stickstoff aus der Mineralisation der 

organischen Substanz das Risiko von unerwünschten 

N- Austrägen in die Gewässer und sind deshalb zu 

vermeiden.

Zu Rechtlichen Grundlagen, Risiken und vertiefenden 

Beratungsempfehlungen siehe Kapitel 2.3.4 und 2.4.2.

Bewertung von Grundwasserschutz-
maßnahmen unter dem Aspekt Bodenschutz
Die im Anwenderhandbuch beschriebenen Freiwilligen 

Vereinbarungen sollen im Hinblick auf ihre weiteren 

Effekte hinsichtlich des Schutzguts Boden qualitativ be-

wertet werden (s. Tab. 70). Dabei wird der Schwerpunkt 

auf die Bewertung der Minderungspotenziale von Wind- 

und Wassererosion sowie des Erhalts der Humusbilanz 

gelegt. Da die Bewertungen hinsichtlich Erosion durch 

Wind und Wasser gleich ausgefallen sind, werden beide 

Ursachen der Erosion zusammenfassend wiedergege-

ben. Die Bewertung erfolgte im Rahmen eines Experten-

Workshops 2014 unter Beteiligung des LBEG, der Land-

wirtschaftskammer Niedersachsen, der Ingenieurbüros 

der Wasserschutzzusatzberatung, des Thünen-Instituts 

und des NLWKN (s. Kap. 54.4).

Deutliche Synergieeffekte zwischen Wasser- und 

Bodenschutz ergeben sich bei den Begrünungsmaßnah-

men (I.Ea+b, II). Der Zwischenfruchtanbau, Untersaaten, 

Brachebegrünung und die Umwandlung von Acker in 

extensives Grünland/Feldgras mindern Stoffeinträge in 

das Grundwasser und die Oberlächengewässer und 
gleichzeitig entfaltet die fast ganzjährige Planzendecke 
eine erosionsmindernde Wirkung im Sinne des Boden-

schutzes. Der Einluss der genannten Maßnahmen auf 
die Humusbilanz ist positiv.

Ebenfalls positiv für den Bodenschutz stellen sich 

die Maßnahmen Erosionsschutz Forst (III) und Waldum-

bau (IV) dar. Gleichzeitig trägt der Erosionsschutz Forst 

vor allem zum Oberlächengewässerschutz bei und der 
Waldumbau kann hinsichtlich des Grundwasserschutzes 

positiv bewertet werden.

Positive Effekte hinsichtlich des Bodenschutzes aber 

eine nur neutrale Bewertung für den Grundwasserschutz 

werden für die Maßnahme der Maisengsaat (I.K) konsta-

tiert. Die Maisengsaat wird daher ab 2014 aus dem MU-

Maßnahmenkatalog gestrichen und nicht mehr gefördert. 

Hinsichtlich der Vermeidung erosiver Einträge (recKLebeN 

2009) zum Schutz der Oberlächengewässer vor Sedi-
ment- und Phosphateinträgen stellt die Engsaat von Mais 

einen Vorteil gegenüber einer Breitsaat dar. Mit Wirkung 

vom 1. Juli 2010 sind im Rahmen der Cross Compli-

ance (CC) – Regelungen Bestimmungen zur Minderung 

der Erosionsgefährdung von bestimmten ackerbaulich 

genutzten Flächen in Kraft getreten. Die wesentlichen 

Durchführungsbestimmungen dazu inden sich in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1122/2009 (EU 2009d). Einzelne Bun-

desländer haben für die Praxis umfangreiche Broschüren 

und Merkblätter dazu veröffentlicht (z. B. LWK NRW, 

19.12.2013). In NRW dürfen demnach z. B. Ackerfeldblö-

cke einer hohen Erosionsgefährdungsklasse zu Wasser 

vom 01.12. bis 15.02. nicht mehr geplügt werden. Diese 
Anforderungen werden aufgrund der beschriebenen 

gleich gerichteten Wirkungen der Maßnahmen auch in 

der niedersächsischen Wasserschutzzusatzberatung 

berücksichtigt: Für winderosionsgefährdete Flächen wird 

z. B. der Anbau von Reihenkulturen nur noch mit Unter-

saaten oder mit max. 37,5 cm Reihenabstand empfohlen 

(LWK NordrheiN-WestFaLeN 2013a).

Positiv für den Grundwasserschutz aber nur neutral 

auf den Bodenschutz wirken die Maßnahmen zum Ein-

satz von Wirtschaftsdüngern (I.A – I.D), sowie Extensi-

vierungsmaßnahmen (I.G) und Maßnahmen zum Einsatz 

von Düngern und Herbiziden (I.L – I.N).

Positiv für den Grundwasserschutz aber negativ für 

die Humusbilanz und neutral hinsichtlich der Erosions-

minderung wirkt der Verzicht auf den Einsatz tierischer 

bzw. organischer Wirtschaftsdünger (I.B).

Die Ergebnisse der Bewertung sind in der nachfolgen-

den Tabelle 70 zusammengefasst.
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Tab. 70: Umweltbewertung der Freiwilligen Vereinbarungen aus Sicht des Bodenschutzes

Umweltbewertung Boden

Maßnahmenübersicht: Bewertung: ++ sehr positiv; + 
positiv; 0 neutral; - negativ; k. A. keine Angabe

Erosion  
(Wasser & Wind)

Humusbilanz Gesamtbewertung

Maßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen) entspre-
chend notiiziertem MU-Maßnahmenkatalog (MU 2007)

-/0/+/++/k.  A.-

I.A) Zeitliche Beschränkung der Aufbringung tierischer 
Wirtschaftsdünger

0 0 0

I.B) Verzicht auf den Einsatz tierischer  
Wirtschaftsdünger

0 - -

I.C) Gewässerschonende Aufbringung von  
Wirtschaftsdüngern

0 0 0

I.D) Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersuchungen 0 0 0

I.E) Aktive Begrünung    

I. E a) Zwischenfruchtanbau, Untersaaten ++ + ++

I. E b) Brachebegrünung ++ + ++

I.F) Gewässerschonende Fruchtfolgegestaltung  + + +

I.G) Extensive Bewirtschaftung von Grünland 0 0 0

I.H) Umbruchlose Grünlanderneuerung + + +

I.I) Reduzierte N-Düngung 0 0 0

I.J) Reduzierte Bodenbearbeitung + 0 +

I.K) Maisengsaat1) + 0 +

I.L) Unterfußdüngung (rein mineralisch) 0 0 0

I.M) Einsatz stabilisierter N-Dünger 0 0 0

I.N) Reduzierter Herbizideinsatz 0 0 0

I. O) Ökologischer Landbau 0  + +

II) Umwandlung von Acker in extensives Grünland /
extensives Feldgras

++ ++ ++

III) Erosionsschutz Forst ++ + ++

IV) Waldumbau  + +  +

1) ab 2014 keine Förderung gem. MU-Maßnahmenkatalog 

Fazit

 ■ Die Begrünungsmaßnahmen sowie die waldbauli-

chen Maßnahmen zeigen auch positive Effekte für 

den Bodenschutz.

 ■ Die Grundwasserschutzmaßnahmen zur Redu-

zierung des Dünger- oder Herbizideinsatzes sind 

hinsichtlich des Bodenschutzes neutral zu werten.

 ■ Die Reduktion des Einsatzes von organischen 

Düngern kann durch die damit einhergehende Re-

duzierung einer zusätzlichen Humusbildung dazu 

führen, dass diese Grundwasserschutzmaßnahme 

die Ziele des Bodenschutzes nicht noch zusätzlich 

unterstützt.
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Für eine umfassende Efizienzbewertung der Maßnah-

men und ein besseres Umweltsystemverständnis, aber 

auch als Entscheidungsgrundlage für eine gezielte 

Steuerung der Einzelmaßnahmen wurde die Wirkung 

der Freiwilligen Vereinbarungen auf die Umweltmedien 

untersucht (s. Kap. 4.1 bis 4.3).

Bei dem Experten-Workshop im NLWKN mit Betei-

ligung des LBEG, der LWK Niedersachsen, der Inge-

nieurbüros der Wasserschutzzusatzberatung und des 

Thünen-Instituts erfolgte eine Einschätzung der Maßnah-

menwirkung. 

Als Referenz für die Bewertung der Maßnahmenwir-

kung wurde immer die Fläche ohne Maßnahme betrach-

tet. Die Bewertung erfolgte bei gleicher Gewichtung der 

einließenden Faktoren durch Mittelwertbildung (z. B. 
Nmin- oder N-Saldo). Im Folgenden werden die Bewer-

tungsergebnisse für die Umweltmedien Grundwasser, 

Oberlächengewässer, Boden, Klima / Luft und Natur-
schutz dargestellt.

Ergebnisse zur Maßnahmenwirkung auf das Grund-

wasser

Für die Bewertung der Wirkung auf das Grundwasser 

wurden nur der Herbst-Nmin und der N-Saldo herangezo-

gen, da die Maßnahmen vor allem auf eine N-Minderung 

ausgerichtet sind. Als zusätzliches Kriterium wurde die 

Wirksamkeit zur Minderung des PSM-Eintrags bewertet. 

Eine besonders positive Wirkung auf das Grundwasser 

geht von den Maßnahmen zur Brachebegrünung, gewäs-

serschonenden Fruchtfolgegestaltung, der umbruchlosen 

Grünlanderneuerung, der reduzierten N-Düngung, dem 

ökologischen Landbau und der Umwandlung von Acker 

in extensives Grünland / extensives Feldgras aus (s. Tab. 

71). Zu berücksichtigen ist, dass es je nach Ausgestal-

tung der Maßnahmen zu Unterschieden bei der Maß-

nahmenwirkung kommen kann. Auch die Wirkung der 

Zwischenfrucht / Untersaat wurde diskutiert. Eine optimale 

Wirkung zeigen Zwischenfrüchte ohne Düngung. Als 

problematisch wird das Totspritzen der winterharten Zwi-

schenfrüchte in Bezug auf eine mögliche PSM-Belastung 

angesehen. Die Maßnahmen zur  Wirtschaftsdünger-

ausbringung sollten über die Anforderungen  der Guten 

fachlichen Praxis hinaus neu ausgerichtet werden, um 

weitergehende Effekte zu erreichen. 

Ergebnisse zur Maßnahmenwirkung auf Oberlächen-

gewässer

Für die Auswirkungen von FV auf Oberlächengewässer 
wurden die Parameter „Minderung Stoffeintrag Nitrat“ und 

„Minderung Stoffeintrag Phosphat“ sowie „Minderung des 

Sediment- und PSM-Eintrags“ bewertet (s. Tab. 72). Eine 

sehr positive Wirkung für Oberlächengewässer haben 
mit Bezug auf die Reduzierung der Abschwemmung und 

den Erosionsschutz die FV „Brachebegrünung“ und „Um-

wandlung von Acker in extensives Grünland / extensives 

Feldgras“.

Ergebnisse zur Maßnahmenwirkung beim Naturschutz

Da die FV mit einer Laufzeit von maximal fünf Jahren 

eher kurzfristig angelegt sind, werden die Effekte für 

den Naturschutz lediglich als Intensitätssenkung einge-

schätzt. Um Synergien deutlicher als bisher zu erreichen, 

könnten biotopvernetzende Gewässerschutzmaßnahmen 

z. B. im Rahmen von Renaturierungsprojekten und Flur-

bereinigungsmaßnahmen sowie zielgerichtete forstliche 

Maßnahmen und FV intensiver kombiniert werden (s. 

Kap. 4.1).

Ergebnisse zur Maßnahmenwirkung auf das Klima

Die Vorgaben der 2001 von der EU eingeführten Richt-

linie (RL) über nationale Emissionshöchstmengen für 

Luftschadstoffe (NEC RL, EG 2001) sind die wesentliche 

Grundlage für den Klimaschutz. Der Bericht des Um-

weltbundesamtes (UBA) ergab eine bundesweite Über-
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schreitung der Emissionshöchstmenge von rund 26 % 

(entsprechend rund 300 Kilotonnen (kt) für die Stickoxide 

(NO
x
)), die zu 90 % aus der Landwirtschaft stammen 

(UBA 2011). Weiterhin muss die Begrenzung der bun-

desweiten Ammoniakemissionen (NH
3
) auf 550 kt sicher-

gestellt werden. Niedersachsen ist besonders gefordert, 

da aufgrund der hohen Viehbesatzdichten und der damit 

zusammenhängenden Emissionswege (Haltungsformen, 

Wirtschaftsdüngerlagerung und Efizienz beim Dünge-

reinsatz) mit ca. 135 kt rund 24 % aller NH
3
-Emissionen 

Deutschlands anfallen. Die derzeitigen Maßnahmen-

programme zum Grundwasserschutz werden regional 

begrenzt umgesetzt. Für eine Klimabewertung sind 

überregionale Umweltwirkungen (hier für Ammoniak und 

Treibhausgas) von Interesse. Grundsätzlich entscheidend 

für eine positive Klimawirkung sind die Schaffung integ-

rierter Systeme z. B. langjährige Grünlächen, Düngema-

nagement mit emissionsarmer Technik (s. Kap. 4.2).

Ergebnisse zur Maßnahmenwirkung auf den Boden

Sämtliche Maßnahmen, die eine Verringerung der 

Bodenbearbeitung oder die Bodenruhe beinhalten und 

einen Beitrag zum Erhalt bzw. der Verbesserung der Bo-

denstruktur, der Humusbilanz und eine Verringerung der 

Erosion beinhalten, haben eine positive Bodenschutzwir-

kung (s. Kap. 4.3).

Tab. 71: Auswirkungen von FV auf das Grundwasser

Umweltbewertung Grundwasser

Maßnahmenübersicht:                                                          
Bewertung: ++ sehr positiv; + positiv; 0 neutral; - negativ; k.A. 
keine Angabe

Herbst-Nmin 
/ N-Fracht

N-Saldo Gesamt-
bewertung

Minderung 
PSM- 

Eintrag

Maßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen) entsprechend 
notiiziertem MU-Maßnahmenkatalog

 -/0/+/++/k.A.-

I.A)   Zeitliche Beschränkung der Aufbringung tierischer Wirt-
schaftsdünger

 +  +  + 0

I.B)   Verzicht auf den Einsatz  tierischer Wirtschaftsdünger  +  +  + 0

I.C)   Gewässerschonende Aufbringung v. Wirtschaftsdüngern 0  +  + 0

I.D)   Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersuchungen 0  +  + 0

I.E)   Aktive Begrünung

I. E a) Zwischenfruchtanbau, Untersaaten  ++ 0  + 0

I. E b) Brachebegrünung  ++  ++  ++  ++ 

I.F)   Gewässerschonende Fruchtfolgegestaltung  ++  +  ++  + 

I.G)   Extensive Bewirtschaftung von Grünland  +  +  +  +

I.H)   Umbruchlose Grünlanderneuerung  ++  +  ++ 0

I.I)   Reduzierte N-Düngung  +  ++  ++ 0

I.J)   Reduzierte Bodenbearbeitung  + 0  +  -

I.K)   Maisengsaat1) 0 0 0 0

I.L)   Unterfußdüngung (rein mineralisch)  +  +  + 0

I.M)   Einsatz stabilisierter N-Dünger  +  +  + 0

I.N)   Reduzierter Herbizideinsatz 0 0 0  ++ 

I. O)   Ökologischer Landbau  ++  ++  ++  ++

II)  Umwandlung von Acker in extensives Grünland/-extensi-
ves Feldgras

 ++  ++  ++  ++

III)  Erosionsschutz Forst k.A. k.A. k.A. k.A.

IV)  Waldumbau  +  +  + k.A.

1) ab 2014 keine Förderung gem. MU-Maßnahmenkatalog
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Zusammenfassung der Maßnahmenwirkungen

Die nachfolgende Tabelle 73 fasst die Wirkungsintensitä-

ten auf die verschiedenen Umweltmedien zusammen.

Die Ergebnisse zeigen, dass FV nicht nur eine posi-

tive Wirkung auf das Grund- und Oberlächengewässer 
haben, sondern auch auf die weiteren Umweltschutz-

güter Natur, Klima/Luft und Boden. Eine sehr positive 

Wirkung für alle fünf Umweltschutzgüter wird durch die 

Umwandlung von Acker in extensives Grünland / exten-

sives Feldgras erreicht. An zweiter Stelle der qualitativen 

Bewertung folgt die Brachebegrünung, die sich auf drei 

Umweltschutzgüter sehr positiv auswirkt. Die Gesamt-

übersicht der bewerteten Maßnahmen zeigt aber auch, 

dass nicht immer Synergieeffekte zwischen den Schutz-

zielen bestehen. Deutlich wird dies z. B. an der Maßnah-

me „Verzicht auf den Wirtschaftsdünger einsatz“, die zwar 

für den Grundwasserschutz positiv bewertet wird, jedoch 

nicht direkt mit Vorteilen für den Klimaschutz verbunden 

ist. Es ist daher zunehmend von Bedeutung, dass FV 

und Agrarumweltmaßnahmen zielgerichtet auf weitere 

Umweltwirkungen ausgerichtet werden oder durch Maß-

nahmenkombinationen zwischen den Förderprogrammen 

Synergien genutzt werden.

Tab. 72: Auswirkungen von FV auf Oberlächengewässer

Umweltbewertung Oberlächengewässer
Maßnahmenübersicht:                                                          
Bewertung: ++ sehr positiv; + positiv; 0 neutral; - 
negativ; k.A. keine Angabe

Minderung 
Stoffeintrag 

Nitrat

Minderung 
Stoffeintrag 
Phosphat

Minderung 
Sediment-

eintrag

Minderung 
PSM-Ein-

trag

Gesamt-
bewertung

Maßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen) ent-
sprechend notiiziertem Maßnahmenkatalog  -/0/+/++/k.A.-

I.A)   Zeitliche Beschränkung der Aufbringung 
tierischer Wirtschaftsdünger

 ++  ++ 0 0  +

I.B)   Verzicht auf den Einsatz  tierischer Wirt-
schaftsdünger

 +  + 0 0  +

I.C)   Gewässerschonende Aufbringung v. Wirt-
schaftsdüngern

 +  + 0 0  +

I.D)   Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersu-
chungen

0 0 0 0 0

I.E)   Aktive Begrünung

I. E a) Zwischenfruchtanbau, Untersaaten  +  ++  ++ 0  +

I. E b) Brachebegrünung  ++  ++  ++  ++  ++

I.F)   Gewässerschonende Fruchtfolgegestal-
tung

 ++  +  +  +  +

I.G)   Extensive Bewirtschaftung von Grünland  ++  + 0  +  +

I.H)   Umbruchlose Grünlanderneuerung  ++  +  ++ 0  +

I.I)   Reduzierte N-Düngung  + k.A. k.A. 0  +

I.J)   Reduzierte Bodenbearbeitung  +  +  +  -  +

I.K)   Maisengsaat1) 0  +  + 0 0

I.L)   Unterfußdüngung (rein mineralisch)  +  + 0 0  +

I.M)   Einsatz stabilisierter N-Dünger  + 0 0 0 0

I.N)   Reduzierter Herbizideinsatz k.A. k.A. k.A.  +  + 

I. O)   Ökologischer Landbau  ++  + 0  ++  +

II)  Umwandlung von Acker in extensives 
Grünland/-extensives Feldgras

 ++  ++  ++  ++  ++

III)  Erosionsschutz Forst  +  +  ++  +  +

IV)  Waldumbau  k.A.  k.A.  k.A. k.A. k.A.

1) ab 2014 keine Förderung gem. MU-Maßnahmenkatalog
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Tab. 73: Gesamtbewertung der Auswirkung von FV auf Umweltschutzgüter

Umweltbewertung Grund-
wasser

Oberlächen-
gewässer

Naturschutz 
(Arten und 
Biotope)

Klima/ 
Luft

Boden

Maßnahmenübersicht:                                                          
Bewertung: ++ sehr positiv; + positiv; 0 neutral; - 
negativ; k.A. keine Angabe

Gesamtbewertung

Maßnahmen (Freiwillige Vereinbarungen) ent-
sprechend notiiziertem Maßnahmenkatalog  -/0/+/++/k.A.-

I.A)   Zeitliche Beschränkung der Aufbringung 
tierischer Wirtschaftsdünger

 +  + k.A.  + 0

I.B)   Verzicht auf den Einsatz  tierischer Wirt-
schaftsdünger

 +  + k.A. 0  -

I.C)   Gewässerschonende Aufbringung v. Wirt-
schaftsdüngern

 +  + k.A.  + 0

I.D)   Wirtschaftsdünger- und Bodenuntersu-
chungen

+ 0 k.A.  + 0

I.E)   Aktive Begrünung

I. E a) Zwischenfruchtanbau, Untersaaten  +  + k.A.  +  ++

I. E b) Brachebegrünung  ++  ++  +  +  ++

I.F)   Gewässerschonende Fruchtfolgegestal-
tung

 ++  + k.A.  +  +

I.G)   Extensive Bewirtschaftung von Grünland  +  +  ++  + 0

I.H)   Umbruchlose Grünlanderneuerung  ++  +  k.A.  ++  +

I.I)   Reduzierte N-Düngung  ++ +  k.A.  ++ 0

I.J)   Reduzierte Bodenbearbeitung  +  +  k.A. 0  +

I.K)   Maisengsaat1) 0  0  k.A. k.A.  +

I.L)   Unterfußdüngung (rein mineralisch)  +  +  k.A. 0 0

I.M)   Einsatz stabilisierter N-Dünger  + 0  k.A. 0 0

I.N)   Reduzierter Herbizideinsatz 0 +  k.A. 0 0

I. O)   Ökologischer Landbau  ++  +  +  +  +

II)  Umwandlung von Acker in extensives 
Grünland/-extensives Feldgras

 ++  ++  ++  ++  ++

III)  Erosionsschutz Forst  k.A.  +  k.A. 0  ++

IV)  Waldumbau  +  k.A.  ++ 0  +

1) ab 2014 keine Förderung gem. MU-Maßnahmenkatalog
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Voraussetzung hierfür ist die Kontinuität der Maßnah-

menprogramme.

Aktuelle Auswertungen weisen für Niedersachsen N-

Bilanzüberschüsse in Höhe von rund 85 kg N/ha LN aus 

(LBEG 2014). Als Ergebnis der Bewertung der Grund-

wasserkörper gemäß EG-WRRL ist im Vergleich zu 2009 

der Flächenanteil, der  „im schlechten Zustand“ beindli-
chen Grundwasserkörper nahezu unverändert.  

Mit Blick auf die Gewässerschutzziele bedeutet dies, 

dass für den Bereich der grundlegenden Maßnahmen 

gemäß EG-WRRL (z. B. Umsetzung landwirtschaftli-

ches Fachrecht, DüV) konkrete Minderungsstrategi-

en aufgezeigt werden müssen. Um die bestehenden 

Nährstoffüberschüsse deutlich zu reduzieren, sollten 

beispielsweise die Möglichkeiten eines efizienten Wirt-
schaftsdüngereinsatzes zur gezielten Substitution von 

Mineraldünger genutzt werden. 

Freiwillige Vereinbarungen haben nicht nur eine 

positive Wirkung auf Grund- und Oberlächengewässer, 
sondern auch auf die weiteren Umweltschutzgüter Natur, 

Klima und Boden. Ebenso gibt es zahlreiche Förderpro-

gramme, z. B. im Naturschutz, die gleichzeitig positive 

Effekte auf  Grund- und/oder Oberlächengewässer ent-
falten können. Durch entsprechende Maßnahmenkombi-

nationen zwischen den Förderprogrammen sollten künftig 

Synergien zur  Efizienzsteigerung der Gewässerschutz-

konzepte stärker genutzt werden. 

Im Interesse einer integrierten Gewässerbewirtschaf-

tung muss in künftigen Maßnahmenkonzepten neben 

Stickstoff auch die diffuse Belastung der Oberlächen-

gewässer durch Phosphat berücksichtigt werden. Im 

Bereich des Grundwassers ergibt sich aufgrund der 

PSM-Befunde und deren Metabolite die Notwendigkeit, 

Zusammenfassende Betrachtung und Ausblick

5
Der freiwillige kooperative Trinkwasserschutz hat sich in 

Niedersachsen seit Beginn der neunziger Jahre als ge-

eignetes Instrument zum Ressourcenschutz vor diffusen 

Stoffbelastungen aus der Landwirtschaft bewährt. Aktuell 

bestehen landesweit 74 regionale Trinkwasserschutzko-

operationen zwischen den örtlichen Wasserversorgungs-

unternehmen und den in den Trinkwassergewinnungsge-

bieten (TGG) wirtschaftenden Landwirten. Die fachliche 

Begleitung der Maßnahmenprogramme und die landes-

weite Kontrolle der umgesetzten Maßnahmen erfolgt 

durch den NLWKN (NLWKN 2014d). 

Seit 2010 werden die fachlichen und organisatori-

schen Erfahrungen des Kooperationsmodells auch bei 

der Umsetzung der EG-WRRL zur Verbesserung der 

Qualität der diffus mit  Stickstoff belasteten Grundwas-

serkörper genutzt. Die Umsetzung der ergänzenden 

Maßnahmen gemäß EG-WRRL basiert wie im Trinkwas-

serschutz auf dem kooperativen Ansatz und dem Prinzip 

der Freiwilligkeit, wird aber vollständig landesseitig koor-

diniert. Landesweit bestehen in zehn Beratungsgebieten 

der Maßnahmenkulisse Nitratreduktion regionale Grund-

wasserkreise mit Vertretern/innen der Land- und der 

Wasserwirtschaft und der beauftragten Wasserschutzzu-

satzberatung. 

Im Rahmen des kooperativen Grundwasserschutzes 

sind mit den ergänzenden Maßnahmen sowohl in den 

TGG als auch in der Maßnahmenkulisse der EG-WRRL 

nachweisbare Erfolge, z.B. Senkung von N-Bilanzüber-

schüssen, erzielt worden. Für Niedersachsen ist daher 

auch künftig der kooperative Ansatz mit der Wasser-

schutzzusatzberatung und den begleitenden Flächen-

maßnahmen (FV, AUM) von zentraler Bedeutung zur 

Erreichung der  Gewässerqualitätsziele. Eine wichtige 
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5 Zusammenfassende Betrachtung und Ausblick

gezielte Maßnahmen zur Reduzierung des Schadstoffein-

trags umzusetzen.

Aufbauend auf den positiven Erfahrungen der seit 

über 20 Jahren bestehenden Zusammenarbeit im Nie-

dersächsischen Kooperationsmodell werden die Akteure 

auch künftig Maßnahmen zum Gewässerschutz enga-

giert umsetzen. Die vorliegende Neuaulage des Anwen-

derhandbuchs bildet hierbei einen wichtigen Baustein 

zum Gewässerschutz. Als Instrument mit den aktualisier-

ten landesweit gültigen Fachstandards bietet das An-

wenderhandbuch weiterhin Hilfestellung bei der Planung, 

Umsetzung und Evaluierung der Maßnahmenprogramme 

und trägt somit zu einem hohen fachlichen Niveau beim 

kooperativen Gewässerschutz bei. 
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